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„Über Geld spricht man nicht.“1 
 
So sehr diese Aussage auch für den Bereich privater Begegnungen in der deutschen (Ge-
sprächs-) Kultur zutreffen mag, so sehr ist sie doch dort – zumindest in der Lesart als empi-
rische Feststellung – falsifiziert, wo dies nicht im Sinne einer Selbstauskunft gemeint ist. Im 
Zuge genüsslicher Debatten über (regelmäßig an ebendieser unbeteiligte) Dritte ist deren fi-
nanzielle Ausstattung ein beliebtes Thema, nicht selten begleitet von einem Großaufgebot an 
medialer Präsenz. Insbesondere Vorstandsmitglieder international agierender Konzerne mit 
Sitz in Deutschland können sich – nicht erst seit Bestehen entsprechender Publizitätspflichten 
– einer breiten Aufmerksamkeit in Bezug auf ihre Entlohnung sicher sein. 
In noch stärkerem Maße gilt dies für gemeinnützige Organisationen und den Dritten Sektor 
insgesamt.2 Hier reagiert die Öffentlichkeit bei Bekanntwerden übermäßiger Vergütungen 
besonders empfindlich. Umgekehrt zeigen diese Fälle im Einzelnen durchaus ein fehlendes 
Gespür der Verantwortlichen für die Unangemessenheit bestimmter Bezüge. Markante Bei-
spiele aus den letzten Jahren umfassen etwa das Deutsche Komitee für UNICEF e.V. und den 
Fall der Treberhilfe Berlin e.V., deren Geschäftsführer zeitweise ein Jahresgehalt von min-
destens 365.000 € bezog.3 Ähnliche Empörung erregte Mitte 2017 der Fall eines Vorstands 
des Diakoniewerks Bethel gGmbH, dessen Jahresbezüge rund 700.000 € und Pensionsansprü-
che zusätzlich etwa 5,6 Millionen € betrugen.4 Die Frage, ob die entsprechenden Vorstände 
und Geschäftsführer die ihnen in regelmäßigen Abständen zufließenden Beträge im doppelten 
Wortsinne „verdienen“, hat neben einer – kaum allgemeingültig ergründbaren – ethischen 
zunächst eine rechtliche Seite, die nicht nur in der öffentlichen Debatte bislang tendenziell 
vernachlässigt worden ist. 
                                                             
1 Dieses in seiner Provenienz nicht eindeutig zuzuordnende Sprichwort lässt sich allerdings mit Jean 
Paul Getty auch wie folgt vervollständigen: „... man hat es.“. 
2 Vgl. zu diesem Befund Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (357); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 
17–48 (41); am deutlichsten sprechen hierfür die Rücklaufquoten von etwa 10 % bei der Studie 
von Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (56 ff.). 
3 Siehe bspw. Schönball, Tagesspiegel online (14.12.2011). Noch mehr Erregung verursachte in der 
darauf folgenden öffentlichen Debatte allerdings sein Dienstwagen, ein Maserati Quattroporte. 
4 Siehe dazu initiativ die investigative Recherche von Richter/Wünschel, correctiv.org (21.7.2017). 




Eine nähere Analyse der Rahmenbedingungen der Vergütung von Vorständen und Geschäfts-
führern sieht sich zunächst einmal der Herausforderung ausgesetzt, dass eine Vielzahl recht-
licher Materien hiervon berührt ist. Neben arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Fra-
gen der Beschäftigung sind dies grundlegender die zivil- und gesellschaftsrechtlichen Fragen 
der Rechtsbeziehungen zwischen der NPO als juristischer Person und den natürlichen Perso-
nen, die ebendort entsprechende Ämter bekleiden. Dazu gesellen sich steuerrechtliche As-
pekte, insbesondere die Regelungen des Gemeinnützigkeitsrechts, welche die allgemeinen 
Anforderungen beinhalten, die zu erfüllen sind, um einen gemeinnützigen Status – sowie die 
damit verbundenen Privilegien – zu erlangen. Hinzu kommen Fragen der ertragsteuerlichen 
Behandlung entsprechender Zahlungen, sowohl aufseiten der Körperschaft als auch der Ver-
gütungsempfänger selbst. Diese Teilrechtsgebiete sind dabei nicht schlicht isoliert zu bewer-
ten, sondern befinden sich in einem Geflecht wechselseitiger Bezugnahmen und Wertungs-
anknüpfungen. Speziell das steuerliche Gemeinnützigkeitsrecht spielt in vielerlei Hinsicht – 
insbesondere durch die Vorgaben der Mustersatzung und deren verbindliche Adaption – die 
Rolle eines Organisationsrechts des Dritten Sektors.5 Dies führt dazu, dass auch ihrer Natur 
nach genuin zivilrechtliche Fragen im Einzelnen im Lichte der gemeinnützigen Vorgaben zu 
interpretieren und bewerten sind. 
Dabei geht es im Kern um die Frage, ob die gezahlten Beträge in Ansehung der dafür geleis-
teten Tätigkeit des Organwalters als im Rechtssinne angemessen zu qualifizieren sind. Wäh-
rend dies in der zivilrechtlichen – insbesondere aktienrechtlichen – Literatur und Rechtspre-
chung jedenfalls seit der Finanzkrise im Jahre 2008 umfangreich und qualifiziert diskutiert 
worden ist und wird, fehlen im Bereich des Dritten Sektors grundlegende Ausarbeitungen zu 
diesem Thema.6 Die (zudem prinzipiell rechtsformspezifischen) Erkenntnisse des Zivil- und 
Gesellschaftsrechts lassen sich dabei nicht ohne Weiteres für den gemeinnützigen Bereich 
fruchtbar machen. Steuerrecht und Zivilrecht beurteilen denselben Sachverhalt prinzipiell aus 
unterschiedlichen Perspektiven und mit individuellen Maßstäben und Zielrichtungen.7 Zu-
sätzlich haben zahlreiche Reformen, mit denen der alles andere als untätige Gesetzgeber An-
reize für bürgerschaftliches Engagement schaffen wollte, dazu geführt, dass sich die rechtli-
chen Voraussetzungen in den letzten Jahren verschiedentlich geändert und in Teilen neue 
Fragen aufgeworfen haben. 
Die Thematik der Vergütung in NPOs ist außerdem als rechtliches Thema in den letzten Jah-
ren in mehrfacher Hinsicht wichtiger geworden. Während in Teilen noch bis zum Ende des 
20. Jahrhunderts eine ehrenamtliche Tätigkeit in gemeinnützigen Körperschaften – auch auf 
der Geschäftsführungsebene – der unumstrittene Regelfall war, ist spätestens in den letzten 
zwanzig Jahren eine vermehrte Entlohnung dieser Tätigkeit zu beobachten. Diese Tendenz 
zur Professionalisierung der Geschäftsführung – die im Allgemeinen vonseiten der Politik 
(u.a. zur Entlastung des Staates) unterstützt wird8 – ist die logische Folge nicht nur einer 
Ausdehnung der Tätigkeitsbereiche, die NPOs unter Wahrung der steuerlichen Privilegien 
                                                             
5 Siehe grundlegend hierzu Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 (passim). 
6 Dies ist auch im internationalen Maßstab seit jeher so zu beobachten: Gray/Benson, Nonproﬁt 
Management and Leadership 13 (2003), 213–227 (214). 
7 Vgl. BVerfG, Kammerbeschluss v. 27.12.1991 (2 BvR 72/90) BStBl II 1992, 212 (213) (=NJW 
1992, 1219); Schulze-Osterloh, AcP 190 (1990), 139–164 (153); B. D. Ullrich, in: NPLY 
2011/2012, 115–146 (115 f.) außerdem Seer, in: Tipke/Lang22, § 1 Rn. 31 ff. 
8 Hopt, in: NPO in RWG, 243–258 (254 f.); ders., in: Comp CG of NPO, 531–563 (553); für die 
Schweiz: Jakob/Uhl, AJP 2015, 279 (285). 
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ausüben können, sondern auch einer mit steigenden Umsatzzahlen verbundenen Komplexität. 
Die damit einhergehenden Risiken für die Amtswalter können oftmals nicht mehr guten Ge-
wissens allein von engagierten Laien getragen werden. Verstärkt wird dieses Problem durch 
einen spürbaren Rückgang der allgemeinen Bereitschaft zu ehrenamtlichem Engagement in 
den letzten Jahren.9 Im Zuge dieser Entwicklung wird die Erforschung der rechtlichen Rah-
menbedingungen einer vergüteten Tätigkeit umso wichtiger für die Aufrechterhaltung und 
Effektivierung dieses gesamtgesellschaftlich unverzichtbaren Tätigkeitsfelds. 
 
B. Gang der Darstellung 
Die Struktur der folgenden Arbeit gliedert sich im Wesentlichen in zwei hierarchisch gleich-
geordnete Teile. Im ersten Teil der Darstellung werden die zivil- und gesellschaftsrechtlichen 
Voraussetzungen einer Vergütung von Organtätigkeit beleuchtet. Die Binnenstruktur richtet 
sich hierbei nach den einen Vergütungsanspruch begründenden Voraussetzungen im Rahmen 
der jeweiligen Gesellschaftsverfassung und muss daher rechtsformspezifisch getrennt erfol-
gen. Die Darstellungsreihenfolge ergibt sich gleichsam aus der insofern gleichlaufenden (zah-
lenmäßigen) Bedeutung der jeweiligen Rechtsform im Dritten Sektor, als auch aus gesetzes-
systematischen Erwägungen, die eine Behandlung des eingetragenen Vereins (A.) vor der 
Stiftung (B.) und beiderseits vor den Kapitalgesellschaften GmbH und AG (C.) erforderlich 
machen.10 Aufgrund der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit müssen hierbei indes als Vor-
griff auf den zweiten Teil bereits gewisse Wertungen des Gemeinnützigkeitsrechts mit in die 
Betrachtungen einfließen, sofern sie durch die Implementierung in der Satzung die rechtliche 
Konstitution der juristischen Personen prägen.11 
                                                             
9 Vgl. Priemer/Labigne/Krimmer, S. 44 f. sowie die Auswertung unterschiedlicher Studien bei 
Krimmer, S. 53 ff. 
10 Die Wahl der passenden Rechtsform bei Gründung einer gemeinnützigen Organisation hängt von 
vielen Faktoren ab, neben zivil- und steuerrechtlichen auch betriebswirtschaftliche und rein fakti-
sche Gründe, wie etwa die Außenwirkung oder Wünsche und Vorgaben von unterstützungswilli-
gen Personen; vgl. v. Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 1; M. Schmidt; Stock, NZG 
2001, 440. Die Behandlung der (g)AG mag auf den ersten Blick aufgrund ihrer quantitativ ver-
nachlässigbaren Rolle im Dritten Sektor verwundern, bietet aber aufgrund ihrer – insbesondere in 
Vergütungsfragen – hervorgehobenen Bedeutung im Bereich des for-profit-Sektors zahlreiche An-
knüpfungspunkte für eine im weiteren Gang der Darstellung erfolgende Bewertung in gemeinnüt-
zigkeitsrechtlicher Hinsicht. Eine Einbeziehung der Rechtsform der eingetragenen Genossen-
schaft soll hingegen aus Gründen des beschränkten Umfangs der Arbeit unterbleiben. 
11 Die Begriffe der „Gemeinnützigkeit“ und des „gemeinnützigen Zwecks“ werden in Rahmen dieser 
Darstellung nach allgemeinem Sprachgebrauch prinzipiell als Oberbegriff (des Rechts) der steu-
erbegünstigten Zwecke i.S.d. §§ 51 ff. AO verwendet, solange sich aus dem Kontext nicht eine 
differenzierende Verwendung ergibt. Siehe auch Hüttemann, KSzW 2014, 158 (163); B. D. Ull-
rich, in: NPLY 2011/2012, 115–146 (116 [Fn. 5]); kritisch zu dieser Praxis Reimer/Waldhoff, FR 
2002, 318 (318). 
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Der zweite Teil beleuchtet sodann die steuerrechtliche Einordnung von Vergütungszahlun-
gen. Dabei erfolgt zunächst eine allgemeine Aufbereitung der Anforderungen an einen ge-
meinnützigen Status und dessen Auswirkungen auf die NPO (A.).12 Anschließend werden die 
gesteigerten Anforderungen und Besonderheiten untersucht, die das Gebot der gemeinnützi-
gen Mittelverwendung in Bezug auf die Vergütung von Organtätigkeit mit sich bringt (B.). 
Den Kern der Arbeit stellt schließlich der Versuch dar, den Begriff der Angemessenheit – 
ausgehend von zivilrechtlichen und allgemein steuerrechtlichen Interpretationsansätzen – in 
seinem genuin gemeinnützigen Verständnis zu ergründen und für eine konkrete Vergütungs-
analyse in NPOs handhabbar zu umreißen (C.). Die Untersuchung schließt mit der Betrach-
tung einiger praxisrelevanter Einzelprobleme, die sich aus der Vorgabe der zeitnahen Mittel-
verwendung i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO (D.) für die vergütungsspezifischen Verwaltungs-
vorgänge innerhalb der gemeinnützigen Körperschaften ergeben. 
                                                             
12 Die Darstellung sozialversicherungsrechtlicher Fragen soll hierbei ebenso wie die ertragsteuerli-
che Behandlung inklusive der Besteuerung auf Empfängerseite aus Gründen des Umfangs der Dar-
stellung so weit wie möglich unterbleiben. 
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A. Verein 
I. Der Verein als Archetyp der Körperschaft 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch finden sich die Regelungen über den Verein sehr eminent direkt 
am Anfang in den §§ 21 ff. und damit als Grundform einer juristischen Person in direkter 
Abgrenzung zur natürlichen Person.13 Im Zusammenspiel mit der Bedeutung des Bürgerli-
chen Gesetzbuches in der Gesamtordnung zivilistischer Kodifikationen ergibt sich hieraus 
ein deutliches Bekenntnis des Gesetzgebers zur Stellung des Vereins als Archetypus aller 
zivilrechtlichen Körperschaften. Für die im Anschluss geregelte Stiftung – auch wenn diese 
keine Gesellschaft und Körperschaft, sondern eine mit eigener Rechtspersönlichkeit ausge-
stattete, nicht verbandsmäßig organisierte Einrichtung darstellt14 – ergibt sich das schon ex-
plizit aus der, wenn auch nicht allzu umfangreichen, Verweisung des § 86 BGB. Aber selbst 
für die Körperschaften des Handelsrechts ist der Verein der Typus, den diese nur in Spezifika 
überlagern und teilweise ersetzen.15 Auch nach Ansicht des BGH hat der Verein daher „in 
entscheidender Hinsicht als Grundform aller rechtsfähigen juristischen Personen des Zivil-
rechts zu gelten“.16 
Historisch gesehen kann der Verein des bürgerlichen Rechts in dreierlei Gestalt auftreten: Als 
nichtwirtschaftlicher (oder auch Ideal-) Verein – also zur Verfolgung ideeller Vereinszwecke 
– (§ 21 BGB), als wirtschaftlicher Verein – bei Unterhaltung eines wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs als Zweck – (§ 22 BGB), und schließlich als nichtrechtsfähiger, beziehungs-
weise nicht eingetragener Verein in beiderlei Spielarten (§ 54 BGB).17 Bedeutung haben diese 
unterschiedlichen Formen allerdings im Wesentlichen nur für die individuellen Vorausset-
zungen der rechtmäßigen Erlangung der Rechtspersönlichkeit. Während bei Vorliegen eines 
ideellen Vereinszwecks eine Eintragung im Vereinsregister die Erlangung der Rechtsfähig-
                                                             
13 Insbesondere der Vergleich mit der Gesellschaft bürgerlichen Rechts, die erst im (gesellschaftli-
chen) Schuldrecht in den §§ 705 ff. BGB Regelung findet, zeugt hier von der besonderen Einord-
nung des Vereins. 
14 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vor §§ 80 ff. Rn. 1 f.; Ellenberger, in: Palandt77, Vor § 80 
Rn. 5; Koch, § 1 Rn. 5; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 21 Rn. 5; H. P. Westermann, in: Erman15, 
Vor § 21 Rn. 12; Wiese, in: Erman15, § 80 Rn. 2. 
15 Zur geschichtlichen Entwicklung der juristischen Person anhand der Verbände Reuter, in: MüKo-
BGB7, Vor § 21 Rn. 53. Vgl. außerdem zur (analogen) Heranziehung des § 31 BGB für die Haf-
tung für Organhandeln in anderen Gesellschaftsformen: Arnold, in: MüKo-BGB7, § 31 Rn. 11 ff.; 
Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 31 Rn. 2 f.; H. P. Westermann, in: Erman15, § 31 Rn. 2. Stellen-
weise werden die Kapitalgesellschaften daher auch „Vereine des Handelsrechts“ genannt: H. P. 
Westermann, in: Erman15, Vor § 21 Rn. 12. 
16 So BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (245) (=NJW 1991, 1727). 
17 Für diesen gelten laut Gesetzeswortlaut die Vorschriften über die (Personen-) Gesellschaft. Nach 
mittlerweile wohl herrschender Meinung finden aber die Normen des rechtsfähigen Vereins (ana-
log) auch auf diesen Anwendung, wenn sie nicht auf der Rechtsfähigkeit oder einer Eintragung 
fußen; vgl. schon (zur aktiven Parteifähigkeit) BGH, Urteil v. 11.7.1968 (VII ZR 63/66) BGHZ 
50, 325–335 (=NJW 1968, 1830); sowie Arnold, in: MüKo-BGB7, § 54 Rn. 4; Ellenberger, in: 
Palandt77, § 54 Rn. 1; Grambow, Rn. 3; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.34; Märkle/Alber, 
S. 111 f.; Reichert, Rn. 5091; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 54 Rn. 15. 
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keit konstituiert (§ 21 BGB), können wirtschaftliche Vereine diese nur durch staatliche Ver-
leihung (Konzession) erlangen.18 Dabei hat sich die historische Bedeutung des wirtschaftli-
chen Vereins weitgehend auf die anderen Kapitalgesellschaften verlagert. Während zu An-
fangszeiten der Geltung des BGB die zur Erlangung der Rechtsfähigkeit des Wirtschaftsver-
eins notwendige Konzession noch häufiger erteilt wurde, stellt sie heute die absolute Aus-
nahme dar, weil die staatliche Verleihung der Rechtsfähigkeit nur noch dann erfolgen soll, 
wenn es nicht zumutbar ist, die Zwecke in der Form einer anderen Körperschaft, also AG, 
GmbH, eG oder ähnliches, zu realisieren.19 Der Grund hierfür liegt primär im Gläubiger-
schutz, da insbesondere an die Haftungsmasse und die Publizitätspflichten bei Kapitalgesell-
schaften deutlich höhere Anforderungen gestellt werden, sodass die Risiken der wirtschaftli-
chen Betätigung eines Vereins in keinem Verhältnis zu den vorhandenen rechtlichen Absi-
cherungen stehen.20 Aufgrund der Höhe dieser Anforderungen gibt es heute nur wenige 
rechtsfähige wirtschaftliche Vereine.21 
Die besondere Bedeutung des eingetragenen Vereins im Allgemeinen und für die Gemein-
nützigkeit im Speziellen zeigt sich auch in den in jüngster Zeit vermehrt erfolgten Anpassun-
gen an Rechtsentwicklungen auf diesem Gebiet.22 
                                                             
18 Siehe hierzu Griep, ZStV 2013, 24 (25); Grambow, Rn. 4 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 2.29; Koch, § 26 Rn. 2, 23 ff.; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 22 Rn. 1; Märkle/Alber, S. 27. 
19 Grambow, Rn. 5 m.w.N. Reuter, in: MüKo-BGB7, §§ 21, 22 Rn. 6; teilweise wird hierin ein Ty-
penzwang erblickt: Reichert, Rn. 128. Zumindest muss man darin rechtstechnisch einen Fall von 
Subsidiarität erblicken: H. P. Westermann, in: Erman15, § 22 Rn. 1; Schöpflin, in: BeckOK-
BGB43, § 22 Rn. 6; K. Schmidt, NJW 1979, 2239. Vgl. in diesem Zusammenhang jüngst auch den 
Streit um die Eintragung von Kindertagesstätten: unten A.I.1.b, S. 10 ff. 
20 BGH, Urteil v. 29.9.1982 (I ZR 88/80) BGHZ 85, 84–100 (88) (=NJW 1983, 569) – ADAC-Ver-
kehrsrechtsschutz –; Grambow, Rn. 17. Reuter, in: MüKo-BGB7, §§ 21, 22 Rn. 13 ff. nennt dane-
ben noch den Mitgliederschutz und eine gewisse Sozialpflichtigkeit der strengeren Regelungen 
der Kapitalgesellschaften; siehe auch Reichert, Rn. 118, 128; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 22 
Rn. 6. Dass auch Kapitalgesellschaften in ihrer gemeinnützigen Spielart ein geringeres Schutzni-
veau bieten, als in der „eigentlichen“ Form zeigt B. D. Ullrich, in: NPLY 2011/2012, 115–146 
(118 ff.). 
21 Laut der Suche auf https://www.unternehmensregister.de (Rechtsform „HRA Juristische Person“) 
ist von maximal etwa 1000 solcher Vereine mit Status einer juristischen Personen auszugehen, 
wobei der Großteil hiervon eine gewisse Nähe zum Staat aufweist (Stadtwerke, Sparkassen etc.); 
ähnliche Zahlen bezüglich Erzeugergemeinschaften bei Bösche, npoR 2011, 82 (84). Die bekann-
testen rechtsfähigen wirtschaftlichen Vereine dürften die großen Verwertungsgesellschaften sein 
(siehe nur https://www.gema.de/impressum.html). Eine neuere Entwicklung ist aber bei Dorf(ge-
meinschafts)läden zu verzeichnen, die einige Landesverwaltungen nunmehr anscheinend in dieser 
Rechtsform anerkennen: Weitemeyer, in: NPLY 2011/2012, 91–114; Bösche, npoR 2011, 82 (85). 
Ebenso gibt es immer wieder Stimmen, die sich für eine Abschaffung des wirtschaftlichen Vereins 
aussprechen: vgl. in jüngerer Zeit etwa Griep, ZStV 2013, 24 (25 f.). 
22 Seit Mitte 2009 gab es allein drei größere Gesetzesänderungen mit vereinsrechtlichem Bezug. Vgl. 
zu weiteren Reformbestrebungen auch Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.28; Reuter, NZG 
2009, 1368 (1371 ff.). 
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1. Bedeutung des Vereins im Dritten Sektor 
Im Jahre 2012 existierten über 580.000 eingetragene Vereine in Deutschland23, in denen sich 
nach manchen Berechnungen bis zur Hälfte aller Deutschen engagieren.24 Plakativer wird die 
besondere Stellung des Vereins als Rechtsform aller Arten ideellen Engagements, wenn man 
sich die Tatsache vor Augen führt, dass allein etwa jeder dritte erwachsene Bundesbürger 
Mitglied in einem Sportverein ist.25 Der Kultur- und Freizeitbereich, in dem sich traditions-
gemäß die meisten Vereine engagieren, stellt dabei auch innerhalb des Dritten Sektors den 
Schwerpunkt der ehrenamtlichen Betätigung dar.26 
a. Geschichtliche Entwicklung 
Historisch betrachtet war diese Entfaltung so nicht angedacht, war doch das Vereinsrecht eher 
als Recht der „Skat-, Kegel-, Rauch- und Saufvereine“ konzipiert.27 Diese Idee tendenziell 
selbstzweckhafter und zum persönlichen Amüsement gedachter Geselligkeitsvereine28 mit 
gesamtgesellschaftlich höchstens reflexartig positiven Nebenwirkungen entwickelte sich al-
lerdings, auch unter der zunehmenden Regelung gemeinnütziger Belange und Privilegierun-
gen, immer weiter hin zu einem altruistischeren Verständnis von Vereinsengagement.29 Be-
günstigt wurde diese Entwicklung, neben einem gesamtgesellschaftlichen Mentalitätswandel, 
der von der finanziell mit ihrer Daseinsvorsorgepflicht in zunehmendem Maße überforderten 
Staatlichkeit jedenfalls dankbar aufgenommen und gefördert (wenn nicht gar initiiert) 
                                                             
23 Zahlen auf Grundlage der Vereinsregister bei Krimmer u.a., S. 14; vgl. auch Wörle-Himmel/End-
res, DStR 2010, 759 (Fn. 6). 
24 Burgard, in: Hdb Managerhaftung2, § 6 Rn. 1 m.w.N.; Realistischer (knappes Viertel): Krimmer 
u.a., S. 24. 
25 Brete/Thomsen, SpuRt 2008, 11 (11); Zimmer/Priller, S. 125. 
26 Nach dies., S. 125 entfällt 40 % aller ehrenamtlichen Arbeit auf diesen Teilbereich, nach Krimmer 
u.a., S. 69 entfalten über 50 % aller Organisationen ihre Tätigkeiten (zumindest auch) auf diesen 
Gebieten. 
27 Mugdan, Materialien Bd. 1, S. 995. Allerdings war diese Aussage durchaus polemisch gemeint, 
weil ihr Urheber – Arthur Stadthagen, der einzige Jurist in der Reichstagsfraktion der SPD – sich 
darüber echauffierte, dass offenbar sozialdemokratisch geprägten Vereinen auch bei kulturellem 
Engagement weiterhin die Rechtsfähigkeit versagt bleiben sollte. Dies hatte ihn im selben Zusam-
menhang auch dazu verleitet, pikiert festzustellen, dass ein Verein nach den Vorstellungen des 
Entwurfs wohl nur dann rechtsfähig sein sollte, „wenn mehrere zusammentreten, die nicht Sozial-
demokraten sind!“ (ebd.). 
28 Reuter, in: BGH Festgabe, 211–243 (211); mit Bezugnahme auf Mugdan, Materialien Bd. 1, 
S. 928. 
29 Besagte Entwicklungslinien werden sehr prägnant und anschaulich skizziert bei Reuter, NZG 
2009, 1368 (1368 f.). Zum bis heute fortgeltenden Charakter des Vereinslebens aus soziologischer 
Sicht Pankoke, in: Hdb Stiftungen, 637–670 (648 f.). Andere Stimmen weisen aber zu Recht da-
rauf hin, dass auch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bereits viele Vereine aufgekommen 
waren, die sich die Auseinandersetzung mit der Lösung der Sozialen Frage zum Ziel gesetzt hatten: 
Zimmer/Priller, S. 46 f. 
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wurde30, durch die relativ unbürokratischen und kostengünstigen Anforderungen an die Grün-
dung eines Idealvereins.31 Dies zeigte sich nicht zuletzt auch in der seit den 1970er Jahren 
aufkeimenden ökologischen Bewegung, die bis heute mehrheitlich vereinsmäßig organisiert 
ist, woran sich zeigt, dass selbst dem sog. Establishment fernstehende („alternative“) Kreise 
keinerlei Scheu vor dieser Art der Verfasstheit zeigen. Dies lässt die Organisation in Vereinen 
insofern gesamtgesellschaftlich ohne nennenswerte Alternative erscheinen.32 
Diese Bedeutung wurde in den letzten Jahren – lanciert von einer erstarkenden Beratungspra-
xis und vertieften wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der Materie – dadurch ver-
stärkt, dass die Möglichkeiten wirtschaftlicher Betätigung für Vereine zivil- und steuerrecht-
lich in zunehmendem Maße ausgeweitet wurden, was im Zivilrecht insbesondere durch groß-
zügige Rechtsprechung geschah. Beispielhaft ist hierfür auf Seiten des Idealvereins die 
Reichweite des Nebenzweckprivilegs.33 Eine solche Betätigung steht weder der Gemeinnüt-
zigkeit noch der davon rechtlich unabhängigen Rechtsformerlangung qua Eintragung wegen 
Verfolgung ideeller Zwecke prinzipiell im Wege.34 Auch haftungsrechtliche Belange spre-
chen für den Verein. Neben der eingeschränkten Haftung der im Verein tätigen Personen, 
also sowohl der Organ- als auch der Vereinsmitglieder im Innenverhältnis (§§ 31a f. BGB35), 
spricht auch die auf das Vereinsvermögen beschränkte Haftung für die Organisation in ver-
einsrechtlicher Form. Insbesondere besteht hier keine wie auch immer geartete (Ausfall-) 
Haftung der Mitglieder.36 So kann es kaum verwundern, dass der überwältigende Großteil der 
im Dritten Sektor tätigen Organisationen in Deutschland die Rechtsform eines eingetragenen 
Vereins aufweist.37 
                                                             
30 Petzschke, S. 3; Zimmer/Priller, S. 50 ff., 86. Andererseits kann man diese Entwicklung auch als 
bereits im 19. Jahrhundert vorgeprägt sehen: dies., S. 45. 
31 Wörle-Himmel/Endres, DStR 2010, 759 (759); a.A. aber Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche 
Rahmenbedingungen, S. 454 f. 
32 Zimmer/Priller, S. 46. 
33 Grundlegend zu den Entwicklungslinien: (für das Nebentätigkeitsprivileg) Beuthien, NZG 2015, 
449 (passim); Rücker, S. 92 ff.; (für die steuerliche Seite) Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, 
S. 166 ff. Siehe außerdem Grambow, Rn. 17 ff., 31 f.; Reichert, Rn. 160 ff., 7184 ff.; Sau-
ter/Schweyer/Waldner, Rn. 47, 500 f.; Stöber/Otto, Rn. 69 ff., 76, 1573 f. Vgl. zur Abgrenzung 
und zu etwaigen Wechselwirkungen unten A.I.1.b, S. 10 ff. 
34 Dies geht anschaulicherweise im Vereinsfußball so weit, dass dies teilweise – auch ohne die Aus-
lagerung des Spielbetriebs in eine entsprechende Kapitalgesellschaft (vgl. Burgard, in: Hdb Ma-
nagerhaftung2, § 6 Rn. 1; Grambow, Rn. 19 ff.; Stöber/Otto, Rn. 71; zu faktischen Hintergründen 
anschaulich Schießl, DStZ 2007, 494 [495 f.]) – bei Bundesligavereinen dem Charakter des ei-
gentlichen Vereins als Idealverein nicht prinzipiell im Wege steht, selbst wenn hierbei dreistellige 
Millionenbeträge umgesetzt werden. Vgl. dazu überblicksartig v. Appel/Schwarz, npoR 2014, 
111; kritisch Weick, in: Staudinger2005, § 21 Rz. 15; H. P. Westermann, in: Erman15, § 21 Rn. 7 
m.w.N. Beachte zur logischen Trennung der vereinsrechtlichen und gemeinnützigkeitsrechtlichen 
Maßstäbe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.30. 
35 Aber auch vor Einführung dieser Normen – s. Arnold, in: NPLY 2009, 89–113; J. F. Orth, SpuRt 
2010, 2 – wurden für ehrenamtlich Tätige entsprechende ungeschriebene Haftungsbeschränkungen 
rechtsfortbildend diskutiert. Siehe aber für den nichtrechtsfähigen Verein Meyer, Verbandsmit-
gliederhaftung, S. 316 ff. 
36 Märkle/Alber, S. 96; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 453; Stö-
ber/Otto, Rn. 590. 
37 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.27; über 80 % bei Zimmer/Priller, S. 47; Krimmer u.a., S. 24 
sprechen sogar von deutlich über 90 %. Eine andere Umfrage – die allerdings nicht streng nach 
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b. Idealverein und Gemeinnützigkeit 
Die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichem und nichtwirtschaftlichem Verein anhand des 
Vereinszwecks38 stellt ein Unikum im Kontext aller gemeinnützigkeitsrelevanten Rechtsfor-
men dar. Das Besondere hieran ist, dass Analysen der Organisationstätigkeit in Bezug auf 
deren wirtschaftlichen Schwerpunkt, die bei allen anderen Rechtsformen ausschließlich in 
gemeinnütziger Hinsicht – insbesondere der Frage nach einer Befreiung von der Körper-
schaftsteuer gem. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG i.V.m. §§ 51–68 AO39 – eine Rolle spielen, hier 
zusätzlich auf einer (zeitlich oft vorgelagerten) zivilrechtlichen Ebene für die Erlangung der 
Rechtsfähigkeit relevant sind.40 Das eigentliche Problem besteht darin, dass – neben, aber 
auch wegen der unterschiedlichen gerichtlichen Zuständigkeit – dieselben tatsächlichen Vor-
gänge unterschiedliche rechtliche Bewertungen erfahren und somit vordergründig wider-
sprüchliche Rechtsfolgen auslösen können.41 Dies kann schlimmstenfalls dazu führen, dass 
einem Verein, der eine steuerrechtlich als gemeinnützig privilegierte Tätigkeit ausübt, die 
Rechtsfähigkeit versagt oder nachträglich entzogen wird, weil auf zivilrechtlicher Seite die 
gemeinnützige Tätigkeit nicht als ideell i.S.d. § 21 BGB eingestuft wird. Rechtstechnisch 
materialisiert sich dies insbesondere in einer Diskrepanz zwischen einer im Rahmen des Ne-
benzweckprivilegs42 erlaubten wirtschaftlichen Tätigkeit auf zivilrechtlicher Seite, die ledig-
lich einen untergeordneten Zweck als Mittel zur Verfolgung des eigentlichen (ideellen) Ver-
einszwecks darstellt, und etwa der Unterhaltung eines Zweckbetriebs43 (§§ 65–68 AO) auf 
steuerlicher Seite, soweit ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegt.44 Während früher an 
                                                             
Rechtsform, sondern nach „Organisationsformen“ unterscheidet (neben Vereinen sind hierbei bei-
spielsweise Parteien und Gewerkschaften, ungeachtet ihrer Rechtsform, eigenständige Organisa-
tionsformen) – kommt immerhin auf 43 %: Igl/Jachmann/Eichenhofer, Ehrenamt, S. 41. Zur Prog-
nose, dass sich an dieser Gewichtung mittelfristig auch nichts ändern wird Zimmer/Priller, S. 76. 
38 Diese erfolgt mit der h.M. nach K. Schmidt (aus Sicht des Idealvereins negativ-) teleologisch-ty-
pologisch in Gestalt der sog. Vereinsklassenabgrenzung: K. Schmidt, § 23 III 2; ders., AcP 182 
(1982), 1–59; sehr vertieft auch Rücker, S. 18 ff.; vgl. weiterhin Meyer, Verbandsmitgliederhaf-
tung, S. 299 f.; Reichert, Rn. 132; Röcken, ZStV 2013, 66 (66 ff.); Stöber/Otto, Rn. 65 ff; sowie 
zu neueren Entwicklungen Schöpflin, ZStV 2017, 126 (passim). 
39 Laut dem empirischen Befund bei Krimmer u.a., S. 25 erfüllen 88,9 % der eingetragenen Vereine 
diese Kriterien. 
40 Griep, ZStV 2013, 24 (25). 
41 Von einem „nicht lösbare[n] Widerspruch behördlicher Bewertungen“ spricht etwa Menges, ZStV 
2012, 62 (64). Dass es rechtlich zumindest keinen logisch zwingenden Zusammenhang zwischen 
Anerkennung der Rechtsfähigkeit und steuerlicher Privilegierung gibt, wird von diesen Stimmen 
allerdings übergangen. Deshalb in direkter Replik demgegenüber kritisch: Winheller, DStR 2012, 
1562 (1563). 
42 BGH, Urteil v. 29.9.1982 (I ZR 88/80) BGHZ 85, 84–100 (=NJW 1983, 569) – ADAC-Verkehrs-
rechtsschutz –; Meyer, Verbandsmitgliederhaftung, S. 300 f.; Reichert, Rn. 160 ff.; Rücker, 
S. 91 ff.; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 47; Stöber/Otto, Rn. 69 ff., 76. 
43 Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 165 ff.; ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 6.165 ff.; 
Märkle/Alber, S. 221 ff.; Reichert, Rn. 7184 ff.; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 500 f.; Stö-
ber/Otto, Rn. 1573 f. Noch größere Ähnlichkeit bestand hierbei früher – bis BFH, Urteil 
v. 4.4.2007 (I R 76/05) BStBl II 2007, 631–634 – bei der Anwendung der Geprägetheorie. Siehe 
dazu nur Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.30, 4.95 ff. 
44 Insofern wird das Problem der zwei Ebenen noch dadurch verschärft, dass sowohl § 21 BGB als 
auch §§ 14, 64 AO im Wortlaut einen „wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb“ zum relevanten Maß-
stab erheben, denn dieser Begriff ist über die Jahre (von den Wertungen des BGB entkoppelt) zu 
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die Anerkennung eines Vereinszwecks als ideell – und dessen faktische Umsetzung45 – keine 
größeren Anforderungen gestellt wurden und daher die Einstufung als gemeinnützig die hö-
here Schwelle darstellte, schien sich dieses Blatt in letzter Zeit gewendet zu haben. Wohl 
auch als Reaktion auf die manchen zu extensive Entwicklung der Reichweite der Zweckbe-
triebe i.S.d. §§ 65 ff. AO46 hatten zwischenzeitig einige Registergerichte und deren Rechts-
mittelinstanzen – speziell das Kammergericht – die Toleranz gegenüber wirtschaftlicher Tä-
tigkeit deutlich verringert und auch steuerlich als gemeinnützig zu bewertenden Vereinen die 
Eintragung versagt bzw. entzogen.47 
Dabei wurde insbesondere virulent, ob die steuerliche Bewertung als gemeinnützig für die 
Eigenart als zulässiger Nebenzweck irrelevant ist, oder zumindest eine gewisse Indizwirkung 
entfalten kann.48 Im Zuge der daraufhin rege geführten Diskussion im Schrifttum wurde ne-
ben der allgemein wünschenswerten Förderung bürgerschaftlichen Engagements vor allem 
                                                             
einem ausdifferenzierten Terminus des Steuerrechts avanciert, sodass eine inhaltsgleiche Verwen-
dung im zivilrechtlichen Kontext nunmehr irreführend ist; siehe zur Unterscheidung nur Dehes-
selles, DStR 2012, 2309 (2310 f.). A.A. (Begriffsverständnis „ähnlich, wenn nicht gar identisch“) 
Schauhoff/Kirchhain, ZIP 2016, 1857 (1864). 
45 Zur Erheblichkeit auch dieses Kriteriums für die Abgrenzung vom wirtschaftlichen Verein (§ 22 
BGB) siehe KG Berlin, Beschluss v. 26.10.2004 (1 W 269/04) NJW-RR 2005, 339 (Rz. 6) (=NZG 
2005, 361); unter Kommerzialisierbarkeit ideeller Zwecke: Werner, ZStV 2013, 142 (145); ebenso 
Grambow, Rn. 8; Menges, ZStV 2012, 62 (64); Meyer, Verbandsmitgliederhaftung, S. 299; Rö-
cken, ZStV 2013, 66 (67). Diese Einschränkung funktioniert natürlich auch in die entgegengesetzte 
Richtung. Auch ein seiner Satzung nach auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ausgerichteter 
Verein kann durch eine (insofern zweckverfehlende) faktisch gegenteilige Tätigkeit seine Gewerb-
lichkeit idealisieren: vgl. Grambow, Rn. 8 a.E. 
46 Zu dieser Entwicklung – insbesondere auch zu Rechtsprechungslinien bzgl. der Untertatbestände 
der h.M. – vgl. nur Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.165 ff. m.w.N. 
47 Zu Trägervereinen von Kindertagesstätten KG Berlin, Beschluss v. 18.1.2011 (25 W 14/10) ZStV 
2012, 62–63 (mit kritischer Anmerkung Menges). Siehe zuvor schon dass., Beschluss 
v. 26.10.2004 (1 W 269/04) NJW-RR 2005, 339 (=NZG 2005, 361) und im Anschluss dass., Be-
schluss v. 20.1.2011 (25 W 35/10) DNotZ 2011, 634 (Förderung von Klaviermusik allein durch 
Konzertveranstaltungen) sowie dass., Beschluss v. 7.3.2012 (25 W 95/11) DStR 2012, 1195 (Co-
medy-Filme). Dagegen aber (ebenfalls zum Betrieb einer Kindertagesstätte) Schleswig-Holsteini-
sches OLG, Beschluss v. 18.9.2012 (2 W 152/11) ZStV 2013, 142–145 (mit Anmerkung Werner); 
sowie OLG Hamm, Beschluss v. 6.9.2007 (15 W 129/07) NJW-RR 2008, 350 (Behindertensport-
verein) und OLG Frankfurt, Beschluss v. 28.10.2010 (20 W 254/10) SpuRt 2011, 125 (Rz. 27 ff.) 
(Kletterhalle – rein qualitative Zweck-Mittel-Relation selbst bei Übersteigen der ideellen Einnah-
men) sowie in der Literatur Reichert, Rn. 162 ff.; differenzierend Stöber/Otto, Rn. 79 f. Vgl. über-
blicksartig zu diesem Streit Griep, ZStV 2013, 24 (24 f.); Rücker, S. 100 f.; Salaw-Hanslmaier, 
ZStV 2012, 72; Schauhoff/Kirchhain, ZIP 2016, 1857 (1860 f.); Schöpflin, ZStV 2017, 126. 
48 Für eine zumindest abgeschwächte Wirkung – und diese auch nur bei bereits erfolgter Anerken-
nung – selbst KG Berlin, Beschluss v. 26.10.2004 (1 W 269/04) NJW-RR 2005, 339 (=NZG 2005, 
361); Indizwirkung bei Aberkennung der Gemeinnützigkeit für Überschreitung des Nebenzweck-
privilegs: OLG Frankfurt, Beschluss v. 28.10.2010 (20 W 254/10) SpuRt 2011, 125 (Rz. 40); ganz 
grds. für eine Indizwirkung Schauhoff/Kirchhain, ZIP 2016, 1857 (1864 ff.); in abgeschwächter 
Form wohl auch Stöber/Otto, Rn. 76 („Ein gemeinnütziger Zweck des Vereins kann auf einen 
nicht wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb deuten, zwingend ist das aber nicht.“). Gegen jedwede 
Form von Indizwirkung zugunsten strikter isolierter Einzelfallbewertung Röcken, ZStV 2013, 66 
(67 f.); Werner, ZStV 2013, 142 (146) (mit Bezugnahme auf den Grundsatz der Rechtsformneut-
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angeführt, dass die steuerrechtlichen Maßstäbe weitaus bestimmter ausdifferenziert sind und 
darüber hinaus wegen weitreichender Positivierung und gefestigter Rechtsprechung für mehr 
Rechtssicherheit sorgen könnten.49 Dagegen wurde angeführt, die Unterscheidung zwischen 
Idealverein und Wirtschaftsverein habe im Kern – insb. in Gestalt des Gläubigerschutzes – 
eine andere Stoßrichtung als gemeinnützigkeitsrechtliche Qualifikationen, sodass es sehr 
schwer sei, verlässliche und tragfähige rechtliche Interdependenzen darzutun. Auch soweit 
dem eingetragenen Verein hierzu – symptomatisch insofern die Verwendung des unscharfen 
Begriffs Idealverein – eine Bewertung angedeihen solle, die in der Begründung der Rechts-
form schon die Gemeinnützigkeit vorwegnehme, sei das wenig hilfreich. Die logische Tren-
nung dieser beiden Rechtsfragen sei mithin sinnvoll und in letzter Instanz auch dem gesamt-
gesellschaftlichen Ansehen des eingetragenen Vereins dienlich, wenn nämlich einer mit ge-
wissen Risiken behafteten wirtschaftlichen Betätigung die – zu aller vorderst in gesellschaft-
lichem Ansehen bestehenden – Vorteile dieser Organisationsform verwehrt blieben.50 
Entgegen der wohl bis dato als überwiegend zu bezeichnenden Auffassung in der vereins-
rechtlichen Literatur hat der BGH am 16.5.2017 im Rahmen dreier Rechtsbeschwerden gegen 
Entscheidungen des KG Berlin die Eintragungsfähigkeit eines Vereins, dessen Tätigkeit sich 
ganz überwiegend auf den Betrieb mehrerer Kindertagesstätten beschränkt, sowohl prinzipi-
ell wie auch in den konkreten Einzelfällen bejaht.51 Für die Eintragung eines solchen – zweck-
betriebsdominierten – Idealvereins soll dabei nach Auffassung des BGH entgegen der For-
mulierung Nebenzweck insbesondere regelmäßig unerheblich sein, welchen Umfang der 
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb einnimmt, solange er nur einen Bezug zum (ideellen) Haupt-
zweck aufweist.52 
Zur Überraschung der Mehrheit des Schrifttums ist der BGH in seiner Begründung sogar so 
weit gegangen, der Anerkennung als gemeinnützig entscheidende Bedeutung für die Frage 
der ideellen Tätigkeit i.S.d. § 21 BGB beizumessen. Die beiden Fragen seien zwar „nicht 
automatisch gleichbedeutend“, einer (erfolgten) Anerkennung komme allerdings gleichwohl 
„Indizwirkung“ zu, sie sei damit „von entscheidender Bedeutung“.53 
Damit dürften sich die Friktionen zwischen Zivil- und Steuerrecht fürs Erste erledigt haben, 
sodass insofern kein dringender gesetzgeberischer Handlungsbedarf mehr besteht.54 Dies 
                                                             
ralität des Steuerrechts); Winheller, DStR 2012, 1562 (1563); so schon länger Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 2.30 f.; H. P. Westermann, in: Erman15, § 21 Rn. 4 f. Für eine Indizwirkung 
aber noch (ironischerweise unter Bezugnahme auf eine Entscheidung des KG von 1979) OLG 
Hamm, Beschluss v. 6.9.2007 (15 W 129/07) NJW-RR 2008, 350 (Rz. 21). Ein sehr differenziertes 
Verständnis beweist insofern Reuter, NZG 2008, 881 (886 f.). 
49 So auch Griep, ZStV 2013, 24 (26); Schauhoff/Kirchhain, ZIP 2016, 1857 (1864 ff.). 
50 So u.a. Winheller, DStR 2012, 1562 (1563 f.). 
51 BGH, Beschluss v. 16.5.2017 (II ZB 7/16), npoR 2017, 156–159 (=NJW 2017, 1943); sowie die 
Parallelentscheidungen v. 16.5.2017 (II ZB 6/16), npoR 2018, 21–25 und v. 16.5.2017 (II ZB 
9/16), juris. Anmerkungen bei Beuthien, npoR 2017, 137; Cranshaw, jurisPR-HaGesR 8/2017 
Anm. 2; Röcken, MDR 2017, 1282 (1282 f.). 
52 Vgl. insbesondere BGH, Beschluss v. 16.5.2017 (II ZB 6/16), npoR 2018, 21–25 (Rz. 31 ff.). Die-
sem Verfahren war ein Verein gegenständlich, der mit 695 hauptamtlichen MitarbeiterInnen in 24 
Kindertagesstätten durchschnittlich etwa 2.400 Kinder betreute. 
53 So wörtlich BGH ebd. Rz. 25 (+ff.); kritisch dazu Röcken, MDR 2017, 1282 (1282). 
54 Zu den möglichen Auswirkungen des Urteils auf bisherige Ausgliederungsbestrebungen vgl. 
Alte/Mailänder, npoR 2017, 244. 
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zeigt sich symptomatisch an der Reaktion des Gesetzgebers auf die Entscheidung des BGH. 
Nachdem in den Wochen davor mit Hochdruck versucht worden war, noch vor Ende der 
Legislaturperiode im September 2017 dem Versprechen aus dem Koalitionsvertrag55 nach 
Rechts(formen)sicherheit für bürgerschaftliches Engagement durch eine entsprechende Re-
form des Vereins- und Genossenschaftsrechts Rechnung zu tragen, wurden die vereinsrecht-
lichen Änderungen auf den letzten Metern vollumfänglich aus dem weit fortgeschrittenen 
Gesetzesentwurf gestrichen. Nur die Vereinfachungen für (kleinere) Genossenschaften sind 
damit in Gesetzeskraft erwachsen.56 Tiefschürfende Eingriffe in die Konzeption der §§ 21 f. 
BGB sind damit vorerst nicht mehr erwartbar.57 
Zwar dürfte damit auch der wirtschaftliche Verein weiterhin als mögliche Rechtsform prin-
zipiell zur Verfügung stehen, die Abgrenzung zum Idealverein ist aber durch die Entschei-
dung eher noch unschärfer geworden. Bei der hier vorliegenden Betrachtung soll der Fokus 
daher wegen dessen weiter gestiegener Bedeutung auf dem Idealverein liegen.58 
2. Aufbau des Idealvereins und seiner Organe 
Die Verfassung eines Vereins bestimmt sich nach den gesetzlichen Regelungen sowie deren 
Modifikationen in der Vereinssatzung (§ 25 BGB).59 Daraus ergeben sich notwendigerweise 
die Existenz von Organen und aus §§ 57 f. BGB auch Mindestvoraussetzungen an den Inhalt 
der Satzung, die bei diesbezüglicher Insuffizienzen einer Eintragung entgegenstehen können 
                                                             
55 Im Koalitionsvertrag der 18. Legislaturperiode zwischen CDU, CSU und SPD vom 16.12.2013 
(S. 78) hieß es u.a. vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des KG: „Wir wollen die Gründung 
unternehmerischer Initiativen aus bürgerschaftlichem Engagements (z.B. Dorfläden, Kitas, alters-
gerechtes Wohnen, Energievorhaben) erleichtern. Für solche Initiativen soll eine geeignete Unter-
nehmensform im Genossenschafts- oder Vereinsrecht zur Verfügung stehen, die unangemessenen 
Aufwand und Bürokratie vermeidet.“. 
56 Vergleiche dazu einerseits den Entwurf der Bundesregierung für ein „Gesetz zur Erleichterung 
unternehmerischer Initiativen aus bürgerschaftlichem Engagement und zum Bürokratieabbau bei 
Genossenschaften“ (BT-Drs. 18/11506; dazu Fein/Vielwerth, ZStV 2017, 81) und andererseits das 
schlussendlich ratifizierte, selbst im Titel plakativ kupierte „Gesetz zum Bürokratieabbau und zur 
Förderung der Transparenz bei Genossenschaften“ vom 17.7.2017 (BGBl. I, S. 2434–2438). 
57 Nichtsdestotrotz sprechen die Koalitionspartner im neuen Koalitionsvertrag (19. Legislaturperi-
ode) davon, „im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur Eintragungsfähig-
keit von Vereinen mit wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb im Interesse von bürgerschaftlichen Ini-
tiativen Verbesserungen im Vereinsrecht“ anzustreben (S. 118). 
58 Wenngleich selbst der wirtschaftliche Verein als prinzipiell gemeinnützigkeitsfähig anzusehen ist: 
vgl. Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.31; sowie Winheller, DStR 2012, 1562 (1563). Aus ju-
ristischer Sicht ebenso vernachlässigbar ist der nicht eingetragene Verein, weil sich insofern oft-
mals keine Unterschiede zum eingetragenen Verein ergeben, denn insofern wäre einzig situativ 
eine etwaige analoge Anwendung der im Folgenden dargestellten Grundsätze des Idealvereins zu 
diskutieren, wozu sich allerdings wenig verallgemeinerbare Aussagen treffen lassen. Deshalb soll 
dieser bei der vorliegenden Betrachtung grundsätzlich keine Rolle spielen, auch wenn seine Be-
deutung für den Dritten Sektor nicht von der Hand zu weisen ist. Teilweise stellt er in Studien die 
– wenn auch mit großem Abstand zum Idealverein und nur sehr geringem zur Stiftung – zweithäu-
figste Organisationsform dar: Zimmer/Priller, S. 75. Vgl. auch Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 2.27, 2.34. 
59 Reichert, Rn. 404 ff.; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 32; Stöber/Otto, Rn. 36 jeweils m.w.N. 
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(§ 60 BGB).60 Welche gesetzlichen Vorgaben zwingend und welche durch die Satzung abän-
derbar sind, ergibt sich aus der Auflistung in § 40 BGB. 
a. Mitgliederversammlung 
Obwohl als juristische Person rechtlich selbständiges Rechtssubjekt und von der konkreten 
personellen Zusammensetzung prinzipiell unbeeinflusst, besteht der Verein aus seinen Mit-
gliedern61, was sich allein schon daran zeigt, dass dem Verein bei Unterschreitung einer Min-
destanzahl von drei Mitgliedern die Rechtsfähigkeit entzogen wird (§ 73 BGB).62 Deshalb 
stellt die Mitgliederversammlung (§ 32 BGB) auch das wichtigste Organ des Vereins dar und 
ist damit verantwortlich für alle Kernbelange wie innere Organisation, Kür und Kontrolle der 
sonstigen Organe sowie Satzungsänderungen.63 Die Mitgliederversammlung ist damit not-
wendiges und zwingendes Organ, kann aber als Herrin über die Satzung ihre Kompetenzen 
weitgehend auf andere Organe übertragen, wie es sich bereits aus dem Wortlaut der §§ 32 
Abs. 1 S. 1, 40 S. 1 BGB ergibt.64 Dies gilt natürlich nur, solange diese Entscheidung rever-
sibel bleibt, also insbesondere die Mitgliederversammlung grundsätzlich bestehen bleibt und 
ihr gewisse Mindestkompetenzen verbleiben.65 
b. Vorstand 
Da je nach Größe des Vereins und den entsprechenden Anforderungen an die Einberufung 
einer Mitgliederversammlung66 die alltägliche Geschäftsführung für diese nicht ansatzweise 
praktikabel ist, ist hierzu der (Vereins-) Vorstand berufen (§§ 26 ff. BGB). Neben der Mit-
gliederversammlung ist der Vorstand gem. § 26 Abs. 1 S. 1 BGB67 das einzige weitere ge-
setzlich notwendige Organ eines Vereins.68 Dabei hat der Vorstand gem. § 26 Abs. 1 S. 2 
BGB die Rolle eines gesetzlichen Vertreters. Die Existenz eines solchen (faktisch handeln-
                                                             
60 Genauer zur Rechtsnatur und der konkreten Funktion der Satzung siehe unten A.II.2.a, S. 23 ff. 
61 Reuter, NZG 2008, 881 (881) spricht insofern plakativ von den Mitgliedern als „Substrat“ des 
Vereins, im Gegensatz zum Vermögen bei der Stiftung. 
62 Vgl. zum Normzweck (Schutz der Rechtsform vor allzu bedeutungslosen – oder bedeutungslos 
gewordenen – Zusammenschlüssen) Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 73 Rn. 1; H. P. Wester-
mann, in: Erman15, § 73 Rn. 1. 
63 Reichert, Rn. 1169, 1198 ff.; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 155 f.; Stöber/Otto, Rn. 629 f.; H. P. 
Westermann, in: Erman15, § 32 Rn. 1. BGH, Urteil v. 27. 5. 1982 (III ZR 157/80) BGHZ 84, 209–
222 (213) (=NJW 1984, 1038) spricht insofern plakativ und richtig von der Kompetenz-Kompe-
tenz. Teilweise sind für die Mitgliederversammlung auch die Begriffe Generalversammlung oder 
Hauptversammlung gebräuchlich, vgl. Märkle/Alber, S. 67; Stöber/Otto, Rn. 634. 
64 Zu den genauen Details vgl. Wolf/Neuner, § 17 Rn. 64. 
65 Stöber/Otto, Rn. 633; sehr differenziert zu den notwendigen Mindestkompetenzen Sau-
ter/Schweyer/Waldner, Rn. 156; ebenso Reichert, Rn. 1169, 1194 ff., 1206. 
66 Vgl. nur die §§ 36 f. BGB sowie genauer Reichert, Rn. 1234 ff.; Sauter/Schweyer/Waldner, 
Rn. 157 ff.; Stöber/Otto, Rn. 640 ff.; H. P. Westermann, in: Erman15, § 32 Rn. 3. 
67 Der indes auch mangels Nennung in § 40 S. 1 BGB für den Verein unabänderlich ist. 
68 Vgl. auch Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 453; Reichert, 
Rn. 2059; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 224; Stöber/Otto, Rn. 373. 
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den) Organs ist schon aus der Konzeption des Vereins als juristische Person heraus notwen-
dig, da dieser in der realen Welt keine (Rechts-) Handlungen ausführen kann, ohne sich na-
türlicher Personen zu bedienen. Das Handeln des Organs ist als Eigenhandeln der juristischen 
Person zu qualifizieren69 Die besondere Rolle als (prinzipiell einziges) Vertretungsorgan wird 
aber in Bezug auf die eigentlich gegenteilige Organhierarchie dahingehend abgemildert, dass 
der Vorstand der Mitgliederversammlung gegenüber grundsätzlich nach § 27 Abs. 3 i.V.m. 
§ 665 BGB weisungsgebunden ist.70 Nach dem (ungeschriebenen) Regelfall dürfen – anders 
als bei der Genossenschaft (vgl. § 9 Abs. 2 S. 1 GenG)  – auch Nichtmitglieder in ein Verein-
samt berufen werden.71 Diese sog. Fremd- oder Drittorganschaft kann indes (auch differen-
ziert nach den einzelnen Organen) per Satzung oder durch ähnliche Mechanismen72 untersagt 
werden.73 
c. Besondere Vertreter 
Auch die Vorstandsmitglieder können dem Verein unter Umständen nicht ausnahmslos für 
die tagtägliche Geschäftsführung zur Verfügung stehen, etwa wenn deren Tätigkeit ehren-
amtlich erfolgen soll, ein derartiges Engagement folglich nur neben der Erwerbsarbeit erfol-
gen kann. Daher kann es – speziell bei Vereinen mit hohem Verwaltungsaufwand – einer oder 
mehrerer geschäftsführender Personen bedürfen, die den Vorstand insofern unterstützen. 
Hierzu sieht das Gesetz als durch die Satzung zu institutionalisierende Möglichkeit die Be-
stellung Besonderer Vertreter (§ 30 BGB) vor, die dann in der Praxis oft auch als „(Haupt-) 
Geschäftsführer“ bezeichnet werden.74 Nach der gesetzlichen Konzeption sind diese nicht nur 
geschäftsführungs- sondern auch vertretungsberechtigtes Vereinsorgan (§ 30 S. 2 BGB), das 
mit dem Vorstand prinzipiell auf einer Stufe steht.75 Unterschiede ergeben sich insofern nur, 
als der Besondere Vertreter regelmäßig einen dedizierten, örtlich oder sachlich begrenzten 
                                                             
69 Sehr anschaulich zur heute vorherrschenden Auffassung Reuter, in: MüKo-BGB7, Vor § 21 
Rn. 50 f. A.A. noch Flume, S. 377 (+ff.). 
70 Zu den Grenzen dieses Weisungsrechts siehe Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 156. 
71 Vgl. jüngst OLG Düsseldorf, Beschluss v. 9.2.2016 (I-3 Wx 4/16) npoR 2016, 215–216 (Rz. 30 f. 
[juris]). Strenger für Vereine mit bestimmten, dem teleologisch widersprechenden Vereinszwe-
cken Arnold, in: MüKo-BGB7, § 26 Rn. 3. 
72 Zu gewohnheitsrechtlichen Konstellationen OLG Düsseldorf, Beschluss v. 9.2.2016 (I-3 Wx 4/16) 
npoR 2016, 215–216 (Rz. 32 ff. [juris]); vgl. außerdem überblicksartig Reichert, Rn. 1166 f. 
73 Ders., Rn. 1165; H. P. Westermann, in: Erman15, § 26 Rn. 3. 
74 Eine andere gebräuchliche Bezeichnung ist Generalsekretär. Vgl. Grambow, Rn. 647; Reichert, 
Rn. 2835 f. Wenn diese Bezeichnungen auch in der Satzung die einzig verwendeten Begriffe sind, 
ist durch Auslegung anhand der Vertretungsbefugnisse des fakultativen Organs zu bestimmen, ob 
es sich dabei um Besondere Vertreter oder Organe sui generis handelt, vgl. Stöber/Otto, Rn. 572, 
580 f.; Grambow, Rn. 647 m.w.N. 
75 Zu fakultativen Vereinsorganen im Allgemeinen vgl. Reichert, Rn. 1175 ff.; Stöber/Otto, 
Rn. 552 ff.; Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 51. Zur grundsätzlichen Gleichordnung aller Or-
gane, außer der allem übergeordneten Mitgliederversammlung siehe Reichert, Rn. 1213 f.; ebenso 
Grambow, Rn. 649. 
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Aufgabenbereich hat, der schon in der Satzung festgelegt sein soll, wie sich aus der Formu-
lierung „für gewisse Geschäfte“ in § 30 S. 1 BGB ergibt.76 Innerhalb dieses begrenzten Be-
reiches entspricht die Stellung des Besonderen Vertreters dann der eines Vorstands – wie sich 
auch an der Anwendbarkeit des § 31 BGB zeigt –, wird aber zugleich durch die geringere 
Reichweite in seiner Bedeutung und Einflussmöglichkeit beschränkt.77 
d. Zwischenergebnis 
Für die Frage der Vergütung von Organen kann als Zwischenergebnis festgehalten werden: 
Die Stellung als Teil der Mitgliederversammlung ergibt sich automatisch aus dem Mitglied-
schaftsverhältnis, welches wiederum unterschiedlich ausgeformt sein kann, regelmäßig aber 
in einem Verhältnis von Mitgliedsbeiträgen sowie sonstigen Engagementausprägungen ei-
nerseits und der Erlangung von Mitgliedsrechten – die aber regelmäßig keine gleichwertige 
Gegenleistung darstellen – andererseits besteht. Das Organ, bei dem hingegen eine Vergütung 
aufgrund geschuldeter Tätigkeiten von größerem Umfang sinnvoll oder interessengerecht 
sein kann, ist somit der Vorstand. Mindestens so sinnvoll ist außerdem eine Vergütung für 
die Leistung von besonderen Vertretern (und auch sonstigen fakultativen Organen).78 Weiter 
entschärfend kommt hinzu, dass die Bestellung eines Besonderen Vertreters – wie gerade 
dargestellt – ohnehin in der Satzung geregelt sein muss, was regelmäßig dazu führen dürfte, 
dass auch sonstige Regelungsbereiche – insbesondere die Frage der Vergütung – im Zuge 
dessen bereits weitgehend ausgestaltet werden. Damit beschränkt sich die folgende Darstel-
lung auf die Vergütung von Vorstandsmitgliedern, wobei sich die dabei zu findenden Ant-
worten grundsätzlich auch auf fakultative Organe übertragen lassen. 
Die Bezeichnung oder Bedeutung einer einzelnen natürlichen Person, die Teil eines Vereins-
organs ist, ist derweil nicht einheitlich oder stringent. Teilweise werden auch Einzelmitglie-
der von Mehrpersonenorganen als Organ bezeichnet.79 Deutlich naheliegender ist es, diese 
                                                             
76 Ellenberger, in: Palandt77, § 30 Rn. 3; Grambow, Rn. 648; Stöber/Otto, Rn. 573 f.; Wolf/Neuner, 
§ 17 Rn. 66. 
77 Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 313; Stöber/Otto, Rn. 569 ff.; a.A. wohl Wolf/Neuner, § 17 
Rn. 66; zur reflexartigen Haftungsbeschränkung, die sich daraus für die Vorstände ergibt siehe U. 
Unger, NJW 2009, 3269 (3272). 
78 Allerdings hat nicht jeder Verein überhaupt für die Einrichtung zusätzlicher Organe optiert, zudem 
ergeben sich ohnehin keine wesentlichen Unterschiede zum Prozedere bei der Vorstandsvergü-
tung. Vgl. nur zur Bestellung und Anstellung Grambow, Rn. 651 ff.; Reichert, Rn. 2840 ff.; Sau-
ter/Schweyer/Waldner, Rn. 313; Stöber/Otto, Rn. 576. Zur Vergütung Reichert, Rn. 2842; Stö-
ber/Otto, Rn. 491. Vereinzelt wird im weiteren Gang der Darstellung an Stellen, an denen sich 
tatsächlich Unterschiede ergeben können, darauf hingewiesen. Diese speisen sich aber im Wesent-
lichen aus einer etwaigen Anstellung des Geschäftsführers als Arbeitnehmer (was nur dann der 
Fall sein kann, wenn er in weiten Teilen der Weisung des Vorstands unterworfen ist, vgl. Gram-
bow, Rn. 655). Ob in diesen Konstellationen dann statt der Grundlegungen zum Vorstandsverhält-
nis eher die zum GmbH-Geschäftsführer entsprechend herangezogen werden, ist umstritten. Ei-
nige Stimmen sehen auch in einem solchen Geschäftsführer gar keinen Besonderen Vertreter mehr: 
Reichert, Rn. 2839. 
79 Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 452 f. Dies ist allerdings jeden-
falls bei Vorliegen von Gesamtgeschäftsführung und -vertretung zumindest irreführend. 
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als Organ- (also in concreto Vorstands-, Kuratoriums- o.ä.) Mitglied zu bezeichnen oder 
gleich als Amtsträger.80 
II. Grundlagen für einen Vergütungsanspruch für Mitglieder von Vereinsorganen 
Wie bei jedem anderen Anspruch, bedarf es zur Begründung eines Zahlungsanspruchs auf 
Vergütung seitens des Vorstandsmitglieds einer Anspruchsgrundlage. Diese könnte, insbe-
sondere wenn sie sich aus seiner Organstellung ableitet, im Gesetz zu finden sein; im Spezi-
ellen also in den Normen des Vereinsrechts, der §§ 21–79 BGB. Nachzudenken wäre daneben 
noch über die Möglichkeit einer Ausgestaltung eines Anspruchs im Zusammenhang mit der 
Vereinssatzung. Ansonsten müssten sich solche Ansprüche jedenfalls vertraglich vereinbaren 
lassen. 
1. Anspruch aus § 27 Abs. 3 BGB i.V.m. Vorschriften des Auftragsrechts 
Für die Geschäftsführung des Vorstands verweist § 27 Abs. 3 BGB lediglich ins Auftrags-
recht, namentlich in die §§ 664–670 BGB, ohne genuin eigene Regelungen zu treffen. Neben 
den Vorschriften, die vor allem die Pflichten des Vorstandes als zur Geschäftsführung Beauf-
tragten regeln, findet sich dort in § 670 BGB auch eine Regelung, die es dem Beauftragten 
ermöglicht, Ersatz für getätigte Aufwendungen vom Auftraggeber – hier entsprechend also 
dem Verein selbst – zu verlangen. Hierbei ist fraglich, ob auch „aufgewendete“ Arbeitskraft 
und -zeit ersatzfähig sind, oder wie es sich mit einer abstrakteren Gegenleistung für die ge-
leistete Arbeit verhält. 
a. Aufwendungsersatz nach § 670 BGB 
In den Normen des BGB findet sich trotz zahlreicher Ansprüche auf Aufwendungsersatz – 
beispielsweise §§ 284, 536a, 637, 970, 1835, 2022 – keine Definition über den Umfang er-
satzfähiger Vermögenseinbußen in dieser Hinsicht.81 Aufwendungen werden in der Rechts-
anwendung regelmäßig definiert als freiwillige Vermögensopfer, die gezielt im Interesse ei-
nes Anderen getätigt werden.82 Das spezifische Verständnis von der Reichweite einer ersatz-
fähigen Aufwendung – oder Verwendung wie in § 994 BGB – variiert aber je nach Art des 
                                                             
80 Reichert, Rn. 1164. 
81 Loyal, S. 74. 
82 Vgl. zur fast schon axiomatischen Natur dieser Definition ders., S. 75; ansonsten BGH, Urteil 
v. 12.10.1972 (VII ZR 51/72) BGHZ 59, 328 (329 f.); K. P. Berger, in: Erman15, § 670 Rn. 7; 
Grüneberg, in: Palandt77, § 256 Rn. 1. 
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Rechtsverhältnisses, aus dem sich ein solcher Anspruch ergibt. Insbesondere der Aufwen-
dungsbegriff im Rahmen des Auftragsrechts ist ein eher enger Begriff.83 Darunter fallen so-
wohl Auslagenersatz als auch Aufwandsersatz84, nach einhelliger Meinung aber gerade kein 
Ersatz für eingesetzte Arbeitskraft oder einen daraus folgenden Verdienstausfall.85 Dies 
würde gerade dem Hauptcharakter des Auftrags als unentgeltliche Geschäftsbesorgung, wie 
in § 662 BGB festgelegt, widersprechen.86 Lediglich die „opportunity costs“, also die Kosten, 
die aufgewendet werden müssen, um überhaupt in die Lage versetzt zu werden, unentgeltlich 
tätig zu werden, sind ersatzfähig, fallen aber ohnehin unter die Definition der ersatzfähigen 
Aufwendung. Insofern prägt die programmatische Unentgeltlichkeit der Geschäftsbesorgung 
das Verständnis der ersatzfähigen Aufwendung. 
Anders wird dies teilweise für Aufwand von Arbeitskraft und -zeit entsprechender Berufsträ-
ger im Rahmen der Geschäftsführung ohne Auftrag, §§ 677 ff. BGB, gesehen. 
aa. Entgelt im Rahmen der Geschäftsführung ohne Auftrag 
Eine verbreitete Meinung geht hier davon aus, dass Berufsträger ihre ansonsten vergütete 
Tätigkeit auch im Rahmen des Aufwendungsersatzes – teils in Anlehnung an § 1835 Abs. 3 
BGB – nicht unentgeltlich ausüben müssen.87 Zwar sollen auch hier nicht alle Arbeitsaufwen-
dungen schon dem Grunde nach ersetzt werden, allerdings soll das ausnahmsweise der Fall 
                                                             
83 BGH, Urteil v. 19.5.1969 (VII ZR 9/67) BGHZ 52, 115–123 (=NJW 1969, 1665); ders., Urteil 
v. 6.7.1977 (IV ZR 17/76) BGHZ 69, 235–243 (=NJW 1977, 1726); Dehesselles/Katzer/Zayoz, 
S. 13 f.; Detlev Fischer, in: BeckOK-BGB43, § 670 Rn. 8 f.; Sprau, in: Palandt77, § 670 Rn. 3; 
Schäfer, in: MüKo-BGB7, § 670 Rn. 31 f. 
84 Rudimentär ist dies beiläufig in §§ 256 f. BGB geregelt. Auslagen sind Zahlungen der natürlichen 
Person, die für Rechnung des Vereins erfolgt und überwiegend durch Belange des Vereins bedingt, 
von diesem veranlasst oder gebilligt sind, während Aufwand vergleichbare Ausgaben darstellen, 
die der natürlichen Person auf eigene Rechnung entstanden sind: Kolbe, DStR 2009, 2465 (2465); 
K. P. Berger, in: Erman15, § 670 Rn. 7; Detlev Fischer, in: BeckOK-BGB43, § 670 Rn. 6 f. 
85 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746); Arnold, in: MüKo-BGB7, 
§ 27 Rn. 44; K. P. Berger, in: Erman15, § 670 Rn. 10; Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 14 f.; Eichen-
hofer, in: FS Werner, 60–72 (62); Hamdan, MDR 2015, 374 (374); Petzschke, S. 46 f.; Sprau, in: 
Palandt77, § 670 Rn. 3; speziell für die Tätigkeit des Vereinsvorstands: BGH, Urteil v. 14.12.1987 
(II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746). Dass der Verdienstausfall eigentlich mehr Schaden als 
Aufwendung ist, ist insofern nach allgemeiner Auffassung aber irrelevant: vgl. nur Eichenhofer, 
in: FS Werner, 60–72 (63 f.); Igl/Jachmann/Eichenhofer, Ehrenamt, S. 240 f.; Schäfer, in: MüKo-
BGB7, § 670 Rn. 9. 
86 Teilweise wird vertreten, dass ein gewisser Ausgleich für Zeitverlust gezahlt werden kann, solange 
die Aufwandsentschädigung nicht die Schwelle zum Charakter einer Gegenleistung überschreitet, 
vgl. Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (62); ebenso – im Kontext der Unentgeltlichkeit des § 31a 
BGB – Piper, WM 2011, 2211 (2212); U. Unger, NJW 2009, 3269 (3271); Wickert, NWB 2013, 
3239 (3240). Dabei leuchtet allerdings kaum ein, wie dies praktisch mit hinreichender Rechtssi-
cherheit zu gewährleisten ist und argumentativ wird sich von Vertretern dieser Auffassung oft auf 
das öffentlich-rechtliche Verständnis des Ehrenamtes bezogen (so auch Eichenhofer), das für das 
Zivilrecht kaum Aussagekraft besitzt. Siehe hierzu vertieft unten A.II.3.d.aa(3), S. 64 ff. 
87 Siehe insbesondere die Übersicht m.w.N. bei Loyal, S. 235 ff.; BGH, Urteil v. 15.12.1975 
(II ZR 54/74) BGHZ 65, 384–390 (390) (=NJW 1976, 748); ders., Urteil v. 21.10.1999 
(III ZR 319/98) BGHZ 143, 9 (16); Dornis, in: Erman15, § 683 Rn. 14; Schäfer, in: MüKo-BGB7, 
§ 683 Rn. 28; Sprau, in: Palandt77, § 683 Rn. 8 m.w.N. 
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sein, wenn eine solche Tätigkeit üblicher Weise nur gegen Entgelt erbracht würde und für die 
Tätigkeit in professioneller Weise ein gewisser Anlass bestand, vorausgesetzt der Geschäfts-
führer ist ein solcher Berufsträger.88 Als Hauptgrund hierfür wird angeführt, dass es bei der 
Geschäftsführung ohne Auftrag gerade an der Vereinbarung einer Unentgeltlichkeit fehle. 
Auch insofern wird der Begriff des Aufwendungsersatzes also wieder kontextbezogen inter-
pretiert. Diese Ansicht stößt aber bisweilen auch auf Widerspruch.89 
bb. Übertragbarkeit auf den Aufwendungsersatz des Vereinsvorstands 
Fraglich ist indes, ob sich diese Ansicht auf den hier zu behandelnden Zusammenhang an-
wenden lässt. Einerseits ist nämlich bereits anzuzweifeln, dass es allzu häufig vorkommen 
dürfte, dass die Tätigkeit als Vorstand in einem Idealverein mit einem wie auch immer gear-
teten Beruf in Deckung zu bringen wäre. Ob man in der Geschäftsführung eines Vereins in 
seinem eigentlichen Berufsfeld tätig ist, richtet sich zunächst nach dem Betätigungsfeld der 
Körperschaft, andererseits natürlich nach der individuellen Profession. Doch selbst wenn letz-
tere in einer wirtschaftlich verwaltenden oder wie auch immer passend operativen Beschäfti-
gung besteht, ist doch zumindest in Zweifel zu ziehen, ob diese Tätigkeit in concreto mit der 
organschaftlichen übereinstimmt. Es lässt sich aber nicht ausschließen, dass es einen solchen 
Fall geben kann, beispielsweise wenn ein Buchhalter oder Wirtschaftsprüfer in einem Verein 
als Schatzmeister eine Vorstandstätigkeit ausübt. 
Dann stellt sich nichtsdestotrotz die Frage nach der entsprechenden Heranziehung der im 
Rahmen der GoA angestellten Erwägungen. Neben der ohnehin schon zweifelhaften Plan-
widrigkeit der Regelungslücke90 dürfte es in dieser Konstellation zumindest an einer ver-
gleichbaren Interessenlage fehlen. Grund für das nachvollziehbare Bedürfnis nach einer Be-
zahlung der Tätigkeit ist die regelmäßig fehlende Möglichkeit eines rechtsgeschäftlichen 
Kontakts zwischen Geschäftsherrn und -führer in der konkreten Lage. So kann der Arzt bei-
spielsweise unmittelbar mit der Behandlung des ohnmächtigen Unfallopfers beginnen, ohne 
dieses zuerst zurück in die Geschäftsfähigkeit holen zu müssen.91 Umgekehrt muss er sich 
selbst nicht sorgen, im Fall des Misserfolgs gewichtigen Haftungsrisiken ausgesetzt zu sein, 
im Fall einer erfolgreichen Behandlung hingegen nicht einmal seine (grenzwertig) freiwilli-
gen Einbußen erstattet zu bekommen. 
So liegt die Situation bei einer Vorstandstätigkeit aber gerade nicht. Um in diese Organstel-
lung überhaupt einzurücken, bedarf es regelmäßig einer Wahl durch die Mitgliederversamm-
lung, § 27 Abs. 1 BGB. Zu dieser muss sich das potentielle Vorstandsmitglied erst einmal 
aufstellen lassen und dann auf einer Mitgliederversammlung – zu der mit hinreichendem zeit-
lichen Vorlauf eingeladen werden muss – von einer entsprechenden Mehrheit gewählt wer-
den, § 32 Abs. 1 BGB, und die Wahl annehmen. Die Person ist also hinreichend geschützt, 
                                                             
88 Dornis, in: Erman15, § 683 Rn. 14; Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (62); Schäfer, in: MüKo-
BGB7, § 683 Rn. 28; Sprau, in: Palandt77, § 683 Rn. 8. 
89 Siehe die Übersicht bei Loyal, S. 79 ff. m.w.N. 
90 Vgl. nur in Bezugnahme auf einen aus § 1835 Abs. 3 BGB folgenden Umkehrschluss K. P. Berger, 
in: Erman15, § 670 Rn. 10; sich dem anschließend Hamdan, MDR 2015, 374 (374). 
91 Einmal ganz davon abgesehen, dass der Verletzte sich in dieser Situation selbst bei klarem Ver-
stand in einer misslichen sowie der ungezwungenen Ausübung seiner Vertragsfreiheit tendenziell 
entgegenstehenden Situation befinden dürfte. 
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nicht gegen ihren Willen unentgeltlich tätig zu werden. Hinzu kommt, dass auch in zeitlicher 
Hinsicht genügend Raum bleibt, mit dem Verein im Vorfeld eine Vergütung individuell zu 
vereinbaren und sich zusichern zu lassen.92 
Damit besteht schon keine vergleichbare Interessenlage für eine Ausweitung des Aufwen-
dungsbegriffes in Richtung Vergütung wie bei der Geschäftsführung ohne Auftrag.93 
b. Zwischenergebnis 
Im Rahmen des § 670 BGB sind also solche Positionen nicht ersatzfähig, die in der Aufwen-
dung von Arbeitskraft und Arbeitszeit bestehen. Alle anderen Aufwendungen müssen nach 
dem Wortlaut der Norm zum Zwecke der Ausführung des Auftrags, beziehungsweise ent-
sprechend der Ausführung der Vereinstätigkeit, tatsächlich erfolgen und der Handelnde muss 
sie den Umständen nach für erforderlich halten dürfen. Somit bleiben typischerweise Ansprü-
che auf Erstattung von Büromaterialien, Kommunikationskosten wie Telefonkosten oder 
Porto, Reisekosten (Fahrtkosten für PKW und öffentliche Verkehrsmittel, Parkgebühren), 
Übernachtungs- und Verpflegungskosten sowie Kosten für sonstige Arbeitsmittel und 
Schutzbekleidung94 – immer vorausgesetzt, das Vorstandsmitglied kann einen entsprechen-
den Nachweis des tatsächlichen Anfalls dieser Kosten liefern.95 Ferner sind nach überwie-
gender Ansicht auch Schäden unter den Aufwendungsersatz zu fassen, wenn diese aus der 
Realisierung von freiwillig eingegangenen „auftragsspezifischen Risiken“ folgen.96 
                                                             
92 Zur rechtlichen Ausgestaltung dieser Abrede s.u. A.II.3.b.bb, S. 33. Zum selben Ergebnis, aller-
dings über den Aspekt der ganz grundsätzlich fehlenden Verallgemeinerbarkeit von Fiktionen wie 
§ 1835 Abs. 3 BGB kommt Petzschke, S. 47 f. Ebenso Igl/Jachmann/Eichenhofer, Ehrenamt, 
S. 242. 
93 Ein Anspruch, der sich nicht nur wertungsmäßig, sondern als vollwertige Anspruchsgrundlage auf 
eine Geschäftsführung ohne Auftrag stützt und damit diese Analogie unter Umständen zuließe, 
kommt in diesen Konstellationen schon ganz grundsätzlich nicht in Betracht, da regelmäßig in der 
Übernahme des Vorstandsamtes oder ehrenamtlichem Engagement gerade ein Auftragsverhältnis 
(oder auftragsähnliches organschaftliches Verhältnis) zu erblicken ist, wodurch das entsprechende 
negative Tatbestandsmerkmal nicht erfüllt ist. 
94 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746); Arnold, in: FS Reuter, 3–16 
(5); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159; Engelsing/Lüke, NWB 2008, 2437 (2438); Gram-
bow, Rn. 219; Petzschke, S. 45. 
95 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159; Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (62); Schöpflin, in: 
BeckOK-BGB43, § 27 Rn. 19. 
96 So K. P. Berger, in: Erman15, § 670 Rn. 18 f.; Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (63 f.); Igl/Jach-
mann/Eichenhofer, Ehrenamt, S. 240 f.; K. Schmidt, § 24 III 2 d); Schäfer, in: MüKo-BGB7, § 670 
Rn. 31 f.; vgl. ebenso zu „risikotypische[n] Begleitschäden“: Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 27 
Rn. 19; Petzschke, S. 45, 76 ff. Zur Einordnung einer D&O-Versicherung als Aufwand oder Ver-
gütungsbestandteil siehe Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 17 f.; offengelassen im Kontext einer AG 




Damit steht fest, dass alle anderen Leistungen und Zuwendungen durch den Verein an das 
Vorstandsmitglied, die über diesen Aufwendungsersatz hinausgehen als Vergütung zu bewer-
ten sind. Auf sie besteht kein Anspruch aus § 27 Abs. 3 i.V.m. § 670 BGB. Ein solcher An-
spruch ist aus einer anderen Anspruchsgrundlage aber damit nicht per se ausgeschlossen, wie 
sich auch mittelbar aus § 27 Abs. 2 S. 1 BGB folgern lässt.97 Dabei kommt es einzig und 
allein auf eine materielle Prüfung der jeweiligen Zuwendung an. Vom Verein verwendete 
Bezeichnungen wie „Aufwendungsersatz“, „Aufwandsentschädigung“ oder vergleichbare 
Bezeichnungen haben auf den rechtlichen Charakter einer Vergütung keinerlei Einfluss. Ins-
besondere entbindet eine solche Bezeichnung nicht von der Pflicht zur Darlegung, dass es 
sich hierbei um einen Ersatz von tatsächlich erfolgten Aufwendungen im engen Sinne des 
§ 670 BGB handelt, wenn er darauf gestützt werden soll.98 
Als Vergütung sind demnach insbesondere folgende Zuwendungen anzusehen: Beratungsho-
norare, Zuschüsse zum Lebensunterhalt, private Nutzungsmöglichkeit von Vereinseinrich-
tungen99, Tantieme, Jahressonderzuwendungen, allgemein zur Verfügung stehende Dienst-
wagen oder ähnliche Sachbezüge sowie Pensionsansprüche100 und auch die Übertragung einer 
von der Körperschaft zugunsten des Organmitglieds abgeschlossenen Lebensversicherung101. 
Neben diesen Sach- und Geldleistungen können schlicht alle geldwerten Vorteile Vergütun-
gen darstellen, selbst die Befreiung von Mitgliedsbeiträgen.102 
d. Pauschalen 
Anstelle der Einreichung einzelner Aufwendungsnachweise ist es in der Praxis nicht unüb-
lich, für bestimmte Aufwendungen Pauschalbeträge zu leisten.103 Statt des genauen Betrags 
der Aufwendungen für Verpflegung wird dem in Vorleistung Getretenen dann eine Tages-
pauschale erstattet, oder bereits als Vorschuss geleistet.104 Dass diese Pauschale oftmals als 
                                                             
97 Zu solchen potentiellen Anspruchsgrundlagen sowie den konkreten Folgen einer Leistung ohne 
Anspruch hierauf s.u. zum Anstellungsvertrag A.II.3, S. 28 ff. bzw. A.II.3.f, S. 75 ff. 
98 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746); D. J. Fischer, jurisPR-SteuerR 
21/2009, Anm. 6 (B.); Hamdan, MDR 2015, 374 (374); Petzschke, S. 50 f.; Stöber/Otto, 
Rn. 487 ff.; J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2227). 
99 Grambow, Rn. 306. 
100 Ders., Rn. 310–362; sowie steuerrechtlich hierzu genauer unten Zweiter Teil D.IV.5, S. 321 ff. 
101 Dies natürlich regelmäßig erst nach dem Ausscheiden aus der Organstellung: LG München I, Ur-
teil v. 27.7.2007 (20 O 655/07) VersR 2008, 1703–1706. 
102 So – wenn auch im Kontext der Unentgeltlichkeit des § 31a BGB – Piper, WM 2011, 2211(2212). 
Dabei weist dieser zu Recht auch auf die Feststellungsprobleme hin, die die Doppelrolle eines 
Organmitglieds als beispielsweise auch Vereinsmitglied aufwerfen kann. Auch zivilrechtlich 
dürfte es hingegen unschädlich sein, wenn die Finanzverwaltung bestimmte sozialadäquate Zu-
wendungen wie Geburtstagspräsente als nicht gemeinnützigkeitsschädlich im Sinne des § 55 
Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO einstuft. Insofern strikter: J. F. Orth, SpuRt 2010, 2 (3); Piper, WM 2011, 
2211 (2212) m.w.N. 
103 Hierzu etwa Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159; Wickert, NWB 2013, 3239 (3240). 
104 Dass auf Vorschuss auch bei „echtem“ Aufwendungsersatz ein Anspruch besteht, ergibt sich aus 
§ 669 BGB, auf den § 27 Abs. 3 ebenfalls verweist. 
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„Aufwendungspauschale“ bezeichnet wird, ändert auch hier nichts an der Notwendigkeit der 
individuellen Einordnung zwischen Aufwendungsersatz und Vergütung anhand abstrakter 
Kriterien ohne Rücksicht auf die konkrete Bezeichnung.105 
Die Rechtsprechung106 sowie die Mehrheit des Schrifttums107 gehen davon aus, dass ausge-
zahlte Pauschalen nicht davon entbinden, nachzuweisen, dass exakt diese Kosten auch ent-
standen sind, beziehungsweise bei Vorschüssen dafür zu sorgen, dass diese aufgebraucht oder 
ein etwaiger Rest zurückgeleistet wird. Alle Beträge, die über die tatsächlich angefallenen 
und belegten Aufwendungen hinausgingen, seien zivilrechtlich als Vergütung zu betrach-
ten.108 Ansonsten spricht aber auch nach der neueren Auffassung nichts gegen eine Auf-
wandsentschädigung in pauschalierter Form, sofern diese Grenzen eingehalten werden.109 
Dieser Ansicht ist zugutezuhalten, dass die Möglichkeit von Pauschalen im Zusammenhang 
mit Aufwendungsersatz an anderer Stelle im BGB explizit vorgesehen wurde, teilweise sogar 
auch und gerade zur Förderung ehrenamtlichen Engagements110, sodass man im Umkehr-
schluss davon ausgehen kann, dass dies bei § 670 BGB gerade nicht gewollt war. 
In der Praxis scheint demgegenüber die Meinung verbreitet zu sein, dass ein pauschaler Aus-
gleich der Aufwendungen in einer allgemein gebräuchlichen und anerkannten Höhe, bei-
spielsweise entsprechend der einkommensteuerrechtlichen Vorgaben, zulässig sei und per se 
keine Vergütung darstelle.111 
                                                             
105 Siehe dazu bereits oben A.II.1.c, S. 21. J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2227) umschreibt die Ge-
währung solcher Pauschalen treffend als nicht selten „verschämte Umschreibung für Vergütungs-
zahlungen“. 
106 In Bezug auf die zivilrechtliche Ebene, namentlich die Pauschale aus § 1835a BGB a.F. hierzu 
Schleswig-Holsteinisches FG, Urteil v. 21.8.2003 (2 K 179/02) EFG 2003, 1595–1597 (1596), 
sich dabei stützend auf (wenig nachvollziehbar, weil keine Pauschale behandelnd) KG Berlin, Be-
schluss v. 8.7.1997 (1 W 7404/95) KGR Berlin 1997, 188–190 (=NJW-RR 1998, 436). 
107 So etwa Hamdan, MDR 2015, 374 (374); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (23 f.) mit Bezug 
auf die neuere Auffassung des BMF (s.u. A.II.3.c.aa(1)(b), S. 40); Petzschke, S. 50; J. Weber, 
NWB 29/2009, 2226 (2229), dieses zivilrechtliche Problem ebenso über den Umweg der Gemein-
nützigkeitsschädlichkeit erörternd; im Ergebnis wohl auch Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, 
S. 159; Manteuffel, S&S 1/2009, 40 (40), wenn sie darauf hinweisen, dass Pauschalierung zwar 
grundsätzlich möglich sei, allerdings nur, wenn der tatsächliche Aufwand offensichtlich nicht 
überschritten und insbesondere damit kein bloßer Zeitaufwand abgegolten werde. 
108 BGH, Urteil v. 14. 12. 1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746); D. J. Fischer, jurisPR-Steu-
erR 21/2009, Anm. 6 (B.); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (23 f.); Wickert, NWB 2013, 
3239 (3240 f.); vgl. zudem Tötter, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 17 Rn. 24, der hierfür den Begriff 
Abgeltung benutzt. 
109 Strenger insofern J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2228 f.), der in seinem Groll auf das BMF dessen 
Auffassung zur Vergütung wohl überinterpretiert und hineinliest, dass damit selbst pauschalierte 
Erstattung nachgewiesener Auslagen nicht mehr erfolgen darf. Anders Tötter, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 17 Rn. 23, der diese für möglich, aber für regelmäßig nicht praktiziert hält. 
110 So etwa bei § 1835a BGB im Vormundschaftsrecht; vgl. hierzu Götz, in: Palandt77, § 1835a Rn. 2. 
111 So beispielsweise für Entfernungs- und Verpflegungspauschalen, bezugnehmend auf die Regelun-
gen der §§ 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 5 S. 2 und 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 S. 2 EStG, BFH, Urteil v. 3.12.1996 
(I R 67/95) BStBl II 1997, 474–476 (475) (=BFHE 182, 258); Engelsing/Lüke, NWB 2008, 2437 
(2438); wohl auch Kolbe, DStR 2009, 2465 (2465 f.) m.w.N. Nur für Fahrt- und Reisekosten: 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159. 
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Es überzeugt allerdings nicht unbedingt, eine einkommensteuerrechtlich zulässige Pauschale 
auch mit einem dem Verein gegenüber bestehenden Anspruch gleichzusetzen. Die Übertra-
gung der steuerrechtlichen Wertung in das Zivilrecht ist nicht ohne Weiteres möglich, ge-
schweige denn zwingend.112 Hinzu kommt, dass die entsprechenden Regelungen des EStG in 
der Regel keinen bloßen Großmut des Steuergesetzgebers darstellen, sondern diese Verein-
fachungen teilweise in beide Richtungen wirken, indem die Pauschale gleichzeitig eine De-
ckelung der regelmäßig anerkannten Kosten nach oben darstellt.113 Mit einem Verweis auf 
die Bezeichnung der Zahlung als Aufwendungsersatz sowie Gründen der Wirtschaftlichkeit 
und Buchhaltungsvereinfachung sprechen letztlich keine zwingenden Argumente für die ge-
genteilige Ansicht. Damit spricht mehr dafür, auch bei Pauschalen nach einer vertieften Ein-
zelfallbetrachtung zwischen Aufwendungsersatz und Vergütung zu differenzieren, wobei 
sich insofern keine „pauschale“ Einordnung vornehmen lässt.114 Hier ist also besondere Vor-
sicht geboten, was versteckte Vergütungen und deren Konsequenzen auch in gemeinnützig-
keitsrechtlicher Hinsicht115 anbelangt. 
Damit ist natürlich nicht gesagt, dass bestimmte Tätigkeiten im Rahmen des vereinsmäßigen 
Engagements nicht auch pauschal abgegolten werden könnten, beispielsweise im Rahmen 
einer satzungsmäßig verankerten Vergütung.116 Einzig und allein als praktikable Ausprägung 
des schon ipso iure bestehenden Aufwendungsersatzes können sie nicht angesehen werden. 
2. Anspruch aus der Satzung 
Ein Anspruch auf Vergütung könnte sich aber unmittelbar aus der Stellung als Organ(mit-
glied) ergeben, wenn die Satzung das organschaftliche Rechtsverhältnis zu einer entgeltlichen 
Tätigkeit umgeformt hat. Es stellt sich aber die Frage, worauf dieser Anspruch tatsächlich 
fußt, auf der Organstellung selbst oder auf der Satzung. Mithin stellt sich die Frage, ob die 
Satzung überhaupt Ansprüche gegen den Verein begründen kann. 
a. Natur und Eigenart der Satzung 
Die Satzung ist für den Verein Ausdruck der aus der Privatautonomie folgenden Vereini-
gungs- und Satzungsfreiheit.117 Diese in den meisten Rechtsordnungen anerkannten Grund-
prinzipien haben in der Bundesrepublik Grundrechtsrang.118 Wie § 25 BGB als zentrale Norm 
                                                             
112 J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2226). So käme wohl auch niemand ernstlich auf die Idee, aus § 3 
Nr. 26a EStG einen Anspruch auf Zahlung von 720 € jährlich abzuleiten (obwohl dies de facto 
schon in einigen Fällen zumindest zu einem Anspruchsdenken von ehrenamtlich Tätigen geführt 
haben dürfte: vgl. Kolbe, DStR 2009, 2465 [2468]). 
113 Heinicke, in: Schmidt-EStG36, § 4 Rn. 574 ff. 
114 Stöber/Otto, Rn. 489. 
115 Siehe hierzu unten Zweiter Teil A.VII.3, S. 213 ff. 
116 Siehe hierzu unten A.II.3.c.bb, S. 53. Vgl. auch Wickert, NWB 2013, 3239 (3242). 
117 Bär, S. 154. 
118 Die Vertragsautonomie ist nach allgemeiner Auffassung ein Kernbestandteil der Allgemeinen 
Handlungsfreiheit in Art. 2 Abs. 1 GG, vgl. Jarass, in: Jarass/Pieroth14, Art. 2 Rn. 22 ff.; sowie 
Bär, 158 ff. darüber hinaus wird in Art. 9 GG auch die Vereinigung als solche und alles zur Auf-
rechterhaltung ihrer Funktionsfähigkeit Notwendige unter besonderen Schutz gestellt, vgl. Jarass, 
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in dieser Hinsicht festlegt, ist die Satzung – neben den ihr vorgehenden oder durch sie unbe-
rührt gelassenen Gesetzesvorgaben119 – individueller Ausdruck der Verfassung des Vereins. 
Diese wiederum wird heute allgemein verstanden als Festlegung der „die das Vereinsleben 
bestimmenden Grundlagenentscheidungen“.120 Der Stellenwert, den die Satzung für die Iden-
tität des Vereins einnimmt, zeigt sich schon darin, dass eine rechtskonforme Satzung den 
„Entstehungstatbestand“ des Vereins darstellt.121 Neben diesen Grundentscheidungen besteht 
die Möglichkeit, weitere Einzelheiten unterhalb der Satzung in Ordnungen und Geschäfts-
ordnungen zu verankern.122 Das Verhältnis zwischen zwingenden und dispositiven gesetzli-
chen Regelungen wird durch die Enumeration in § 40 BGB verbindlich festgelegt, wodurch 
der gestalterischen Satzungsautonomie ein Rahmen gesteckt wird. Schließlich gibt es noch 
zwingende und regelmäßig erforderliche Bestandteile, die in §§ 57 f. BGB geregelt sind. Als 
zwingend notwendigen Satzungsbestandteil deklariert § 57 Abs. 1 BGB den Zweck, Namen 
und Sitz des Vereins, sowie den Willen, den Verein eintragen zu lassen. § 58 BGB legt fest, 
dass bestimmte Regelungen regelmäßig in der Satzung enthalten sein sollen,123 namentlich 
die Grundlegungen von Mitgliedschaftsverhältnis, Mitgliederversammlung und Vorstand. 
Mit dem Eintritt in den Verein erkennt das Mitglied die Regelungen der Satzung an und un-
terwirft sich ihnen.124 Dabei ergibt sich für den eingetragenen Verein im Zusammenspiel zwi-
schen § 59 Abs. 2 und § 71 Abs. 1 BGB im Zuge der Registerpflicht mittelbar ein Schriftfor-
merfordernis für die Satzung. 
Die weitreichenden Möglichkeiten der Satzungsautonomie finden ihre Grenze in den zwin-
genden vereinsrechtlichen Vorschriften, sowie dort, wo Rechte anderer berührt werden, ins-
besondere also in §§ 134, 138, 242, 826 BGB, aber auch in der gesellschaftlichen Treuepflicht 
und dem (aktienrechtlichen) Gleichbehandlungsgrundsatz.125 Die Auslegung eines Sat-
zungstextes muss dabei dem Umstand Rechnung tragen, dass sich nach herrschender Auffas-
sung der Rechtscharakter der Satzung nicht eindeutig zwischen Norm und Vertrag festlegen 
lässt und deshalb rechtsgeschäftliche Auslegungsmaßstäbe nicht ohne Weiteres angewendet 
werden können.126 Auf den Punkt gebracht sorgt die Autonomie der Satzung dafür, dass sie 
                                                             
in: Jarass/Pieroth14, Art. 9 Rn. 8; Weick, in: Staudinger2005, Vorbem zu §§ 21 ff Rn. 1 ff. Vgl. auch 
BVerfG, Beschluss v. 12.11.1958 (2 BvL 4, 26, 40/56, 1, 7/57) BVerfGE 8, 274 (328); sowie dass., 
Urteil v. 1.3.1979 (1 BvR 532, 533/77, 419/78 und 1 BvL 21/78) BVerfGE 50, 290 (354 f.). 
119 Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn. 7; H. P. Westermann, in: Erman15, § 25 Rn. 2. 
120 So BGH, Urteil v. 6.3.1967 (II ZR 231/64) BGHZ 47, 172–181 (177); ders., Urteil v. 25.10.1983 
(KZR 27/82) BGHZ 88, 314–320 (316); vgl. ebenso ders., Urteil v. 24.10.1988 (II ZR 311/87) 
BGHZ 105, 306–324 (311, 314); Bär, S. 162; Reuter, in: MüKo-BGB7, § 25 Rn. 1; Weick, in: 
Staudinger2005, § 25 Rn. 3; gute Übersicht zu anderen Definitionsversuchen in der Lehre bei Reu-
ter, ZHR 148 (1984), 523–554 (525). 
121 Hadding, in: Soergel13, § 25 Rn. 10. 
122 BGH, Urteil v. 25.10.1983 (KZR 27/82) BGHZ 88, 314–320 (316); Bär, S. 162; K. Schmidt, § 24 
III 1 a) a.E.; Weick, in: Staudinger 2005, § 25 Rn. 4 f; H. P. Westermann, in: Erman15, § 25 Rn. 3. 
123 Zu den außergewöhnlich hohen Voraussetzungen an eine Ausnahme hierzu vgl. K. Schmidt, § 24 
III 1 b). 
124 Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn. 9; zur gesetzlich nicht geregelten Rechtsnatur der Satzung in 
dieser Hinsicht siehe Bär, 166 ff. 
125 Bär, S. 209 ff.; Hadding, in: Soergel13, § 25 Rn. 25; Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn. 19, 22. 
126 Bär, S. 165 ff.; Hadding, in: Soergel13, § 25 Rn. 11 ff.; Reuter, ZHR 148 (1984), 523–554 (526 f.), 
der (wenn auch nah am normähnlichen Satzungsverständnis) einen eigenen Begriff von der Integ-
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auch von ihren Verfassern dergestalt unabhängig ist, dass eine Auslegung nur aus ihr selbst 
heraus erfolgen kann. Das führt in concreto dazu, dass eine historische bzw. subjektive Aus-
legung – bei vertragsähnlichem Verständnis von Satzung nach § 133 BGB – regelmäßig nicht 
erfolgen soll und auch eine teleologische Auslegung einen unbedingten Fokus auf den explizit 
in der Satzung verankerten Vereinszweck haben muss.127 
Eine vollumfängliche Inhaltskontrolle der Vereinssatzung sowohl nach den hinter §§ 305 ff. 
BGB stehenden Schutzerwägungen,128 als auch anhand der oben aufgewiesenen Grenzen der 
Selbstbestimmung, insbesondere also nach den Maßstäben des § 242 BGB, haben die Ge-
richte dabei zunächst nur für Vereine – genauer (Dach-) Verbände – anerkannt, für die be-
stimmte Mitglieder eine Beitritts- bzw. Mitgliedschaftspflicht trifft.129 In der Literatur ist al-
lerdings die Meinung verbreitet, dies auf alle anderen Vereine auszuweiten,130 zumindest im 
Maßstab einer Kontrolle auf grobe Unbilligkeit.131 
b. Explizite Verankerung eines Vergütungsanspruchs in der Satzung 
Wenn man die Disponibilität des in § 40 BGB mitgenannten § 27 Abs. 3 BGB ernst nimmt, 
kann das organschaftliche Rechtsverhältnis, von seinen dort verankerten auftragsmäßigen 
Grundsätzen der Unentgeltlichkeit abweichend, per Satzung oder entsprechendem Beschluss 
der Mitgliederversammlung analog dienstvertraglicher Vorschriften ausgestaltet werden. So-
mit könnte eine Vergütung schon aus der organschaftlichen Stellung heraus begründet wer-
den, ohne dass es hierzu eines Anstellungsvertrags bedürfte.132 Einschränkungen könnten sich 
insofern nur aus den Grenzen der Satzungsautonomie ergeben, die – wie gerade festgestellt – 
                                                             
rationswirkung der Satzung entwickelt; Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn 16 f; a.A. mit Bezug-
nahme auf die Satzungsfeststellung als Rechtsgeschäft anscheinend H. P. Westermann, in: Er-
man15, § 25 Rn. 12. 
127 Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn 16 f.; a.A. H. P. Westermann, in: Erman15, § 25 Rn. 12 mit 
Bezug auf die Rspr. 
128 Aber gerade nicht gemäß den §§ 305 ff. BGB selbst, da die Vereinssatzung unter die Bereichsaus-
nahme des § 310 Abs. 4 BGB fällt, sofern man diese überhaupt vertraglich interpretiert: so etwa 
H. P. Westermann, in: Erman15, § 25 Rn. 4, sowie Roloff, in: Erman15, § 310 Rn. 27 f.; vgl. auch 
sogleich zur Billigkeitskontrolle. 
129 BGH, Urteil v. 24.10.1988 (II ZR 311/87) BGHZ 105, 306–324, dazu Bär,S. 244 ff.; für solche 
Vereine Inhaltskontrolle selbst gegenüber Nichtmitgliedern, die sich nur durch eigenen Vertrag 
den Statuten unterwerfen: BGH, Urteil v. 28.11.1994 (II ZR 11/94) BGHZ 128, 93 (102 f.) (=NJW 
1995, 583). 
130 Haddinger, in: Soergel13, § 25 Rn. 25a m.w.N. 
131 So Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn. 20 in Bezug auf BGHZ 128, 93 (103); vgl. dort auch die 
Antwort auf die Frage, ob Vereinssatzungen jemals AGB darstellen können, oder ob die Wertmaß-
stäbe der §§ 305 ff. BGB zumindest in eine Billigkeitsprüfung nach § 242 BGB entsprechend ein-
fließen können. 
132 So wohl Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 30; Herbert, BB 1991, 178 (184); Schöpflin, in: BeckOK-
BGB43, § 27 Rn. 19: „Abgesehen von einem Anstellungsverhältnis [...] nur dann [...], wenn die 
Satzung dies vorsieht.“; Stöber/Otto, Rn. 487 (10. Auflage): „Anspruch auf Vergütung besteht nur, 
wenn die Satzung die Möglichkeit einer Bezahlung [...] vorsieht oder wenn ein besonderer Ver-
pflichtungsvertrag vorliegt, [...]“; Weick, in: Staudinger2005, § 27 Rn. 25; außerdem Flume, § 10 I 
2 (S. 346); diesen insofern m.E. missverstehend Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (492 a.E.), dies 
relativierend („unklar“) aber wiederum ders., npoR 2013, 41 (Fn. 13). 
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auch außerhalb des Vereinsrechts zu finden sind.133 Dies ist vor allem dann der Fall, wenn 
zwingende Prinzipien des (Ideal-) Vereins abbedungen werden sollen. Beispiel hierfür wäre 
die ersatzlose Abschaffung der Mitgliederversammlung als solcher134 oder wohl auch schon 
der Ausschluss der aus dem Auftragsrecht stammenden Auskunftspflicht des Vorstands ge-
mäß §§ 666, 667 BGB.135 Eine Vergütung von Vorständen weicht zwar vom gesetzlichen 
Grundtypus des Idealvereins ab,136 allerdings nicht dergestalt, dass solche Satzungsbestim-
mungen als mit den Grundfesten des Idealvereins prinzipiell unvereinbar angesehen werden 
müssten.137 Dies gilt umso mehr im Hinblick auf die Reichweite der Satzungsautonomie des 
Vereinsrechts.138 Dies signalisiert auch der Gesetzgeber, wenn er in § 27 Abs. 2 S. 1 BGB 
davon spricht, dass der Widerruf der Bestellung unbeschadet eines vertraglichen Vergütungs-
anspruchs erfolgt. Einen solchen Vertrag kann es in rechtlich einwandfreier Form – wovon 
das Gesetz in diesem Kontext ausgehen dürfte – überhaupt nur geben, wenn er nicht inhaltlich 
der Verfassung des Vereins entgegensteht.139 Von der satzungsmäßigen Möglichkeit solcher 
Regelungsbestandteile geht die ganz einhellige Meinung auch aus.140 Es ist kaum ersichtlich, 
warum sie nicht eigene unmittelbare Wirkung für die Organe entfalten sollten, es sei denn 
ihnen wird ein rein deklaratorischer Charakter beigemessen. 
Die breite Gegenmeinung geht demgegenüber zwar ebenso von der Möglichkeit solcher Sat-
zungsbestimmungen aus, misst ihnen aber keine genuin anspruchsbildende Wirkung zu.141 
Danach ist die Satzung ein reines Internum („betrifft die Organisation und das Innenleben der 
Körperschaft“142) und kann keine Außenwirkung zu Nichtmitgliedern oder zu Mitgliedern in 
Regelungsbereichen außerhalb ihrer bloßen Mitgliedschaft entfalten. Insofern stellt sie ledig-
lich einen verbindlichen Handlungsrahmen für ein außenvertretungsberechtigtes Organ dar, 
wodurch zumindest eine mittelbare Außenwirkung erzielt wird, die aber immer in eine ver-
tragliche Abrede umgesetzt werden muss.143 Dies könne auch so weit gehen, dass – wenn nur 
überhaupt irgendeine vertragliche Vereinbarung besteht (selbst wenn diese zur Entlohnung 
gänzlich schweigt) – der in der Satzung geregelte Vergütungsanspruch in diese Vereinbarung 
                                                             
133 Vgl. etwa die Übersicht bei Bär, S. 209 ff. 
134 Weick, in: Staudinger2005, § 32 Rn. 6; H. P. Westermann, in: Erman15, § 32 Rn. 1. 
135 So etwa Weick, in: Staudinger2005, § 27 Rn. 25. 
136 A.A. hierbei mit nachvollziehbaren Gründen Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (7 ff.); vgl. auch unten 
A.II.3.c, S. 38 ff. 
137 Hadding misst solchen Satzungsbestandteilen sogar zum Teil nur formellen Satzungsrechtscha-
rakter, also fast deklaratorische Bedeutung bei – freilich nicht zwingenderweise in unbedingter 
Anspruchsqualität: Hadding, in: Soergel13, § 25 Rn. 22. 
138 Vgl. statt aller Bär, S. 160 f. m.w.N. 
139 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 8, 45. 
140 Dies ergibt sich alleine schon im Umkehrschluss aus der Diskussion über den Satzungsvorbehalt 
einer Vergütungsregelung (s.u. A.II.3.c, S. 38 ff.); ansonsten aber auch Reichert, Rn. 2116 f.; Sau-
ter/Schweyer/Waldner, Rn. 288, 301; Stöber/Otto, Rn. 490b; Weick, in: Staudinger2005, § 27 
Rn. 25. 
141 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 8, 45; Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207); differenzierter und 
damit letztlich doch relativ überzeugend Reuter, npoR 2013, 41 (42); in Bezug auf die Notwen-
digkeit einer vertraglichen Umsetzung etwas nebulös K. Schmidt, § 24 III 2 d): „Eine Vorstands-
vergütung kann allerdings in der Satzung angeordnet oder zugelassen werden.“. 
142 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 8. Beispielsweise als Begrenzung der Vertretungsmacht für das 
Anstellungsorgan in dieser Hinsicht: Reuter, npoR 2013, 41 (42). 
143 Zur Natur und Ausgestaltung dieser Abrede siehe sogleich A.II.3.b.bb, S. 33. 
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einfließt und den Vertrag zu einem Dienstvertrag werden lässt.144 Dieser Meinung ist aller-
dings entgegenzuhalten, dass die Satzung durchaus in anderem Kontext direkte Außenwir-
kung entfalten kann, wie sich beispielsweise an § 26 Abs. 1 S. 3 BGB zeigt, wenn auch erst 
in Verbindung mit einer Eintragung.145 Daran ändern dem Grunde nach auch die diese Wir-
kung etwas abschwächenden Verkehrsschutzregelungen der §§ 68–70 BGB nichts. 
Gerade für nicht-synallagmatische Ansprüche gegen den Verein und vergleichbar begünsti-
gende Rechtspositionen liegt eine Wirkung selbst gegenüber Außenstehenden – und somit 
erst recht auch für in Vereinsorganen tätigen Nichtmitgliedern – entsprechend den Regelun-
gen zum Vertrag zugunsten Dritter nach § 328 BGB nahe.146 Auch bringt sich die zurückhal-
tendere Meinung in Widerspruch zur Möglichkeit der expliziten satzungsimmanenten Bestel-
lung sogenannter „geborener Vorstandsmitglieder“.147 Wenn schon das Ob der Organstellung 
insoweit – eine entsprechende Annahmeerklärung vorausgesetzt148 – mit Außenwirkung be-
stimmt werden kann, muss dies erst recht für die Ausgestaltung derselben gelten. Auch inso-
fern ist die Annahme der Wahl bei Kenntnis oder möglicher Kenntnisnahme der entsprechen-
den Satzungsregeln erfolgt. Auch der historische Gesetzgeber scheint die Möglichkeit eines 
Vergütungsanspruchs kraft Satzung als Option angesehen zu haben, wenn er – im Kontext 
der Reichweite der grundsätzlichen Verweisung ins unentgeltliche Auftragsrecht – feststellt, 
dass auch ohne explizite Regelung in dieser Hinsicht „[...] bezüglich der Vergütung des Vor-
standes, sei es im Statute, sei es im besonderen Vertrage, Vorsorge getroffen sein werde 
[...]“.149 
Dabei ist natürlich zuzugestehen, dass ein Anspruch nur dann rechtswirksam aus der Satzung 
hergeleitet werden kann, wenn der Satzungstext selbst auch die Anspruchshöhe beziffert, sei 
es explizit oder wenigstens hinreichend bestimmbar durch den (u.U. dynamischen) Verweis 
in passende Vergütungssysteme oder -ordnungen. Natürlich sprechen Praktikabilitätserwä-
gungen gegen die explizite Verankerung der Vergütungshöhe, wenn eine Anpassung des Ent-
gelts, anders als bei einem Vertrag, immer nur durch das Organ mit Satzungsänderungskom-
                                                             
144 So jedenfalls zumindest Flume, § 10 I 2 (S. 346), selbst in der strengerer Lesart dessen durch Reu-
ter, in: FS Zöllner, 487–502 (492 a.E.). 
145 Daran anknüpfend ließe sich nun natürlich argumentieren, dass hierbei nicht die Satzung selbst 
Außenwirkung entfaltet, sondern nur das Vereinsregister, dem diese Außenwirkung allein schon 
aus seinem Sinn und Zweck anhaftet. Nach herrschender Auffassung ist aber dem Verkehrsschutz 
auch bei fehlender Eintragung Genüge getan, wenn der Dritte positive Kenntnis von der Beschrän-
kung hatte: vgl. K. Schmidt, § 24 III 2 c) m.w.N. Damit käme zumindest in dieser Konstellation 
eine Außenwirkung aus der Satzung selbst. 
146 Weick, in: Staudinger2005, § 25 Rn. 13 f.; dies ist aber gerade die Ausnahme zum Grundsatz, dass 
Außenstehende der Satzung prinzipiell nicht unterworfen sein können: vgl. Weick, in: Staudin-
ger2005, § 25 Rn. 10. 
147 Wie selbstverständlich von dieser Möglichkeit ausgehend Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 16. 
148 Weick, in: Staudinger2005, § 27 Rn. 10 m.w.N. 
149 Protokolle S. 2338, zitiert nach Mugdan, Materialien Bd. 1, S. 611. Auch wenn sich diese Ausfüh-
rung natürlich ebenfalls so lesen ließe, dass sich im Falle einer Vorsorge „im Statute“ ein Anspruch 
hierauf dennoch nur durch einen komplementären Vertrag begründen lasse. So in etwa Reuter, 
npoR 2013, 41 (42). 
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petenz erfolgen kann – regelmäßig also die Mitgliederversammlung – und auch noch weiter-
gehenden administrativen Aufwand wie die Eintragung der Änderung mit sich bringt.150 Dies 
wird auch nicht durch die Möglichkeit abgemildert, die wohl nicht zur Vereinsverfassung 
gehörende Vergütungshöhe151 in einer unterhalb der Satzung angesiedelten Vereinsordnung 
festzuschreiben,152 deren Änderungskompetenz einem anderen Organ zugewiesen werden 
kann, zumal sich hierbei neuerliche Probleme in puncto §§ 34, 181 BGB153 ergeben können. 
Auch der Organwalter selbst wird ein Interesse dahingehend haben, dass seine Vergütung 
nicht lediglich in der Satzung begründet wird, da diese Anspruchsgrundlage – ebenso wie der 
Aufwendungsersatzanspruch aus § 670 BGB – einseitig im Wege einer Satzungsänderung 
durch die Mitgliederversammlung als Satzungsorgan selbst für nur einzelne Vorstände aus-
geschlossen werden kann.154 Daher sprechen praktische Erwägungen gegen eine Verankerung 
der Organvergütung allein in der Satzung. 
Ohnehin dürften bei Existenz eines derartigen Satzungspassus (im Zeitpunkt der Bestellung) 
in der Regel auch die Voraussetzungen eines konkludent geschlossenen, insoweit inhaltsglei-
chen Dienstvertrags gegeben sein.155 
3. Anspruch aus einem Dienstverhältnis gem. § 611 Abs. 1 BGB 
Der Verweis in das Auftragsrecht führt nicht dazu, dass es sich bei der Vorstandstätigkeit im 
Verhältnis zum Verein auch tatsächlich um ein selbständiges Auftragsverhältnis handelt. Es 
ist damit lediglich festgelegt, dass aus der Tätigkeit als Organ Ansprüche und Pflichten ent-
stehen können, deren Voraussetzungen und Rechtsfolgen den Regelungen des Auftragsrechts 
entsprechen, sodass sich ein entsprechender Verweis auf die dortigen Regelungen sowohl aus 
gesetzesökonomischen als auch aus gesetzessystematischen Gründen anbietet. Dabei werden 
diese Regelungen aus dem genuinen Auftragsrecht in das seinem Ursprung nach rein organ-
schaftliche Rechtsverhältnis übertragen.156 Daneben könnte das Verhältnis zwischen Verein 
                                                             
150 Dagegen sieht Stürner, S. 437 in wenig nachvollziehbarer Interpretation von BGH, Urteil v. 
14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746) – zumindest für Verein und Stiftung – eine 
Pflicht zur Aufnahme einer konkreten Vergütungshöhe in die Satzung. 
151 Zur Verfassung gehört wohl, dass überhaupt eine Vergütung bezahlt wird, weil dies eine Grun-
dentscheidung der Beziehung zwischen Verein und einem Organ, dessen es gem. § 26 Abs. 1 S. 1 
BGB zwingend bedarf, darstellt; die konkrete Höhe kann dann aber in jedem Fall, gerade weil sie 
keine Grundentscheidung darstellt, auch außerhalb der Satzung geregelt sein; vgl. hierzu unten 
A.II.3.c, S. 38 ff.. 
152 Siehe zu dieser Möglichkeit bereits oben A.II.2.a, S. 23. 
153 Siehe hierzu, wenn auch in anderem Kontext, unten A.II.3.b.aa, S. 31. 
154 Vgl. Burgard, S. 429. 
155 Siehe hierzu sogleich A.II.3.b.bb, S. 33 (Fn. 199); so insb. auch Hüttemann, DB 2009, 1205 
(1207); Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (492 a.E.). Zu den Problemen, die sich einem dann regel-
mäßig nur mündlich geschlossenen Vertrag aufseiten der steuerlichen Anerkennung stellen können 
siehe unten Zweiter Teil B.II.3.b.bb, S. 237 ff. 
156 Flume, § 10 I 2: „organschaftliche[s] Rechtsverhältnis sui generis“; K. Schmidt, § 14 III 2 b); ähn-
lich wohl auch Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (61), der ausführt, dass nicht nur das organ-
schaftliche Verhältnis, sondern selbst ganz rechtsuntechnisch gesprochen ehrenamtliche Betäti-
gung an sich schon „regelmäßig der Umschreibung des Auftrages (§ 662 BGB) [entspricht]“; an-
ders wohl Grambow, Rn. 221, der ausführt, dass sich durch eine entsprechende Vereinbarung das 
„der Organstellung zugrundeliegende[n] Rechtsverhältnis“ in ein Dienstverhältnis umwandelt; 
A. Verein 
29 
und Organmitglied aber auch individualvertraglich vereinbart werden und dabei die Regelun-
gen, die sich schon aus der Organstellung ergeben, überformen beziehungsweise ergänzen. 
a. Trennungstheorie und Vereinsrecht 
Grundvoraussetzung hierfür wäre allerdings, dass die Organstellung keinen abschließenden 
Regelungsgehalt hat und somit eine individualvertragliche Ergänzung vollumfänglich, oder 
zumindest in den geregelten Teilbereichen ausschließt. Auf den Punkt gebracht, stellt sich 
demnach die Frage, ob bei der Organtätigkeit zwischen der Bestellung als Organ einer Kör-
perschaft und einer daneben vertraglich geregelten Anstellung – in einer geeigneten Vertrags-
form – unterschieden werden kann. Diese logische Aufspaltung der Rechtsbeziehungen findet 
selbst in den sonst eher spärlichen Regelungen des Vereinsrechts ihren Niederschlag, wenn 
§ 27 Abs. 2 S. 1 BGB davon spricht, dass ein Anspruch „auf die vertragsmäßige Vergütung“ 
von der Widerruflichkeit der Bestellung unbeschadet bleibt. Von der Möglichkeit einer Ver-
gütung für Vorstandsmitglieder geht beiläufig auch der neue § 31a BGB157 aus, der Vor-
standsmitgliedern mit geringer Vergütung eine Haftungsprivilegierung zuteilwerden lässt.158 
Dementsprechend geht auch die vorherrschende Meinung von der prinzipiellen Unterschei-
dung zwischen Organbestellung und vertraglicher Anstellung aus.159 Für eine einheitliche Be-
trachtung der beiden Rechtsverhältnisse spräche allein noch, dass es nach dem Gesetzeswort-
laut für eine wirksame Bestellung überhaupt keiner Anstellung bedarf, sodass letztere dann 
nur eine Modifikation des eigentlichen Rechtsverhältnisses darstellte.160 Eine Konstellation, 
in der eine solche Modifikation wechselseitig stattfinden soll, ohne dabei gleichsam selbst ein 
Rechtsverhältnis in Form eines Vertrags darzustellen, ist aber nicht ersichtlich. 
Einzelne Stimmen gehen dabei – dem allgemeinen Trennungs- und Abstraktionsprinzip des 
BGB folgend, beziehungsweise dieses nachbildend – sogar soweit, das eigentliche (zumin-
dest zeitliche) Rangverhältnis zwischen den beiden Rechtsbeziehungen umzudrehen, und den 
Anstellungsvertrag, in welcher Form auch immer, als das Kausalgeschäft anzusehen, das der 
Übernahme des Vorstandsamtes und damit der Bestellung zugrunde liegt.161 Dies würde aber 
bedeuten, dass mit wirksamem Abschluss dieses Vertrags eine Bestellung seitens des Vereins 
                                                             
ähnlich Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 6, der davon spricht, dass „das Anstellungsverhältnis 
das primär durch die Bestellung begründete Geschäftsbesorgungsverhältnis ergänzt“. 
157 Zu dieser Norm siehe Arnold, in: NPLY 2009, 89–113; J. F. Orth, SpuRt 2010, 2; Piper, WM 
2011, 2211; Roth, npoR 2010, 1; sehr kritisch dazu Reuter, NZG 2009, 1368 (1369 ff.); sowie 
Wörle-Himmel/Endres, DStR 2010, 759 (762). 
158 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (5). 
159 Vgl. (so für die AöR) BGH, Urteil v. 24.11.1980 (II ZR 182/79) BGHZ 79, 38–44 (41); ders., 
Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (240 f.) (=NJW 1991, 1727); sowie (zur 
GmbH) ders., Urteil v. 10.5.2010 (II ZR 70/09) NJW 2010, 2343–2346 (2572); außerdem Baums, 
Geschäftsleitervertrag, S. 33 ff.; Flume, § 10 I 2; Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (487); 
K. Schmidt, § 14 III 2 b); Stöber/Otto, Rn. 497; Wolf/Neuner, § 17 Rn. 61; zur nahezu vollständig 
verstummten Gegenauffassung vgl. die Übersicht bei Baums, Geschäftsleitervertrag, S. 35 f. 
m.w.N. 
160 Flume, § 10 I 2 (S. 345). 
161 Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 4 f.; Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (488 f.) mit weiteren Aus-
führungen zu diesem „Amtswahrnehmungsvertrag“ und weiteren etwas befremdlichen Verglei-
chen zur Grundschuld. 
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und damit eine Wahl durch die Mitgliederversammlung konsequenterweise geschuldet wäre 
und der Verein bei unterbliebener Bestellung Ansprüchen wegen Nichterfüllung des Vertrags 
oder Unmöglichkeit ausgesetzt wäre.162 
Davon ungeachtet bleibt festzuhalten, dass sich die beiden Rechtsverhältnisse zwar „nicht 
wechselseitig bedingen“163, aber auch nicht vollkommen isoliert voneinander bestehen, son-
dern zwischen beiden – allein schon aus dem Sinn und Zweck des Anstellungsvertrags fol-
gend – gewisse Wechselwirkungen bestehen. Worin genau diese bestehen und wie weitrei-
chend diese sind, ist aber noch immer stark umstritten.164 In der Literatur werden eindeutige 
Begriffe in Bezug auf den Beeinflussungsgrad und etwaige Hierarchien wohl bewusst ver-
mieden.165 Diese Abstimmung lässt sich auch als inhaltliches Entgegenkommen an den argu-
mentativ nachvollziehbaren Punkt der überkommenen Einheitslehre ansehen.166 Die Einzel-
heiten sind allerdings stark umstritten, wobei diese nicht die prinzipielle Trennung der beiden 
Rechtsbeziehungen betreffen, sondern sich auf Folgeprobleme wie die unter Umständen aus-
einanderfallende Kompetenz zu Bestellung und Vertragsabschluss sowie die Frage nach der 
Akzessorietät der nicht unmittelbar betroffenen Rechtsbeziehung bei der Abberufung aus der 
Organstellung oder Beendigung der Anstellung beziehen. Diese Fragen sind allerdings schon 
aus dem Grund schwierig zu beantworten, weil die Antworten von den gesellschaftsrechtli-
chen Regelungen und Grundformen der jeweiligen Körperschaften beeinflusst und daher für 
jede Rechtsform selbständig und gerade nicht allgemeingültig beantwortet werden können.167 
Eine entsprechende Klärung kann somit hier im spezifischen Kontext erfolgen.168 
b. Möglichkeit der Festlegung einer Vergütung im Anstellungsvertrag 
Die konkrete Ausgestaltung kann in unterschiedlicher Form geschehen und auch für diesen 
Vertrag gibt es zahlreiche Bezeichnungen. Von „Anstellungsvertrag“169 über den schlichten 
                                                             
162 Dieses Problem grundsätzlich im Rahmen der Zuständigkeit erörternd, aber ohne einen konkreten 
Bezug zu seiner Meinung im Allgemeinen: Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (496); in Abkehr hier-
von nunmehr Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 5 f. 
163 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (3). 
164 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 2 ff.; K. Schmidt, § 14 III 2 b) a.E. 
165 Vgl. insbesondere ders., § 14 III 2 b), der davon spricht, dass Be- und Anstellung „sinnvoll aufei-
nander abzustimmen“ seien, sowie, dass Haftungsmaßstäbe „koordiniert werden“ sollten; Flume, 
§ 10 I 2 (S. 346) spricht davon, dass das vertragliche Rechtsverhältnis das organschaftliche „er-
gänzt“. In der Rspr. ist beispielsweise die Rede von „funktionaler Zusammengehörigkeit“ und „in 
jeder Hinsicht als innerlich zusammengehörig“: BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 
113, 237–251 (242) (=NJW 1991, 1727). 
166 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 3. 
167 Vgl. nur die insofern sehr explizite und nicht einfach auf andere Rechtsformen übertragbare Re-
gelung des § 84 Abs. 1 AktG, der in puncto Zuständigkeit formell – wenn auch nicht in seinem 
Regelungsgehalt – zwischen der Bestellung von Vorstandsmitgliedern in S. 1 und der Anstellung 
in S. 5 differenziert; anders, zumindest in Fragen der generellen Zuständigkeit, aber die Rspr.: 
BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (246) (=NJW 1991, 1727); siehe 
hierzu sogleich. 
168 Siehe für den Verein sogleich A.II.3.b.aa, S. 31 ff. sowie A.II.3.e, S. 69 ff. 
169 Zu gewissen Bedenken dahingehend, ob diese Bezeichnung bei Vorständen wirklich passt vgl. 
Baums, Geschäftsleitervertrag, S. 36. 
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„Dienstvertrag“, bis hin zu „Vorstandsdienstvertrag“ sind in der Praxis viele (mitunter rechts-
untechnische) Bezeichnungen gebräuchlich.170 
aa. Zuständigkeit zum Abschluss des Anstellungsvertrags 
Für einen wirksamen Abschluss sowie die Beendigung eines Anstellungsvertrags bedarf es 
der Vertretung des Vereins durch das zuständige Organ. Im Gegensatz zur Bestellungskom-
petenz der Mitgliederversammlung, wie sie in § 27 Abs. 1 BGB festlegt ist, hat die Anstel-
lungskompetenz keine explizite Regelung im BGB gefunden. Aufgrund des engen inhaltli-
chen Zusammenhangs und den Einfluss- und Ergänzungsmöglichkeiten der Anstellung 
scheint es aber auf den ersten Blick – schon aus Gründen der Umgehungsverhinderung – 
sachgerecht, die Zuständigkeit zur Anstellung mit der Zuständigkeit zur Bestellung gleich-
laufen zu lassen.171 Damit ist grundsätzlich die Mitgliederversammlung für den Abschluss 
eines solchen Vertrags und die jeweilige Rückgängigmachung zuständig. 
Dass dieser Grundsatz Ausnahmen unterliegt, zeigt sich bereits daran, dass § 27 Abs. 1 BGB 
nach § 40 S. 1 BGB dispositiv ist. Die Bestellungskompetenz kann also durch einfache Sat-
zungsbestimmung modifiziert werden (bspw. durch Festlegung von abweichenden Mehr-
heitserfordernissen). Ferner kann die Bestellungskompetenz einem Kuratorium172 übertragen 
werden, eine Kooptation173 zugelassen oder die Auswahl auf Dritte174 verlagert werden, so-
lange sich die Mitgliederversammlung hierdurch nicht in irreversibler Form ihrer Regelungs-
kompetenz begibt.175 Außerdem bringt es die Freiheit der Vertragsgestaltung mit sich, dass 
anders als die lediglich das bloße Ob der Inhaberschaft einer Organstellung betreffende Be-
stellung (die trotz Bedürfnis einer Annahme der Wahl gerade keinen vertraglichen Charakter 
hat176), die einzelnen Modalitäten des Anstellungsvertrags – im Rahmen der Beschränkungen 
durch die Satzung – individuell ausgehandelt werden können. In rein tatsächlicher Hinsicht 
kann ein solches – unter Umständen längerwieriges – Unterfangen aber die Mitgliederver-
sammlung, gerade bei sehr großen Vereinen, administrativ überfordern. Daher sind verein-
zelte Stimmen der Ansicht, dass beim Verein von diesem rechtsformübergreifenden Grund-
satz abgewichen werden und dem Vorstand die Anstellungskompetenz zufallen müsse, um 
                                                             
170 Grambow, Rn. 222; Reuter spricht in Einklang mit seiner Sicht auf den Anstellungsvertrag (s.o. 
A.II.3.a, S. 29 [Fn. 161]) von einem „Amtswahrnehmungsvertrag“: Reuter, in: FS Zöllner, 487–
502 (494). 
171 Bei anderen Rechtsformen ergibt sich das schon aus dem Gesetz, vgl. nur § 112 AktG und § 39 
Abs. 1 GenG; speziell für den Verein – als Ergebnis eines Vergleichs mit den Kapitalgesellschaf-
ten – BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (246) (=NJW 1991, 1727); 
dazu K. Schmidt, JuS 1991, 854; ders., § 14 III 2 b) und § 24 III 2 d); in Bezug darauf ebenso 
Hüttemann, DB 2009, 1205 (1206); H. P. Westermann, in: Erman15, § 27 Rn. 2. 
172 BayObLG, Beschluss v. 20.1.1984 (BReg 2 Z 4/84) BayObLGZ 1984, 1. 
173 D.h. die Wahl eines Vorstandsmitglieds durch die übrigen Vorstandsmitglieder; vgl. OLG Hamm, 
Beschluss v. 6.9.2007 (15 W 129/07) NJW-RR 2008, 350 (352); Waldner, in: MünchHdbGesR-
V4, § 27 Rn. 23. 
174 Vgl. hierzu statt aller Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 16 ff. m.w.N. 
175 H. P. Westermann, in: Erman15, § 27 Rn. 2; Wolf/Neuner, § 17 Rn. 64. 
176 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 14. 
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Vertragsverhandlungen überhaupt durchführen und abschließen zu können.177 Dabei stützt 
sich die Meinung auch auf die fehlende Außenvertretungsmacht der Mitgliederversammlung, 
die dazu führe, dass die Mitgliederversammlung den Verein eigentlich nicht wirksam beim 
Vertragsschluss mit dem bestellten Vorstandsmitglied vertreten könne. All dies ließe nur den 
Schluss zu, dass für die Anstellung allein der Vorstand zuständig sein könne.178 Gerade letzt-
genanntem Argument ist allerdings entgegenzuhalten, dass – aus rechtlicher Sicht – dies bei 
der GmbH und der AG nicht grundsätzlich anders ist, wo Gesellschafterversammlung und 
Aufsichtsrat ebenfalls die Anstellungskompetenz zufällt.179 Es besteht lediglich der Unter-
schied, dass der Aufsichtsrat in der AG und die Gesellschafterversammlungen einer GmbH 
üblicherweise aus einem kleineren Personenkreis bestehen dürften. 
Gleichwohl besteht kein Grund, den Vorstand zum zuständigen Organ im Verein zu erklären 
und damit sozusagen den „Bock zum Gärtner“ zu machen. Denn so würde der Vorstand in 
die Lage versetzt, mit sich selbst die Konditionen seiner Anstellung „(mit)auszuhandeln“. Die 
dem innewohnende Missbrauchsgefahr ist zwar zugegebenermaßen dadurch weitgehend ge-
bannt, dass die Mitgliederversammlung im Vorfeld mit hinreichend bestimmten Satzungsre-
gelungen oder Weisungen der Freiheit der Vertragsgestaltung Binnengrenzen setzen kann, 
die für den Vorstand bindend sind, sodass ein Verstoß dagegen entsprechende Konsequenzen 
hätte.180 Hinzu kommt aber, dass damit erheblicher Verwaltungsmehraufwand verbunden 
wäre. Bei Einzelvorständen könnte es in Einzelfällen eines Notvorstandes gem. § 29 BGB 
bedürfen, um den Anstellungsvertrag überhaupt abschließen zu können.181 Der Vorstand wäre 
zwar unter Umständen wirksam bestellt, müsste sich aber gem. §§ 28, 34 BGB in der Sache 
seiner Anstellung eines Beschlusses enthalten.182 Er könnte jemandem die entsprechende Ab-
schlussvollmacht übertragen183 oder sich gem. § 181 BGB vom Verbot des Selbstkontrahie-
rens befreien lassen, wobei sich hier weitere Zuständigkeitsprobleme ergäben.184 Dieses Prob-
lem kann selbst in Konstellationen erheblich werden, in denen ein aus mehreren Personen 
bestehender Vorstand für den Anstellungsvertrag zuständig ist. Auch dann stellt sich – jeden-
falls bei satzungsmäßig festgelegter Gesamtvertretung, aber auch (begrenzt) in Fällen des 
Grundsatzes der Mehrheitsvertretung nach § 26 Abs. 2 S. 1 BGB – die Frage, ob das betref-
fende Vorstandsmitglied einfach gem. § 34 BGB (auf Ebene der Beschlussfassung) sein 
                                                             
177 So vor allem abermals Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (495); zumindest skeptisch gegenüber der 
universalen Sachgerechtigkeit dieses Gleichlaufs Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 9; H. P. 
Westermann, in: Erman15, § 27 Rn. 6. 
178 Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (495). 
179 Siehe unten C.IV.1.a.bb(1)(b), S. 138 sowie C.IV.2.a.cc(1), S. 166. 
180 Stöber/Otto, Rn. 490b; Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 8, 10. Dieses Prozedere aber als unzu-
mutbar einstufend (allerdings mit sich anschließendem Hinweis auf die Möglichkeit einer rechts-
wirksamen Genehmigung durch das zuständige Organ): BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) 
BGHZ 113, 237–251 (243, 247) (=NJW 1991, 1727). 
181 So auch ders., Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (244) (=NJW 1991, 1727). 
182 Vgl. hierzu differenzierend für unterschiedliche Kündigungsgründe im Rahmen der Beendigung 
des Anstellungsvertrags Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (12). 
183 Grundsätzlich hierzu Weick, in: Staudinger2005, § 26 Rn. 14. 
184 BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (244) (=NJW 1991, 1727) sieht die 
Zuständigkeit hierzu regelmäßig bei der satzungsändernden Mehrheit des Bestellungsorgans. Vgl. 
auch Hamdan, MDR 2015, 374 (376); Reichert, Rn. 2118; Sauter/Schweyer/Waldner, Rn. 239. 
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Stimmrecht wegen Abstimmung in eigener Sache verliert, oder ob es bei der Vertretung zu-
sätzlich einer Befreiung von § 181 BGB bedarf.185 
Es liegt daher – allein schon aus Gründen des engen Sachzusammenhangs186 – näher, die 
Anstellungszuständigkeit dem Grunde nach bei dem zuständigen Bestellungsorgan (im ge-
setzestypischen Fall also der Mitgliederversammlung) zu belassen, sich aber – beispielsweise 
im Rahmen von konkreten Vollmachtserteilungen – bei der Durchführung der Vertragsver-
handlungen flexibleren oder leichter zu handhabenden Lösungen zur konkreten Durch- und 
Umsetzung der Abstimmungsergebnisse zu bedienen.187 Im Zuge einer solchen Voll-
machtserteilung durch die Mitgliederversammlung können auch zusätzliche Beschränkungen 
und eine Befreiung vom Verbot des Selbstkontrahierens ohne spürbaren Mehraufwand fest-
gelegt werden. Auch eine konkludente oder stillschweigende Bevollmächtigung durch die 
Mitgliederversammlung ist denkbar.188 Ebenso kann die Bestellung oder Hinzuziehung be-
reits bestellter besonderer Vertreter nach § 30 BGB für diese Konstellationen zielführend 
sein.189 
Wird der Anstellungsvertrag durch ein unzuständiges Organ abgeschlossen, besteht nach 
herrschender Meinung die Möglichkeit einer Heilung durch nachträgliche Zustimmung.190  
bb. Ausgestaltung 
Für die konkrete Ausgestaltung des Anstellungsvertrages bestehen aufgrund der Vertragsau-
tonomie derart mannigfaltige Möglichkeiten, dass diese nicht alle dargestellt werden können 
und insofern auf die Praxisliteratur verwiesen wird.191 Neben der Frage der Vergütung können 
auch weitere Aspekte der Tätigkeit als Organ einer Regelung unterworfen werden. Hierzu 
gehören auch und gerade nachvertragliche Komponenten wie Wettbewerbsverbote oder Ver-
sorgungsansprüche.192 
Der genaue Vertragsinhalt ist nach den Grundsätzen der Auslegung von Willenserklärungen 
zu bestimmen, §§ 133, 157 BGB.193 Der Vertrag kann je nach Art seines Regelungsgehalts 
                                                             
185 Stöber/Otto, Rn. 490c. Vgl. zu diesen ganzen Problemen einmal mehr BGH, Urteil v. 21.1.1991 
(II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (243 f.) (=NJW 1991, 1727); sowie Anm. hierzu bei v. Look, 
WuB 1991, II L. § 27 BGB 1.91 (I.). 
186 Vgl. anstatt aller BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (242) (=NJW 
1991, 1727). 
187 Sehr pointiert in dieser Hinsicht K. Schmidt, § 24 III 2 d); vgl. außerdem v. Look, WuB 1991, II 
L. § 27 BGB 1.91 (II.); Reichert, Rn. 2119. 
188 Zu deren Voraussetzungen (die im konkreten Fall gerade nicht vorlagen) siehe BGH, Urteil v. 
21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (248) (=NJW 1991, 1727). Vgl. ebenso Reichert, 
Rn. 2119. 
189 Vgl. Weick, in: Staudinger2005, § 26 Rn. 6. 
190 BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (247 ff.) (=NJW 1991, 1727); 
Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (4); hierfür reicht eine stillschweigende oder konkludente 
Billigung aber dann gerade nicht aus: vgl. („inhaltlose Fiktion“) BGH, Urteil v. 21.1.1991 
(II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (247 f.) (=NJW 1991, 1727); kritisch zu diesen „(fast zu) 
hohe[n] Anforderungen“ H. P. Westermann, in: Erman 15, § 27 Rn. 6. 
191 Siehe etwa Grambow, Rn. 296 ff.; Waldner, in: MünchHdbGesR-V4, § 27 Rn. 8. 
192 Zu letzteren siehe Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (14 ff.). 
193 Anders gestaltet sich dies bei der Satzung: s.o. A.II.2.a, S. 23. 
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einen der klassischen Vertragstypen des BGB darstellen, die eine Geschäftsbesorgung betref-
fen, also Auftrag (§§ 662 ff. BGB) bei Unentgeltlichkeit, Dienstvertrag (§§ 611 ff. BGB) bei 
Entgeltlichkeit, oder eine e ntgeltliche Geschäftsbesorgung (§ 675 BGB). Für die Annahme 
eines Anstellungsvertrags in Form eines gesetzestypischen Auftrags gibt es indes im Rahmen 
der Vorstandstätigkeit für einen Verein wenig Anhaltspunkte, da dieser über die ohnehin be-
stehenden organschaftlichen Regelungen des § 27 Abs. 3 i.V.m. §§ 664 ff. BGB keinen zu-
sätzlichen Regelungsgehalt böte und es seiner damit nicht bedarf. 
Nach vorherrschender Ansicht liegt, jedenfalls bei Entgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit, ein 
Dienstvertrag gem. §§ 611 ff. BGB vor.194 Teilweise wird hierin je nach konkreter Ausgestal-
tung, wegen der zusätzlich fortbestehenden Pflichten aus §§ 664 ff. BGB (aus § 27 Abs. 3 
BGB), ein (entgeltlicher) Geschäftsbesorgungsvertrag gesehen.195 Aufgrund der Organstel-
lung in der Körperschaft handelt es sich um einen Dienstvertrag gem. § 611 BGB in seiner 
originären Form und nicht um ein Arbeits- beziehungsweise Angestelltenverhältnis (vgl. 
§ 611a BGB).196 Der Vorstand ist gerade kein Arbeitnehmer, sondern steht als geschäftsfüh-
rendes Organ197 – wenn überhaupt – auf Seiten des Arbeitgebers, obwohl er der Mitglieder-
versammlung regelmäßig weisungsunterworfen ist.198 Letzteres ergibt sich regelmäßig, so-
fern die Satzung nichts Gegenteiliges bestimmt, im Umkehrschluss aus § 27 Abs. 3 i.V.m. 
§ 665 S. 1 BGB. Ein solcher Vertrag kann auch mündlich und sogar konkludent mit dem 
zuständigen Organ geschlossen werden.199 
cc. Zur Bedeutung des § 612 BGB bei der inhaltlichen 
Bestimmung des Anstellungsvertrags 
§ 612 BGB gliedert sich in zwei Absätze. Der erste Absatz dient dazu, überhaupt einen Ver-
gütungsanspruch zu begründen, wenn ein solcher nicht explizit vereinbart ist, und zwar in 
den Fällen, in denen „die Dienstleistung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten ist“. In Absatz 2 werden die Konstellationen behandelt, in denen das Ob einer Ver-
gütung feststeht, aber die Höhe unbestimmt oder vorläufig unbestimmbar bleibt, um in diesen 
Fällen „die übliche Vergütung als vereinbart anzusehen“. Dabei wird es regelmäßig so sein, 
dass sich einem Anwendungsfall von Abs. 1 immer auch eine Anwendung des Folgeabsatzes 
                                                             
194 Flume, § 10 I 2 (S. 346); K. Schmidt, § 14 III 2. b); Wolf/Neuner, § 17 Rn. 61. 
195 Hüffer, WuB, II L. § 27 BGB 1.88; Schütz/v. Zydowitz, npoR 2/2010, 37 (38); H. P. Westermann, 
in: Erman15, § 27 Rn. 6. 
196 Waldner, in: MünchHdbGesR-V4, § 27 Rn. 6. 
197 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 36 ff. 
198 BGH, Urteil v. 12.10.1992 (II ZR 208/91) BGHZ 119, 379–386 (385 [Rz. 11]) (=NJW 1993, 191); 
Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 40; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 27 Rn. 19; Weick, in: 
Staudinger2005, § 27 Rn. 25. 
199 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (5); Grambow, Rn. 226; Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207). So sind 
wohl auch die Ausführungen von Engelsing/Lüke, NWB 2008, 2437 (2438) zu verstehen, dass 




anschließt. Denn eine Regelung, die darüber schweigt, ob eine Vergütung bezahlt wird, falls 
doch, dafür aber eine bestimmte Höhe festlegt, erscheint realitätsfern.200 
(1) Rechtsnatur und Wirkung 
Nach herrschender Auffassung dient die Regelung der Verhinderung des Nicht-Zustande-
kommens eines Dienstvertrags, wenn über einen Teil der essentialia negotii, namentlich der 
Gegenleistung zur Dienstpflicht, keine explizite Einigung stattgefunden hat.201 Rechtstech-
nisch wurde die Vorschrift dabei ursprünglich als Auslegungsregel angesehen, der Wortlaut 
„gilt“ hat hingegen einige Stimmen veranlasst, die Regelung als Fiktion einzuordnen.202 Es 
spricht allerdings mehr dafür, in der Regelung eine (u.U. in gewissen Belangen unwiderleg-
bare) Vermutungsregel zu erblicken.203 Eine Vergütung kann auch tatsächlich konkludent 
vereinbart worden sein, womit sich der tatsächliche Sachverhalt mit der angeordneten Rechts-
folge der Norm deckt, was (ähnlich wie bei § 857 BGB) gegen eine Fiktion spricht.204 Im 
gegenteilig gelagerten Fall spielt eine aus der Warte des objektiven Empfängerhorizonts nicht 
wahrnehmbare – also auch keine rechtsgeschäftliche Qualität erreichende – aber dennoch 
(beidseitig) gewollte Unentgeltlichkeit bei Vorliegen des Tatbestandsmerkmals demgegen-
über keine Rolle. Damit ist festzuhalten, dass § 612 BGB keinen eigenständigen Anspruch 
begründen, sondern nur unvollständigen Dienstverträgen zur Wirksamkeit verhelfen kann. 
(2) Bedeutung des § 612 Abs. 1 für die Vorstandsvergütung 
Abs. 1 wird in Konstellationen, in denen ein schriftlicher Anstellungsvertrag abgeschlossen 
wurde, de facto regelmäßig nur eine untergeordnete Rolle spielen. Die Motivation zum Ab-
                                                             
200 Wobei in diesen Fällen allein schon problematisch wäre, dass für das Vorliegen eines Dienstver-
trags und damit für die Anwendung des § 612 BGB (ohne Dienstvertrag in allen sonstigen Belan-
gen wäre die Norm nämlich unanwendbar: Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 7, 
11 f.) ein essentialium negotii fehlen würde, wenn die Vergütung expressis verbis offen gelassen 
wurde (damit läge der Fall gerade anders als in den Situationen, in denen der Vertrag in diesem 
Punkt schweigt; a.A. Edenfeld, in: Erman15, § 612 Rn. 1, der selbst in solchen Fällen der Unsicher-
heit zwischen Auftrag und Dienstvertrag dem § 612 Abs. 1 BGB eine Fähigkeit zur „Vertragsfik-
tion“ beimisst [wobei es präziser wäre, von einer „Vertragstypenfiktion oder -vermutung“ zu spre-
chen, immerhin handelt es sich bei beiden denkbaren Alternativen um Verträge, wenn ein bloßes 
Gefälligkeitsverhältnis außer Frage steht, wofür schon die Organstellung sprechen dürfte]). 
201 Mansel, in: Jauernig16, § 612 Rn. 1; Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 7. 
202 Übersicht hierzu bei Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 5 m.w.N. 
203 Allgemein zu dieser methodischen Figur Zippelius, S. 29 f.; Larenz/Canaris, S. 83 ff.; mit ähnli-
chen Erwägungen aber anderem Ergebnis („atypische Fiktion“) Richardi/Fischinger, in: Staudin-
ger2016, § 612 Rn. 5 f. 
204 Gegen diese Argumentation ließe sich aber vorbringen, dass in solchen Fällen eine (wenn auch nur 
konkludente) rechtsgeschäftliche Regelung gerade vorliegt und es damit des § 612 BGB nicht nur 
nicht bedürfte, sondern er gar keine Anwendung finden würde: Richardi/Fischinger, in: Staudin-
ger2016, § 612 Rn. 15 f.; hiergegen ließe sich aber wiederum anführen, dass es in der Realität aus 
Darlegungsgründen oftmals doch des § 612 BGB bedarf, weil die Beweislage in Bezug auf die 
konkludente Einigung bei fehlender schriftlicher Fixierung oftmals nicht den oben skizzierten Fall 
abbilden dürfte. 
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schluss und Kernbestandteil eines Anstellungsvertrags wird in aller Regel gerade die Festle-
gung einer Tätigkeitsvergütung sein, da es keines Anstellungsvertrags bedurft hätte, wenn 
man vom gesetzestypischen Fall der Ehrenamtlichkeit205 gar nicht abweichen wollte.206 Umso 
mehr kann die Regelung aber in Situationen helfen, in denen ein konkludenter Anstellungs-
vertrag geschlossen wurde und die Organtätigkeit einen Umfang und eine Qualität hat, die 
typischerweise (also im Vergleich mit Vorständen ähnlicher Einrichtungen) nicht unentgelt-
lich erbracht wird, weil sie beispielsweise mit einem erheblichen Arbeitsaufwand oder Haf-
tungsrisiko verbunden ist, was bei der Geschäftsleitung jedenfalls von Kapitalgesellschaften 
regelmäßig der Fall sein dürfte.207 Falls sich – mit der hier vertretenen Ansicht208 – ein An-
spruch theoretisch bereits aus der Satzung ableiten lässt, findet insofern § 612 BGB keine 
Anwendung, da er grundsätzlich nur bei Verträgen anzuwenden ist.209 
Die Frage, ob eine Vergütung nach den Umständen der Tätigkeit zu erwarten war, hängt da-
mit zuvorderst mit der Frage zusammen, ob eine unentgeltliche Tätigkeit dem gesetzlichen 
Regeltypus eines Vereinsvorstands entspricht.210 Erst danach spielen hiervon abweichende 
Umstände im konkreten Fall eine Rolle, die je nachdem Ergebnisse in beide Richtungen lie-
fern können.211 Hierbei können auch empirische Befunde die Wertung beeinflussen, etwa 
wenn nach einer Statistik über drei Viertel aller Drittsektor-Organisationen überhaupt nur 
freiwillig (i.e. unentgeltlich) Engagierte einbinden.212 Auch wenn die Schnittmenge durch die 
gesetzliche Konzeption der eingetragenen Vereine als Idealvereine bei dieser Rechtsform be-
sonders groß ist, sollte dabei bereits in die Bewertung der Umstände mit einbezogen werden, 
ob die Körperschaft einen gemeinnützigen Status innehat. Dies entspricht insofern nicht not-
wendigerweise einer Überordnung des Gemeinnützigkeitsrechts über das Vereinsrecht, son-
dern folgt schon aus der zivilrechtlich angeordneten wertenden Betrachtung der konkreten 
Umstände. Der Finanzierungsstatus eines Vereins wird schließlich erheblich dadurch geprägt, 
dass der Verein den Anforderungen der gemeinnützigen Mittelverwendung unterworfen ist. 
Dies gilt nicht erst für die Frage in welcher Höhe, sondern bereits dafür, ob überhaupt eine 
Vergütung erfolgen soll. 
                                                             
205 Genauer hierzu unten A.II.3.d.bb, S. 67. 
206 Vgl. hierzu bereits oben A.II.3.b.bb, S. 33. 
207 Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207); ähnlich klingt auch die Argumentation, allerdings ohne Nen-
nung des § 612 BGB, des Klägers in FG Hamburg, Urteil v. 19.6.2008 (5 K 165/06) juris, Rn. 153. 
208 S.o. A.II.2.b, S. 25. 
209 Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 6; eine Vereinssatzung stellt nach h.M. gerade 
keinen Vertrag dar, siehe hierzu oben A.II.2.a, S. 23. Davon unberührt bleibt natürlich eine An-
wendung auf einen konkludent geschlossenen Vertrag, der sich lediglich auf entsprechende Sat-
zungsbestimmungen stützt. 
210 Siehe hierzu unten A.II.3.d.bb, S. 67. 
211 Zu hierfür relevanten Faktoren siehe Edenfeld, in: Erman15, § 612 Rn. 6; Richardi/Fischinger, in: 
Staudinger2016, § 612 Rn. 22 f. 
212 78 % bei Krimmer u.a., S. 21. Allerdings spielen hierbei rechtsformspezifische Besonderheiten 
eine ebenso bedeutende Rolle: bei Idealvereinen sind dies sogar 81 % (ebd. S. 28), während es bei 
Stiftungen nur 64,3 % sind (ebd. S. 31). Bei eG bzw. gGmbH gewähren demgegenüber drei Viertel 
der Organisationen zumindest Teilen ihrer Mitarbeiter eine Vergütung (ebd. S. 34/39). Dies ent-
spricht somit zunächst einmal auch dem gesetzlichen Regelfall der jeweiligen Rechtsformen. 
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(3) Bedeutung des § 612 Abs. 2 für die Vorstandsvergütung 
Absatz 2 kann hingegen bei der Ergänzung von Anstellungsverträgen eine große praktische 
Bedeutung zuwachsen, insbesondere in Fällen, in denen diese Verträge – wie oben dargestellt 
– lediglich konkludent geschlossen wurden weil eine Entgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit 
zwar dem Grunde nach in der Satzung geregelt wurde, ein Anstellungsvertrag aber jedenfalls 
nicht eigens verfasst wurde. Trotz ansonsten bestehender vertraglicher Regelung ist dann re-
gelmäßig keine Vergütungshöhe vereinbart (bzw. nachweisbar), die typischerweise nicht in 
der Satzung verankert sein dürfte.213 Dann kann diese Höhe des vertraglichen Anspruchs mit 
Hilfe von § 612 Abs. 2 BGB bestimmt werden. 
Schwieriger wäre der Fall zu bewerten, in dem der (konkludente) Anstellungsvertrag sich 
inhaltlich mit einer Satzung deckt, die dem Vorstandsmitglied eine „angemessene Vergü-
tung“ zuweist. Hierbei würde sich die Frage stellen, ob die Begriffe „angemessen“ und „üb-
lich“ (i.S.d. § 612 Abs. 2 BGB)214 deckungsgleich sind, oder ob und in welche Richtung sie 
divergieren beziehungsweise zueinander in Verhältnis stehen. Dies wird davon abhängen, ob 
die Vergütungshöhe mit „angemessen“ bereits aus sich heraus hinreichend bestimmbar fest-
gelegt ist, ob sie folglich überhaupt als „nicht bestimmt“ i.S.d. Tatbestands des § 612 Abs. 2 
BGB angesehen werden kann. Sobald die angemessene Vergütung als rechtsgeschäftliche 
und hinreichende Regelung angesehen wird, hätte sie konsequenterweise Vorrang vor der 
lediglich ergänzenden Regelung des § 612 BGB.215 
Das trifft insbesondere auf Satzungen zu, die nach ihrem Gesamteindruck den Schluss zulas-
sen, dass mit ihnen den Vorgaben der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit (§§ 59 ff. AO) ent-
sprochen werden soll. Dann sind Festlegungen zur – wenn auch nur abstrakten – Höhe der 
Vergütung dem Kontext entsprechend dahingehend auszulegen, dass sie gemeinnützige An-
forderungen erfüllen sollen.216 Die Gemeinnützigkeit wäre quantitativ selbst bei einer An-
wendung des § 612 Abs. 2 zu berücksichtigen, sodass der „üblichen“ Vergütung zumindest 
in diesem Zusammenhang kein rein empirisches Begriffsverständnis zugrunde gelegt werden 
darf.217 Die Anwendbarkeit von § 612 Abs. 2 BGB im Kontext von NPOs ist damit zumindest 
in der Wirkweise eines quantitativen Maßstabs zur Bestimmung einer konkreten Vergütungs-
höhe erheblich eingeschränkt. Wenigstens materiell muss sich in diesem Kontext auch der 
                                                             
213 Schon weil die Höhe aufgrund ihrer Regelungstiefe keine Frage der Vereinsverfassung darstellt 
und eine Änderung ansonsten aufwendig wäre; siehe hierzu oben A.II.2.b, S. 25. 
214 Zu der Bedeutung und Auslegung dieses Begriffs siehe Edenfeld, in: Erman15, § 612 Rn. 22; 
Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 56 ff. 
215 Richardi/Fischinger, in: Staudinger2016, § 612 Rn. 16 f. Zum steuerlichen und speziell gemeinnüt-
zigen Verständnis von angemessener Vergütung siehe ausführlich im zweiten Teil bei C., S. 243 ff. 
216 Siehe allgemein zu dieser Interpretation von Satzungen Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 
(632 f.) sowie genauer unten A.III, S. 77 f. 
217 Selbst wenn man mit § 612 Abs. 2 BGB zu einer vertraglich als vereinbart anzusehenden Vergü-
tungshöhe käme, die gegen die Vorgaben insbesondere von § 55 AO verstieße, müsste man dieses 
Ergebnis normativ einschränken, weil es dem Sinn und Zweck einer gesetzlichen Vermutung nicht 
entsprechen kann, (einer der) beiden Vertragsparteien rechtliche Nachteile solchen Umfangs auf-
zuerlegen, die regelmäßig beide Parteien nicht gewollt hätten. Dass die Parteien diese Regelung 
getroffen hätten, wenn sie der Unvollständigkeit gewahr gewesen wären, ist schließlich das dem 
§ 612 BGB zugrundeliegende Telos. 
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Umfang der zivilrechtlich geschuldeten Vergütung konsequenterweise an den steuerrechtli-
chen Bedingungen orientieren. 
c. Satzungserfordernis 
Die Satzung ist manifestierter Wille der Gründer und der Mitglieder, sowie die konstitutive 
Grundlage eines jeden Vereins. § 25 BGB legt fest, dass die Vereinssatzung die „Verfassung“ 
des Vereins bestimmt.218 Die darin enthaltenen Festlegungen können, zumindest mittelbar, 
auch Wirkung über die innere Sphäre der Körperschaft hinaus haben.219 
Zu beleuchten ist jedoch das Verhältnis zwischen Anstellungsverträgen und der Satzung, im 
Speziellen also, inwieweit der Gestaltungsspielraum bei Regelungen eines Anstellungsver-
trags in den Vorgaben der Vereinssatzung seine Grenzen findet. Insbesondere stellt sich hier-
bei die Frage, ob die Unentgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit ein derart allgemeines Struk-
turprinzip eines jeden Idealvereins darstellt, dass ein Vertrag nur dann anderweitige Regelun-
gen treffen darf, wenn die Satzung dies explizit gestattet. Ein Anstellungsvertrag kann näm-
lich nach einhelliger Auffassung nicht über das hinausgehen, was in der Satzung festgelegt 
ist.220 Entscheidend ist insbesondere, was gilt, wenn die Satzung hierzu schweigt, was also 
der gesetzliche Regelfall ist.221 
aa. Zivilrechtlicher Meinungsstand vor dem Ehrenamtsstärkungsgesetz 
Bis zum Erlass des Ehrenamtsstärkungsgesetz am 21.3.2013222 gestaltete sich die Beantwor-
tung dieser Frage als schwierig. Das Gesetz traf keine explizite Regelung dazu, ob eine un-
entgeltliche oder entgeltliche Vorstandstätigkeit den gesetzlichen Normalfall darstelle. Die 
mittelbaren Hinweise in diesem Zusammenhang, namentlich der Verweis ins Auftragsrecht 
in § 27 Abs. 3 BGB und die im Umkehrschluss aus § 27 Abs. 2 S. 1 BGB gezogene Möglich-
keit einer vertraglichen Vergütung ergaben kein einheitliches Bild. Dementsprechend war es 
in Rechtsprechung und Literatur umstritten, ob es für die (vertragliche) Vergütung eines Or-
ganmitglieds einer Satzungsregelung bedürfe. Dies wäre dann der Fall, wenn die Vergütung 
der Vorstandstätigkeit gerade nicht den gesetzlichen Regeltypus darstellte, denn dann wäre 
es notwendig – und regelmäßig nach § 40 BGB auch möglich223 – von dieser gesetzlichen 
                                                             
218 Siehe bereits oben A.II.2.a, S. 23. Dieser Begriff wird teilweise wirklich in einer nahezu staatsthe-
oretischen Dimension verstanden, jedenfalls in seiner Bewertung ähnlich behandelt: vgl. nur Reu-
ter, in: MüKo-BGB7, § 25 Rn. 1. 
219 Vgl. nur die gegenüber Dritten wirksame Beschränkung der Vertretungsmacht gem. § 26 Abs. 1 
S. 3 BGB. 
220 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 8, 45; Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207). 
221 Wie oben bereits dargestellt, ist nämlich neben der Satzung das unabänderliche Gesetzesrecht die 
zweite Säule der Vereinsverfassung: A.II.2.a, S. 23. 
222 Nach offizieller Bezeichnung das „Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes“ vom 21.3.2013 (BGBl. I, 
S. 556). 
223 Hierbei würde dann eine sog. Öffnungsklausel ausreichen, die das Ob der Vergütung positiviert, 
die Bemessung der konkreten Höhe aber unter Umständen zunächst offen lässt und deren Festle-
gung einem bestimmten Organ zuweist (in letztgenannten Fällen ist oft auch von einer „Ermäch-
tigungsklausel“ die Rede); Begriffe und Formulierungsbeispiele bei Hüttemann, DB 2009, 1205 
(1209); diese aufgreifend Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159 f. sowie Hamdan, MDR 2015, 
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Grundentscheidung mittels Satzungsklausel abzuweichen. Damit unterschieden sich die ver-
tretenen Meinungen nur darin, ob sie die unentgeltliche oder entgeltliche Organtätigkeit als 
(gesetzlichen) Regelfall betrachten, von dem entsprechend abgewichen werden müsse oder 
nicht. 
(1) Argumente für ein Satzungserfordernis 
(a) Literatur 
Eine Auffassung sah im Vereinsvorstand den typischerweise unentgeltlich Tätigen. Dies lasse 
sich einerseits daraus ableiten, dass innerhalb der unterschiedlichen Spielarten eines Vereins 
gerade der Idealverein nach § 21 BGB den Regelfall eines Vereins darstellt, während wirt-
schaftliche Vereine die zahlenmäßig deutliche Ausnahme hierzu bilden.224 Dem konzeptio-
nellen Gefüge eines Idealvereins als nichtwirtschaftlich agierender Körperschaft entspräche 
dann am ehesten das Tätigwerden seiner Organe in unentgeltlicher Form. Dies kann aller-
dings kaum als logisch zwingend, sondern höchstens als passend bezeichnet werden. 
Ohne dafür einen besonderen Halt im Gesetz zu benennen, sahen es die meisten Vertreter 
dieser Ansicht als tradiert und selbstverständlich an, dass Vorstände ehrenamtlich tätig wer-
den.225 Daher stellen viele Autoren dies nahezu apodiktisch ohne weitere Argumente oder 
Belege dar. Sofern ein Argument genannt wird, bezieht sich dieses meistens auf den Verweis 
von § 27 Abs. 3 BGB ins Auftragsrecht.226 Diese Begründung ist zunächst einmal plausibel, 
weil der Auftrag gemeinhin die unentgeltliche Geschäftsbesorgung regelt und damit die Un-
entgeltlichkeit den bestimmenden Charakter auch des Organverhältnisses darstellen dürfte. 
Oftmals wurde sich auch auf den Willen des historischen Gesetzgebers bezogen.227 Der Ide-
alverein sei in Abgrenzung zu den Kapitalgesellschaften – und der damit verbundenen Ein-
dämmung der Verbreitung wirtschaftlicher Vereine qua Subsidiarität und Sperrfunktion228 – 
als ehrenamtliches Betätigungsfeld konzipiert worden. Hinzu kommt, dass gerade in der öf-
fentlichen Wahrnehmung der Verein und dessen Vorstände fast automatisch mit ehrenamtli-
chen Tätigkeiten und Engagement assoziiert würden. Dieser empirische Befund kann zwar 
                                                             
374 (375); vgl. außerdem BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (Rz. 5, 7). 
Diese Form der Satzungsklausel erachtet auch die Finanzverwaltung als ausreichende Mindestre-
gelung; vgl. nur OFD Frankfurt, Rundverfügung v. 11.1.2010 (S 0174 A–19–St 53), KSt-Kartei 
HE § 5 KStG Karte H 204. 
224 Otto, in: jurisPK-BGB8, § 22 Rn. 4. 
225 Zur Frage ob ehrenamtlich und unentgeltlich insofern zwingend synonym sind, siehe genauer un-
ten A.II.3.d, S. 56 ff. 
226 So bspw. Grambow, Rn. 217; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Ehrenamt, S. 265 ff.; dies., Rechtliche 
Rahmenbedingungen, S. 452; Petzschke, S. 38; van Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 2 
Rn. 141; Schütz/v. Zydowitz, npoR 2/2010, 37 (38). Umgekehrt war allerdings nie wirklich um-
stritten, dass Zuwendungen an einfache (nicht im Vorstand tätige) Mitglieder – zumindest isoliert 
vereinsrechtlich – keiner satzungsmäßigen Legitimation bedurften: D. J. Fischer, NWB 2015, 
2602 (2604). 
227 Vgl. Hüttemann, DB 2009, 1205 (1206): „Bei Verein und Stiftung entspricht eine unentgeltliche 
Aufgabenwahrnehmung nach Ansicht des historischen Gesetzgebers sogar dem Normalfall“; El-
lenberger, in: Palandt77, § 27 Rn. 5; Hüffer, WuB, II L. § 27 BGB 1.88 (685); Otto, in: jurisPK-
BGB8, § 27 Rn. 40; Stöber/Otto, Rn. 490, 1571a. 
228 Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 22 Rn. 6. 
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aus sich heraus kein rechtliches Argument darstellen, ist aber für die Bewertung nicht gänz-
lich unerheblich.229 
(b) Verwaltung 
Diese tradierte Auffassung230 erhielt ab 2008 unerwartet Unterstützung von Seiten der Fi-
nanzverwaltung. Im Zuge der Ehrenamtsreform 2007231 war gemeinnützigen Körperschaften 
die Möglichkeit eingeräumt worden, für sie tätigen Personen kleinere Beträge232 zuzuwenden. 
Diese wurden unter den sonstigen Voraussetzungen des § 3 Nr. 26a EStG für die Empfänger 
steuerfrei gestellt,233 wobei die Verwendung der gleichen Beträge als Grenze der Haftungs-
privilegierung für Vorstände im Rahmen des neu geschaffenen § 31a BGB diese Zahlungs-
praxis wohl zusätzlich befeuert haben dürfte. 
Diese Regelungen scheinen zu einem Umschwung in der Vergütungspraxis der Vereine ge-
führt zu haben, ohne sich mit den Voraussetzungen einer Vergütung auseinanderzusetzen und 
die Folgen für die Gemeinnützigkeit zu bedenken. Dass eine einkommensteuerrechtliche Pri-
vilegierung auf Seiten des Empfängers nichts an der zivilrechtlichen Grundlage dieser Zah-
lungen als Vergütung234 und damit mittelbar an der potentiellen Gemeinnützigkeitsschädlich-
keit dieser regelmäßig pauschalen Zuwendungen für die Körperschaft änderte, schien den 
meisten Protagonisten nicht einzuleuchten. Nachdem die Finanzämter zunehmend entspre-
chende Verstöße feststellten, sah sich das Bundesfinanzministerium gezwungen, klarstellend 
aktiv zu werden.235 Ansonsten drohte das öffentlichkeitswirksame Gesetz zur Stärkung bür-
gerschaftlichen Engagements als unschönen „Neben“-Effekt die Aberkennung der Gemein-
nützigkeit zahlreicher Vereine mit sich zu bringen. Dies hätte den Körperschaften – neben 
den Zahlungen an sich – hohe finanzielle Zusatzbelastungen beschert, was den Sinn und 
Zweck des Gesetzes vollends konterkariert hätte. 
Daher wurde das BMF mit einem ersten Schreiben aktiv.236 Im Rahmen eines größeren An-
wendungsschreibens bezüglich der Anwendung des § 3 Nr. 26a EStG in zahlreichen Facetten, 
fanden sich unter Abschnitt 8 Ausführungen zur Vergütung eines „Ehrenamtlichen Vor-
stand[s]“. Unter dem Aufhänger der Schädlichkeit für die Gemeinnützigkeit fanden sich hier 
                                                             
229 Beispielsweise in Bezug auf die Üblichkeit im Zusammenhang mit der Anstellung im Rahmen des 
§ 612 BGB; siehe hierzu bereits oben A.II.3.b.cc, S. 34. Vgl. auch unten zum allgemeinen Sprach-
gebrauch der Ehrenamtlichkeit, A.II.3.d, S. 56 ff. 
230 Siehe hierzu sogleich. 
231 Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements vom 10.10.2007 (BGBl. I, 
S. 2332); siehe überblicksartig hierzu Hüttemann, DB 2007, 2053. 
232 Zunächst 500 € pro Person und Jahr, seit dem neuerlichen Ehrenamtsstärkungsgesetz (BGBl. I, 
S. 556 [558], Art. 2 Nr. 1 b) auf 720 € angehoben. 
233 Sehr umfassend hierzu Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 9.18 ff. 
234 Geschweige denn, dass diese Norm gar einen zivilrechtlichen Anspruch auf Zahlung begründete; 
dazu Manteuffel, S&S 3/2009, 52 (52); J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2226). 
235 Dies klingt in den jeweiligen Einleitungen zweier BMF-Schreiben an: BMF-Schreiben v. 9.3.2009 
(IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2009, 445; BMF-Schreiben v. 14.10.2009 (IV C 4-S 
2121/07/0010), BStBl I 2009, 1318. 
236 BMF-Schreiben v. 25.11.2008 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2008, 985; Anm. bei P. Fischer, 
jurisPR-SteuerR 2/2009, Anm. 4; Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (22). 
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mittelbar auch Ausführungen zur zivilrechtlichen Seite der Vorstandsvergütung. Denn Zah-
lungen können gemeinnützigkeitsschädlich sein, wenn sie erfolgen, obwohl der Empfänger 
hierauf keinen zivilrechtlichen Anspruch hat.237 In dem Anwendungsschreiben findet sich die 
Formulierung „Schreibt die Satzung keine ehrenamtliche oder unentgeltliche Tätigkeit des 
Vorstands vor, ist die Zahlung von pauschalem Aufwandsersatz und von Vergütungen an 
Vorstandsmitglieder grundsätzlich unschädlich.“ Auch wenn das Wort „grundsätzlich“ im 
juristischen Kontext gemeinhin Ausnahmen zulässt, konnte diese Formulierung auch so ver-
standen werden, dass das BMF der Ansicht sei, dass die Unentgeltlichkeit gerade nicht den 
gesetzlichen Regelfall darstelle, sondern positiv in der Satzung verankert werden muss, um 
Geltung zu entfalten.238 Daher wurde diese Formulierung von Anhängern der prinzipiellen 
Unentgeltlichkeit als missverständlich bezeichnet, die davon ausgehen durften, dass das BMF 
gerade diese Aussage nicht treffen wollte.239 
Daraufhin reagierte das Ministerium auf die durch das erste Schreiben losgetretene Verunsi-
cherung und stellte in einer weiteren Veröffentlichung dieses Missverständnis richtig.240 Da-
bei ist zu beachten, dass dieses zweite wichtige Schreiben seinem Vernehmen nach nur für 
Vereine den gesetzlichen Regeltypus konkretisiert, während das Ausgangsschreiben den Ver-
such unternommen hatte, rechtsformübergreifende Aussagen zu treffen. Es heißt dort „[...] 
der Vorstand [übt] sein Amt jedoch grds. ehrenamtlich aus. Diese Bestimmung ist durch die 
Satzung des Vereins abänderbar“.241 Damit wurde festgestellt, dass eine unentgeltliche Tätig-
keit den Regelfall darstellt und durch die Satzung „ausdrücklich die Bezahlung des Vorstands 
erlaubt“ werden muss, wenn Zahlungen erfolgen sollen, die nach obigen Maßstäben Vergü-
tungen darstellen.242 Mit dieser Richtigstellung war klargestellt, dass das bereits angespro-
chene „grundsätzlich“ des Ausgangsschreibens tatsächlich als ein ‚solange die sonstigen zi-
vilrechtlichen Voraussetzungen für einen solchen Anspruch gegeben sind‘ zu lesen ist. 
Dieser zivilrechtlichen Auffassung der Finanzverwaltung ist dabei gewiss kein außerordent-
liches Gewicht beizumessen.243 Allerdings fällt auch der Verwaltung als exekutiver Staatsge-
walt eine gewisse interpretatorische Funktion zu.244 BMF-Schreiben können ihrer Natur nach 
                                                             
237 Instruktiv hierzu Hüttemann, DB 2009, 1205 (1208); genauer siehe auch unten Zweiter Teil 
B.II.3.b.aa, S. 236 f. 
238 So wohl auch in Folge dieses Schreibens P. Fischer, jurisPR-SteuerR 2/2009, Anm. 4 (C.); Möller, 
SteuerConsultant 08/2010, 22 (22). 
239 Hüttemann, DB 2009, 1205 (1208); Manteuffel, S&S 2/2009, 41 (42). 
240 BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris; Anm. hierzu bei Alvermann, SpuRt 
2009, 112 (112); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (22 f.); J. Weber, NWB 29/2009, 2226 
(2229 f.). 
241 BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris. 
242 So hiernach Alvermann, SpuRt 2009, 112 und Manteuffel, S&S 3/2009, 52; kritisch demgegen-
über Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (23); „rechtlich unhaltbar“: J. Weber, NWB 29/2009, 
2226 (2229). Dabei wurde seitens des BMF auch klargestellt, dass es ohne Belang ist, ob diese 
Vergütung auch de facto dem Empfänger zugutekommt, oder etwa durch eine Rückspende oder 
sogar Verzicht dem Verein im Endeffekt erhalten bleibt: BMF-Schreiben v. 14.10.2009 (IV C 4-
S 2121/07/0010), BStBl I 2009, 1318 (1318); dazu Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 160. 
243 Vgl. Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (4): „Zuletzt wirkt es befremdlich, wenn sich die Finanzverwal-
tung nunmehr auch zur Auslegung des Zivilrechts berufen fühlt.“ 
244 „Exekutive und Judikative stehen sich insoweit gleichrangig gegenüber.“ Jochum, S. 45. 
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unterschiedlichen Inhalt haben, je nach Regelungsgehalt etwa ein reines Verwaltungsinter-
num darstellen, oder norminterpretierenden oder -konkretisierenden Inhalt haben.245 Unab-
hängig von der Frage einer (mittelbaren) Außenwirkung dieser Veröffentlichungen ist die – 
sich in die Rechtslage interpretierenden Ausführungen zeigende – Auffassung der Finanzver-
waltung aber wie jede andere Meinung bezüglich einer rechtlichen Fragestellung zu werten 
und von anderen Rechtsanwendern als potentiell valider Interpretationsansatz zu berücksich-
tigen, wenn auch nicht in bevorzugtem Maße.246 
Dass die Rechtslage dadurch noch nicht für alle Vereine und Vereinstypen geklärt war247 und 
weiterhin flächendeckende Verunsicherung bestand, musste auch die Finanzverwaltung ein-
gestehen, indem sie den Vereinen großzügige Fristen zu entsprechenden Satzungsänderungen 
einräumte, welche rückwirkend zu einem Absehen von der Aberkennung der Gemeinnützig-
keit „aus Billigkeitsgründen“248 führen sollten. Diese Fristen wurden mehrfach verlängert, 
zuletzt bis zum 31.12.2010, also immerhin über zwei Jahre nach dem ersten Anwendungs-
schreiben.249 
(c) Rechtsprechung 
In der Rechtsprechung ist die Frage des Satzungsvorbehalts für Vergütungen nicht allzu häu-
fig Gegenstand von Entscheidungen gewesen. Die prominenteste dürfte hierbei noch die Ent-
scheidung des BGH von Ende 1987 über die Vergütung in einem Apotheker-Verein sein.250 
Sie betraf die Vergütung von Organmitgliedern eines eingetragenen Vereins, der für seine 
Mitglieder – allesamt als Apotheker tätig – die Abrechnung von Rezepten und vergleichbaren 
Zahlungen gegenüber den Krankenkassen übernahm.251 Neben einem hauptamtlichen Ge-
                                                             
245 Vgl. allgemein Ehlers, in: Ehlers/Pünder15, § 2 Rn. 68 ff.; Englisch, in: Tipke/Lang22, § 5 
Rz. 31 ff.; Hey, S. 27 ff.; Jochum, S. 42 f.; Maurer/Waldhoff, § 24 Rn. 7 ff.; Schenke, S. 117; 
Seer, S. 241 ff.; Tipke, S. 1165 ff. 
246 „Es ist kein einleuchtender Grund dafür ersichtlich, daß die in einer Verwaltungsrichtlinie vorge-
nommene Auslegung des Gesetzes eine höhere Richtigkeitsgewähr besitzt als andere Stellungnah-
men“, Seer, S. 245; vgl. auch Englisch, in: Tipke/Lang22, § 5 Rz. 34: „[...] haben für das Gericht 
prinzipiell kein größeres Gewicht als Äußerungen in der Literatur“. 
247 Vgl. zur Übertragbarkeit dieses Satzungserfordernisses auf (gem. § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG) steuer-
befreite Berufsverbände in Form eingetragener Vereine Brouwer, BB 2010, 865 (866 ff.). 
248 BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris (a.E.); kritisch hierzu J. Weber, NWB 
29/2009, 2226 (2230). 
249 Siehe hierzu neben den bereits erwähnten BMF-Schreiben die ansonsten quasi ohne weiteren Re-
gelungsgehalt daherkommenden BMF-Schreiben v. 9.3.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 
2009, 445; BMF-Schreiben v. 14.10.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2009, 1318. 
250 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745; siehe auch die Anmerkung von Hüf-
fer, WuB, II L. § 27 BGB 1.88. 
251 Dabei ist fraglich, ob dieser Verein als gemeinnützig anerkannt war, wozu das Urteil keine Aus-
kunft gibt. Dagegen dürfte sprechen, dass es sich nach dem ersten Anschein hierbei um einen 
Berufsverband handeln könnte (zur deren steuerlicher Behandlung vgl. grundlegend Kühner). Ver-
einen, die sich der Abrechnung von Angehörigen der Heilberufe – zu denen Apotheker durchaus 
zu zählen sind – mit den Krankenkassen verschrieben haben, ist schon mehrfach mangels Verfol-
gung ideeller Zwecke sogar die Eintragung versagt worden – vgl. nur KG Berlin, Beschluss 
v. 26.1.1979 (1 W 3792/77) OLGZ 1979, 279 (281); LG Bonn, Beschluss v. 1.7.1985 (5 T 54/85) 
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schäftsführer und dem obligatorischen Vorstand hatte der Verein auch einen ebenfalls mehr-
köpfigen Verwaltungsrat als fakultatives Organ eingesetzt. Obwohl nicht in der Satzung fest-
geschrieben, legte der Verwaltungsrat in einer Geschäftsordnung – zu deren Erlass er aller-
dings per Satzung ermächtigt war – Vergütungen für den Vorstand und sich selbst fest.252 Der 
BGH erteilte dieser Praxis in mehrfacher Hinsicht eine Absage. Neben der gerichtlich vollen 
Überprüfung der Angemessenheit der geflossenen Vergütungen253 stellte sich das Gericht ins-
besondere gegen die – zudem auch noch in eigener Sache festgelegte254 – Vergütung des 
Verwaltungsrates, die im Gegensatz zur Vergütung des Vorstands keinen Halt in der Satzung 
fand.255 Einige Autoren berufen sich bis heute auf dieses Urteil, um ein Satzungserfordernis 
für Organvergütung im Verein zu begründen.256 Auch der BGH hat in einer neueren Entschei-
dung zu einem ähnlich gelagerten Fall eine Revisionszulassung mit der Begründung abge-
lehnt, dass die „maßgeblichen Fragen“ durch das Urteil zum Apothekerverein bereits allge-
mein geklärt seien und damit diese Rechtsprechung bestätigt.257 
Daneben finden sich noch weitere Entscheidungen auf diesem Gebiet, wenn auch keine 
höchstrichterlichen.258 Des Weiteren existieren Entscheidungen der Finanzgerichte zur Aber-
kennung der Gemeinnützigkeit, wobei sich die Gerichte in der Vorfrage der Satzungsmäßig-
keit von Vergütungen meist auf das oben genannte Urteil des BGH zum Apotheker-Verein 
berufen.259 
                                                             
MDR 1986, 53. Im vorliegenden Fall war eine solche Eintragung allerdings erfolgt. Damit ist je-
doch die steuerliche Einordnung – es käme unter Umständen auch eine Körperschaftsteuerbefrei-
ung nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 KStG in Betracht – für die hier vorzunehmende vereinsrechtliche Beur-
teilung vollkommen ohne Belang, da es sich in beiden Fällen um einen eingetragenen Verein han-
delt. Zur letztlich ohnehin verworrenen Situation der Anforderungen an eine Eintragung in Ab-
grenzung zu einem wirtschaftlichen Verein siehe Eyles, NJW 1996, 1994 (1996 ff.); Otto, in: ju-
risPK-BGB8, § 22 Rn. 13 ff.; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 21 Rn. 99 ff. sowie zu den aktuel-
len Entwicklungen oben A.I.1.b, S. 10 ff. 
252 Für den gesamten Sachverhalt siehe BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 
(745 f.). 
253 Siehe hierzu genauer auch unten unter Angemessenheit: A.III, S. 77. 
254 Inwieweit dies auch aus sich heraus schon zu Problemen und zur Unwirksamkeit der Festlegungen 
führen kann, selbst wenn es sich hier um ein lediglich fakultatives Organ handelt, siehe bereits 
oben unter A.II.3.b.aa, S. 31. 
255 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (747). 
256 Stöber/Otto, Rn. 489; Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 27 Rn. 19; Hüffer, WuB, II L. § 27 BGB 
1.88. 
257 BGH, Beschluss v. 3.12.2007 (II ZR 22/07) NJW-RR 2008, 842–843; Bezugnahme auf dieses Ur-
teil auch bei Engelsing/Lüke, NWB 2008, 2437; eine weitere Entscheidung bezieht sich ebenfalls 
auf besagtes Urteil, berührt dabei aber lediglich die ebenfalls dort befindlichen Ausführungen zur 
Entlastung BGH, Urteil v. 3.12.2001 (II ZR 308/99) BB 2002, 220–222 (222). 
258 OLG Celle, Urteil v. 29.6.1993 (20 U 2/93) NdsRpfl 1993, 244–246; LG München I, Urteil 
v. 27.7.2007 (20 O 655/07) VersR 2008, 1703–1706 (1704 f.). 
259 So etwa FG München, Beschluss v. 21.11.2000 (7 V 4116/00) EFG 2001, 538–539; FG Hamburg, 
Urteil v. 19.6.2008 (5 K 165/06) juris, Rn. 150 f.; ähnlich, wenn auch ohne Bezug zum BGH-
Urteil schon dass., Beschluss v. 13.4.2007 (5 V 52/06) EFG 2007, 1543–1547. 
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(2) Argumente gegen ein Satzungserfordernis 
Kritik an der tradierten Ansicht, dass Organmitglieder von Idealvereinen grundsätzlich un-
entgeltlich tätig werden, fand sich in substantiierter Form wohl erstmalig bei Arnold.260 In der 
Folge hat sie in der (Kommentar-) Literatur vermehrt Zustimmung erfahren.261 
Das halb systematische, halb semantische Hauptargument dieser Ansicht fand sich in der ei-
gensinnigen Verweisung des § 27 Abs. 3 BGB selbst. Die Norm verweist zwar ins Auftrags-
recht, aber gerade nicht auf die einzige Norm, die explizit die Unentgeltlichkeit des Auftrags 
proklamiert: § 662 BGB.262 Daraus ließ sich der Umkehrschluss bilden, dass – untermauert 
von § 27 Abs. 2 S. 1 BGB – dieser Verweis gerade nicht die Unentgeltlichkeit der Geschäfts-
führungstätigkeit festlegen sollte. Selbst die Finanzverwaltung scheint dies in Teilen überse-
hen zu haben. So findet sich in einem der oben genannten BMF-Schreiben die Formulierung 
„Nach den für Vereine geltenden zivilrechtlichen Vorschriften (§ 27 Abs. 3 i.V.m. § 662 
BGB) übt der Vorstand sein Amt jedoch grds. ehrenamtlich aus.“.263 Damit wird explizit auf 
die Norm Bezug genommen, die von der Verweisung gerade nicht erfasst ist. 
Unterstützend wird die Auslegung der entscheidenden Normen vor dem Hintergrund ihrer 
historischen Konzeption ins Feld geführt. Im Entwurf der Ersten Kommission verwies der 
dem § 27 BGB insofern entsprechende § 44 BGB-E I für die Ausgestaltung der Rechte und 
Pflichten des Vorstandes auf die entsprechenden Entwurfsregelungen zum Auftrag.264 Ge-
nauer erstreckte sich der Verweis auf die §§ 585, 588 bis 596 BGB-E I265, wobei ersterer in 
etwa dem Wortlaut des heutigen § 662 BGB entsprach,266 während die weiteren Normen in 
etwa den §§ 664–670 BGB – auch schon in der endgültigen Reihenfolge – entsprachen.267 
Das Hauptargument für eine vom Gesetzgeber vorgesehene Vergütungsmöglichkeit konnte 
nun unter anderem darin gesehen werden, dass die zweite Kommission den Verweis auf die 
Grundnorm des korrespondierenden Auftragsrechts gestrichen hat. Der nunmehr § 26 Abs. 3 
BGB-E II bezifferte Verweis zielte gerade nicht mehr auf die erste Norm des Auftragsrechts, 
                                                             
260 Arnold, in: FS Reuter, 3–16; vorher etwa J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2227) m.w.N. 
261 Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 41; H. P. Westermann, in: Erman13, § 27 Rn. 6 (Vorauflage). 
262 So Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (7 f.); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (23); J. Weber, NWB 
29/2009, 2226 (2229). 
263 BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris; so übernommen von Manteuffel, 
S&S 3/2009, 52 (52); Mecking, S&S 4/2009, 43 (43); ebenfalls die Unentgeltlichkeit mit § 662 
BGB begründend: Otto, in: jurisPK-BGB8, § 27 Rn. 40; dies hingegen erkennend Hüttemann, DB 
2009, 1205 (1209); ebenso Wörle-Himmel/Endres, DStR 2010, 759 (759 Fn. 7); sowie Wickert, 
NWB 2013, 3239 (3240). Dies wird von Letzterem damit erklärt, dass es eines Verweises in die 
explizite Norm gar nicht bedürfe, da das Auftragsrecht als Ganzes durch eine strenge Unentgelt-
lichkeit geprägt und gekennzeichnet sei, die allen Teilnormen (unausgesprochen) inhärent sei: 
ders., NWB 2013, 3239 (3239 f.). 
264 Die Verweisnorm finden sich im Wortlaut bei Mugdan, Materialien Bd. 1, S. LX. 
265 Diese finden sich bei ders., Materialien Bd. 2, S. XCV ff. 
266 „Durch die Annahme des Auftrages wird der Beauftragte verpflichtet, das ihm von dem Auftrag-
geber aufgetragene Geschäft für diesen zu besorgen.“ Damit fehlt es allerdings neben der aktivi-
schen Formulierung noch an dem Kriterium der Unentgeltlichkeit. Siehe hierzu sogleich. 
267 Vgl. Mugdan, Materialien Bd. 2, S. XCV ff.; zum selben Ergebnis kommt auch Arnold, in: FS 
Reuter, 3–16 (8). 
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den § 593 BGB-E II.268 Neben der bloßen Neunummerierung steht zwischen diesen beiden 
Auftragsnormen aber auch eine inhaltliche Änderung. Der § 593 BGB-E II entsprach nämlich 
sodann wortwörtlich dem bis heute beständigen § 662 BGB und legte damit prinzipiell eine 
Unentgeltlichkeit fest, was in der Vorversion nicht der Fall war. Indem die Zweite Kommis-
sion nun bei gleichzeitiger inhaltlicher Festlegung in dieser Richtung den Verweis auf diese 
Norm austilgte, sprach sie sich nach der hier dargestellten Meinung gegen eine Verallgemei-
nerbarkeit der Unentgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit im Verein aus. So heißt es denn auch 
in den Protokollen zu dieser Änderung: 
„Nachdem § 585 des Entw. dahin abgeändert worden sei, daß die Unentgelt-
lichkeit ein Begriffsmerkmal für den Auftrag bilde, passe § 585 nicht mehr auf 
die Rechtsbeziehungen, welche zwischen dem Vorstande einer jur. Person und 
dieser selbst bestehen. Es könne nicht als der Normalfall hingestellt werden, 
daß der Vorstand einer Körperschaft seine Funktionen ohne jede Vergütung 
besorge [...].“269 
Als zusätzliches Argument wurde die Entwicklung um § 596 BGB-E I herangezogen.270 Die-
ser sah die Möglichkeit der Vereinbarung einer Vergütung auch im Auftragsrecht vor und 
war zusätzlich mit einer dem heutigen § 612 Abs. 1 BGB ähnelnden Vermutung für eine sol-
che Vereinbarung bei nach den Umständen zu bemessender Üblichkeit versehen.271 Daraus 
ließ sich ableiten, dass eine grundsätzliche Unentgeltlichkeit des Auftrags gerade nicht vor-
gesehen war. Als die Zweite Kommission dann aber den § 585 BGB-E I – wie gerade darge-
stellt – entsprechend zugunsten der Unentgeltlichkeit änderte, wurde diese Norm gänzlich 
gestrichen. Daraus lässt sich schließen, dass damit eine Grundsatzentscheidung im Auftrags-
recht gefällt wurde und somit sämtliche Normen, die sich vormals mit dem Vergütungsan-
spruch auseinandersetzten, ersatzlos gestrichen werden sollten. Dementsprechend wurde in 
der hierauf angepassten Verweisnorm272 die Heranziehung auftragsrechtlicher Normen für 
das Vereinsrecht insoweit gestrichen, als sie nun eine prinzipielle Unentgeltlichkeit enthiel-
ten. Es wurde damit nur noch auf die §§ 595–601 BGB-E II verwiesen, die weitgehend den 
§§ 588–595 BGB-E I entsprachen. Auch darin sahen die Gegner eines Satzungserfordernisses 
für die Vorstandsvergütung heute noch eine klare Abgrenzung des Gesetzgebers von der deut-
lichen Entscheidung zugunsten der Unentgeltlichkeit im Auftragsrecht für das Vereinsrecht. 
In den Protokollen kommt sodann in der Tat zum Ausdruck, dass eine Verallgemeinerung in 
der Hinsicht im Vereinsrecht nicht zu bewerkstelligen sei, sondern dass die Frage der Vergü-
tung grundsätzlich eine Frage der konkreten Umstände und in jedem Einzelfall individuell zu 
                                                             
268 Auch diese Normen finden sich bei Mugdan, Materialien Bd. 1, S. LX bzw. ders., Materialien 
Bd. 2, S. XCV. 
269 Protokolle S. 2338, zitiert nach ders., Materialien Bd. 1, S. 611. 
270 So jedenfalls Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (8 f.). 
271 So bei Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (8) dargestellt. Beachte hierzu aber sogleich S. 49 f. 
272 Vorher § 44 Abs. 2 BGB-E I, danach § 26 Abs. 3 BGB-E II; vgl. auch schon oben. 
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bestimmen sei.273 Eine prinzipielle Unentgeltlichkeit sei damit in merklich gewollter Abgren-
zung zum Auftragsrecht gerade nicht gewollt, insofern würde eine allein vertragliche Rege-
lung der Vergütung ausreichen.274 
Überdies ist selbst die Rechtsprechung nicht so eindeutig wie die Fürsprecher einer prinzi-
piellen Unentgeltlichkeit der Organtätigkeit glauben machen wollen. In einer genaueren Ana-
lyse insbesondere des Urteils in Sachen Apotheker-Verein275 ließe sich nämlich auch argu-
mentieren, dass die Notwendigkeit eines Satzungserfordernisses für eine Vergütung in dieser 
Entscheidung, wenn überhaupt, nur als obiter dictum zu finden ist.276 Dies stützt sich darauf, 
dass es im gegenständlichen Urteil bei der Frage, ob überhaupt eine Vergütung bezahlt wer-
den durfte – in Bezug auf die Angemessenheit der konkreten Höhe lag das Ergebnis wieder 
etwas anders –, die Satzungswidrigkeit im konkreten Sachverhalt nur für eine Vergütung des 
vierköpfigen Verwaltungsrats überprüft wurde. Für den Vorstand gab es nämlich in der Sat-
zung eine entsprechende Öffnungs- bzw. Ermächtigungsklausel, nach der dem Verwaltungs-
rat „[...] die eventuelle Festsetzung einer angemessenen Vergütung für den Vorstand“ ob-
lag.277 Damit waren Vergütungen für den Vorstand ohnehin satzungsgemäß, sofern sie dem 
Kriterium der Angemessenheit entsprachen.278 Eine Vergütung des Verwaltungsrats wäre 
hingegen allein aus satzungsimmanenten systematischen Gründen nicht rechtens gewesen. 
Denn durch die Festlegung, dass der Verwaltungsrat die „eventuelle“(!) Vergütung des Vor-
stands bestimmen und in gewissen Grenzen in der Höhe definieren durfte, folgt aus dem Feh-
len einer vergleichbaren Regelung für eine Vergütung des Verwaltungsrats im Umkehr-
schluss, dass eine Vergütung für diesen eben nicht vorgesehen war.279 Ferner sollte die Rege-
lung eine gewisse Kontrollfunktion haben, weil nicht der Vorstand selber über die Vergütung 
entscheiden durfte, was ebenfalls gegen eine Vergütungskompetenz des Verwaltungsrats in 
eigener Sache spricht. Doch auch von der isolierten Satzungsexegese abgesehen, ließ sich aus 
den weiteren Umständen des Falls ableiten, dass eine Vergütung des Verwaltungsrats nicht 
vorgesehen war. Insbesondere erhielten die Mitglieder des fakultativen Organs ein „Sitzungs-
geld“ von 2000 DM im Jahr, dessen Erhöhung die Mitgliederversammlung auf konkreten 
Vorschlag des Verwaltungsrats ausdrücklich ablehnte.280 Auch wenn nach dem strengen Ver-
ständnis von Aufwendungen in dieser Pauschale zumindest in Teilen wohl eine Vergütung 
gesehen werden müsste, lässt sich daraus nicht automatisch schließen, dass damit grundsätz-
lich eine ebensolche ermöglicht werden sollte. Dagegen spricht schon die unterschiedliche 
Wortwahl und die Tatsache, dass solche Zahlungen von tatsächlichen Aufwendungen gedeckt 
                                                             
273 „[E]rst aus der Untersuchung des konkreten Falles aber könne entnommen werden, ob ein Auf-
tragsverhältnis oder ein Dienstvertrag oder ein nach der Geschäftsführung des Gesellschafters zu 
beurtheilendes Rechtsverhältniß vorliege.“, Protokolle, S. 2339, zitiert nach Mugdan, Materialien 
Bd. 1, S. 612. 
274 Zu dem Ergebnis kommt denn auch Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (10). 
275 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745. 
276 Zu diesem Schluss kommt zu aller vorderst Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (6 f.). 
277 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (745). 
278 Siehe inhaltlich hierzu im Rahmen dieser Darstellung unten A.III, S. 77 ff. 
279 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (6). 
280 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (747). 
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waren oder in pauschalierter Form ebensolche offensichtlich nicht überstiegen.281 Die Auf-
fassung, dass es sich bei dem „Sitzungsgeld“ von der Intention her um eine Aufwandsent-
schädigung handeln sollte, teilt das Gericht dann auch ausdrücklich.282 
Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass der einschlägige Sachverhalt eine eindeu-
tige Sonderkonstellation betraf. Daher lässt sich – wenn überhaupt – ein prinzipielles Sat-
zungserfordernis für Vergütungen von Organen im Allgemeinen nur als obiter dictum hinein-
lesen, weil die Entscheidung auch dann so ausgefallen wäre, wenn man auf ein allgemeines 
Satzungserfordernis verzichten würde. Da die anderen Belege der Rechtsprechungspraxis283 
mit einer Ausnahme unmittelbar Bezug auf diese Entscheidung nehmen, ist auch ihre Argu-
mentationskraft zu relativieren. Bei der bestätigenden Entscheidung aus 2007284 lässt sich 
außerdem noch anmerken, dass sich neben dem grundsätzlichen Verweis auf die Fortgeltung 
des zwanzig Jahre älteren Urteils nach den etwas nebulösen Ausführungen des Gerichts im 
konkreten Fall eine Unentgeltlichkeit – das Gericht setzt dies in diesem Punkt mit Ehrenamt-
lichkeit gleich285 – positiv aus der Satzung ergab. Dies ist allerdings nicht nachprüfbar, da der 
übermittelte Sachverhalt hierbei die konkrete Regelung nicht wiedergibt und die Vorentschei-
dung der Berufungsinstanz nicht verfügbar ist.286 Damit lässt sich der Rechtsprechung kein 
eindeutiges Bedürfnis nach einer zwingend notwendigen Satzungsregelung für Organvergü-
tung entnehmen.287 
(3) Stellungnahme 
Das Argument, dass § 27 Abs. 3 BGB gerade nicht auf § 662 BGB und damit die Norm ver-
weist, die die Unentgeltlichkeit des Auftrags explizit statuiert, ist auf den ersten Blick nicht 
von der Hand zu weisen und leuchtet ein. Es lassen sich aber auch Erklärungsmodelle entwi-
ckeln, die dieses Fehlen plausibilisieren und mit einer (gesetzgeberisch gewollten) prinzipiel-
len Unentgeltlichkeit in Einklang bringen lassen. 
Zunächst könnte man entgegensetzen, dass es sich bei dem fehlenden Verweis um ein redak-
tionelles Versehen handelt. Das ist allerdings eine reine Mutmaßung und kaum belastbarer 
                                                             
281 Siehe hierzu erschöpfend bereits oben A.II.1.c, S. 21. Zum selben Ergebnis kommt auch der BGH: 
„Angesichts der Höhe der tatsächlich bezogenen Leistungen liegt es nahe anzunehmen, daß sie 
über die Beträge hinausgingen, die den Mitgliedern des Verwaltungsrats aufgrund der Bewilligung 
der Mitgliederversammlung und des daneben bestehenden gesetzlichen Anspruchs auf Aufwen-
dungsersatz zustanden [...]“, ders., Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (747 
[Rz. 10]). 
282 „Denn ersichtlich waren diese Sitzungsgelder als Aufwandsentschädigung gedacht.“, ders., Urteil 
v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (747 Rz. 10). 
283 Siehe im Einzelnen oben A.II.3.c.aa(1)(c), S. 42. 
284 BGH, Beschluss v. 3.12.2007 (II ZR 22/07) NJW-RR 2008, 842–843. 
285 Es heißt dort in das Berufungsgericht bestätigender Form, dieses habe die „geleisteten Zahlungen 
als satzungswidrig beurteilt, weil nach der Satzung des Klägers die Vorstandsmitglieder ihre org-
anschaftliche Tätigkeit ehrenamtlich auszuüben haben und die Satzung die Möglichkeit einer Ver-
gütung der aufgewendeten Arbeitszeit und Arbeitskraft gerade nicht vorsieht.“, ders., Beschluss 
v. 3.12.2007 (II ZR 22/07) NJW-RR 2008, 842–843 (Rz. 4). 
286 So auch Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (7). 
287 Zu diesem Ergebnis kommt demnach auch ders., in: FS Reuter, 3–16 (7). 
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Erklärungsversuch, zumal die einschlägigen Normen und Verweise im Rahmen der Kodifi-
zierung des BGB ausgiebig redigiert wurden, wie die Analyse gezeigt hat. Eine andere Über-
legung, die den fehlenden Verweis erklären könnte, stellt darauf ab, dass die Verweisung nur 
auf solche Normen des Auftragsrechts erfolgen soll, die (für den Verein brauchbare) An-
spruchsgrundlagen darstellen. Sie trägt indes ebenso wenig, da es sich jedenfalls bei § 664 
BGB – der Zweifelsregelung zur Unübertragbarkeit der Ausführung des Auftrags – gerade 
nicht um eine solche Regelung handelt, während § 662 BGB insofern durchaus als An-
spruchsgrundlage für die allgemeine Geschäftsführung anzusehen wäre. 
Wenn man allerdings, zugegebener Maßen eher apodiktisch288, den eingetragenen Verein als 
typische Erscheinungsform ideeller Betätigung betrachtet und dem Gesetzgeber ein solches 
Leitbild unterstellt, ließe sich auch argumentieren, dass es dann eines Verweises in die auf-
tragsrechtliche Unentgeltlichkeit gar nicht mehr bedürfte. Die Unentgeltlichkeit ergäbe sich 
dann eo ipso und der Verweis wäre nichts weiter als das dann vollkommen ausreichende Sich-
Bedienen an den kodifizierten Werkzeugen einer vergleichbaren unentgeltlichen Rechtsbe-
ziehung. In diesem Szenario wäre ein Verweis auf § 662 BGB letztlich deklaratorisch weil 
redundant, wenn nicht sogar missverständlich. Deutlich überzeugender ist die Überlegung, 
dass der Verweis schon deshalb keine allgemeingültige Festlegung der Unentgeltlichkeit der 
Organtätigkeit treffen kann – und man sich daher eines Verweises auch auf § 662 BGB ent-
halten hat –, weil § 27 Abs. 3 BGB nach seiner Stellung im Gesetz für beide Spielarten des 
rechtsfähigen Vereins, also auch für den im selben Kapitel geregelten Wirtschaftsverein nach 
§ 22 BGB gilt.289 Bei diesem dürfte der gesetzliche Grundtyp einer Organvergütung aber 
nicht zwingend mit dem des Idealvereins übereinstimmen, sondern es dürfte im Gegenteil 
dem Regelfall entsprechen, dass solche Tätigkeit – so selten sie auch de facto sein mag290 – 
nur gegen Vergütung erfolgen wird. Dann muss aber die Verweisnorm insofern auch 
rechts(unter)formneutral gestaltet sein, wobei sich ein Verweis auf § 662 BGB gerade ver-
bieten dürfte. 
Diese Überlegung lässt sich auch mit den Darlegungen des historischen Gesetzgebers in Ein-
klang bringen. In den Protokollen heißt es nämlich: „Es könne nicht als der Normalfall hin-
gestellt werden, daß der Vorstand einer Körperschaft seine Funktionen ohne jede Vergütung 
besorge [...]“.291 Zunächst fällt dabei auf, dass die Erläuterungen sehr allgemein von Körper-
schaften sprechen. Hierin zeigt sich das vielbeschworene Bild und Verständnis vom Verein 
als Prototyp aller Körperschaften.292 Vorstand ist dabei aus heutiger Sicht freilich nicht im 
rechtstechnischen Sinne zu verstehen. Der Lösungsansatz, dass diese Aussagen so weit und 
allgemein gefasst sind, dass auch der Wirtschaftsverein hierunter fällt, lässt sich hiermit ohne 
Weiteres vereinbaren. Von der Wortwahl her spricht sogar einiges für diese Interpretation. 
Das zeigt sich schon darin, dass obiger Satz nahtlos wie folgt fortgesetzt wird: 
                                                             
288 Dennoch wird dies bisweilen so getan: Grambow, Rn. 217. 
289 Sowie darüber hinaus durch den Verweis in § 54 BGB mittelbar, jedenfalls in entsprechender An-
wendung, auch für die nichtrechtsfähigen Vereinstypen; vgl. ders., Rn. 2 f. 
290 Vgl. zu Beispielen für diese Rechtsform sowie zu konkreten Zahlen zur Häufigkeit des Vorkom-
mens Otto, in: jurisPK-BGB8, § 22 Rn. 4 m.w.N. 
291 Protokolle, S. 2338, zitiert nach Mugdan, Materialien Bd. 1, S. 611. 
292 Siehe hierzu bereits oben A.I, S. 6 ff. 
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„[...] möge auch bei den Vereinen mit idealen Tendenzen die Unentgeltlichkeit die Regel bil-
den.“. Hier findet also erstmals eine Spezifizierung statt, die eine deutliche Neigung zur prin-
zipiellen Unentgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit in Nichtwirtschaftsvereinen erkennen lässt 
und damit im Umkehrschluss dafür sprechen kann, dass die sonstigen allgemeineren Aussa-
gen immer zusammenfassend für alle Vereinstypen Geltung beanspruchen und dementspre-
chend keine Aussage für die in der vorliegenden Frage allein erheblichen Idealvereine bein-
halten können.293 
Zwar findet sich im Anschluss noch die relativierende Aussage, dass „[...] die anzuwendenden 
Vorschriften für den Auftrag keine spezifischen Grundsätze enthielten [...]“, andererseits wird 
aber auch ausgeführt, dass „der Rechtsprechung [...] mit dem Hinweise eine angemessene 
Direktive ertheilt [werde], ohne daß damit die Entscheidung über die Natur des zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältnisses vorgegriffen sei.“.294 Ob man diese „angemessene Direktive“ 
nun als grundsätzliche Entscheidung für eine Unentgeltlichkeit der Tätigkeit von Vereinsvor-
ständen (unter Umständen gar bishin zu solchen von Wirtschaftsvereinen) ansieht, oder auf-
grund der Wortwahl eine eher beweisrechtliche Dimension und damit rein empirisch begrün-
dete Vermutung sehen möchte, bleibt dabei natürlich offen. Ein gewisses Befremden über 
diese undifferenzierte Darstellung der beiden Vereinstypen lässt sich zumindest dadurch ab-
mildern, dass man sich vor Augen führt, dass selbst der wirtschaftliche Verein aus heutiger 
Sicht nicht als grundsätzlich gemeinnützigkeitsunfähig betrachtet wird.295 
Das zweite historische, von Arnold angeführte Argument gegen ein Satzungserfordernis296 – 
die Tatsache nämlich, dass die erste Kommission durchaus noch aus dem Vereinsrecht auf 
eben diese (eine schlichte vertragliche Vergütungsmöglichkeit schon von Gesetzeswegen er-
öffnende) Norm des Auftragsrecht verwiesen hatte, was dann allein durch die Streichung die-
ser Norm im Rahmen der Neukonzeption des Auftragsrechts obsolet wurde, ist sachlich 
falsch. § 44 Abs. 2 BGB-E I verwies in der Tat auch auf den § 596. In diesem war aber nicht 
die Möglichkeit einer vertraglichen Vergütung geregelt. Stattdessen hatte die Norm in Ab-
satz 1 folgenden Inhalt: 
„Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Beauftragten nach Ausführung des 
Auftrages die vereinbarte Vergütung zu entrichten.“297 
Der von Arnold unterstellte Norminhalt des § 596298 ist der des § 586 BGB-E I. Eben diese 
Norm ist aber vom ursprünglichen Verweis der Ersten Kommission gerade ausgenommen. 
Damit erstreckte sich der Verweis lediglich auf eine Norm, die die Neben- und Nachfragen 
eines etwaigen Vergütungsanspruchs regelte, nämlich solche der Fälligkeit und des etwaigen 
Untergangs des Anspruchs. Auf die zentrale und anspruchsbegründende Vergütungsnorm 
                                                             
293 Diese Textstelle wird übrigens im Zuge eines größeren wörtlichen Zitats bei Arnold, in: FS Reuter, 
3–16 (9) mit zitiert, im Anschluss erfolgt dann aber keine argumentative Auseinandersetzung mit 
dieser relativ hervorstechenden Aussage. 
294 Protokolle, S. 2339, zitiert nach Mugdan, Materialien Bd. 1, S. 612. 
295 Vgl. nur Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.31. 
296 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (8 f.). 
297 Zitiert nach Mugdan, Materialien Bd. 2, S. XCVII. Ein zweiter Absatz regelte das Schicksal des 
Vergütungsanspruchs bei nachträglicher Unmöglichkeit oder Erlöschen des Auftrags durch Wi-
derruf nach Beginn der Ausführung. 
298 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (8). 
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wurde selbst in der ersten Entwurfsform gerade nicht verwiesen. Man könnte daher erstens 
überlegen, ob es sich damit bei der Verweisung auf § 596 nicht sogar um ein redaktionelles 
Versehen handelte, was von der Zweiten Kommission schon allein aus dem Grund beseitigt 
wurde. Andererseits fügt sich auch der Verweis auf diese Teilnorm in das sonstige Verwei-
sungsgefüge der nicht immer passenden Normen aus dem Auftragsrecht ein. Dabei liegt es 
zumindest näher, dass die Anhangsnorm aus Versehen mit zitiert wurde, als dass die Grund-
vergütungsnorm § 586 schlicht vergessen wurde. Somit gab es von vornherein keinen Ver-
weis auf die einen Vergütungsanspruch begründende Norm. Das gilt umso mehr, wenn man 
sich erneut vor Augen führt, dass diese allgemeinen Normen des Vereinsrechts immer auch 
die Eigenarten eines wirtschaftlichen Vereins mitberücksichtigen mussten. 
Interessant in diesem Zusammenhang ist auch der relativ neue § 31a BGB. Als Voraussetzung 
für die Rechtsfolge der Haftungsbeschränkungen verlangt er als Tatbestandsmerkmal ein Or-
ganmitglied, das entweder unentgeltlich tätig ist oder jedenfalls nicht mehr als 720 € (a.F.: 
500 €) im Jahr an Vergütung erhält.299 Es findet sich hier erstmals ein expliziter Hinweis da-
rauf, dass Organe sowohl unentgeltlich als auch gegen Vergütung tätig sein können, was sich 
zuvor aus § 27 Abs. 2 BGB nur mittelbar ableiten ließ. Zu den Voraussetzungen für die et-
waige Vergütung schweigt die Norm verständlicherweise, da es sich dabei um eine bloße 
Vorfrage handelt. Dass die Unentgeltlichkeit aber an erster Stelle genannt wird, wird man als 
Indiz verstehen dürfen, dass der Gesetzgeber sie als Regelfall ansieht. Allerdings lässt sich 
diese Reihenfolge auch aus der Logik der Norm heraus erklären, dass Unentgeltlichkeit nun 
mal einen noch geringeren Gegenwert darstellt als eine geringe Vergütung. Damit lässt sich 
in letzter Instanz aus § 31a BGB in Sachen Satzungsvorbehalt keine eindeutige Erkenntnis 
ziehen. 
Zudem ist auf die teleologische Erwägung hinzuweisen, dass die Vergütung von Organmit-
gliedern einen derart relevanten Punkt darstellt, dass sie als notwendiges Element der Ver-
einsverfassung einer Regelung allein schon aus Gründen des § 25 BGB bedürfte.300 Nach 
vorherrschendem Verständnis sind in der Satzung solche Regelungsmaterien zu verankern, 
die „das Vereinsleben bestimmende[n] Grundentscheidungen“ beinhalten.301 Diese können 
sowohl in den zwingenden oder nicht abbedungenen Normen des kodifizierten Vereinsrechts 
zu finden sein, als auch in den Bestandteilen der Vereinssatzung.302 An der Formulierung 
Grundentscheidung lässt sich aber schon ablesen, dass es sich hierbei gerade nicht um eine 
abschließende Gesamtordnung handeln soll und vor allem keine Detail- und Modalfragen 
festgelegt werden müssen. Damit scheidet die Bestimmung einer Vergütungshöhe schon von 
vornherein aus. Was genau ein zwingender Bestandteil der satzungsbestimmten Vereinsver-
fassung sein soll, ist in der Literatur und Rechtsprechung umstritten.303 Hauptmaßstäbe für 
                                                             
299 Zu der Entstehungsgeschichte dieser Norm und ihrer Anwendung siehe ders., in: NPLY 2009, 89–
113; J. F. Orth, SpuRt 2010, 2; Piper, WM 2011, 2211; Roth, npoR 2010, 1; Wörle-Himmel/End-
res, DStR 2010, 759 (760 f.); sehr kritisch Reuter, NZG 2009, 1368 (1369 ff.). 
300 Vgl. Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (10 f.) m.w.N. 
301 BGH, Urteil v. 6.3.1967 (II ZR 231/64) BGHZ 47, 172–181; ders., Urteil v. 24.10.1988 
(II ZR 311/87) BGHZ 105, 306–324. 
302 Ellenberger, in: Palandt77, § 25 Rn. 1. 
303 Gute und kurze Übersichten bei Reuter, in: MüKo-BGB7, § 25 Rn. 5; sowie Arnold, in: FS Reuter, 
3–16 (10); ein weiteres stark diskutiertes Thema in diesem Zusammenhang sind Vereinsstrafen: 
siehe nur die ungewohnt breiten Ausführungen bei Ellenberger, in: Palandt77, § 25 Rn. 13–29. 
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die Begründung eines Satzungszwangs sind dabei regelmäßig die beiden Motive Mitglieder-
schutz und Schutz der Integrationsfunktion der Satzung und damit nur in Grenzbereichen 
organbezogene Perspektiven.304 
Judikatur zur Einordnung der Vergütungsfrage fehlt indes, sodass parallele Wertungen her-
angezogen werden müssen. Dabei fällt der Mitgliederschutz als schützenswertes Telos in die-
ser Frage logischerweise aus, da eine bloße Verringerung des Vereinsvermögens insofern 
nicht ausreicht, als den Mitgliedern der direkte Zugriff hierauf ohnehin schon zivilrechtlich 
nicht zusteht.305 Die Einordnung der Vergütungsfrage in die Integrationsfunktion der Verfas-
sung fällt aber auch nicht deutlich leichter. Zwar ist die wohl h.M. der Auffassung, dass für 
Fragen der „Zusammensetzung und Wirkungsweise der Organe“306 die Verfassungsqualität 
zu bejahen ist, allerdings wird dies nicht nur in vielen Einzelfragen anders gesehen,307 sondern 
schon semantisch ist die Unterordnung der Vergütung unter die Wirkungsweise fragwürdig. 
Der wertungsgemäße Vergleich mit den anerkanntermaßen satzungspflichtigen Festlegungen 
zu Vereinsstrafen308 trägt schon deshalb nicht, weil diese Materie in Hinsicht auf den Mitglie-
derschutz überdurchschnittliches Gewicht hat. Schon eher passt der Vergleich, dass die 
Pflichten der Mitglieder nicht zwingend zur Vereinsverfassung gehören, was nicht nur in Be-
zug auf die Höhe, sondern auch die Art der Mitgliedsbeiträge entschieden wurde.309 Dabei 
steht zwar fest, dass das Ob einer Beitragspflicht sehr wohl Teil der Vereinsverfassung ist, 
dies ist aber wiederum zumindest auch mit Mitgliederschutzinteressen zu begründen und lässt 
sich nicht ohne Weiteres auf die Rechte und Pflichten der Organmitglieder übertragen. 
Alle diese Erwägungen helfen aber letztlich nicht weiter, weil sie zu dem (Trug-) Schluss 
führen, dass es einer Festlegung in der Satzung nicht zwingend bedürfte. Denn die Vereins-
verfassung speist sich nun einmal aus mehr Quellen als nur dieser, wie zu Beginn dargelegt. 
Die Verfechter der Notwendigkeit einer Öffnungsklausel gehen hierbei gerade davon aus, 
dass sich die prinzipielle Unentgeltlichkeit bereits aus der Konzeption und der Auslegung des 
                                                             
304 Die Integrationsfunktion bezeichnet Reuter, in: MüKo-BGB7, § 25 Rn. 1 plastisch wie folgt: „[Die 
Verfassung] vereinigt die Vereinsmitglieder unter einer Leitidee (Zweck), gestaltet diese Idee im 
Einzelnen aus und erzeugt so im Wege rechtlichen (und moralischen) Drucks ein Handeln der 
Mitglieder, das die Idee real verwirklicht.“; weiterführend hierzu Reuter, ZHR 148 (1984), 523–
554 (527 f.). 
305 So überzeugend Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (11). Insofern überzeugt die Begründung eines Sat-
zungserfordernisses mit dem Grundsatz des volenti non fit iniuria bei Wickert, NWB 2013, 3239 
(3242) nicht. 
306 Reuter, ZHR 148 (1984), 523–554 (530). 
307 Ders., ZHR 148 (1984), 523–554 (531). 
308 Beispielhaft weil bis hin zur Regelung der Kosten des zugehörigen Vereinsverfahrens reichend 
BGH, Urteil v. 6.3.1967 (II ZR 231/64) BGHZ 47, 172–181; ders., Urteil v. 25.10.1983 (KZR 
27/82) BGHZ 88, 314–320; ders., Urteil v. 24.10.1988 (II ZR 311/87) BGHZ 105, 306–324; El-
lenberger, in: Palandt77, § 25 Rn. 13 ff.; Reuter, in: MüKo-BGB7, § 25 Rn. 5 m.w.N. 
309 Wenn auch in prozessual nicht allzu präzedenter Form: BGH, Versäumnisurteil v. 19.7.2010 
(II ZR 23/09) NJW 2010, 3521 (3522); anders in Bezug auf die Art der Beitragspflicht noch Reu-
ter, ZHR 148 (1984), 523–554 (535). 
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positivierten Rechts ergibt.310 Dann wäre jede Festlegung in der Satzung ohnehin rein dekla-
ratorisch.311 
Als nicht gänzlich unbedeutend kann auch die in § 40 BGB festgelegte Disponibilität des 
Verweises in § 27 Abs. 3 angesehen werden. Man könnte hier hinter das Verständnis vermu-
ten, dass der Verweis auf das Auftragsrecht eine grundsätzliche aber disponible Entscheidung 
für die Ehrenamtlichkeit darstelle.312 Ebenso ließe sich aber auch hineinlesen, dass der Ver-
weis auf das Auftragsrecht auch deshalb disponibel sein muss, weil er schon von sich aus 
nicht geeignet ist, das Verhältnis zwischen Organ und Körperschaft abschließend zu regeln, 
da er sich zur Frage speziell der Vergütung nicht äußert und auch ein Verweis auf eine Rege-
lung zur Aufwandsentschädigung im Umkehrschluss eine Vergütung nicht zwingend aus-
schließt, weil zwischen den beiden Anspruchsarten kein konzeptionelles Ausschließlichkeits-
verhältnis besteht. Gerade letztes Argument wird zwar auch von Arnold für seine Zwecke 
bemüht,313 überzeugt aber – wenn überhaupt – in beide Richtungen. 
In Verbindung mit der seit jeher bestehenden offensichtlich bewussten (Ausnahme-) Mög-
lichkeit einer vertraglichen Vergütung in § 27 Abs. 2 S. 1 BGB ist dies in der Tat ein Argu-
ment. Der fehlende Wille des Gesetzgebers zur abschließenden rechtlichen Ausgestaltung des 
Verhältnisses findet sich auch in den historischen Materialien. Es heißt dort wörtlich: 
„Der RedKom. wurde vorbehalten, bei der Fassung des § 26 [i.e. die Verweis-
norm (s.o.)] klarzustellen, daß mit der Anziehung der erwähnten §§ 588 bis 
595 keineswegs beabsichtigt werde, das Rechtsverhältnis zwischen dem Vor-
stande und der jur. Person ausschließlich und erschöpfend nach den Grund-
sätzen des Auftrages zu regeln.“314 
Von diesem Vorbehalt wurde dann tatsächlich insofern Gebrauch gemacht, als dass der dem 
heutigen § 27 Abs. 2 entsprechende § 26 Abs. 2 BGB-E I die neben der Bestellung bestehen-
den Ansprüche nicht mehr als „Entschädigungsansprüche aus bestehenden Verträgen“, son-
dern vielmehr als „Anspruch[es] auf die vertragsgemäße Vergütung“ darstellt.315 
Es überzeugt nicht, daraus abzuleiten, dass das organschaftliche Rechtsverhältnis damit ganz 
grundsätzlich unbestimmt und bestimmungsoffen konzipiert werden sollte und folglich eine 
Vergütung keiner abweichenden Festlegung in der Satzung bedürfte. Denn ebenso gut ließe 
                                                             
310 Wobei sich bei der Auslegung insofern natürlich durchaus erhebliche Probleme in Bezug auf die 
Grenze des nicht vorhandenen Wortlauts ergeben. 
311 Zu den Rechtsfolgen im Falle eines Verstoßes gegen die Satzungsregelungsbedürftigkeit siehe 
Reuter, ZHR 148 (1984), 523–554 (538 ff.). 
312 So wohl, statt aller K. Schmidt, S. 416: „unentgeltliche Tätigkeit [wird] vom Gesetzgeber als Nor-
malität angesehen“, der sogar davon ausgeht, dass das Verhältnis damit abschließend als unent-
geltlich ausgestaltet sei, wobei es sich dennoch um ein körperschaftliches Rechtsverhältnis sui 
generis und gerade nicht um ein Auftragsverhältnis handele (s. dort Fn. 49 mit Verweis auf Flume, 
§ 10 I 2). 
313 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (8). Zur Begründung des potentiellen Nebeneinanders der beiden An-
sprüche verweist dieser beispielhaft auf die entgeltliche Geschäftsbesorgung in § 675 BGB. 
314 Protokolle, S. 2338, zitiert nach Mugdan, Materialien Bd. 1, S. 611. 
315 Normenwortlaut bei ders., Materialien Bd. 1, S. LX. 
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sich in § 27 Abs. 2 S. 1 hineinlesen, dass dort nur dargestellt wird, dass die prinzipielle Un-
entgeltlichkeit nicht abschließend und damit unter Umständen indisponibel geregelt werden 
sollte, sondern auch Ausnahmen oder Überlagerungen hiervon in vertraglicher Form möglich 
sein sollen. Insofern ist es auch folgerichtig, dass sich dies nicht unmittelbar in einer Regelung 
niederschlägt, sondern in einem Nebensatz im Zuge der Widerruflichkeit der Bestellung en 
passant festgestellt wird, wodurch die Regelung einen weniger prinzipiellen Charakter hat. 
Damit lässt sich festhalten, dass der indirekte Hinweis auf eine Vergütungsmöglichkeit und 
das dadurch indizierte, historisch belegte Fehlen einer abschließenden Charakterisierung der 
Regel- und Grundstrukturen des Vereins keinen zwingenden Schluss auf eine prinzipielle 
Unentgeltlichkeit zulässt. Nur weil Ausnahmen materiell zulässig sind, heißt das aber nicht, 
dass diese auch ohne Verankerung in der Satzung formell rechtmäßig realisiert werden kön-
nen. Dass die Unentgeltlichkeit aber beim Idealverein die Regel darstellen dürfte, war auch 
die Auffassung des historischen Gesetzgebers, wie die Materialien unzweifelhaft belegen.316 
Die Rechtsprechung ist jedenfalls – wie von Arnold treffend dargelegt – in dieser Hinsicht 
wenig ergiebig. Es gibt keine höchstrichterliche Judikatur, die sich in entscheidungserhebli-
cher Weise mit der prinzipiellen Vergütungskonzeption des Idealvereins auseinandersetzt. 
Die vorhandenen Entscheidungen niedriger oder finanzgerichtlicher Instanzen sind dabei 
auch sehr stark wechselbezüglich und stehen und fallen mit dem BGH-Urteil von 1987317, 
dessen geringe Aussagekraft bereits herausgearbeitet worden ist. 
Zusammenfassend muss zwar zugestanden werden, dass die Rechtslage vor dem ESG bezüg-
lich der grundsätzlich unentgeltlichen Tätigkeit von Vereinsvorständen nicht vollends ein-
deutig war und einer gewissen Präzisierung durch den Gesetzgeber bedurfte. Die neuere Auf-
fassung, dass es einer Öffnungsklausel nicht bedürfe, war indes nicht im Mindesten so über-
zeugend wie einige Neuauflagen der Kommentare glauben machen wollten.318 Für die wider-
sprüchlichen Aspekte der Gesetzgebungsgeschichte lassen sich allenthalben auch alternative 
Erklärungs- und Interpretationsansätze finden, insbesondere die einheitliche Regelung von 
Wirtschafts- und Idealverein. Folglich ist davon auszugehen, dass auch vor Konkretisierung 
durch das ESG der gesetzliche Regelfall der Unentgeltlichkeit einer Tätigkeit im Idealverein 
nur durch eine entsprechende Öffnungsklausel umgestaltet werden konnte. 
bb. Rechtliche Lage seit 1.1.2015 
Der Gesetzgeber hat aufgrund der Bedeutung, die dem Streit um die Unentgeltlichkeit der 
Vorstandstätigkeit und seinen Auswirkungen innewohnt – erst recht seit das BMF die Impli-
kationen dieser Frage für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ins Gedächtnis gerufen hat 
– und aufgrund der Tatsache, dass Unsicherheiten bürgerschaftliches Engagement verhindern 
können, reagiert und im Rahmen des „Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes“319 eine explizite 
                                                             
316 Siehe oben A.II.3.c.aa(3), S. 47. 
317 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745. 
318 So klingt auch Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 44 f. aus nunmehr retrospektiver Warte eher 
versöhnlich. 
319 Gesetz vom 21.3.2013 (BGBl. I, S. 556) – in Kurzform auch als „Ehrenamtsstärkungsgesetz“ 
(ESG) bezeichnet. Vgl. überblicksartig hierzu Graffe, in: NPLY 2012/2013, 159–173; Hüttemann, 
DB 2013, 774; mit zivilrechtlichem Schwerpunkt Reuter, npoR 2013, 41; Saenger/Al-Wraikat, 
ZStV 2013, 128; Schauhoff/Kirchhain, FR 2013, 301 jeweils m.w.N. 
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Verankerung der Unentgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit im Vereinsrecht geschaffen. Gem. 
Art. 6 Nr. 1 selbigen Gesetzes wurde § 27 Abs. 3 BGB um folgenden Satz ergänzt: „Die Mit-
glieder des Vorstands sind unentgeltlich tätig.“320 Aufgrund der unveränderten Nennung des 
§ 27 Abs. 3 im Rahmen des § 40 BGB ist damit festgelegt, dass den gesetzlichen Regelfall 
zwar die Unentgeltlichkeit darstellt, diese aber durch Satzungsbestimmungen abbedungen 
werden kann. Einer solchen Regelung bedarf es damit ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Ergänzung zwingend, sofern eine Vergütung gewährt werden soll.321 Das Gesetz wurde 
am 21.3.2013 ausgefertigt und verkündet.322 Ähnlich wie die dem ursprünglichen BMF-
Schreiben nachfolgenden Erlasse, gewährt der Gesetzgeber den Vereinen aber eine Über-
gangsfrist zur Umsetzung des Satzungserfordernisses. Art. 12 Abs. 4 des Ehrenamtsstär-
kungsgesetzes bestimmt, dass die Ergänzung des § 27 Abs. 3 BGB erst ab dem 1. Januar 2015 
gilt.323 
Damit gehört der Streit um das Satzungserfordernis von Organvergütungen im Vereinsrecht 
jedenfalls für Sachverhalte ab dem 1. Januar 2015 der Vergangenheit an. Der Gesetzgeber hat 
den tradierten gesetzlichen Regeltypus damit entgegen neuerer Stimmen in der Literatur po-
sitiviert. Folglich besteht ein Anspruch auf Zahlungen, die nicht bloßen Aufwendungsersatz 
darstellen (insbesondere weil sie Zeitaufwand ausgleichen oder pauschal erfolgen und nicht 
offensichtlich unterhalb der Höhe tatsächlich erfolgter Aufwendungen liegen), nur, wenn die 
Satzung für die Zahlungsempfänger eine Vergütung ausdrücklich zulässt. Damit ist auch ge-
klärt, dass als Rechtsgrundlage für eine Vergütung und die hierzu notwendigen Verträge al-
lein eine Satzungsregelung dienen kann. Etwaige Überlegungen, ob hierzu auch ein Beschluss 
der Mitgliederversammlung oder ähnliche Willensbekundungen vergleichbarer Gremien aus-
reichen, erübrigen sich damit ebenso.324 
cc. Rechtliche Lage zwischen Gesetzesverkündung in Inkrafttreten 
Wie bereits dargestellt, trat die Regelung zur Unentgeltlichkeit der Vorstandstätigkeit erst 
zum 1.1.2015 in Kraft.325 Damit bleibt strenggenommen für Sachverhalte innerhalb der Über-
gangsfrist die Unklarheit der zivilrechtlichen Situation bestehen. Folgen für die steuerliche 
Ebene hat dies an und für sich nicht, da die gefestigte Verwaltungsauffassung damit eine 
zusätzliche Stütze gefunden hat und ein Meinungswandel endgültig rein hypothetisch sein 
dürfte. Selbst wenn also zivilrechtliche Zweifel bestehen bleiben würden, müssten gemein-
nützige Vereine allein aus Gründen der Anerkennung der Gemeinnützigkeit die Satzung ent-
                                                             
320 Gesetz vom 21.3.2013 (BGBl. I, S. 556 [559]). 
321 So auch Wickert, NWB 2013, 3239 (3241 f.). 
322 Vgl. BT-Drs. 17/12123, 5; Plenarprotokoll 17/220, 27358; BR-Drs. 73/13, 1; BGBl. I, 556. 
323 BGBl. I, 556 (560); zu der Motivation für die Übergangsvorschrift BT-Drs. 17/12123, 23; 
Saenger/Al-Wraikat, ZStV 2013, 128 (128); verwundert über die Zeitdauer eben dieser zeigten 
sich Otto, in: jurisPK-BGB6, § 27 Rn. 39.2 (Ergänzung); sowie („merkwürdigerweise“) Reuter, 
npoR 2013, 41 (41 f.). 
324 So jedenfalls Wickert, NWB 2013, 3239 (3242). 
325 BGBl. I, 556 (560 [Art. 12 Abs. 4]). 
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sprechend der zivilrechtlich erst ab 2015 geforderten Festlegungen ausgestalten und zumin-
dest eine Öffnungsklausel aufnehmen.326 Die unsichere Rechtslage besteht demnach eigent-
lich nur noch für Vereine (und vergleichbare Rechtsformen) fort, die nicht gemeinnützig 
sind.327 
Zum Sinn und Zweck der überraschend328 langen Übergangsregelung heißt es in Beschluss-
empfehlung und Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags: 
„Damit Vereine und Stiftungen, die ihren Vorstandsmitgliedern eine Vergü-
tung gewähren wollen, aber deren Satzung die Vergütungsmöglichkeit noch 
nicht vorsieht, die satzungsmäßigen Voraussetzungen schaffen können, soll 
§ 27 Absatz 3 Satz 2 BGB erst am 1. Januar 2015 in Kraft treten.“329 
Daraus spricht eine gewisse Motivation, dass es dieser Übergangsvorschrift lediglich bedürfe, 
um den betroffenen Körperschaften eine gewisse Zeit zur Änderung zu lassen, gleichzeitig 
beinhaltet die Ausführung aber den Gestus, dass die Gesetzesänderung eine reine Klarstel-
lungsfunktion hat und den schon immer geltenden Regelungsgehalt zur Vorstandsvergütung 
nur in explizite Form kleidet. Diese Klarstellungsfunktion wird insbesondere von den Vertre-
tern des Satzungserfordernisses bemüht, die mit dieser Feststellung rückwirkend ihren alten 
Argumenten mehr Gewicht verleihen wollen.330 Der Gesetzgeber geht mithin davon aus, mit 
dieser Regelung lediglich das unmissverständlich auszudrücken, was schon immer galt. Wa-
rum es hierzu jedoch einer derart langen Übergangszeit – immerhin fast zwei Jahre – bedürfen 
soll, wenn diese Ergänzung ohnehin nur eine Selbstverständlichkeit darstellt, wird nicht er-
sichtlich und ist jedenfalls für Idealvereine widersprüchlich. 
Problematisch ist diese Übergangsvorschrift theoretisch auch in Bezug auf die hiervon diver-
gierende Umsetzungsfrist des BMF aus den oben dargestellten Schreiben. Aus gemeinnützig-
keits- also steuerrechtlicher Perspektive hatten die Vereine lediglich bis zum 31.12.2010 Ge-
legenheit zur Anpassung ihrer Satzungen an die entsprechenden Vorgaben.331 Diese Frist 
müsste erneut verlängert werden, um mit der zivilrechtlichen Lage in Einklang gebracht zu 
werden und die steuerbegünstigten Körperschaften so vor entsprechenden Konsequenzen ei-
ner noch nicht erfolgten Umsetzung zu bewahren, wie von der Übergangsfrist augenschein-
lich intendiert. Das würde allerdings wiederum Probleme mit sich bringen, wenn einigen Kör-
perschaften mangels Satzungsänderung für die Veranlagungszeiträume 2011 und 2012 be-
reits die Gemeinnützigkeit verwehrt wurde und die hieraus resultierenden Steuerlasten rück-
abgewickelt werden müssten, wenn rückwirkend eine Fristverlängerung in Kraft gesetzt 
                                                             
326 So auch Graffe, in: NPLY 2012/2013, 159–173 (171). 
327 Zur (eingeschränkten) Haftung der Organwalter für Rechtsirrtümer bei unklarer Rechtslage siehe 
unter Verweis auf die aktienrechtliche Literatur Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 (635). 
328 Otto, in: jurisPK-BGB6, § 27 Rn. 39.2 (Ergänzung); Reuter, npoR 2013, 41 (41 f.). 
329 BT-Drs. 17/12123, 23. 
330 So wird die Gesetzesänderung beispielsweise „nur eine gebotene juristische Klarstellung“ ge-
nannt: Geckle, Ehrenamtsstärkungsgesetz. 
331 BMF-Schreiben v. 14.10.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2009, 1318. 
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würde. Dementsprechend ist eine solche Anpassung seitens des BMF logischerweise ausge-
blieben.332 
Die Behauptung einer Klarstellung kann indes bei näherer Betrachtung – insbesondere für die 
Stiftung333 – auch eine unterschwellige Gesetzesänderung zu verhehlen versuchen. Die Frist 
hätte auf die darin enthaltene mittelbare Feststellung der vorherigen (divergierenden) Rechts-
lage keinerlei Auswirkung. Soll die Übergangsfrist ausreichende (Schutz-) Wirkung entfal-
ten, müsste die Rechtslage bis zum 1.1.2015 als dieser prinzipiellen Unentgeltlichkeit gegen-
teilig angesehen werden. Dies wird durch die sich – in Gestalt der Länge der Übergangsfrist 
– indirekt offenbarenden Zweifel des Gesetzgebers unterstrichen. Damit muss sich dieser 
beim Wort nehmen lassen, sodass bis Januar 2015 keine zivilrechtlichen und damit mittelbar 
– entgegen der bisherigen BMF-Schreiben – auch keine steuerrechtlichen Verstöße in der 
Gewährung einer Vergütung erblickt werden können.334 
d. „Ehrenamtlichkeit“ in Satzung explizit verankert 
Ein ganz anderes Problem – nämlich eines der konkreten Auslegung eines Begriffes im Zu-
sammenhang einer Satzung – ergibt sich, wenn in den Statuten die Vorstandstätigkeit als eh-
renamtlich charakterisiert wird.335 Der Begriff wird nämlich weder im BGB noch an anderer 
Stelle in allgemeingültiger Form legaldefiniert.336 Damit ist zunächst unklar, ob dieser Sat-
zungspassus lediglich deklaratorische Funktion hat und die Ehrenamtlichkeit als Synonym 
für die ab 2015 in § 27 Abs. 3 S. 2 BGB explizit geforderte – und glücklicherweise insofern 
unmissverständliche – Unentgeltlichkeit verstanden wird,337 oder ob diesem ein weiteres Ver-
ständnis dieses Wortes zugrunde liegt.338 Letztendlich werden wie so oft die konkreten Um-
stände der Körperschaft sowie satzungsinhärente systematische Erwägungen den endgültigen 
                                                             
332 Siehe nur den danach ergangenen AEAO Nr. 24 zu § 55 Abs. 1 Nr. 3 sowie dazu Hüttemann, BRJ 
02/2014, 127 (443). 
333 Siehe hierzu genauer unten B.II.2.b.aa, S. 107. 
334 So demnach auch Reuter, npoR 2013, 41 (42); Hüttemann, DB 2013, 774 (779); für die Stiftung 
auch Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80 (78). 
335 Zu weiteren verwandten Begrifflichkeiten (Neues Ehrenamt, Freiwilligenarbeit, Volunteering so-
wie Bürgerschaftliches Engagement) und deren Abgrenzung untereinander siehe Götz, S. 12 f. 
336 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 159; Gaukstern, KSzW 2014, 206 (209); Hüttemann, DB 
2009, 1205 (1207); Menges, S&S (Rote Seiten) 2/2000, 1 (2). 
337 Vgl. zur insofern ebenso gelungenen Formulierung des § 31a BGB Wörle-Himmel/Endres, DStR 
2010, 759 (760). Der Begriff der Ehrenamtlichkeit sei demgegenüber „nicht abgrenzbar“ und ein 
„schillernder Begriff“. Anders noch OFD Frankfurt, Rundverfügung v. 11.1.2010 (S 0174 A–19–
St 53), KSt-Kartei HE § 5 KStG Karte H 204, die als Öffnungsklausel die Formulierung, dass eine 
Vorstandstätigkeit „grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt“ wird, ausreichen lässt. 
338 In diese Richtung könnte man – allerdings richtigerweise ohne rechtliche Konsequenz der begriff-
lichen Unterschiedlichkeit – J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2227) verstehen, der unentgeltlich 
als Steigerung zu ehrenamtlich begreift („oder gar ‚unentgeltlich[e]‘“); ähnlich Tötter, in: Hdb 
Gemeinnützigkeit3, § 17 Rn. 8. 
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Ausschlag für das Verständnis dieser Formulierung geben müssen. Bei Abwesenheit belast-
barer Anhaltspunkte dieser Art muss man derweil auf ein allgemeines Verständnis dieses 
Wortes zurückgreifen können. Die Meinungen hierzu divergieren in der Literatur.339 
Nach im Grunde einhelliger Auffassung ist die ehrenamtliche Tätigkeit ein Typusbegriff340, 
wird aber im Wesentlichen durch drei Merkmale charakterisiert.341 Neben der gleichsam un-
streitigen wie selbstverständlichen Freiwilligkeit der Tätigkeit342 sind das eine gewisse, zu-
mindest neben anderen Motivationsgründen bestehende Gemeinwohlorientierung sowie eine 
grundsätzliche Unentgeltlichkeit.343 Neben der auf der Hand liegenden Freiwilligkeit344 bietet 
auch die Gemeinwohlorientierung in Grenzbereichen einige Streitfragen.345 
aa. Genauer: Unentgeltlichkeit 
Deutlich umstrittener und weniger trennscharf ist hingegen das Kriterium der (grundsätzli-
chen/prinzipiellen) Unentgeltlichkeit. Sie bedeutet in rechtlicher Hinsicht nicht, dass die eh-
renamtlich tätige Person keinerlei finanzielle Leistungen erhält. Gerade der Ersatz von getä-
tigten Aufwendungen – auch wenn die persönliche Übernahme solcher Kosten für viele En-
gagierte aufgrund ihrer altruistischen Beweggründe faktisch eine Selbstverständlichkeit dar-
stellt346 – fällt nicht hierunter, beziehungsweise schadet einer Unentgeltlichkeit im Rechts-
sinne nicht.347 Es gibt indes durchaus Anhaltspunkte dafür, dass selbst die Zahlung gering-
                                                             
339 Gegen eine prinzipielle Unvereinbarkeit von Ehrenamtlichkeit und gewisser Vergütung beispiels-
weise BFH, Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (II. C. 3. b); Kolbe, 
DStR 2009, 2465 (2466); wohl auch Mecking, S&S 4/2009, 43 (44); Reuter, NZG 2009, 1368 
(1370). Dazu, dass dies die empirische Forschung auf diesem Gebiet erschwert Menges, S&S 
(Rote Seiten) 2/2000, 1 (2). 
340 Der damit eine wertende Zuordnung verlangt: Stadie, in: Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26, Rn. 13. 
341 Neben dem hier untersuchten materiellen Begriffsverständnis weist der BFH zu Recht darauf hin, 
dass daneben „zu den ehrenamtlichen Tätigkeiten [ebenso] die Tätigkeiten [gehören], die in einem 
Gesetz ausdrücklich als solche genannt werden, [oder] die nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
herkömmlicherweise als ehrenamtlich bezeichnet werden [...]“, es demnach also auch einen for-
mellen und einen etwa als traditionell-empirisch zu bezeichnenden Begriffsinhalt gibt, ohne dass 
damit etwas über deren rechtliche Relevanz ausgesagt wäre. BFH, Urteil v. 4.5.1994 (XI R 86/92) 
BStBl II 1994, 773–775 (774) (=BFHE 174, 573); ders., Urteil v. 14.5.2008 (XI R 70/07) BStBl II 
2008, 912–916 (915) m.w.N. sowie ders., Urteil v. 27.7.1972 (V R 33/72) BStBl II 1972, 844 
(Rz. 8) (=BFHE 106, 479). 
342 Vgl. nur Götz, S. 11. 
343 Vgl. Gaukstern, KSzW 2014, 206 (209 ff.); Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedin-
gungen, S. 48 ff. (allerdings unter dem eigenen Schlagwort „bürgerschaftliches Engagement“); 
Petzschke, S. 15 ff. Zu etwaigen zusätzlichen Kriterien oder Einschränkungen siehe Gaukstern, 
KSzW 2014, 206 (209 ff.); Petzschke, S. 23 ff.; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmen-
bedingungen, S. 53 ff. 
344 Genaueres bei dies., Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 49 f.; Petzschke, S. 19 ff. 
345 So etwa, ob unbezahlte Praktika, familiäre oder selbsthilfemäßige Tätigkeiten oder solche in Par-
teien, Berufsverbänden oder Religionsgemeinschaften hierunter fallen: Igl/Jachmann/Eichenhofer, 
Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 50 ff.; Petzschke, S. 22 f. 
346 So auch Petzschke, S. 146. 
347 Menges, S&S (Rote Seiten) 2/2000, 1 (3); Schäfer, in: MüKo-BGB7, § 670 Rn. 1. 
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wertiger Vergütungen zusätzlich zu etwaigem Aufwendungsersatz einer Betrachtung und Be-
handlung als ehrenamtlich nicht zwingend im Wege steht.348 Dies speist sich vor allem aus 
der Verwendung des Begriffes ehrenamtlich im allgemeinen Sprachgebrauch349 und in Norm-
texten.350 
(1) Allgemeiner Sprachgebrauch 
Der Duden definiert das Ehrenamt als „[ehrenvolles] (besonders öffentliches) Amt, das über-
wiegend unentgeltlich ausgeübt wird“.351 Dabei ist gerade interessant, dass schon in dieser 
rechtsuntechnischen Annäherung an den Begriff der unentgeltliche Charakter durch die For-
mulierung „überwiegend“ relativiert wird. Dies kann allerdings dadurch erklärt werden, dass 
– ein auch bei einem engen Verständnis von Ehrenamtlichkeit zulässiger – Aufwendungser-
satz vom Laien als „Entlohnung“ wahrgenommen werden dürfte. Das „überwiegend“ ist dem-
nach keine zwingende Öffnung für eine Vergütung. Demgegenüber umfassen die angegebe-
nen Synonyme für das Adjektiv ehrenamtlich „freiwillig, für einen Gotteslohn, ohne Bezah-
lung/Entgelt, um Gotteslohn, umsonst, unentgeltlich“.352  
Auch einige empirische Erhebungen aus dem Kontext des Dritten Sektors weisen in eine ähn-
liche Richtung.353 Demnach ist das Begriffsverständis grundsätzlich eher diffus und sehr breit 
gefasst, eine ganz überwiegende Unentgeltlichkeit dürfte sich aber als gemeinsamer Nenner 
festmachen lassen.354 Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, der allerdings höchstens als 
erster Anhaltspunkt dienen kann, sind die Begriffe damit grundsätzlich synonym zu verste-
hen.355 
                                                             
348 Grds. hierzu Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 53; Petzschke, 
S. 16 ff.; manche unterscheiden hierbei zwischen „unechtem“ (i.e. zumindest geringe Vergütung) 
und „echtem“ Ehrenamt: Engel, S. 38 ff.; Gitter, in: FS Kraft, 101 (103 ff.); Menges, S&S (Rote 
Seiten) 2/2000, 1 (3); mit anderen Begriffen (formal/klassisch) auch Gaukstern, KSzW 2014, 206 
(209 f.). Kritisch zu dieser wertungsmäßigen Differenzierung aber Eichenhofer, in: FS Werner, 
60–72 (65); Petzschke, S. 52. 
349 Zu dessen Aussagekraft für das Verständnis eines Tatbestandsmerkmals siehe Koch/Rüßmann, 
S. 126 ff.; Larenz/Canaris, S. 141; kritisch hierzu: Christensen, S. 78 ff. 
350 Zu diesem Verfahren als Mittel zum Aufspüren von Gemeinsamkeiten siehe Demko, S. 26 mit 
Bezug auf Ryu/Silving, ASRP 1973, 57 (80). 
351 Duden, Stichwort: Ehrenamt (Online-Ausgabe). 
352 Ders., Stichwort: Ehrenamt (Online-Ausgabe). 
353 Vgl. zum allgemeinen Begriffsverständnis auf Grundlage empirischer Erhebungen Götz, S. 10 f.; 
Sandberg/Graf Strachwitz, ZStV 2015, 210. 
354 Das zeigt sich schon daran, dass bei einer teilweisen Vergütung die durch entsprechende Attribute 
ergänzten Begriffe „bezahltes“ bzw. „vergütetes Ehrenamt“ gebräuchlich sind: vgl. Sandberg/Graf 
Strachwitz, ZStV 2015, 210 (210) m.w.N. Wäre eine (gewisse) Vergütung dem Begriff bereits an 
und für sich inhärent, bedürfte es solcher Zusätze nicht. Soweit dies. ebd. (S. 212) zu dem Schluss 
kommen, dass die Begriffe nicht deckungsgleich verstanden werden, weil sich selbst als Ehren-
amtliche definierende Befragte mitunter nicht unerhebliche Vergütungen für ihre Tätigkeit erhal-
ten, dürfte sich dies hauptsächlich auf ein Fehlverständnisses des Begriffs der Aufwandsentschä-
digung zurückführen lassen. Ehrenamtlich tätig ist also nach landläufigem Verständnis zumindest 
jeder, der höchstens eine Aufwandsentschädigung bekommt. 
355 So auch Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 11. Dabei ist jedoch interessant, dass dies nur in die eine 
Richtung der Fall ist. Ehrenamtlich ist also kein Synonym für unentgeltlich, wobei die dortige 
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(2) Gesetzesübergreifende Begriffsschau 
Die Begriffe Ehrenamt oder ehrenamtlich tauchen in verschiedenen Gesetzen in unterschied-
lichen Kontexten auf, teils als Tatbestandsmerkmal einer Anspruchsgrundlage, teils in Be-
gleitnormen oder Ausschlussgründen. Dabei liegt der Gedanke nahe, dass alle diese Begriffe 
in ihrem konkreten Zusammenhang etwas gemeinsam haben und dabei erst in der Gesamt-
schau deutlich wird, ob es ein einheitliches Begriffsverständnis und damit eine einheitliche 
Haltung zur Unentgeltlichkeit gibt. 
(a) Zivilrecht 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch taucht der Begriff an unterschiedlichen Stellen auf. Zunächst 
einmal spielt er bei der Haftungserleichterung für Organmitglieder, besondere Vertreter und 
Mitglieder in §§ 31a, 31b (n.F.) BGB eine Rolle.356 Nach dem Sinn und Zweck dieser Normen 
sollen sie ehrenamtlich tätige Organ- oder Vereinsmitglieder in ihrer Haftung privilegieren, 
wobei unter den Tatbestand der jeweiligen Norm sowohl unentgeltlich Tätige als auch Per-
sonen fallen, die eine geringe Vergütung bis zu einer jährlichen Höhe von 720 € (n.F.) erhal-
ten. Diese Grenze ist § 3 Nr. 26a S. 1 EStG entlehnt, wie sich auch an der parallelen Anpas-
sung im Rahmen des Ehrenamtstärkungsgesetzes zeigt.357 Demnach sind geringfügig vergü-
tete Mitglieder der Körperschaft oder ihrer Organe zumindest in der Rechtsfolge teleologisch 
den unentgeltlich Tätigen gleichgestellt. Ob hierdurch aber das prinzipielle Verständnis von 
ehrenamtlicher Tätigkeit in diese Richtung ausgeweitet werden sollte, ist höchst fraglich. Na-
heliegender ist, dass hiermit lediglich eine effektive Ausnutzung der besagten Steuerbefrei-
ungen ermöglicht werden sollte, weil die Haftungsrisiken sonst eine Annahme der kaum mehr 
als einen Symbolwert darstellenden geringen Vergütungen als wenig ratsam erscheinen lie-
ßen.358 
Im BGB sind überdies auch die rechtliche Betreuung (§§ 1896 ff.) und die Vormundschaft 
(§§ 1773 ff.) als ehrenamtliche Ämter ausgestaltet. Dies zeigt sich vor allem an der Subsidi-
arität der Bestellung eines Berufsbetreuers in § 1897 Abs. 6 S. 1 sowie der grundsätzlichen 
                                                             
Aufzählung erstens kaum als abschließend angesehen werden kann und zweitens „ehrenamtlich“ 
auch aus dem Grunde nicht ohne Weiteres als Synonym für „unentgeltlich“ verwendet werden 
kann, weil noch weitere Aspekte, insbesondere die Freiwilligkeit, hinzutreten müssen. Dem Be-
deutungswandel des Begriffsbestandteils der „Ehre“ widmet sich Pankoke, in: Hdb Stiftungen, 
637–670 (641 ff.). 
356 Ursprünglich nur als § 31a zur Haftungserleichterung von Vereinsvorstandsmitgliedern konzipiert, 
vgl. „Gesetz zur Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen“ vom 
28.9.2009 (BGBl. I, S. 3161). Zur Einführung dieser Norm Arnold, in: NPLY 2009, 89–113; J. F. 
Orth, SpuRt 2010, 2; Reuter, NZG 2009, 1368. Zur Neufassung Hüttemann, DB 2013, 774 (777 f.) 
sowie Schauhoff/Kirchhain, FR 2013, 301 (311 f.). 
357 Vergleiche nur die Stellungnahme des Rechtsausschusses BT-Drs. 16/13537, 4. Hierzu ist aller-
dings anzumerken, dass im Rahmen eben dieser Norm die Frage der Unentgeltlichkeit der Be-
schäftigung keinerlei Rolle spielt oder aufgrund der wirtschaftlichen Betrachtungsweise spielen 
kann („Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag [...]“) – vgl. auch 
Hüttemann, DB 2009, 1205 (1208); Wörle-Himmel/Endres, DStR 2010, 759 (761). 
358 So wohl auch BT-Drs. 16/13537, 4, in welcher der Rechtsausschuss diese Erwägungen anreißt und 
derart geringvergütete Tätigkeit als „überwiegend ehrenamtlich“ bezeichnet. Hingegen Beurtei-
lung als „letztlich synonym“ bei J. F. Orth, SpuRt 2010, 2 (3). 
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Unentgeltlichkeit in § 1836 Abs. 1 S. 1. Allerdings findet sich dazu bereits im folgenden Satz 
eine Ausnahme für Berufsbetreuer, sowie in § 1835a – der über § 1908i Abs. 1 auch auf die 
Betreuung Anwendung findet – eine pauschalierte Aufwandsentschädigung, deren Höhe auch 
durchaus in Richtung Entgeltlichkeit weist. Schon allein aus der explizit ausnahmegeneigten 
Gesamtkonzeption der beiden Rechtstellungen lassen sich zu einem allgemeinen Verständnis 
von Ehrenamt damit kaum belastbare Schlüsse ziehen. 
Der Begriff des Ehrenamtes findet überdies insbesondere in großen Kapitalgesellschaften 
Verwendung, um honorige Personen ideell an die Gesellschaft zu binden, beispielsweise in-
dem man ihnen den Titel eines Ehren-Vorsitzenden oder Ehren-Präsidenten angedeihen lässt, 
etwa um der Gesellschaft eine bessere Außenwirkung zu verschaffen.359 
(b) Steuerrecht 
Auch im Steuerrecht gibt es Normen, die als Tatbestandsmerkmal eine ehrenamtliche Tätig-
keit verlangen. So stellt § 4 Nr. 26 UStG eigentlich unter den § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG fallende 
Umsätze steuerfrei, wenn diese aus einer ehrenamtlichen Tätigkeit herrühren. Dies gilt aber 
nur für solche Umsätze, die (lit. a) für juristische Personen des öffentlichen Rechts ausgeübt 
werden oder (lit. b) wenn das Entgelt hierfür allein „in Auslagenersatz“ und einer „angemes-
senen Entschädigung für Zeitversäumnis“ besteht.360 Die Ehrenamtlichkeit der Tätigkeit wird 
dabei vom BFH in ständiger Rechtsprechung sowohl durch formelle – hierbei wird nicht nur 
eine explizite Bezeichnung in Gesetzen berücksichtigt, sondern auch der allgemeine Sprach-
gebrauch – als auch materielle Faktoren bestimmt, wobei sich materielle Ehrenamtlichkeit 
dadurch auszeichnet, dass die Tätigkeit für eine fremdnützige Einrichtung erfolgt und kein 
eigennütziges Erwerbsstreben vorliegt. Eigennutz ist insbesondere anzunehmen, wenn sich 
der Tätigkeitsumfang einer Hauptberuflichkeit annähert.361 Dabei muss es in Einzelfällen zu 
einer gleichsam relativen wie weitreichenden Betrachtung der konkreten Umstände kommen. 
Damit bietet dieses Verständnis von ehrenamtlicher Tätigkeit eine etwas weiterreichende In-
terpretation von Aufwendungsersatz als das Auftragsrecht,362 findet aber auch seine Grenzen, 
indem beispielsweise nach allgemeinem Verständnis kein Verdienstausfall kompensiert 
wird.363 Hierbei gilt auch kein noch weiterer Maßstab, wenn die Tätigkeit gem. lit. a für eine 
                                                             
359 Dies ist bei der AG schwieriger auszugestalten als bei der GmbH, eine Vergütung ist zwar nicht 
allgemein hiermit verbunden, aber in Teilen rechtlich möglich. Siehe hierzu Lutter, ZIP 1984, 645 
(653). 
360 Zum konkreten Maßstab dieser Angemessenheit vgl. Abschn. 4.26.1 Abs. 4 f. UStAE; Stadie, in: 
Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26 Rn. 27; Heidner, in: Bunjes-UStG16, § 4 Nr. 26 Rn. 4; sowie in Abgren-
zung zum allgemeinen gemeinnützigkeitsrechtlichen Verständnis unten Zweiter Teil C., S. 243 ff. 
361 BFH, Urteil v. 4.5.1994 (XI R 86/92) BStBl II 1994, 773–775 (774 f.) (=BFHE 174, 573); ders., 
Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539; ders., Urteil v. 14.5.2008 
(XI R 70/07) BStBl II 2008, 912–916 (913, 915). Diese Rspr. wurde auch in jüngster Zeit bestätigt: 
ders., Beschluss v. 25.1.2011 (V B 144/09) BFH/NV 2011, 863–864 sowie ders., Beschluss v. 
10.11.2011 (V B 6/11) BFH/NV 2012, 459. Weitere Rspr. bei Heidner, in: Bunjes-UStG16, § 4 
Nr. 26 Rn. 2. Vgl. außerdem Abschn. 4.26.1 Abs. 1 S.2 f. UStAE. 
362 Man könnte auch von einem „beschränkten Entgelt“ sprechen: Stadie, in: Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26 
Rn. 17 ff. 
363 Stadie, in: Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26 Rn. 25; Heidner, in: Bunjes-UStG16, § 4 Nr. 26 Rn. 4 Vgl. 
aber Abschn. 4.26.1 Abs. 1 S. 8 UStAE. 
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juristische Person des öffentlichen Rechts erfolgt, auch wenn dies aus der Systematik der 
Norm möglich erscheint und früher durchaus so gesehen wurde.364 
(c) Arbeits- und Sozialrecht 
Auch die Sozialgesetzgebung kennt Vorschriften, die sich mit Ehrenamtlichkeit auseinander-
setzen. In den gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB IV) finden sich in 
§§ 40 f. Regelungen zu Ehrenämtern und entsprechenden Entschädigungen. Namentlich die 
Positionen als Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane der gesetzlichen Kranken-, Un-
fall- und Renten- sowie Pflegeversicherungen,365 als auch solche als Versichertenälteste und 
Vertrauenspersonen sind in der Tätigkeit ehrenamtlich ausgestaltet: „[...] üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus“, § 40 Abs. 1 S. 1. Der Umfang der potentiell zu empfangenden Leistungen 
ist für diese in § 41 SGB IV geregelt. Neben einer Erstattung erwiesenermaßen erfolgter barer 
Auslagen (Abs. 1)366 – also einem klassischen und für die Unentgeltlichkeit unschädlichen 
Aufwendungsersatz – sind diese ehrenamtlich Tätigen berechtigt, nicht nur ihren unmittelbar 
durch die Organtätigkeit entstandenen Dienstausfall erstattet zu bekommen (Abs. 2)367, son-
dern es wird an Sitzungstagen auch noch für Zeitaufwand ein Pauschbetrag zugewendet 
(Abs. 3). Dabei bedeutet die Ehrenamtlichkeit in diesem konkreten Zusammenhang nach 
herrschender Auffassung durchaus eine im Kern unentgeltliche Tätigkeit.368 Neben dem eher 
öffentlich-rechtlichen Verständnis des hier vorliegenden (Ehren-) Amts369, dient die Bezeich-
nung auch der Feststellung, dass diese Position nicht dem dauerhaften Erwerb dient, sondern 
eine bloße Nebentätigkeit ist.370 In § 163 Abs. 3 und 4 SGB VI werden außerdem beitrags-
rechtliche Nachteile ausgeglichen, die durch eine ehrenamtliche Nebentätigkeit bei einem 
privilegierten Träger entstehen, wenn ein Ehrenamt aufgrund des Zeitaufwandes dazu führt, 
dass das Arbeitsentgelt der Hauptbeschäftigung sich reduziert.371 Abs. 3 behandelt dabei sol-
che klassischen ehrenamtlichen Tätigkeiten, die selber nicht versicherungspflichtig sind, 
Abs. 4 behandelt hauptberufliche „Ehrenämter“, wie sie beispielsweise bestimmte kommu-
nale Amtsträger ausüben.372 Die Tätigkeit muss dabei aber bei einer öffentlich-rechtlichen 
                                                             
364 Zu dieser Entwicklung und ihren nachvollziehbaren Gründen Stadie, in: Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26 
Rn. 18 f.; sehr anschaulich auch BFH, Urteil v. 17.12.2015 (V R 45/14) BStBl II 2017, 658. A.A. 
aber wohl immer noch die Finanzverwaltung, wie Abschn. 4.26.1 Abs. 2 UStAE im Umkehr-
schluss zeigt. 
365 Dieser Anwendungsbereich ergibt sich aus § 1 Abs. 1 S. 1 SGB IV. 
366 Zu den Anforderungen an die Nachweise siehe Winkler, in: LPK-SGB IV2, § 41 Rn. 4 f.; Köster, 
in: Kreikebohm-SGB IV2, § 41 Rn. 2. 
367 Die konkrete Abwicklung erfolgt aber meist zwischen Arbeitgeber und Versicherungsträger; vgl. 
Winkler, in: LPK-SGB IV2, § 41 Rn. 12. 
368 Vgl. Köster, in: Kreikebohm-SGB IV2, § 40 Rn. 2 m.w.N. 
369 Vgl. hierzu die guten Ausführungen in BSG, Urteil v. 18.12.1974 (2/8 RU 34/73) BSGE 39, 24 
(Rz. 27). 
370 So jedenfalls Köster, in: Kreikebohm-SGB IV2, § 40 Rn. 2. 
371 Vertiefend zu dem Ganzen: Segebrecht, in: Kreikebohm-SGB VI5, § 163 Rn. 11 ff. 
372 Genaueres bei Segebrecht, in: Kreikebohm-SGB VI5, § 163 Rn. 18. 
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oder aus Gemeinwohlerwägungen steuerprivilegierten Stelle nach dem jeweiligen Satz 2 er-
folgen. Folge ist dann, dass die Beiträge zur Rentenversicherung so bemessen werden, dass 
sich die ehrenamtliche Betätigung nicht nachteilig auswirkt. 373 
Die Tätigkeit des Mitglieds eines Betriebsrats374 wird in § 37 BetrVG wie folgt geregelt 
(Abs. 1): „Die Mitglieder des Betriebsrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.“. Da-
mit gibt es dem ersten Anschein nach ein unzweifelhaft klares Bekenntnis zur Unentgeltlich-
keit als Kernbestandteil einer privatrechtlichen Ehrenamtlichkeit, welches sogar durch beson-
dere gesetzliche Schutzmechanismen gesichert ist.375 Auf den zweiten Blick offenbart sich 
allerdings ein anderes Bild. Zunächst einmal ist der unentgeltliche Status nicht aus altruisti-
schen Motiven konzipiert, sondern dient der Unabhängigkeit von und dem Schutz vor innerer 
und äußerer Beeinflussung des Betriebsrats und damit mittelbar der Akzeptanz der unter sei-
ner Mitwirkung ergangenen Beschlüsse.376 Daneben besteht allerdings neben einem An-
spruch auf Arbeitsbefreiung auch ein Entgeltfortzahlungsanspruch aus § 37 Abs. 2 wodurch 
diese Konstruktion in der Gesamtbetrachtung damit etwas merkwürdig wird: Der Betriebsrat 
erhält sein Arbeitsentgelt377 streng genommen ohne synallagmatische Gegenleistung, übt da-
neben aber ein streng unentgeltliches Ehrenamt aus, dessen Tätigkeitszeit aber als Arbeitszeit 
i.S.d. synallagmatischen Ursprungspflicht gilt.378 Die Strenge dieser Unentgeltlichkeit gilt 
mithin nur in Bezug auf Sonderbehandlungen durch den Arbeitgeber oder außenstehende Par-
teien.379 
Auch das Mindestlohngesetz (MiLoG)380 beinhaltet in § 22 Abs. 3 zwar eine Bereichsaus-
nahme für ehrenamtlich Tätige, lässt eine diesbezügliche Definition jedoch vermissen und 
stützt sich nach überwiegender Auffassung auf bereits bestehende Annäherungen an diesen 
Begriff.381 
                                                             
373 Igl/Jachmann/Eichenhofer, Ehrenamt, S. 194 f.; Segebrecht, in: Kreikebohm-SGB VI5, § 163 
Rn. 15. Zur Bedeutung ehrenamtlicher Tätigkeit in Bezug auf bestehenden Unfallversicherungs-
schutz nach § 2 Abs. 1 SGB VII siehe Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (70 f.); Marburger, 
BPUVZ 2012, 244 (244 f.). 
374 Zu weiteren Ehrenämtern in arbeitsrechtlichen Vertretungs- und Mitbestimmungsorganen siehe 
Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (65) m.w.N. 
375 Vgl. nur §§ 78 S. 2, 119 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG, sowie dazu Rieble, BB 2009, 1016 (1017). 
376 Glock, in: H/W/G/N/R/H-BetrVG10, § 37 Rn. 1, 12; Kreft, in: Wlotzke/Preis/Kreft4, § 37 Rn. 6; 
Engels/Schmidt/Trebinger/Linsenmaier, in: Fitting28, § 37 Rn. 7. In eben diese Richtung sind na-
türlich auch die oben genannten Schutzbestimmungen zu verstehen. 
377 Rechtsgrundlage für den Zahlungsanspruch bleibt der Arbeitsvertrag: Engels/Schmidt/Trebin-
ger/Linsenmaier, in: Fitting28, § 37 Rn. 6, 58; Kreft, in: Wlotzke/Preis/Kreft4, § 37 Rn. 20. 
378 „Die notwendige Arbeitsversäumnis ist wie geleistete Arbeit zu vergüten“: Engels/Schmidt/Tre-
binger/Linsenmaier, in: Fitting28, § 37 Rn. 58; Glock, in: H/W/G/N/R/H-BetrVG10, § 37 Rn. 56; 
Kreft, in: Wlotzke/Preis/Kreft4, § 37 Rn. 21. 
379 Konkrete Beispiele und Folgen eines Verstoßes gegen dieses Gebot der Unentgeltlichkeit bei 
Rieble, BB 2009, 1016; vgl. auch Engels/Schmidt/Trebinger/Linsenmaier, in: Fitting28, § 37 
Rn. 8 f.; Glock, in: H/W/G/N/R/H-BetrVG10, § 37 Rn. 15 ff.; Kreft, in: Wlotzke/Preis/Kreft4, § 37 
Rn. 6 f. Zusätzlich zu Schwierigkeiten der Abgrenzung in Bezug auf personen- und zeitidentische 
Gewerkschaftstätigkeit Rieble, BB 2009, 1016 (1017 ff.). 
380 Gesetz zur Regelung des allgemeinen Mindestlohns vom 11.8.2014, BGBl. I S. 1348. 
381 Zum Meinungsstand dieses Begriffsverständnisses, welcher sich insbesondere an der Gesamtschau 
der Wertungen des Vereins-, Steuer- und Sozialversicherungsrechts orientiert vgl. Stöber/Otto, 
Rn. 589e ff.; außerdem Grambow, ZStV 2015, 81 (82). 
A. Verein 
63 
(d) Öffentliches Recht 
Als Spezialregelung für Organmitglieder ist auch die Norm über den Vorstand der Hand-
werksinnung in der Handwerksordnung (HwO) in § 66 Abs. 4 ausgestaltet. Demnach verwal-
ten die Mitglieder des Vorstands „ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich“. Auch nach dieser 
Vorschrift kann aber nach Halbsatz 2 neben einem Aufwendungsersatz barer Auslagen eine 
„Entschädigung für Zeitversäumnis“ gewährt werden. Das ist dabei nicht nur abstrakt zuläs-
sig, sondern regelmäßig üblich.382 Dabei sind die Einschränkungen der Entschädigungszah-
lungen eher gering. Neben dem einzigen Ausschluss bei privat veranlassten Aufwendungen383 
ist insbesondere die Höhe nicht auf geringe Beträge begrenzt. Die Mustersatzung spricht in 
§ 30 Abs. 4 S. 4384 lediglich von einer „angemessenen Entschädigung“, was einen weiten 
Spielraum ergibt, zumal es der Innungsversammlung obliegt, die entsprechenden Sätze fest-
zulegen. Auch wenn dabei von Aufwandsentschädigung385 die Rede ist, handelt es sich nach 
hiesigem Verständnis zumindest insofern um Vergütungen in nicht notwendigerweise gerin-
ger Höhe. Auch bei dieser Fixierung als Ehrenamt spielen Gemeinwohlerwägungen eine ge-
ringe bis gar keine Rolle – die prinzipiell unentgeltliche Tätigkeit soll dazu führen, dass die 
für eine entsprechende Expertise notwendige praktische Erfahrung durch eine fortgesetzte 
Ausübung des Handwerksberufs sichergestellt ist.386  
Das Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) regelt in den §§ 5–7, 15–18 die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, vulgo Schöffen. Diese sind sehr 
weitreichend ausgestaltet. Neben Fahrtkosten (§ 5) gibt es eingehende Vorschriften zum Auf-
wendungsersatz (§§ 6 f.), die neben einer detailliert ausgestalteten Regelung zu Druck- und 
Kopierkosten (§ 7 Abs. 2) bereits eine Tagegeldpauschale (§ 6 Abs. 1) festlegen, welche – 
trotz ihrer konkret regelmäßig geringen Höhe387 – mit den strengen Kriterien des bürgerlich-
rechtlichen Aufwendungsersatzes nur schwerlich in Einklang zu bringen ist, da sie ohne 
Nachweis von tatsächlich erfolgten Aufwendungen gewährt wird.388 Darüber hinaus steht der 
berechtigten Person aber – wie § 15 JVEG auflistet – zusätzlich ein sich nach deren Brutto-
verdienst bemessender Ersatz für Verdienstausfall (§ 18) sowie daneben eine generelle Ent-
schädigung für Zeitversäumnis (§ 16) von derzeit 6 € die Stunde zu. Selbst bei fehlender Be-
rufstätigkeit wegen haushaltlicher Tätigkeit389 erfolgt eine Entschädigung von 14 € pro 
Stunde (§ 17). Damit sind die Ausgleichszahlungen, die einem ehrenamtlichen Richter zu-
stehen, viel weitreichender als ein Aufwendungsersatz nach rein zivilrechtlichen Kriterien, 
                                                             
382 So jedenfalls Detterbeck, in: Detterbeck-HwO4, § 66 Rn. 22. 
383 Detterbeck, in: Detterbeck-HwO4, § 66 Rn. 22. 
384 Zitiert nach und zu finden in: Detterbeck-HwO4, S. 758 (Anh. 6). 
385 Das sogar bis hin in die Kommentarliteratur: Günther, in: Honig/Knörr/Thiel-HwO5, § 66 Rn. 26. 
386 Honig/Knörr, in: Honig/Knörr-HwO4, § 66 Rn. 19; vgl. aber demgegenüber zur Rentenversiche-
rungspflicht eines Kreishandwerksmeisters BSG, Urteil v. 16.8.2017 (B 12 KR 14/16 R) npoR 
2018, 35–38 (Rz. 29 ff., 33 f.): „Ehrenamtliche Tätigkeit […] erhält ihr Gepräge durch die Verfol-
gung ideeller Zwecke und Unentgeltlichkeit.“ (Rz. 29), wobei allerdings für letztere auch ein pau-
schaler Ersatz von Zeitaufwand unschädlich sei (Rz. 34). 
387 Diese bemisst sich gem. § 6 Abs. 1 JVEG nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 EStG und beträgt 
damit unter Berücksichtigung der Beschränkung auf 10 Stunden in § 15 Abs. 2 S. 1 JVEG ledig-
lich 6 € pro Tag. 
388 Binz, in: BDPZ-JVEG3, § 6 Rn. 2; Schneider, in: Schneider-JVEG3, § 6 Rn. 4, 6. 
389 Wobei schon die Haushaltsführung für eine weitere Person ausreicht: Binz, in: BDPZ-JVEG3, § 21 
Rn. 2; Schneider, in: Schneider-JVEG3, § 21 Rn. 3. 
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bei dem insbesondere Ersatz für aufgewandte Zeit und entgangenen Verdienst nicht gewährt 
wird.390 
Auch die Wahlhelfer bei Bundestagswahlen üben laut § 11 Bundeswahlgesetz (BWahlG) ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Allerdings kann auch diesen neben Ersatz für Fahrtkosten und 
einem Tage- bzw. Übernachtungsgeld nach § 10 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO), der 
sich auf die entsprechenden Regelungen des Bundesreisekostengesetzes bezieht und daher 
noch eine (teils pauschalierte aber wohl hinreichend knapp bemessene) Aufwandsentschädi-
gung darstellt, gem. § 10 Abs. 2 BWO auch ein „Erfrischungsgeld“ von derzeit 25 € pro 
Tag391 gewährt werden, wobei die entsprechend zuständigen Instanzen der Länder oder Kom-
munen auch spezifisch höhere Entschädigungen festlegen können.392 Diese Pauschalen über-
steigen aber offensichtlich jedweden entstandenen notwendigen Aufwand für Verpflegung 
und dergleichen und sind damit als Entgelt anzusehen. Damit steht bei dem hier vorliegenden 
Verständnis von Ehrenamt weniger ein zivilistisch-unentgeltliches als vielmehr ein staatstra-
gendes Element im Vordergrund: die Bezeichnung als Ehrenamt soll der Tätigkeit mehr den 
Charakter einer staatsbürgerlichen Pflicht verleihen und damit die Knappheit der Ausnahme-
tatbestände393, unter deren Voraussetzungen eine Ablehnung der Benennung erfolgen kann, 
rechtfertigen. 
(3) Stellungnahme 
Angesichts der divergierenden Regelungen fällt eine einheitliche Bestimmung des Begriffs 
des Ehrenamtes denkbar schwer, es handelt sich in der Tat um einen „schillernde[n] Be-
griff“.394 Dies wird dadurch verstärkt, dass sich das dahinterstehende Phänomen im Zuge der 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung sowohl von der ursprünglichen Wortbedeutung der 
„Ehre“ als auch des „Amtes“ weitgehend entfernt hat,395 wenn auch in unterschiedlichem 
Kontext unterschiedlich weit. 
Wie der vergleichende Blick in andere Teilrechtsgebiete gezeigt hat, ist das auftragsrechtliche 
Verständnis von der Ehrenamtlichkeit als allein mit schlichtem Aufwendungsersatz vereinbar 
eine singulär strenge Auffassung. Insbesondere die Entscheidung, weder Arbeits- noch Zeit-
aufwand zu ersetzen, wird sonst kaum so getroffen. „Aufwandsentschädigungen“ in pauscha-
lierter Höhe sind selbst in bürgerlich-rechtlichen Vorschriften396 gebräuchlich – auch wenn 
die Wortwahl hier inkonsistent erscheinen mag. Ein noch freieres Begriffsverständnis bietet 
                                                             
390 S.o. A.II.1.a, S. 17 ff. 
391 Für die Vorsitzenden der Wahlvorstände sind es nach der n.F. 35 €. 
392 In Ermangelung einer ausreichenden Zahl von Wahlhelfern wurde als Anreiz das Erfrischungsgeld 
für Bundestagswahlhelfer im Jahr 2013 beispielsweise in § 5 Abs. 3 Landeswahlordnung Berlin 
auf 50 € erhöht. Gleichzeitig zeigt dieses Vorgehen, dass der Staat nicht die Absicht hat, von der 
theoretischen Möglichkeit des kompulsiven Auferlegens (vgl. § 11 BWahlG) dieses Amtes Ge-
brauch zu machen. 
393 Vgl. nur § 11 (Abs. 1) S. 2, 3 BWahlG und § 9 BWO. 
394 Wörle-Himmel/Endres, DStR 2010, 759 (760 Fn. 20). 
395 Siehe dazu Götz, S. 10 (m.w.N.); Pankoke, in: Hdb Stiftungen, 637–670 (641 ff.); Sandberg/Graf 
Strachwitz, ZStV 2015, 210 (210). Symptomatisch ist insofern eine Schwerpunktverlagerung des 
Ehrenamtes aus dem originären hoheitlichen in den Dritten Sektor: Müller/Zöbeli, S. 2. 
396 Beispielsweise § 1835a BGB im Rahmen der Vormundschaft. 
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sich dem Betrachter bei öffentlich-rechtlichen Normen. Hier wird mit dem Begriff des Eh-
renamtes oft eine Stellung gehobenen öffentlichen Ansehens oder eine staatsbürgerliche 
Pflicht verschleiert, gegen deren Ausübungszwang sich der Einzelne kaum wehren kann – 
wie beispielsweise bei der Berufung als ehrenamtlicher Richter oder Wahlhelfer –, wodurch 
schon aus verfassungsmäßigen Erwägungen eine Ausgleichszahlung oder Entschädigung re-
gelmäßig geboten sein dürfte. Die Verwendung des Begriffes zielt hierbei oftmals eher darauf 
ab, die Ehrenwürdigkeit des (öffentlich-rechtlichen) Amtes zu unterstreichen, als die Amts-
qualität (im Sinne einer Institutionalisierung) einer aus sich heraus ehrenwerten – weil etwa 
unentgeltlichen – Tätigkeit.397 In diesem Kontext bekommt die Bezeichnung als Ehrenamt 
teils euphemistische Züge.398 Insbesondere wird das Kriterium der Freiwilligkeit damit stark 
strapaziert, um nicht zu sagen: es wird oftmals in Gänze darauf verzichtet. Es erscheint daher 
sachgerecht, in der Diskussion zwischen öffentlichem und privatem Ehrenamt zu differenzie-
ren.399 
Verallgemeinerbare Feststellungen zur Unentgeltlichkeit von ehrenamtlicher Betätigung las-
sen sich also kaum treffen. Das ist indes auch gar nicht nötig. Es ist seit längerem verbreitete 
Auffassung, dass in Gesetzen verwendete Begriffe keinen absoluten, objektiven Bedeutungs-
gehalt haben, sondern sich dieser erst bei der konkreten Betrachtung der Norm und ihres 
Kontextes normsituativ erschließt – die sogenannte Relativität der Rechtsbegriffe.400 Frühere 
Kritik, dieser Begriffsrelativismus stehe dem Prinzip der Einheit der Rechtsordnung entge-
gen, ist inzwischen ausgeräumt. Weder ist die Einheit der Rechtsordnung als unumstößlich 
gegeben anzusehen, sondern je nach Auffassung mal ein Axiom, also eine (quasi unbegrün-
dete, um nicht zu sagen ontologische) Unterstellung als Grundlage weiterer juristischer Ar-
gumentation, mal (rechtspolitisches) Postulat, also eine Weisung an den Rechtsinterpreten 
und -anwender, diese Einheit mit den zur Verfügung stehenden Mitteln herbeizuführen, sei 
es durch Auslegung, Analogiebildung oder richterliche Rechtsfortbildung.401 
Außerdem ist fraglich, ob eine nur oberflächliche Begriffsdivergenz der Einheitlichkeit über-
haupt entgegensteht. Bei der Verwendung ein und desselben Begriffs für unterschiedliche 
Regelungsmaterien spricht man nämlich nach nahezu einhelliger Auffassung lediglich von 
                                                             
397 Teilweise gibt es daher auch schlichte Definitionen, die Ehrenamtlichkeit annehmen, wenn entwe-
der Unentgeltlichkeit oder die wie auch immer geartete Bekleidung eines Amtes vorliegt: Tötter, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 17 Rn. 2 f. 
398 Zu noch deutlicheren Entwicklungen in diese Richtung vgl. Zimmer/Priller, S. 86. Zu den histori-
schen Hintergründen dieses (originären) Verständnisses von Ehrenamt als staatsbürgerlicher 
Pflicht Petzschke, S. 7 f.; Zimmer/Priller, S. 52. 
399 So etwa ebenfalls Menges, S&S (Rote Seiten) 2/2000, 1 (2). 
400 Sehr gut in den Kontext der Einheit der Rechtsordnung eingebettet und mit weiteren Nachweisen 
zur Entstehung dieses Ausdrucks bereits Engisch, S. 45; diesen sehr anschaulich zusammenfas-
send und die Bedeutung dieser Monographie umreißend: Baldus, S. 178 ff., 186. Zum aktuellen 
Diskussionsstand dieses Begriffs Demko, S. 19 ff. Plakative Beispiele für Wortdivergenzen vor 
allem bei Engisch, S. 44; K. Schmidt, in: Einheit der Rechtsordnung, 9–29 (13). Zur anerkennen-
den Haltung des BVerfG in dieser Sache überblicksartig Felix, S. 211 ff. 
401 Baldus, S. 189 f.; Demko, S. 15; Engisch, S. 68 ff.; Maaßen, S. 39, 238 ff.; Meyer, Steuerl. Leis-
tungsfähigkeitsprinzip, S. 56 ff.; K. Schmidt, in: Einheit der Rechtsordnung, 9–29 (10 f.). 
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„(gesetzes-) technischen Widersprüchen“402, die keinen logischen403 und damit nur durch 
Verdrängungsmechanismen zulasten einer der beiden Begriffsverständnisse zu lösenden Wi-
derspruch darstellen, die als rechtlich unbedenklich hinzunehmen sind.404 Es gibt dabei auch 
neben der Einheit der Rechtsordnung kein „übergeordnetes Strukturprinzip“405 geschweige 
denn einen Verfassungsgrundsatz406, dass dieselben Begriffe in unterschiedlichen Kontexten 
– und erst recht in unterschiedlichen Teilrechtsordnungen mit jeweils ganz eigenständigen 
Zielen und Hintergründen – in ihrer Bedeutung gleich interpretiert werden müssten, gegen 
welche diese Hinnahme dann wiederum verstoßen würde.407 Auch wenn die hieraus resultie-
rende begriffliche Unschärfe gewisse Nachteile in Bezug auf die Rechtssicherheit und Vor-
hersehbarkeit hat, lässt sie sich erstens schon allein deshalb kaum vermeiden, weil jeder Spra-
che, die praktikabel bleiben soll, niemals so viele Begriffe zur Verfügung stehen können, wie 
es rechtlich regelbare Sachverhalte gibt,408 ganz davon abgesehen, was rechtspositivistische 
Auswüchse wiederum an Nachteilen mit sich bringen können. 
Hinzu kommt, dass genereller Normadressat der Bürger ist und sich der Normtext daher einer 
allgemein verständlichen – und damit notwendigerweise in der Breite des Wortschatzes re-
duzierten – Sprache bedienen muss, um nicht in eine bürgerfremde Fachsprache abzudrif-
ten.409 Hierfür ist der (Rechts-) Begriff „Ehrenamt“ ein gutes Beispiel. Er ist ein plakativer 
und breit akzeptierter Begriff, unter dem sich der „normale Bürger“ weitaus mehr vorstellen 
kann, als unter dem Begriff der den Aufwendungsersatz einschließenden Unentgeltlichkeit 
bzw. des „Bürgerschaftlichen Engagements“. Dabei muss in Kauf genommen werden, dass 
                                                             
402 Zu aller vorderst Engisch, S. 43 ff. Darauf aufbauend Baldus, S. 186; Maaßen, S. 41; Würtenber-
ger/Otto, S. 273 f. 
403 Zu diesen vgl. Engisch, S. 46 ff.; Würtenberger/Otto, S. 140, 274 ff. Diese werden dabei teilweise 
noch in Unterkategorien wie Norm-, Wertungs-, teleologische oder Prinzipienwidersprüche unter-
gliedert; vgl. Baldus, S. 186 f. Dabei ist es schon Eigenart des Zivilrechts, dass aufgrund der Ku-
mulierbarkeit von Rechtsfolgen in Form von Ansprüchen – logischerweise mit Ausnahme des De-
liktsrechts – weitaus weniger Widersprüche entstehen können als in der binären Codierung von 
Rechtmäßig- und Rechtswidrigkeit des Strafrechts, auf das sich obige Ausführungen regelmäßig 
beziehen, wenn sie Widersprüche innerhalb ein und derselben Rechtsordnung betreffen. 
404 So bereits Engisch, S. 45; Würtenberger/Otto, S. 274: „[...] betrifft nicht eigentlich die Substanz 
des Rechts.“. Vgl. auch Felix, S. 191; Maaßen, S. 41; Meyer, Steuerl. Leistungsfähigkeitsprinzip, 
S. 57 f. 
405 Begriff bei ders., Steuerl. Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 57. 
406 Teilweise wird das im Rechtsstaatsprinzip enthaltene allgemeine Bestimmtheitsgebot herangezo-
gen. Vgl. hierzu, wenn auch mit ablehnendem Ergebnis Felix, S. 192 ff., 226 f.; Maaßen, S. 42 ff. 
Andere Anknüpfungspunkte könnten das Prinzip der Rechtssicherheit sowie das Gleichbehand-
lungsgebot sein: Felix, S. 223 ff.; Maaßen, S. 42 f. 
407 Vgl. Ausführungen hierzu bei Felix, S. 189 ff.; Maaßen, S. 41 ff., 238 ff.; Meyer, Steuerl. Leis-
tungsfähigkeitsprinzip, S. 57 f.; K. Schmidt, in: Einheit der Rechtsordnung, 9–29 (12 f., 22 ff.); 
a.A. aber wohl BGH, Beschluss v. 26.3.1954 (1 StR 161/53) BGHSt 6, 41–46 (42 f.); sowie ders., 
Beschluss v. 21.12.1962 (I ZB 27/62) BGHZ 39, 333–351 (335 f.) (=NJW 1963, 2272). 
408 Das gilt bereits für Alltagssprache. Auch hier gibt es Worte (Homonyme), deren weit auseinander-
gehende Bedeutungsmöglichkeiten erst bei Berücksichtigung des Kontextes auf eine im Zusam-
menhang passende Bedeutung konkretisiert werden. So auch Demko, S. 22. Wichtig in diesem 
Kontext ist auch die potentielle Entwicklungsoffenheit von Tatbestandsmerkmalen, der eine allzu 
präzise Wortwahl im Wege stehen kann, vgl. dies., S. 17 f. 
409 Engisch, S. 45 spricht hier von der „Vermeidung von nicht volkstümlichen Kunstausdrücken“. 
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derselbe Begriff für rechtlich aus unterschiedlichen Gründen differenziert ausgestaltete Situ-
ationen Verwendung findet. Die Beliebigkeit zeigt sich aber schon alleine daran, wie schnell 
selbst der Gesetzgeber in dieser Hinsicht geneigt ist, den Begriff – zumindest en passant – zu 
verwässern. Das trat jüngst wieder bei der, dem Steuerrecht entlehnten, Festlegung der Be-
träge im Rahmen des § 31a BGB zutage. Ein verallgemeinerbares Verständnis des Rechtsbe-
griffs „Ehrenamt“ ist somit gar nicht zwingend wünschenswert, insbesondere nicht rechtsge-
bietsübergreifend.410 Es bleibt nichts anderes übrig, als jede Situation isoliert von anderen 
Situationen, aber in ihrem individuellen normativen und teleologischen Kontext zu bewerten 
und daraus Schlüsse auf das konkrete Begriffsverständnis zu ziehen. 
bb. Ergebnis 
Die Formulierung „ehrenamtlich“ oder „Ehrenamt“ wird also weder im allgemeinen Sprach-
gebrauch noch gesetzestechnisch einheitlich verwendet. Diese Erkenntnis ist natürlich auch 
auf die Auslegung von Satzungsklauseln übertragbar. Das allgemeine Wortverständnis ist 
hier ohnehin nur als erster Anhaltspunkt relevant, aber auch die kontextsensitive Relativität 
der Begriffe findet auf den unmittelbaren Satzungszusammenhang Anwendung. Darüber hin-
aus kann auch der teleologische und normative Kontext einer Kodifikation eine Rolle spielen, 
wenn erkennbar ist, dass die Formulierung in der Satzung auf einen Rechtsbegriff Bezug 
nimmt, der an einen Gesetzeswortlaut angelehnt ist. Künftig besteht damit bei Satzungen, die 
nach dem 1.1.2015 entstanden oder geändert worden sind und eine Ehrenamtlichkeit für die 
Vorstandstätigkeit festlegen, grundsätzlich eine gewisse Vermutung dahingehend, dass dieser 
Passus nur noch deklaratorisch den Gesetzeswortlaut wiedergibt. Andererseits lautet die ge-
setzliche Formulierung in § 27 Abs. 3 S. 2 BGB nunmehr explizit „unentgeltlich“, sodass 
eine – wenn auch in Teilen synonym verstandene – Abweichung hiervon in der Satzung als 
Indiz für die Motivation verstanden werden kann, konstitutiv tätig zu werden. Es spricht 
schließlich wenig dafür, für einen rein deklaratorischen Passus gestalterisch tätig zu werden. 
Hiergegen spricht jedoch die Beobachtung, dass es gerade in deutschen Vereinsstrukturen 
oftmals einen gewissen Hang zur Überpositivierung von Regelungen gibt. Man kann biswei-
len den Eindruck erlangen, dass ein Sich-Verlassen auf die gesetzliche Regelung als Aus-
druck fehlender rechtlicher Kenntnis wahrgenommen wird. Damit steht einer Interpretation 
von Ehrenamtlichkeit als Unentgeltlichkeit im vereinsrechtlichen Kontext jedenfalls in Zu-
kunft grundsätzlich nichts im Wege. 
Doch auch für vor dem 1.1.2015 verfasste Regelungen spricht aufgrund des vereinsrechtli-
chen Kontextes einiges für eine synonyme Interpretation von Ehrenamtlichkeit und Unent-
geltlichkeit in solchem Zusammenhang. Dies gilt umso mehr, als das Gesetz sich zu diesem 
                                                             
410 „[...] [Z]war möglich und der Normenklarheit förderlich; [...] jedoch kein zwingendes verfassungs-
rechtliches Gebot“ sowie „keine von vornherein feststehende Bedeutung eines Tatbestandsmerk-
mals [...] umso mehr, als gleichlautende Begriffe in verschiedenen Rechtsgebieten Verwendung 
finden“: Felix, S. 226 f. Diese geht dabei sogar so weit, eine gewisse Vermutungswirkung für die 
Relativität von in mehreren Rechtsgebieten genutzten Rechtsbegriffen anzunehmen (a.A. noch T. 
Zimmermann, NJW 1956, 1262 [1263]) und stützt sich dabei überzeugend auf die Überwindung 
der Begriffsjurisprudenz durch die Interessen- und Wertungsjurisprudenz. Ähnlich auch Demko, 
S. 25, die eine Parallelität zwischen Verschiedenheitsgrad der Regelungskontexte und der Bedeu-
tungsdivergenz des hierbei verwendeten gleichen Begriffs annimmt. 
Erster Teil: Zivilrechtliche Vorgaben 
68 
Zeitpunkt noch nicht explizit zu einer „Unentgeltlichkeit“ bekannt hatte und die Ehrenamt-
lichkeit insofern nicht als davon abweichender Begriff verstanden werden kann. Wichtig ist 
insofern eher eine Abgrenzung beziehungsweise Unterscheidbarkeit zur Erwerbsarbeit.411 
Dies spielt nicht nur für die Spezifikation des Vertragstyps, sondern auch in der steuerrecht-
lichen Betrachtung der Ehrenamtlichkeit, beispielsweise bei der Einordnung einer Tätigkeit 
als Ehrenamt im umsatzsteuerrechtlichen Sinne im Rahmen des § 4 Nr. 26 UStG, eine 
Rolle.412 Dieser Standpunkt findet sich folglich zu Recht in unterschiedlichen Arten von 
Rechtserkenntnisquellen.413 So wird von Seiten der Finanzverwaltung eine Lösung für die 
steuerrechtliche Behandlung dieser Formulierung angeboten, die sich auch für die zivilrecht-
liche Betrachtung heranziehen lässt. Ursprünglich hatte das BMF in einem Schreiben die bei-
den Begriffe – so schien es – vollwertig synonym gebraucht,414 stellte aber später richtig, dass 
                                                             
411 Vgl. hierzu Eichenhofer, in: FS Werner, 60–72 (65 ff.); Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche 
Rahmenbedingungen, S. 52 f.; Petzschke, S. 16 f. Bei einzelnen Projekten kann auch die Abgren-
zung zu einem Werkvertrag in Frage kommen: OLG Köln, Urteil v. 18.10.1989 (2 U 30/89) OLGZ 
1990, 233–236. 
412 Denn nach dem BFH ist eine Ehrenamtlichkeit vor allem durch das „Fehlen eigennützigen Er-
werbsstrebens“ gekennzeichnet und im Positiven durch ein Ausüben „der Ehre wegen [...], d.h. im 
allgemeinen Interesse liege[nd].“: BFH, Urteil v. 4.5.1994 (XI R 86/92) BStBl II 1994, 773–775 
(773 f.) (=BFHE 174, 573); sowie ders., Urteil v. 14.5.2008 (XI R 70/07) BStBl II 2008, 912–916 
(913, 915) (hierbei findet sich auch eine bezifferte Vergütungshöhe, die ein Erwerbsstreben in 
concreto unwiderleglich indizierte: 183.556,48 DM; weitere, durchaus geringere Beträge, die 
schon zu einer Verneinung der Angemessenheit bzw. der Ehrenamtlichkeit an sich führten über-
blicksartig bei Stadie, in: Stadie-UStG3, § 4 Nr. 26, Rn. 28). Diese Rspr. wurde auch in jüngster 
Zeit bestätigt: BFH, Beschluss v. 25.1.2011 (V B 144/09) BFH/NV 2011, 863–864; sowie ders., 
Beschluss v. 10.11.2011 (V B 6/11) BFH/NV 2012, 459. Dabei wird richtigerweise vonseiten des 
BFH selbst herausgestellt, dass für die umsatzsteuerliche „Ehrenamtlichkeit“ eine Gemeinnützig-
keit – also Steuerbegünstigung – i.S.d. §§ 51 ff. AO „weder in sachlicher noch in formaler Hinsicht 
erforderlich“ ist: ders., Urteil v. 4.5.1994 (XI R 86/92) BStBl II 1994, 773–775 (775) 
(=BFHE 174, 573). 
413 BT-Drs. 16/13537, 4: „Ehrenamtlich hat hier keine andere Bedeutung als unentgeltlich.“; BGH, 
Beschluss v. 3.12.2007 (II ZR 22/07) NJW-RR 2008, 842–843 (Rz. 4); BFH, Beschluss 
v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1538); FG München, Beschluss v. 21.11.2000 
(7 V 4116/00) EFG 2001, 538–539 (538 f.); Niedersächsisches FG, Urteil v. 25.8.2011 (5 K 
138/10) EFG 2012, 663–665 (664 f.); Alvermann, SpuRt 2009, 112 (112): „Sieht die Satzung eh-
renamtliche oder unentgeltliche Tätigkeit der Vorstandsmitglieder vor,[...] begründet die nicht ge-
rechtfertigte Zahlung einen Gemeinnützigkeitsverstoß [...].“; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtli-
che Rahmenbedingungen, S. 454; Reichert, Rn. 1222: „Die Organtätigkeit, für die nur ein Ausla-
genersatz in Betracht kommt, wird als ehrenamtliche Tätigkeit bezeichnet.“; R. Wallenhorst, in: 
Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 105a f.; Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (492): „[...] zu bestim-
men, ob das Amt (i.e. die Organstellung) ein unentgeltliches ehrenamtliches oder ein entgeltliches 
hauptamtliches sein soll.“. A.A. (merkwürdigerweise) hingegen ders., NZG 2009, 1368 (1370); 
Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 41 (für eine Unschädlichkeit gewisser Vergütung trotz Ehren-
amtlichkeit unter Verweis auf § 66 Abs. 4 HandwerksO sowie § 31a BGB [s.o.]); nicht mehr auf-
gegriffen bei den entsprechenden Ausführungen von Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 44 f. Sehr 
differenziert Hüttemann, DB 2009, 1205 (1208), der zwar feststellt, dass die Begriffe in der Praxis 
meistens synonym gebraucht würden, aber darauf besteht, dass immer eine ergebnisoffene Ausle-
gung anhand der dem Organmitglied im Einzelfall zustehenden Zahlungen erfolgen muss. 
414 BMF-Schreiben v. 25.11.2008 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2008, 985 (Nr. 8 Abs. 1 S. 1): 
„ehrenamtlich (unentgeltlich) tätig“. 
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dies lediglich besagen sollte, „dass Satzungsbestimmungen über eine ehrenamtliche und/oder 
unentgeltliche Tätigkeit des Vorstands dieselben Folgen für die Gemeinnützigkeit haben“.415 
Dies scheint auch im zivilrechtlichen Kontext ein generell praktikabler und unter Einbezie-
hung obiger Erkenntnis auch gut vertretbarer Ansatz wenn nicht zur Auslegung, so doch zur 
rechtlichen Handhabe des Begriffskreises „Ehrenamt“ zu sein.416 Die Verwendung des Be-
griffes „ehrenamtlich“ in allen seinen möglichen Spielarten dürfte damit – trotz des entspre-
chenden Begriffsverständnisses (i.e. Entschädigung auch für Zeitaufwand) in nahezu jedem 
anderen Kontext – in der Satzung regelmäßig nicht ausreichen, um den Anforderungen einer 
abweichenden Regelung zu entsprechen und trotz gewisser grundsätzlicher Unterschiede der 
beiden Begriffe keinen ausreichend eindeutigen Gegenbegriff zur Unentgeltlichkeit darstel-
len. 
Zur Frage, ob im Rahmen des § 612 BGB eine Vergütung gemäß dem Tatbestand überhaupt 
zu erwarten (Abs. 1) und wenn ja in welcher Höhe üblich ist (Abs. 2),417 lässt sich darauf 
aufbauend festhalten: die neue gesetzliche Positivierung der Unentgeltlichkeit in § 27 Abs. 3 
BGB wird sich vor allem auf die Bedeutung des Abs. 1 auswirken. Seit Inkrafttreten der Re-
gelung Anfang 2015 gibt es in aller Regel nun entweder ein klares gesetzliches Indiz gegen 
eine Vergütungserwartung oder eben eine entsprechende gegenteilige Satzungsbestimmung 
– auf der dann zumindest konkludent ein vertraglicher Anspruch ruht –, sodass die Anwen-
dung des § 612 Abs. 1 in diesen Konstellationen deutlich eingeschränkt sein sollte. Die Be-
deutung von Abs. 2 dürfte davon derweil weniger betroffen sein, zumal die Festlegung einer 
konkreten Höhe nach allgemeiner Vorstellung nicht in der Satzung geregelt werden braucht 
bzw. sollte. Diese Entwicklung ist selbstredend nicht unumstößlich, sondern kann bei Vorlie-
gen entsprechender gegenteiliger Anhaltspunkte auch anders ausfallen.418 
e. (Fort-) Dauer des Vergütungsanspruchs 
Der Vergütungsanspruch besteht prinzipiell so lange fort, wie es das ihm konkret zugrunde 
liegende Dauerschuldverhältnis vorsieht. Damit endet der Anspruch bei befristeten Verträgen 
mit Zeitablauf419, bei solchen mit unbestimmter Laufzeit durch eine Beendigung seitens einer 
                                                             
415 BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris (a.E.). So auch OFD Frankfurt, Rund-
verfügung v. 22.2.2012 (S 2121 A–32–St 213), ESt-Kartei HE § 3 EStG Fach 3 Karte 19. 
416 Jedenfalls immer so lange, wie keine anderen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass hier divergie-
rende Begriffsverständnisse zugrunde liegen. Mehr dazu bereits oben. 
417 Siehe hierzu oben A.II.3.b.cc(2), S. 35. 
418 Insbesondere wenn sich zeigen sollte, dass die Regelung der Unentgeltlichkeit in § 27 Abs. 3 BGB 
den Effekt hat, dass nun eine Mehrzahl der Vereine eine wie auch immer geartete Vergütung in 
der Satzung festschreibt. Dann gäbe es eine außerhalb des Gesetzes feststehende, von dessen Fest-
legungen in rechtmäßiger Weise abweichende Praxis, deren Wertungen und damit Erwartbarkeiten 
im Rahmen von § 612 eine entscheidende Rolle spielen dürften. In diesem Fall könnte auch die 
Einschlägigkeit von Abs. 2 seltener werden, wenn – dann passenderweise auf der Satzung unter-
geordneter Ebene (bspw. in Vergütungsordnungen) – die Satzungsänderungen zum Anlass genom-
men werden, auch die konkrete Vergütungshöhe festzulegen. 
419 Zur Notwendigkeit und zwingenden Logik einer Gleichheit der Dauer von Be- und Anstellung 
(allerdings unter Berufung auf sein Verständnis einer Akzessorität zwischen den beiden Rechts-
verhältnissen) siehe Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 13, 24 ff.; so auch (unverständlicherweise) 
Erster Teil: Zivilrechtliche Vorgaben 
70 
der beiden Vertragsparteien oder durch eine gemeinsame Aufhebung420. Zu den konkreten 
Voraussetzungen lassen sich keine allgemeingültigen Aussagen treffen, es gelten die gesetz-
lichen Bestimmungen zur Kündigung des konkreten Vertragstypen421 oder die individuellen 
vertraglichen Festlegungen, sofern die gesetzlichen Bestimmungen insoweit abdingbar 
sind.422 Es stellen sich aber auch hierbei einige besondere Fragen. Zunächst einmal ist zu 
klären, wer bei einer Kündigung oder Aufhebung des Anstellungsvertrags aufseiten des Ver-
eins die entsprechende Zuständigkeit und Kompetenz zur Beendigung besitzt. Des Weiteren 
gilt es zu klären, wie sich die grundsätzliche Trennung von Be- und Anstellung423 hierbei 
auswirkt. Dies wird insbesondere problematisch, wenn die Kompetenzen insofern auseinan-
derfallen. 
aa. Fortgesetzter Anspruch bei Beendigung des Anstellungsvertrags 
Grundsätzlich gilt für die Zuständigkeit der Beendigung des Anstellungsvertrags, dass diese 
mit der Zuständigkeit für dessen Abschluss zusammenfällt,424 solange nichts Gegenteiliges 
geregelt ist.425 Diese fällt wiederum, wie bereits festgestellt, mit der Bestellungskompetenz 
zusammen, in aller Regel ist also für die Kündigung die Mitgliederversammlung zuständig.426 
Besonders relevant werden kann hierbei erneut die Frage, wie es um die fehlende Vertre-
tungsmacht dieses Organs für den Verein bestellt ist, da sowohl die einseitige Gestaltungser-
klärung als auch ein Aufhebungsvertrag Willenserklärungen darstellen.427 
                                                             
immer noch Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 12. Diese Verknüpfung der regelmäßigen Laufzei-
ten – die von ihren Voraussetzungen und ihrer Reichweite nicht mit einer Kopplungsklausel zu 
verwechseln ist – ist aber prinzipiell sinnvoll. Die Möglichkeit hierzu besteht grundsätzlich ohne 
größere Voraussetzungen: Grambow, Rn. 468 ff. 
420 Siehe zu den gesetzlich nur teilweise geregelten Anforderungen an einen Aufhebungsvertrag ders., 
Rn. 540 ff. 
421 Für einen Dienstvertrag finden also insbesondere die §§ 620 ff. BGB Anwendung, bei der entgelt-
lichen Geschäftsbesorgung sind diese u.U. auch i.V.m. § 675 BGB heranzuziehen. Konkret auf 
die Kündigung der Anstellung eines Vereinsvorstands angewendet findet sich dies sehr anschau-
lich bei ders., Rn. 492 ff. 
422 Vgl. insbesondere zur Vereinbarung längerer Kündigungsfristen ders., Rn. 537. 
423 Vgl. schon oben A.II.3.a, S. 29. 
424 Dies wird teilweise – wie schon der Zusammenfall von Be- und Anstellungszuständigkeit – 
schlicht aus dem „Gesichtspunkt des Sachzusammenhangs“ begründet: BGH, Urteil v. 21.1.1991 
(II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (245 f., 250 f.) (=NJW 1991, 1727) – diese Entscheidung 
spricht sich mit der schon davor herrschenden Strömung in der Literatur ganz prinzipiell dafür aus, 
die entsprechenden Erwägungen zu den Kapitalgesellschaften auch für den Verein heranzuziehen, 
solange konzeptionelle Unterschiede dem nicht entgegenstehen. Vgl. außerdem K. Schmidt, 
S. 417. 
425 Vgl. etwa BGH, Urteil v. 24.11.1980 (II ZR 182/79) BGHZ 79, 38–44 (40 f.); OLG Köln, Be-
schluss v. 4.2.2009 (2 Wx 56/08) FGPrax 2009, 82–84 (83); Grambow, Rn. 511; Sau-
ter/Schweyer/Waldner, Rn. 268; Stöber/Otto, Rn. 498. 
426 Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 28. Siehe ansonsten bereits oben A.II.3.b.aa, S. 31. 
427 Siehe hierzu bereits oben im Rahmen der Anstellung A.II.3.b.aa, S. 31 ff. Zu den einzelnen, auch 
stellvertretungsrechtlichen, Details einer Kündigung siehe insofern Grambow, Rn. 515 ff. 
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(1) Schicksal der Bestellung bei Beendigung der Anstellung 
Gemäß der vorherrschenden Trennungstheorie, bleibt selbst von einer wirksamen Beendi-
gung des Anstellungsvertrags die Bestellung als Organmitglied dem Grunde nach zunächst 
unberührt. Anderes gilt nur, wenn das die Kündigung aussprechende Organ damit konkludent 
zugleich von seiner Abberufungskompetenz Gebrauch macht, sodass es zu einem „tatsächli-
che[n] Zusammenhang“428 kommen kann. Hierbei sind allerdings oftmals abweichende Vo-
raussetzungen zu erfüllen, auch wenn dies jedenfalls dem gesetzlichen Regelfall nach nicht 
der Fall ist. Danach kann durch das zuständige Organ die Bestellung jederzeit ohne wichtigen 
Grund widerrufen werden. Noch unproblematischer stellt sich dies indes bei einer fristlosen 
Kündigung des Anstellungsvertrags aus wichtigem Grund gem. § 626 BGB dar, da – so sie 
berechtigt ist und die Kompetenzen insofern gleichlaufen – die hierzu nötige Verfehlung auch 
immer einen wichtigen Grund i.S.d. § 27 Abs. 2 S. 2 BGB für den Widerruf der Bestellung 
darstellt,429 sofern diese zusätzliche Hürde überhaupt in der Satzung verlangt wird.430 Nur 
dann kann die Kündigung auch eine sofortige Wirkung entfalten, ohne dass die entsprechen-
den Fristen beachtet werden müssten. Der entsprechende Kündigungsbeschluss431 des zustän-
digen Organs hat zwar ausdrücklich zu ergehen, muss aber nicht explizit die Kündigung ent-
halten, solange sich dieser Regelungsgehalt durch Auslegung hieraus ermitteln lässt.432 
Vom Ergebnis vergleichbar, aber in verlässlicherer Form, kann das unabhängige Schicksal 
der beiden Rechtsbeziehungen zwischen Verein und (ehemaligem) Organmitglied durch eine 
Kopplungsklausel zusammengeführt werden, die dann einen weitgehenden Gleichlauf her-
beiführt. Regelmäßig dürfte eine solche Klausel aber nur dann rechtmäßig sein, wenn sie die 
grundsätzlich bestehende „Waffengleicheit“ der Vertragsparteien in Bezug auf dessen Been-
digung nicht zu einseitigen Gunsten verfälscht, wofür regelmäßig die Festlegung einer Ab-
berufung nur aus wichtigem Grund gem. § 27 Abs. 2 S. 2 BGB gehören dürfte.433 Ansonsten 
könnte nämlich durch den jederzeit möglichen Widerruf der Bestellung ohne weitere Voraus-
setzungen und damit unter Umgehung beispielsweise der §§ 620 ff. BGB auch der Anstel-
lungsvertrag mit sofortiger Wirkung beendet werden. 
                                                             
428 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (9); so mit anderen Worten („aus tatsächlichen Gründen 
[...] verbunden“) auch BGH, Urteil v. 24.11.1980 (II ZR 182/79) BGHZ 79, 38–44 (41). 
429 Zu konkreten Beispielen für von der Rechtsprechung regelmäßig als ausreichend angesehene Kün-
digungsgründe siehe Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (12 f.); Grambow, Rn. 500. 
430 Flume, § 10 I 3; Grambow, Rn. 477; K. Schmidt, S. 417. 
431 Zur Beschlussfassung in allen möglichen Ausgestaltungen und den jeweiligen Voraussetzungen 
und Auswirkungen siehe Grambow, Rn. 515 ff. 
432 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (10). Davon unberührt bleiben selbstredend etwaige 
Formerfordernisse an die sich hierauf stützende Gestaltungserklärung. Hierbei ist allerdings zu 
beachten, dass § 623 BGB nur für Arbeitsverhältnisse gilt und damit auf die Anstellung eines Ver-
einsvorstands aus sich heraus keine Anwendung findet. Es dürfte aber oft in dem Anstellungsver-
trag selbst – oder in der Satzung – eine Schriftform vereinbart worden sein, vgl. Grambow, 
Rn. 513. 
433 So im Ergebnis, in einem wertungsmäßigen Vergleich zwischen GmbH-Geschäftsführer und Vor-
stand einer AG, Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129. Diese Wertung lässt sich aber genauso 
auf den Vereinsvorstand übertragen. Zu den ansonsten hierbei zu erfüllenden Voraussetzungen 
siehe Grambow, Rn. 474 ff.; Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129 (129 f.); zu den Grenzen die-
ser Klauseln vgl. Grambow, Rn. 475 f.; Wahl/Schult, BB 2010, 2573 (2574). 
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Aber selbst wenn die Bestellung fortbesteht, ist dies für das Organmitglied regelmäßig nicht 
von Vorteil. Was seine Entlohnung anbelangt, bietet das genuin organschaftliche Rechtsver-
hältnis wie dargestellt regelmäßig keine Vergütungsansprüche. Auch ein neuerlicher, konklu-
denter Anstellungsvertrag kann – jedenfalls im Kontext mit einer vorhergegangenen Kündi-
gung seitens der Körperschaft – kaum angenommen werden. Allerdings dürften unter be-
stimmten Voraussetzungen bei einer in tatsächlicher Hinsicht fortgesetzten Arbeit für den 
Verein unter Umständen die Grundsätze des fehlerhaften Anstellungsverhältnisses (analog) 
anwendbar sein.434 Dies gilt umso mehr, als das Organmitglied aus seiner fortgesetzten kör-
perschaftlichen Stellung heraus zur Geschäftsführung im Grunde weiter nicht nur berechtigt, 
sondern verpflichtet bleibt.435 
(2) Kündigungsschutz 
Eine interessante Frage ist weiterhin, ob ein Kündigungsschutz für Vereinsvorstände besteht. 
Dies richtet sich danach, ob sich der Dienstvertrag auch als Arbeitsvertrag qualifizieren lässt, 
was wiederum davon abhängt, ob zwischen Verein und Vorstand ein Arbeitsverhältnis vor-
liegt.436 Diese Frage stellt sich aufgrund der ansonsten fehlenden Erwerbsabsicht ohnehin nur 
bei vergüteten Vorstandsmitgliedern.437 Die Frage lässt sich im Allgemeinen dadurch beant-
worten, dass die Vorstandsmitglieder als geschäftsführendes Organ aufseiten des Arbeitge-
bers agieren.438 Daran ändert auch nichts, dass sie in gewissem Maße der Mitgliederversamm-
lung gem. § 27 Abs. 3 i.V.m. § 665 BGB weisungsunterworfen sind: diese Stellung hat kei-
nen Einfluss auf die grundsätzlich freie Geschäftsführung seitens des Vorstands und der Mög-
lichkeit der arbeitsrechtlichen Weisung gegenüber Angestellten.439 Dies gilt selbst dann, 
wenn die Vorstände – was beim Verein ohnehin seltener vorkommen dürfte als bei Kapital-
gesellschaften – vor ihrer Bestellung Arbeitnehmer der Körperschaft waren.440 Interessant in 
dieser Konstellation ist jedoch das Schicksal des Arbeitsverhältnisses nach Beendigung der 
Vorstandstätigkeit. Sollte die vertragliche Seite des Vorstandsverhältnisses lediglich konklu-
dent oder anderweitig mündlich begründet worden sein, fehlt es für eine Aufhebung am 
                                                             
434 BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (249) (=NJW 1991, 1727); hierzu 
auch v. Look, WuB 1991, II L. § 27 BGB 1.91 (III.); Arnold, in: MüKo-BGB7, § 27 Rn. 7; Fleck, 
WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (22). Zur Beendigung eines solchen „fehlerhaften Anstellungs-
verhältnisses mit einem tatsächlichen Vorstandsmitglied“ durch die Mitgliederversammlung, für 
die es keine gesteigerten Anforderungen geben kann, siehe ebenfalls BGH, Urteil v. 21.1.1991 
(II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (249 ff.) (=NJW 1991, 1727) sowie Anm. hierzu bei v. Look, 
WuB 1991, II L. § 27 BGB 1.91 (III.). Gegen eine einfache Möglichkeit der Lossagung hingegen 
noch Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 7. 
435 So auch – in etwas anderem Kontext – Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (495). 
436 Zu beachten ist hierbei, dass auch dieser Rechtsbegriff in unterschiedlichen Kontexten unter-
schiedlich interpretiert wird, so beispielsweise neben dem hier angesprochenen vertraglichen Ar-
beitsrecht auch noch im Betriebsverfassungsrecht, Sozialversicherungsrecht und im Steuerrecht, 
wo sich unter Umständen andere Wertungen ergeben. Vgl. hierzu Grambow, Rn. 233 f., 235, 
236 ff. 
437 Hierzu sowie zu den weiteren Voraussetzungen für ein Arbeitsverhältnis ders., Rn. 228; vgl. auch 
BAG, Beschluss v. 26.9.2002 (5 AZB 19/01) NZA 2002, 1412; Wahl/Schult, BB 2010, 2573. 
438 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (3); Grambow, Rn. 229. 
439 Ders., Rn. 229. 
440 BAG, Urteil v. 19.7.2007 (6 AZR 774/06) BAGE 123, 294–301; dass., Beschluss v. 3.2.2009 
(5 AZB 100/08) NJW 2009, 2078–2079; Grambow, Rn. 231; K. Schmidt, § 24 III 2 d). 
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Schriftformerfordernis für den vormals bestehenden Arbeitsvertrag gem. § 623 BGB.441 Die-
ser ruht dann lediglich und kann nach Kündigung und Abberufung des Vorstands wieder auf-
leben, was gerade bei Beendigung aufgrund persönlicher Verfehlungen vielfach ungewollt 
sein dürfte.442 
Diese abstrakt dargestellte Auffassung spiegelt sich auch in verfahrensrechtlichen Vorschrif-
ten443 sowie der Rechtsprechung444 erkennbar wider. Damit ist aber nicht festgelegt, dass sich 
ein solcher Kündigungsschutz nicht durch vertragliche Regelungen vereinbaren ließe.445 Das 
Schicksal von nachvertraglichen Ansprüchen, insbesondere Ruhegeld- oder Pensionsansprü-
che, hängt stark von der konkreten Vertragsgestaltung und den unterschiedlichen Beendi-
gungstatbeständen ab.446 
bb. Fortbestand des Vergütungsanspruchs bei Widerruf der Bestellung 
Das Schicksal des vertraglichen Vergütungsanspruchs bei einer Abberufung447 des Organmit-
glieds erweist sich nach der Logik der Trennungstheorie ebenfalls als davon prinzipiell un-
abhängig. Dies hat – im Gegensatz zum soeben dargestellten umgekehrten Fall – sogar Nie-
derschlag im Gesetz gefunden. § 27 Abs. 2 S. 1 BGB regelt den Fortbestand der vertraglichen 
Ansprüche.448 Aus dieser Warte ist daher eine gleichlaufende Beendigung von Be- und An-
                                                             
441 Bei einem schriftlichen Abschluss kann demgegenüber allerdings nach herrschender Auffassung 
auch bei nicht explizitem Niederschlag regelmäßig von einer einvernehmlichen Vertragsaufhe-
bung ausgegangen werden, wenn der entsprechende Parteiwille auch nur andeutungsweise – vgl. 
Ellenberger, in: Palandt77, § 133 Rn. 19 – in den Willenserklärungen wahrnehmbar ist. Vgl. hierzu 
statt aller Langner, DStR 2007, 535 (537) m.w.N. Zu den sonstigen Anforderungen an einen Auf-
hebungsvertrag siehe Grambow, Rn. 544 ff. 
442 Vgl. hierzu genauer BAG, Urteil v. 19.7.2007 (6 AZR 774/06) BAGE 123, 294–301 und m.w.N. 
Grambow, Rn. 231; Langner, DStR 2007, 535 (535). Die Unzumutbarkeit für die Körperschaft in 
dieser Situation wurde auch im etwas anders gelagerten Fall BGH, Urteil v. 11.10.2010 
(II ZR 266/08) BB 2011, 334–336 (Rz. 10) (=NJW 2011, 920) anerkannt. 
443 So etwa in § 5 Abs. 1 S. 3 ArbGG oder in § 14 Abs. 1 Nr. 1 KSchG die hierbei die Frage des 
richterlichen Kündigungsschutzes sehr eindeutig negativ beantworten. Vgl. auch Grambow, 
Rn. 230. 
444 BAG, Urteil v. 10.7.1980 (3 AZR 68/79) NJW 1981, 302; dass., Beschluss v. 28.9.1995 (5 AZB 
4/95) NZA 1996, 143; BGH, Urteil v. 11.7.1953 (II ZR 126/52) NJW 1953, 1465; ders., Urteil 
v. 9.11.1967 (II ZR 64/67) NJW 1968, 396. 
445 So jüngst (für GmbH-Geschäftsführer) bejahend: ders., Urteil v. 10.5.2010 (II ZR 70/09) NJW 
2010, 2343–2346; mit Anmerkung Wahl/Schult, BB 2010, 2573. 
446 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (16 f.); siehe zur Abfindung Grambow, Rn. 563 ff., zur 
betrieblichen Altersversorgung ders., Rn. 597 ff. Zu gemeinnützigkeitsrechtlichen Implikationen 
nachvertraglicher Versorgungsansprüche siehe Grambow, Rn. 566 sowie ausführlich unten Zwei-
ter Teil D.IV.5, S. 321 ff. 
447 Zum gesetzlich nicht geregelten aber nach ganz h.M. möglichen Rücktritt des Vereinsvorstands 
siehe nur Röcken, ZStV 2014, 236 (passim); zum Schicksal des etwaigen Anstellungsverhältnisses 
in dieser Konstellation siehe ebd. S. 237 f. 
448 Gänzlich unbeeindruckt, jedenfalls von der Dimension einer tatsächlichen Auswirkung dieser Vor-
schrift, bleibt Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (498), der aufgrund seines Verständnisses vom An-
stellungsvertrag als Verpflichtungsgeschäft davon ausgeht, dass in dieser Konstellation immer ein 
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stellung unwahrscheinlicher als der umgekehrte Fall, da an die Abberufung geringere Anfor-
derungen gestellt werden als beispielsweise die §§ 620 ff. BGB an eine Kündigung in puncto 
zwingende Notwendigkeit eines wichtigen Grundes, Formerfordernis und Frist stellen.449 
Der differenzierte Fortbestand kann allerdings zu problematischen Situationen führen, wenn 
den Verträgen logisch eine zumindest materielle Organstellung zugrunde liegt, ohne die eine 
Erfüllung des Vertrages nicht möglich ist. Dies wird dann problematisch, wenn die Körper-
schaft ein starkes Interesse am Ausbleiben einer fortgesetzten körperlichen Präsenz der abbe-
rufenen Person hat. Diese ist dann nicht mehr in der Lage, ihren vertraglichen Pflichten nach-
zukommen, wobei die Körperschaft gem. § 615 BGB regelmäßig zur Gegenleistung ver-
pflichtet bleibt. Auch wenn das ehemalige Organmitglied einen Anspruch auf fortgesetzte 
Vergütung hat, heißt dies im Umkehrschluss noch nicht, dass es auch einen Anspruch auf 
eine wie auch immer geartete Weiterbeschäftigung – selbst auf dem Vorstand untergeordneter 
Ebene – hätte. Nach richtiger Ansicht ist es durch den fortgesetzten Zahlungsanspruch in 
seinen Interessen hinreichend berücksichtigt, das Interesse der Körperschaft an einer perso-
nellen Neuordnung überwiegt dann die übrigen lediglich immateriellen Interessen des ehe-
maligen Vorstands.450 
Dies dürfte selbst für ehrenamtlich Tätige – sofern sie überhaupt in einem Anstellungsver-
hältnis stehen – gelten, da hier der Vereinszweck persönliche Befindlichkeiten überstrahlt. 
Hier kann es daher noch wichtiger sein, eine Kopplungsklausel in den Vertrag aufzunehmen, 
die diese logische Trennung in ihrer faktischen Auswirkung teils wieder umkehrt.451 Auch 
eine genauere vertragliche Ausgestaltung des Schicksals des Anstellungsverhältnisses abseits 
                                                             
Fall der Unmöglichkeit der Erfüllung gem. § 275 BGB vorliegt. Dann müsste er aber konsequen-
terweise die vereinsrechtliche Norm als lex specialis zu den §§ 323 ff. BGB wahrnehmen, was 
aber scheinbar auch nach seiner Auffassung nicht der Fall ist, weil er die Voraussetzungen des 
§ 326 Abs. 2 S. 1 hierauf projiziert und den Regelungszweck von § 27 Abs. 2 damit umkehrt (vgl. 
ebd. sowie Reuter, in: MüKo-BGB6, § 27 Rn. 5). 
449 Zum selben Ergebnis kommen auch Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (9 f.); sowie Stö-
ber/Otto, Rn. 499. Zu den besonderen (faktischen) Problemen in diesem Zusammenhang, die ins-
besondere § 626 BGB – zu aller vorderst wegen der Zuständigkeit der Mitgliederversammlung – 
zusätzlich aufwirft, vgl. für die Frist Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (13); ansonsten Reu-
ter, in: FS Zöllner, 487–502 (499 f.). 
450 Vgl. hierzu primär BGH, Urteil v. 11.10.2010 (II ZR 266/08) BB 2011, 334–336 (Rz. 10) (=NJW 
2011, 920); mit Anm. Ege, BB 2011, 334. Ungeklärt bleibt hiernach aber noch die Frage, ob die 
Körperschaft einen Anspruch auf eine Tätigkeit der weiterhin angestellten Person unterhalb der 
Vorstandsebene hätte, vgl. ders., BB 2011, 334 (336). Es gibt zwar eine Entscheidung, die dies 
bejaht, diese liegt allerdings schon einige Zeit zurück und stimmt allein schon dadurch nicht mehr 
mit der derzeit herrschenden Meinung überein, als sie in ganz fundamentaler Anwendung der Tren-
nungstheorie den Anstellungsvertrag als von der Organstellung vollends isolierten Dienstvertrag 
ansieht: BGH, Urteil v. 14.7.1966 (II ZR 212/64) WM 1966, 968–970. 
451 Vgl. hierzu Grambow, Rn. 474 ff.; Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129 (129 f.); zu den Gren-
zen dieser Klauseln vgl. Grambow, Rn. 476; sowie Wahl/Schult, BB 2010, 2573 (2574). 
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einer simultanen Beendigung kann hierbei helfen.452 Ansonsten kann eine explizite Freistel-
lung aber grundsätzlich auch noch im Zeitpunkt der Abberufung erfolgen.453 Dies kann aller-
dings bei gemeinnützigen Vereinen gegen den Grundsatz der Selbstlosigkeit gem. § 55 Abs. 1 
AO verstoßen, wenn damit der dennoch fortbestehenden Vergütungspflicht des Vereins keine 
Gegenleistung des ehemaligen Vorstandsmitglieds für den gemeinnützigen Zweck entgegen-
steht.454 
Solche Fälle lassen sich im Zweifel – insbesondere wegen der fehlenden Einstufung als Ar-
beitnehmer und der damit fehlenden Schutzwürdigkeit des scheidenden Vorstandsmitglieds 
– aber auch über einen Wegfall der Geschäftsgrundlage gem. § 313 f. BGB lösen.455 
f. Rechtsfolgen bei Fehlen einer Vergütungsregelung 
aa. Wirksamkeit des anspruchsbegründenden Vertrags 
Da es nach der hier vertretenen Auffassung zumindest einer Öffnungsklausel in der Satzung 
bedarf, um einen eine Vergütungsregelung beinhaltenden Vertrag schließen zu dürfen, stellt 
ein solcher Vertragsschluss – erst recht natürlich eine Zahlung ohne vertragliche Grundlage 
– entgegen dem gesetzlichen Regelfall bei Fehlen in der Satzung eine pflichtwidrige Hand-
lung im Rahmen der Geschäftsführung dar.456 Für die etwaige Wirksamkeit eines solchen 
Vertrags kommt es allerdings allein auf die Vertretungsmacht des abschließenden Organs an. 
Schließt der Vorstand – von den zusätzlichen Problemen, die dieses Insichgeschäft zusätzlich 
mit sich bringt einmal abgesehen – den Dienstvertrag mit sich selbst, kommt schon allein 
deshalb kein Vertrag zustande, weil er regelmäßig nicht als für die Anstellung zuständiges 
Organ und damit außerhalb seiner Vertretungsmacht handelt.457 Aber auch die ohnehin eng 
begrenzte, für diesen Fall aus der Satzung erwachsende Vertretungsmacht der Mitgliederver-
sammlung findet ihre Grenze dann, wenn in der Satzung (stillschweigend) von ehrenamtli-
cher Tätigkeit der Vorstände ausgegangen wird. Dann kann ganz grundsätzlich gegen den 
eindeutigen Regelungsgehalt der Satzung niemals ein Vertrag zustande kommen.458 
                                                             
452 Ege, BB 2011, 334 (336). Etwa, indem als Schadensbegrenzung automatisch bei Widerruf der 
Bestellung zumindest eine ordentliche Kündigung unter Berücksichtigung der entsprechenden 
Fristen erfolgt. 
453 Grambow, Rn. 531 f. 
454 Genauer hierzu s.u. Zweiter Teil B., S. 217 ff. 
455 Zu dieser Frage schweigt der verfügbare Wortlaut von BGH, Urteil v. 11.10.2010 (II ZR 266/08) 
BB 2011, 334–336 (=NJW 2011, 920) unverständlicherweise. 
456 So schon explizit BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (Rz. 5); neuerdings 
auch Wickert, NWB 2013, 3239 (3243). 
457 A.A. wohl – in Anlehnung an die Grundsätze des Missbrauchs der Vertretungsmacht bei Annahme 
einer grundsätzlichen Unbeschränktheit der Vertretungsmacht des Vorstands als Umkehrschluss 
aus § 26 Abs. 2 S. 2 BGB – Flume, S. 369 ff. 
458 So anscheinend auch BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (Rz. 5). Aller-
dings handelte in diesem Fall sogar ein fakultatives Organ zu eigenem Vorteil, welches wahr-
scheinlich schon dem Grunde nach keine Vertretungsmacht hatte. Insofern muss man diese Aus-
sagen ein wenig relativieren. Zum selben Ergebnis kommt man auch, wenn man in Parallelität mit 
den Wertungen Reuters zur Mitgliederstellung hier auch eine Nichtigkeit des gesetzeswidrigen 
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Andere Anknüpfungspunkte für eine Pflichtverletzung sind auch eine Nichtverhinderung der 
Vergütungsleistung, sowie selbst das Unterlassen einer Unterrichtung der Mitgliederver-
sammlung über die Zahlungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt.459 
bb. Schadensersatz 
Das handelnde Organ macht sich dadurch gem. §§ 27 Abs. 3, 664 ff. i.V.m. § 280 Abs. 1 
BGB dem Verein gegenüber haftbar, wenn diese Pflichtverletzung schuldhaft erfolgte und 
dadurch ein Schaden entstanden ist.460 Letzterer ist regelmäßig bereits gegeben, wenn eine 
ungeschuldete Leistung erfolgt ist.461 Sollte eine Konstellation vorliegen, in der man eine un-
beschränkte Vertretungsmacht annehmen und also doch ein Vertrag zustande kommen kann, 
lässt sich aber auch in dessen Bestehen ein Schaden erblicken.462 Der Verschuldensmaßstab 
entspricht dem regelmäßigen Rahmen für Organe, wodurch prinzipiell bereits leichte Fahr-
lässigkeit für eine Haftung ausreicht.463 Bei der Gewährung einer Vergütung ohne wirksame 
satzungsmäßige oder vertragliche Grundlage lässt sich hierzu keine verallgemeinerbare Aus-
sage treffen. Es hängt von den konkreten Umständen des Einzelfalls ab, ob der Vorstand bei 
dieser Vorteilsgewährung in Kenntnis oder fahrlässigen Unkenntnis der Gesetzes- bzw. Sat-
zungswidrigkeit dieses Vorgehens handelte. 
Bei Betrachtung der vor der gesetzgeberischen Klarstellung vorherrschenden Lage lässt es 
sich gut vertreten, dass die Vereinbarung einer Vergütung der Vorstandstätigkeit nicht den 
Grad grober Fahrlässigkeit erreicht, weil den Vorständen nicht vorwerfbar ist, dass sie die 
rechtliche Lage richtig einschätzen hätten müssen, zumal auch die Einholung rechtlichen Rats 
aufgrund der umstrittenen Gesetzeslage nicht notwendigerweise den Schaden abgewendet 
hätte. Damit wären jedenfalls Vorstände, die unter das Privileg des § 31a BGB fallen, von 
der Haftung befreit. Leichte Fahrlässigkeit ließe sich aber je nach Einzelfall wohl nicht kate-
gorisch ausschließen. Ab der expliziten Verankerung der Unentgeltlichkeit in § 27 BGB im 
                                                             
Vorgehens annähme, vgl. Reuter, ZHR 148 (1984), 523–554 (544 ff.). Dabei wäre aber wohl in 
dieser Konstellation zunächst eine Chance zur Nachbesserung der Satzung zu gewähren, wie es 
insofern § 40 BGB eindeutig in Form einer Satzungsänderung vorsieht, auch wenn diese selbstre-
dend jedenfalls naturgemäß nicht im unmittelbaren Einflussbereich des Vorstands liegt, ders., 
ZHR 148 (1984), 523–554 (547). 
459 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (748). Letzteres ergibt sich schon 
aus der gesetzlichen Auskunfts- und Rechenschaftspflicht des § 666 BGB. 
460 Grds. hierzu Grambow, Rn. 89 ff.; Hüttemann/Herzog, in: NPLY 2006, 33–55 (36 ff.); Reichert, 
Rn. 3672 ff.; Segna, in: GS Walz, 705–724 (707 ff.); Stöber/Otto, Rn. 492. Spezieller BMF-
Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris; Engelsing/Lüke, NWB 2008, 2437 (2439); 
Kolbe, DStR 2009, 2465 (Fn. 17); Schöpflin, in: BeckOK-BGB43, § 27 Rn. 20a. Zur Durchsetzung 
dieses Anspruchs siehe Hüttemann/Herzog, in: NPLY 2006, 33–55 (46 f.). 
461 So auch BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (748). Es ließe sich aller-
dings diskutieren, ob nicht ein hierdurch entstehender Bereicherungsanspruch des Vereins soweit 
in Anrechnung gebracht werden müsste, wie er sich kostenneutral realisieren lässt. 
462 Insbesondere, wenn man als mittelbare Schäden die Konsequenzen der hieraus folgenden Aber-
kennung der Gemeinnützigkeit erkennt. Zum Vertrag als Schaden siehe nur Lorenz, S. 69 ff. Zur 
Verjährung dieser Ansprüche siehe Burgard, in: Hdb Managerhaftung3, Rn. 6.44. 
463 Zum grundsätzlichen Haftungsmaßstab in puncto Verschulden siehe Grambow, Rn. 94 f.; Hütte-
mann/Herzog, in: NPLY 2006, 33–55 (36, 42); Reichert, Rn. 3739; Sauter/Schweyer/Waldner, 
Rn. 278 ff.; Segna, in: GS Walz, 705–724 (711 f.). 
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Jahre 2015 ist dies aber als deutlich schwerwiegender zu bewerten und dürfte regelmäßig die 
Schwelle zur groben Fahrlässigkeit überschreiten.464 
cc. Rückforderung 
Fehlt es demnach an einem Vertrag beziehungsweise einem vertraglichen Vergütungsan-
spruch, so geschieht eine etwaige Zahlung an das Vorstandsmitglied, die über den aus dem 
organschaftlichen Verhältnis bestehenden Aufwendungsersatzanspruch465 hinausgeht ohne 
rechtlichen Grund. Die Zahlung stellt also eine Leistung im Sinne von § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 
BGB dar und ist demnach grundsätzlich vollumfänglich kondizierbar.466 
III. Satzungsmäßige Begrenzung der Vergütungshöhe 
Bei vertraglicher Grundlage kann die Vergütungshöhe bereits in der betreffenden Satzungs-
klausel eine explizite Begrenzung erfahren. Gleiches gilt für entsprechende Beschlüsse des 
hierzu zuständigen Organs und dessen Anweisungen an ausführende Organe oder Personen. 
Diese sind (intern) verbindlich und begründen bei diesen Rahmen übersteigender Gewährung 
für die zu hohen Beträge die gleichen Ansprüche wie bei einem grundsätzlichen Ausschluss 
jedweder Vergütung. 
Sollte die Angemessenheit einer Vergütung ausdrücklich in der Satzung verankert sein, kann 
dies insofern Probleme aufwerfen, als es sich hierbei um einen unbestimmten Rechtsbegriff467 
handelt, denn schon in zivilrechtlicher Hinsicht unterliegt die konkret hierauf aufbauende 
Vergütungshöhe einer gerichtlichen Überprüfung.468 Zu viel Gezahltes wird dann wie rechts-
grundlos Geleistetes behandelt, hat damit entsprechende Konsequenzen für die dadurch zu-
mindest pflichtwidrig Handelnden, und kann von Seiten des Vereins entsprechend nach § 812 
Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB zurückgefordert werden.469 
Jedenfalls bei gemeinnützigen Vereinen wird eine solche Satzungsregelung allerdings selten 
einem genuin zivilrechtlichen Gestaltungswunsch entsprungen, sondern tendenziell Ausfluss 
der Anforderungen der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit sein. Hierbei stellt das Gemein-
nützigkeitsrecht die Umsetzung seiner Vorgaben im Alltag der NPO dadurch sicher, dass es 
gewisse Anforderungen an die Verfassung der juristischen Person und die tägliche Geschäfts-
führung in den Rang zwingender Satzungsbestandteile erhebt.470 Hierzu werden in der Mus-
                                                             
464 So jetzt auch Wickert, NWB 2013, 3239 (3243). 
465 Siehe hierzu oben A.II.1.a, S. 17 ff. 
466 So etwa Hüffer, WuB, II L. § 27 BGB 1.88; J. Weber, NWB 29/2009, 2226 (2227), der allerdings 
etwas unbestimmt nur von einem „[zivilrechtlichen] Rückerstattungsanspruch“ spricht; Wickert, 
NWB 2013, 3239 (3243). 
467 Siehe grundsätzlich hierzu nur Bydlinski, S. 365. 
468 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (Rz. 5). 
469 Ders., Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (746 f.); K. Schmidt, § 24 III 2 d). 
470 Zur satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit siehe genauer unten Zweiter Teil A.VI, S. 201 ff. 
Erster Teil: Zivilrechtliche Vorgaben 
78 
tersatzung in Anlage 1 (zu § 60) der AO – deren Einbeziehung § 60 Abs. 1 S. 2 AO sicher-
stellt – entsprechende Formulierungen vorgegeben.471 Auch bei weniger wortwörtlicher Be-
zugnahme auf die Mustersatzung ließe sich – beispielsweise anhand sonstiger vorhandener 
Regelungen zur Gemeinnützigkeit – einem solchen Passus konkludent entnehmen, dass der 
Umfang der Vergütung sich auch in seinen zivilrechtlichen Auswirkungen am gemeinnützi-
gen Verständnis dieses Begriffs orientieren soll.472 Das Gemeinnützigkeitsrecht übernimmt 
nach richtiger Auffassung in dieser Hinsicht eine über seine bloße steuerrechtliche Verortung 
hinausgehende Rolle als umfassendes Organisationsrecht des Dritten Sektors, das Geltung 
bis in die konkreten zivilrechtlichen Ausprägungen hinein beansprucht. Denn nur so ist die 
Einhaltung der entsprechenden strengen Vorgaben – als Kehrseite der mit dem Gemeinnüt-
zigkeitsstatus einhergehenden umfangreichen Privilegierungen – gewährleistet.473 Dies führt 
konsequenterweise dazu, dass in der Interpretation von Satzungsbestimmungen die aus den 
übrigen Umständen ersichtliche gemeinnützige Zweckrichtung eines Vereins dahingehend zu 
berücksichtigen ist, dass alle sonstigen Satzungsbestandteile in Zweifelsfragen gemeinnüt-
zigkeitskonform auszulegen sind, weil es aufgrund des Gebots der Ausschließlichkeit (§ 56 
AO) keine teilweise Gemeinnützigkeit geben kann.474 Eine wie auch immer formulierte Vor-
gabe an die Angemessenheit der Organvergütung wird mithin so verstanden werden müssen, 
dass damit den Vorgaben der AO entsprochen werden soll, folglich insbesondere denen der 
gemeinnützigen Mittelverwendung.475 
Eine strikt zivilrechtliche Bewertung wäre ohnehin wenig erhellend. Was konkrete zahlen-
mäßige Obergrenzen einer isoliert zivilrechtlichen Angemessenheit anbelangt, gibt es nur 
wenige hilfreiche Anhaltspunkte. Im Gesetz finden sich hierzu keinerlei belastbare Vorgaben. 
Zwar hat sich der BGH in der Apotheker-Verein Entscheidung476 eingehender mit den streit-
gegenständlichen Zahlen beschäftigt, hieraus lassen sich aber keine verallgemeinerbaren 
Schlüsse ziehen, es wird vielmehr immer auf die konkreten Umstände ankommen. Die im 
Urteil genannten Beträge dürfen nicht als absolute Obergrenze einer angemessenen Vergü-
tung missverstanden werden, weil nicht ausgeschlossen ist, dass eine Vorstandstätigkeit einen 
Umfang haben kann, zu dem eine Vergütung dieses Umfangs nicht außer Verhältnis 
stünde.477 Damit steht einer isolierten beziehungsweise genuin zivilrechtlichen Bewertung 
                                                             
471 Dem Wortlaut des § 4 der Mustersatzung entsprechend wird demnach in der Satzung seltener die 
„Angemessenheit“ einer gewährten Vergütung vorgegeben sein, als vielmehr das Verbot der Be-
günstigung durch „unverhältnismäßig hohe Vergütungen“. 
472 Zum Inhalt des gemeinnützigkeitsrechtlichen Verständnisses der Angemessenheit siehe ausführ-
lich unten Zweiter Teil C., S. 243 ff. 
473 Siehe hierzu grundlegend Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 (625 ff.); ders., FR 2016, 969 
(970 f.); konkret zu den Auswirkungen auf die Stiftungssatzung Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 432; zum Verein D. J. Fischer, NWB 2015, 2602 (2605). 
474 Siehe dazu, sowie zur über diese semantische Ebene noch hinausgehenden „Ausstrahlungswir-
kung“ der Wertungen des Gemeinnützigkeitsrechts auf die Ausfüllung unbestimmter Rechtsbe-
griffe Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 (632 f.). 
475 Siehe hierzu genauer unten Zweiter Teil B., S. 217 ff. 
476 BGH, Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (Rz. 5 ff.). 
477 Allerdings dürfte dies selten sein. Im streitgegenständlichen Fall bezog jedes Vorstandsmitglied 
im Jahr über 100.000 DM (im Jahre 1984 waren es sogar 118.069,84 DM), wobei ihr jeweiliger 
Tätigkeitsumfang äußerst fragwürdig blieb: der Verein besaß einen fünfköpfigen Vorstand und 
einen vierköpfigen Verwaltungsrat, wobei keines der Organe mit der tatsächlichen Geschäftsfüh-
A. Verein 
79 
schon per se nicht in ausreichendem Maße das Instrumentarium zur Verfügung, um die (Un-) 
Angemessenheit einer Vergütung unter Begründung einer hinreichenden Rechtssicherheit zu 
bemessen. Eine dadurch notwendige Orientierung an Vergleichsmaßstäben würde sich schon 
aus der Warte des Zivilrechts sachgerechterweise zumindest auch – wenn nicht primär – an 
den Vorgaben des Gemeinnützigkeitsrechts orientieren müssen, sofern der zu beurteilende 
Verein sich diesen Anforderungen unterworfen hat. 
Dies lässt sich zu der Aussage zuspitzen, dass einer satzungsmäßigen Festlegung der Ange-
messenheit, sofern sie erkennbar auf die gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderungen – ins-
besondere § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO oder andere Bestandteile der Mustersatzung – zurückgeht, 
kein eigenständiger zivilrechtlicher Aussagegehalt innewohnt und sie schon deshalb – wenn 
auch unter Berücksichtigung ihrer mittelbaren zivilrechtlichen Auswirkungen – in steuer-
rechtlicher Hinsicht interpretiert werden muss, damit es nicht zu einem Zirkelbezug im Rah-
men der Selbstlosigkeitsprüfung kommt. Insbesondere gehört es auch ohne explizite Rege-
lung zu den wichtigsten Pflichten der Organwalter steuerbegünstigter Körperschaften, mit 
ihrem Handeln nicht gegen die Vorgaben der Gemeinnützigkeit zu verstoßen und auch an-
sonsten alles zur Wahrung dieses Status Notwendige zu gewährleisten.478 
                                                             
rung behelligt wurde, die mindestens einem hauptamtlichen Geschäftsführer und seinem haupt-
amtlichen Assistenten oblag, die sich darüber hinaus auch noch eines „personell umfangreichen 
Verwaltungsapparat[s]“ bedienen konnten: vgl. ders., Urteil v. 14.12.1987 (II ZR 53/87) NJW-RR 
1988, 745 (Rz. 1, 6). Selbst nach Abzug etwaigen tatsächlich angefallenen Aufwands dürfte eine 
Vergütung verbleiben, die ganz generell kaum jemals eine angemessene Gegenleistung für eine 
wie auch immer geartete Tätigkeit darstellen dürfte, jedenfalls in einem so großen Personenkreis. 
478 So wohl auch Stürner, S. 267. 
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B. Stiftung 
I. Die Rechtsform der Stiftung 
Die Stiftung ist im Bürgerlichen Gesetzbuch im Anschluss an den Verein in den §§ 80 ff. 
geregelt. Nach § 86 sind gewisse Vorschriften des Vereinsrechts entsprechend anwendbar. 
Die Stiftung ist im Gegensatz zum Verein nicht körperschaftlich organisiert, zeichnet sich 
also gerade nicht durch eine mitgliedschaftliche Struktur aus. Sie soll aber aufgrund ihrer 
Bedeutung im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements479 in dieser Abhandlung dennoch 
behandelt werden.480 
1. Geschichtliche Entwicklung der Stiftung 
Wenngleich der Begriff der Stiftung nicht von Anfang an eine entsprechende Rechtsform 
implizierte, geht die Stiftungstradition mindestens 1500 Jahre zurück bis in die (Spät-) An-
tike481, wobei sie in der Folge ihrer Entwicklung in unserem Kulturkreis lange Zeit eine ge-
wisse Verbindung zu der Entstehung und Verbreitung des Christentums aufwies. Stiftungen 
aus Anlass des Todes eines Gläubigen waren für die frühe Kirche in gewisser Hinsicht auch 
eine Einnahmequelle, wobei sich der Stifter daraus einen jenseitigen Vorteil für seine Seele 
erhoffte.482 Dabei wurde auf schon damals Jahrhunderte alte Traditionen des Toten- und Ah-
nenkultes zurückgegriffen, bei denen es mehrheitlich um die Bewahrung des Ansehens des 
                                                             
479 Insofern en detail sogleich B.I.3, S. 90 ff. 
480 Außerdem ist diese zivilrechtliche Differenzierung für das Steuer- und damit das Gemeinnützig-
keitsrecht nicht in gleichem Maße erheblich, wie sich am deutlichsten an der Listung als potenti-
elles Körperschaftsteuersubjekt in § 1 Abs. 1 Nr. 4 bzw. 5 KStG sowie in der Regelung des § 55 
Abs. 3 AO zeigt. 
481 Siehe nur Schlüter, S. 36 f.; Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 33 ff., der schon ägyptische 
Bräuche in diese Kategorie einordnet, ebenso wie die Platonische Akademie, sowie – gerade im 
Vergleich zu den sonstigen historischen Wirren Deutschlands – den Stiftungen ein „erstaunliches 
Maß an Beständigkeit, Überlebenswillen und Prosperität“ bescheinigt. Insofern ist es nur richtig, 
mit Schulze, in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (55 f.) Stiftungen als „kulturübergreifendes Phä-
nomen“ zu begreifen. 
482 Daher sind schlagwortartig die Begriffe (donatio) pro salute anim(a)e sowie ad pias causas über-
liefert; vgl. Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 2 f.; Schulze, in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (55 ff.); 
Lingelbach, in: Werner/Saenger, Rn. 38 f. Eine eigene Rechtsform stellte diese Stiftung zwar noch 
nicht dar, war aber dennoch mit einigen Privilegien – bspw. im Codex Iustinianus: vgl. Hütte-
mann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 63 m.w.N. – ausgestattet: Schulze, in: 
Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (58); Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 2. 
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Verstorbenen ging,483 wodurch sich diese speziellen Rechtstraditionen in zunehmendem 
Maße verbanden.484 
Mit dem Untergang des (West-) Römischen Reiches im 5. Jahrhundert nach Christus zerfiel 
der Einfluss staatlicher Kräfte in einem Maße, welches es den Kirchen ermöglichte, ihren 
Einfluss dementsprechend auszuweiten. Damit standen entsprechende Vermögenszuwendun-
gen fürderhin nicht nur unter bischöflicher Aufsicht und Kontrolle, sondern es war gleichsam 
eine weitergehende Rechtsentwicklung für die folgenden knapp tausend Jahre erheblich ein-
gedämmt, wie in nahezu allen sonstigen Belangen auch.485 Erst durch Reformation und Auf-
klärung erhielt eine vormals schon zaghaft begonnene Entwicklung Auftrieb, die in privaten 
oder städtischen Neugründungen oder einer vordergründig ideologisch motivierten – oftmals 
aber allein der Finanzierung der eigenen partikularstaatlichen Politik sowie Machterhaltung 
oder -ausweitung dienenden – Einverleibung oder Umwidmung der „frommen“ Vermögens-
massen für weltliche Belange mündete.486 Dennoch gilt diese Abkehr von der jenseitigen und 
tendenziell eigennützigen Motivation als Keimzelle der Stiftung als Vehikel des Gemeinnut-
zens.487 Das – in der Kodifikation des BGB mündende – 19. Jahrhundert stellt schließlich 
dieser langwierigen Stagnation gegenüber die produktivste und entwicklungsreichste Epoche 
der deutschen Stiftungsgeschichte dar, was vor allem durch das weitere Erstarken des Bür-
gertums sowie der eigenständigen deutschen Rechtswissenschaft – beispielsweise im Zuge 
des Kodifikationsstreits – befeuert wurde, auch wenn sich diese Entwicklungen aufgrund der 
Besonderheiten der deutschen Kleinstaaterei nicht einheitlich vollzogen.488 Insbesondere 
                                                             
483 Vgl. zu den sog. Memorialstiftungen, die allerdings ebenso bereits einen transzendentalen Bezug 
aufwiesen, Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 35; außerdem Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 62. Für viele Stifter dürfte dies indes auch heute noch zumindest 
einen Grund von mehreren darstellen, warum sie einer Stiftung ihren Namen geben – auch wenn 
diese Praxis heute nicht mehr ganz so unkritisch gesehen wird. 
484 Vgl. nur Schulze, in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (59 f.); Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 3. Diese 
akkommodativen Kräfte waren aus heutiger Sicht typisch für das frühe Christentum. 
485 Siehe v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 9; Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 63; Schlüter, S. 38. Dies bedeutete aber nicht, dass Stiftungen 
dadurch keine Rolle mehr spielten. Gerade durch ihre christliche Ausgestaltung konnte sich ein 
reichhaltiges Stiftungswesen entwickeln: Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 4; v. Campenhausen, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 15 f. 
486 Vgl. v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 19 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 64 f.; Liermann, S. 169 ff.; Lingelbach, in: Werner/Saenger, 
Rn. 45 ff.; Schlüter, S. 38 f.; Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 38 f.; Stumpf, in: S/S/S/P2, A. 
Rn. 4 f. jeweils m.w.N. 
487 Insofern wird teilweise in Abgrenzung zur pia causa von dem Leitbild der utilitas publica gespro-
chen; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 65 m.w.N. Dies kam auch 
der zunehmenden Verwirtschaftlichung und Industrialisierung zupass, da hierbei traditionsreich 
(oftmals in Sachwerten oder anderweitig durch den strikten Stifterwillen) gebundenes Kapital 
extra commercium nicht für Investitionen zur Verfügung stand: Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 5. 
Dass dieser Gemeinnutzen allerdings selbst in den Memorialstiftungen bereits enthalten war, weil 
erzürnte Deitäten nach der damaligen Vorstellung durch Naturkatastrophen alle Lebenden straften 
zeigt Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 35. Auch bei Iustinian fanden sich bereits unter den 
Begriff der piae causae fallende Elemente von Gemeinwohlpflege in Form von Spitälern und Ar-
men- oder Waisenhäusern: Liermann, S. 30 m.w.N. 
488 Adam, in: NPLY 2014/15, 1–30 (10 ff.); Lingelbach, in: Werner/Saenger, Rn. 50; Schulze, in: 
Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (64 f.); Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 6. Einen besonderen Vorteil 
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wird in dieser Zeit das Verständnis der Stiftung als juristische Person begründet – Vordenker 
waren hierbei insbesondere Arnold Heise und Friedrich Carl von Savigny.489 Zugleich wur-
den in dieser Zeit – begründet durch die preußische Tradition des aufgeklärten Absolutismus 
einerseits und die eigensinnige dogmatische Konstruktion der juristischen Person als Fiktion 
andererseits – die Grundlagen für die Notwendigkeit einer strengen staatlichen Aufsicht über 
private Stiftungen und ein behördliches Konzessionssystem gelegt.490 
2. Die Konzeption der Stiftung seit dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
a. Grundsätzliches 
Auch wenn im Laufe des 20. Jahrhunderts noch einige Entwicklungslinien von nicht uner-
heblichem Gewicht zu verzeichnen waren, 491 liegt die heutige Erscheinung der Stiftung in 
der Kodifikation des BGB begründet. Allerdings wird das Rechtsleben der Stiftung durch 
weitere Rechtsquellen beeinflusst, da es in Deutschland kein einheitlich kodifiziertes Stif-
tungsrecht gibt. Neben dem Stiftungsprivatrecht sind dies das Stiftungsverwaltungsrecht (i.e. 
das Recht der Stiftungsaufsicht – vor allem in den Landesstiftungsgesetzen), Stiftungssteuer- 
und Stiftungskirchenrecht.492 Hinzunehmen ließen sich auch noch Bestimmungen des Grund-
gesetzes, die die Gesetzgebungskompetenz sowie die grundrechtlichen Implikationen für 
Stiftungen und Stifter regeln.493 
Zunächst war es in den Verhandlungen zum BGB umstritten gewesen, ob der Stiftung – wie 
schon der AG und (mit Ausnahmen) dem Verein – eine eigene Rechtspersönlichkeit einge-
räumt werden sollte. Insbesondere sah man kein Bedürfnis für die Anerkennung einer privat-
rechtlichen Stiftung, da nach einer verbreiteten Auffassung jede Stiftung mit staatlicher An-
erkennung ohnehin zu einem dem Allgemeinnutzen unterworfenen und dienenden „Institut 
                                                             
für die Entwicklung der Stiftungen als bürgerliches Phänomen sieht allerdings sehr einleuchtend 
in dieser Kleinstaaterei begründet: Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 40. 
489 Vgl. zu dieser Entwicklung v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 41 ff., 45; 
Liermann, S. 236 ff.; Lingelbach, in: Werner/Saenger, Rn. 53 ff.; A. Richter, S. 54 ff.; Schlüter, 
S. 41 f. 
490 Vgl. zu dieser gesamten Entwicklung pointiert Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu 
§§ 80 ff. Rn. 67 f. m.w.N.; ebenso Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 41 f. Auch die Wegbe-
reiter der prinzipiellen Zuerkennung des Charakters einer juristischen Person wollten dies nur in-
soweit, als dem Staat im konkreten Einzelfall hierfür das letzte Wort bliebe; dargestellt bei: Wei-
temeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 9. Dazu, wie früh im 19. Jahrhundert auf diesem Teilgebiet 
schon über die juristische Person diskutiert wurde: Schulze, in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 
(65 f.). 
491 Zu diesen Entwicklungen siehe überblicksartig ders., in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (67 f.); 
sowie Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 62 ff.; Stumpf, in: S/S/S/P2, 
A. Rn. 8 f.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 10. Zu den faktischen Umbrüchen in der Stif-
tungslandschaft in diesem Zeitraum siehe Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 42 f.; v. Campen-
hausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 52 ff. Die jüngsten Entwicklungen des 21. Jahr-
hunderts auf diesem Rechtsgebiet sind größtenteils den Anforderungen des Dritten Sektors ge-
schuldet und sollen daher sogleich in diesem Kontext besprochen werden, B.I.3, S. 90. 
492 Vgl. überblicksartig Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 21 ff. 
493 Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 26 ff. 
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des öffentlichen Rechts“ würde.494 Das deutsche Stiftungsrecht zeichnet sich seitdem durch 
eine nicht unerhebliche „Artenvielfalt“ aus. Die Begriffspaare privat- und öffentlich-recht-
lich, rechtsfähig und unselbständig (i.e. nichtrechtsfähig), fremd- und eigen-/privatnützig ste-
hen allesamt für unterschiedliche Parameter, aus denen sich eine Vielzahl von Stiftungstypen 
bilden lassen, die allesamt nach dem Gesetz eine Daseinsberechtigung haben.495 Dies ist un-
mittelbarer Ausfluss der jahrelangen Kämpfe zwischen Staat, Kirche und Bürgern, die durch 
universelle Toleranz gegenüber den Stiftungsphänotypen aller Parteien beigelegt wurden.496 
Dabei hat aber in der Gesamtschau die Staatlichkeit eine gewisse Oberhand behalten, indem 
ihr die Anerkennung und Aufsicht – wenn auch bei den Kirchen nur in eingeschränkter 
Form497 – über die verschiedenen Stiftungen obliegt.498 Besonders bemerkenswert ist hierbei, 
dass auch die privatnützige Stiftung weiterhin zum Typus der rechtsfähigen Stiftung gehört 
– wenn auch ohne die oftmals gemeinhin als selbstverständlich erachteten steuerlichen Be-
günstigungen – wodurch sich eine (zivilrechtliche) Zweckunabhängigkeit (oder besser: -neut-
ralität) der deutschen Stiftung ergibt.499 
Des Weiteren gibt es Schlagworte, die besondere rechtstatsächliche Anwendungstypen oder 
spezielle organisatorische und strukturelle Ausgestaltungsmuster von Stiftungen bezeichnen, 
ohne jedoch eigenständige Rechtsformen darzustellen, oder sich gar zwingend auf eine be-
stehende festzulegen. Die bekanntesten Fälle hiervon sind wohl die Familienstiftung (eigen-
nützige Stiftung zugunsten des Stifters, seines Andenkens, oder auch der Mitglieder seiner 
                                                             
494 Begriff bei Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 10 mit Verweis auf Mugdan, Materialien 
Bd. 1, S. 657 f., 961 f. 
495 Zur empirischen Verteilung dieser Stiftungsformen in Deutschland siehe überblicksartig m.w.N. 
Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (58). 
496 So auch Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 41 f.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 8. 
497 Dies ist in den jeweiligen Landesstiftungsgesetzen sehr unterschiedlich geregelt, aber in der Ge-
samtschau deutlich schwächer ausgeprägt als bei der Aufsicht über privatrechtliche Stiftungen. 
Vgl. nur Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu§§ 80 ff. Rn. 308 ff. m.w.N. 
498 Dies ist aber auch dem verspäteten und damit umso deutlicheren Drängen der Deutschen nach 
einem starken Staat zur Zeit der Konzeption des BGB geschuldet, auch wenn letzteres diesbezüg-
lich ansonsten einen überdurchschnittlich liberalen Geist atmet. Dass diese Formen nebeneinander 
die Jahrhunderte überdauern, liegt natürlich auch schon in der Konzeption der Stiftung als theore-
tisch ewig bestehende Einrichtung begründet, deren Fortbestand rechtlich nur schwerlich entge-
genzuwirken ist. Vgl. Strachwitz, Maecenata Actuell 46 (2004), 6–8. 
499 Dutta, RabelsZ 77 (2013), 828–842 (830 f.); Schulze, in: Stiftungsrecht in Europa, 55–72 (67); 
Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 43 f. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu 
§§ 80 ff. Rn. 7; sowie Jakob, S. 27, 47 f. sprechen mit der nun herrschenden Auffassung insofern 
vom Leitbild der „gemeinwohlkonformen Allzweckstiftung“. Einschränkend, indem die Famili-
enstiftung als traditionsbedingter aber eigentlich konzeptionswidriger Ausnahmefall und familien-
rechtlicher Fremdkörper dargestellt wird: Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 8 (vgl. aber 
ebd. Rn. 100 a.E.) in Übernahme von Reuter (Vorauflage). Ähnlich die Überlegungen zum Rechts-
institut der gemeinwohlfördernden Stiftung bei A. Richter, S. 350 ff. Dass diese Freiheit aber an-
dererseits auch seit jeher als Rechtfertigung der staatlichen Kontrolle herhalten muss, zeigen Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 70. Zweckunabhängigkeit darf der-
weil nicht als Unabhängigkeit von einem Zweck missverstanden werden, sondern besagt nur die 
inhaltliche Freiheit in der Festlegung überhaupt irgendeines Zwecks. Zum Verbot der Selbst-
zweckstiftung siehe unten B.I.2.b.aa(1), S. 85. 
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Familie500) und die Bürgerstiftung (Stiftung, die durch einen großen Kreis von (Zu-) Stiftern 
für eine Vielzahl lokaler Zwecke einstehen soll501).502 
b. Die rechtsfähige Stiftung des Privatrechts 
Der Fokus der folgenden Betrachtung soll auf der rechtsfähigen Stiftung im Sinne des BGB 
liegen,503 da Staat und Kirche oftmals in der Stiftungsorganisation (quasi-) hoheitlich agieren 
und gestalten können, oder sich ebenso zivilrechtlicher Stiftungsformen bedienen. Treuhand-
stiftungen504 spielen demgegenüber zwar eher eine Rolle, aufgrund ihrer Vielfalt und Unter-
ordnung unter einen – wie auch immer gearteten – Träger lassen sich aber auch insofern kaum 
verallgemeinerbare Aussagen treffen. Ohnehin bedürfen sie einer weitreichenden vertragli-
chen Ausgestaltung, im Zuge derer alles Relevante aktiv geregelt und gestaltet werden muss. 
aa. Definition und konstitutive Merkmale 
Wie bei allen anderen Rechtsformen auch gibt es bestimmte Kriterien, die gegeben sein müs-
sen, um von einer Stiftung im Sinne einer eigenständigen Rechtsperson sprechen und diese 
im Speziellen durch die zuständigen Behörden anerkennen lassen zu können. Die Stiftung 
des privaten Rechts wird – in Ermangelung einer Legaldefinition – gemeinhin definiert als 
selbständiger, nicht auf einem Personenverband beruhender Rechtsträger, welcher in einem 
Stiftungsgeschäft festgelegte Zwecke mit Hilfe eines diesen Zwecken gewidmeten Vermö-
gens dauerhaft verfolgt.505 Aus dieser leicht amorphen und in Teilen negativ abgrenzenden 
                                                             
500 Dutta, RabelsZ 77 (2013), 828–842 (832 ff.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.48; Hütte-
mann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 257 ff.; Meyn, in: Meyn/Rich-
ter/Koss/Gollan3, Rn. 44 ff.; Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 17. 
501 Biedermann/Polterauer, ZStV 2016, 72; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu 
§§ 80 ff. Rn. 276 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.47; Meyn, in: Meyn/Rich-
ter/Koss/Gollan3, Rn. 51 ff.; Schiffer, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 2 Rn. 47 ff.; Stumpf, in: 
S/S/S/P2, A. Rn. 19. 
502 Daneben gibt es eine Vielzahl weiterer wie etwa Kommunale Stiftung oder Unternehmensverbun-
dene Stiftung, vgl. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 208 ff.; Jakob, 
S. 76 ff.; Schiffer, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 2 Rn. 30 ff., 55 ff.; Schwintek, S. 48 ff.; Stumpf, 
in: S/S/S/P2, A. Rn. 15 ff. 
503 Auch wenn hierunter, wegen der fehlenden Vorgaben an den Stiftungszweck, ebenso die privatnüt-
zige Stiftung fällt. Diese spielt jedoch wegen der regelmäßig fehlenden Gemeinnützigkeit in der 
drittsektorspezifischen Betrachtung keine größere Rolle. Prinzipiell ausschließen lässt sich indes 
eine Einordnung selbst einer (u.U. nur in Teilen) privatnützigen Stiftung als gemeinnützig im 
Sinne des Steuerrechts im Einzelfall aber nicht. Vgl. Kirchhain; sowie Hüttemann, Gemeinnützig-
keit, Rn. 2.48. 
504 Ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 2.49 ff.; Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn. 54 ff. 
505 BVerfG, Beschluss v. 11.10.1977 (2 BvR 209/76) BVerfGE 46, 73–96 (84 f.) (=NJW 1978, 581); 
BVerwG, Urteil v. 12.2.1998 (3 C 55/96) BVerwGE 106, 177–186 (181) (=NJW 1998, 317) – 
Republikaner-Stiftung –; v. Campenhausen/Stumpf, in: v. Campenhausen/Richter4, § 1 Rn. 6; El-
lenberger, in: Palandt77, Vorbem zu § 80 Rn. 5; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu 
§§ 80 ff. Rn. 1; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 98 ff.; Wiese, in: Erman15, Vorbem zu 
§ 80 Rn. 1; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 9. Zum (weiteren) funktionalen Stiftungsbegriff, 
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Formel lassen sich im einzelnen drei Bestandteile als konstitutive Elemente herausstellen: der 
Stiftungszweck, das Stiftungsvermögen und die Stiftungsorganisation.506 
(1) Stiftungszweck 
Die zentrale und im Wortsinne wesentliche Komponente einer jeden Stiftung ist ihr Zweck. 
Dieser wird durch den Stifterwillen im Stiftungsgeschäft festgelegt und bestimmt fürderhin 
die Ausrichtung der Stiftung und die Zielrichtung ihrer Tätigkeit. Dabei emanzipiert sich der 
Zweck mit Entstehung der Stiftung sowohl von den inneren Beweggründen als auch von der 
Deutung und Einflussnahme des Stifters selbst, ebenso wie von den Organen der Stiftung.507 
Bezüglich des Gehalts des Stiftungszwecks findet sich in § 80 Abs. 2 BGB lediglich die Vor-
gabe, dass dieser „das Gemeinwohl nicht gefährde[n]“ dürfe.508 Hieraus ergibt sich das Leit-
bild der gemeinwohlkonformen Allzweckstiftung.509 
Somit sind auch wirtschaftlich tätige oder privatnützige Stiftungen prinzipiell anerkennungs-
fähig. Die entsprechende Ausdifferenzierung am Gemeinwohlnutzen der Stiftungen soll auf 
dem Gebiet der Rechtsfolgen des Steuerrechts erfolgen. Eine Grenze findet diese zivilrecht-
liche Zweckneutralität nur dann, wenn die Stiftung ausschließlich und alleine dem (lebenden) 
Stifter selbst dienen soll. Dann fehlt es bei genauerer Betrachtung schon an einer Entäußerung 
von Vermögenswerten, wodurch eine Anerkennung als eigener Rechtsträger nicht notwendig 
oder jedenfalls nicht interessengerecht erscheint, insbesondere unter Gesichtspunkten der 
Haftungsflucht von Privatvermögen. Ähnlich dürfte es sich auch mit Selbstzweckstiftungen 
verhalten. Neben dem zirkulären Charakter dieser Konstruktion reiner Vermögensverwaltung 
fehlt es auch hier am Bedürfnis einer eigenständigen Anerkennung der Rechtsfähigkeit.510 
                                                             
der Gegenstand jüngerer Diskussionen ist, siehe Schlüter, S. 21 f.; Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 16 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 5 ff.; kritisch 
hierzu Reuter, in: NPLY 2010/2011, 65–84 jeweils m.w.N. 
506 Ellenberger, in: Palandt77, Vorbem zu § 80 Rn. 5 ff.; v. Campenhausen/Stumpf, in: v. Campenhau-
sen/Richter4, § 1 Rn. 6; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 3; Rawert, 
in: Stiftungsrecht in Europa, 109–137; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 7; Wiese, in: Erman15, 
Vorbem zu § 80 Rn. 1. Dominique Jakob spricht von der Trias der Stiftungsmerkmale: Jakob, 
S. 48. Zu den steuerrechtlich besonderen Anforderungen an die Stiftung siehe Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 2.59 ff. 
507 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 120; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem 
zu §§ 80 ff. Rn. 5 f., § 85 Rn. 9 ff., § 87 Rn. 17; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 8; O. Wer-
ner, in: Werner/Saenger, Rn. 315. 
508 Zur Auslegung dieses sehr weiten Merkmals, das wohl nur wirklich materiell rechtswidrige Zwe-
cke ausschließt, siehe Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 37 ff. 
509 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 7; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vor-
bem. Rn. 8; Rawert, in: Stiftungsrecht in Europa, 109–137 (115 ff.). 
510 Zu alledem siehe Dutta, RabelsZ 77 (2013), 828–842 (837 f.); Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 9; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 8; Weitemeyer, in: 
MüKo-BGB7, § 80 Rn. 102 f.; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 9 jeweils m.w.N. Sehr diffe-
renziert: Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 7 Rn. 61 ff. 
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(2) Stiftungsvermögen 
Wenn der Stiftungszweck den Motor und damit die Rechtfertigung für die Anerkennung der 
Eigenart als rechtliches Vehikel darstellt, ist – um in diesem Bild zu bleiben – das Stiftungs-
vermögen der Treibstoff, also das Mittel zur Realisation dieses Zwecks. Fehlen entsprechende 
Vermögenswerte, die der Stiftung zur Verfügung stehen, kann die Stiftung schon deshalb 
nicht anerkannt werden, weil der Zweck nicht nur theoretisch, sondern – wenn auch nur mit 
geringer Wahrscheinlichkeit und Effektivität – praktisch verfolgbar sein muss. Sonst bleibt 
er ein reines Gedankenkonstrukt511, welches keiner Rechtsfähigkeit bedarf. Dabei gibt es we-
der an die qualitative Zusammensetzung des Vermögens, noch an dessen Quantität konkrete 
Anforderungen, sodass alle (vermögenswerten) materiellen wie immateriellen Güter als Stif-
tungsvermögen in Frage kommen.512 Eine zur Anerkennung notwendige Höhe richtet sich 
dabei nach dem konkreten Zweck und anderen bestimmenden Faktoren, sodass sich keine 
(verlässlichen) absoluten Untergrenzen festlegen lassen.513 Die Stiftung muss vielmehr in ih-
rer (potentiellen) Ausstattung in Bezug auf den konkreten Zweck gem. § 80 Abs. 2 Alt. 1 
BGB eine „dauernde und nachhaltige Erfüllung“ sicherstellen können, vulgo lebensfähig 
sein.514 Dabei kann die tagtägliche Zweckverfolgung entweder aus den Erträgen des Vermö-
gens, oder aus dem Vermögen selbst bestritten werden.515 Als zivilrechtlichen Gegenpart der 
steuerrechtlichen Vorgaben an die Gemeinnützigkeit – allen voran das Gebot der zeitnahen 
Mittelverwendung aus § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO516 – ist allerdings einerseits von einem Thesau-
rierungs- bzw. Admassierungsverbot auszugehen. Andererseits ist im Regelfall von einer 
                                                             
511 Teilweise wird auch von „virtueller“ oder „Funktionsstiftung“ gesprochen: Stumpf, in: S/S/S/P2, 
B. Vorbem. Rn. 9; Hüttemann, ZHR 167 (2003), 35–65 (61). 
512 Fritz, in: Werner/Saenger, Rn. 457; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 9 Rn. 42; Stumpf, in: 
S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 9. 
513 Burgard, S. 166; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 9 Rn. 35 f.; Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, § 80 Rn. 27; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 61. Insofern wenig aussa-
gekräftig, wenn sich auch ein entsprechendes Bedürfnis der Praxis wohl nicht leugnen lässt, El-
lenberger, in: Palandt77, § 81 Rn. 4; Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn 43: typischerweise 
zwischen 25.000 bzw. 60.000 € Mindestvermögensausstattung von Anerkennungsbehörden gefor-
dert. Vgl. auch (Beobachtung einer teilweisen Verschärfung hin zu 100.000 €): Rötzsch, ZStV 
2014, 113 (113). Zur Absage an eine gesetzliche Fixierung einer Mindestausstattung im Zuge der 
aktuellen Reformdebatte vgl. Theuffel-Werhahn, SB 2017, 151 (152 f.). 
514 Zu den konkreten Maßstäben dieser Prüfung sowie zur leider höchstens gut gemeinten Zögerlich-
keit in der konsequenten Anwendung durch die zuständigen Behörden siehe Hüttemann/Rawert, 
ZIP 2013, 2136 (2138 ff.); Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 18 ff. Kritisch auch 
Reuter, in: NPLY 2012/2013, 37–49. Vgl. genauer sogleich B.I.2.b.bb, S. 88 f. Nach einer Studie 
aus dem Jahr 2013 haben dabei 36 % der deutschen Stiftungen ein Vermögen (nicht Gründungs-
vermögen!) von unter 250.000 €, was regelmäßig mit entsprechend geringen Förderleistungen von 
unter 50.000 € p.a. einhergeht: Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deut-
schen Stiftungswesen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (12, 15). 
515 Letztgenannte Vermögensverwendung nennt sich Verbrauchsstiftung und ist durch das Ehren-
amtsstärkungsgesetz vom 21.3.2013 (BGBl. I, S. 556) vom Gesetzgeber anerkannt worden: 
Graffe, in: NPLY 2012/2013, 159–173 (172); Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 335; 
Hüttemann, DB 2013, 774 (778); Reuter, npoR 2013, 41 (45 ff.); Saenger/Al-Wraikat, ZStV 2013, 
128 (130). 
516 Zu deren wechselseitigem Verhältnis siehe genauer Hüttemann, in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 
(208 ff.); Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 431 f., § 86 Rn. 43. 
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Pflicht zur Erhaltung des Vermögensbestands – auch als Grundstockvermögen bezeichnet – 
auszugehen, sofern es sich nicht von vornherein um eine Verbrauchsstiftung handelt.517 
(3) Stiftungsorganisation 
Aus einer Einordnung als juristische Person ergibt sich die Notwendigkeit der Errichtung von 
faktisch handlungs- und vertretungsfähigen Organen. Da die Stiftung ohne diese nicht hand-
lungsfähig wäre, ist konstitutives Element die Konzeption zweckgerechter Organisations-
strukturen. Dies wird verstärkt durch die Eigenart der Stiftung als – im Gegensatz zur Kör-
perschaft518 – mitgliedslose Rechtspersönlichkeit. Weder die Förderungsbegünstigten – die 
Destinatäre – noch der Stifter selbst haben (aus dieser jeweiligen Funktion allein) rechtliche 
Einflussmöglichkeiten.519 Die Stiftungsorganisation wird als Teil der Stiftungsverfassung – 
§ 85 BGB (insofern dem Verein ähnlich) – im Wesentlichen in der Stiftungssatzung festge-
legt und subsidiär durch gesetzliche Vorgaben, größtenteils durch einen Verweis ins Vereins-
recht in § 86 S. 1 BGB, ergänzt.520 Dabei ist die einzige konkret zwingende Vorgabe die Ein-
richtung eines Stiftungsvorstandes, wie sich aus § 86 S. 1 i.V.m. § 26 Abs. 1 BGB ergibt.521 
Spätestens seit Anerkennung der Verbrauchsstiftung ist die Dauerhaftigkeit der Errichtung 
kein allgemeines konstitutives Kriterium mehr.522 Dauerhaftigkeit bezieht sich insoweit vor 
                                                             
517 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 11, § 81 Rn. 59 ff., § 86 Rn. 29 ff.; 
Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 9, § 80 Rn. 62; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 
Rn. 15 ff. Dabei ist im Einzelnen umstritten, ob es sich um nominelle oder reale Vermögenserhal-
tung handeln soll, was gerade in Niedrigzinsphasen (konkret: Oberhuber, FAS v. 21. 9. 2014, 35; 
Hauser [jch.], FAZ v. 10. 2. 2015, 18; Kremer, FAS v. 3. 5. 2015, 34) und Phasen hoher Inflation 
kein unbedeutender Unterschied ist. Vgl. hierzu Fritz, in: Werner/Saenger, Rn. 468 f.; Hof, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 9 Rn. 71 ff.; Hüttemann, in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 (193 ff.); 
Hüttemann/Rawert, ZIP 2013, 2136 (2137); Schwintek, S. 97 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, 
§ 85 Rn. 16 ff. 
518 Inwieweit von dieser grundsätzlichen Konzeption durch Gestaltung abgewichen werden kann ist 
umstritten. Vgl. befürwortend Burgard, S. 349 ff., 372 ff., 655 ff.; kürzer: ders., in: NPLY 2005, 
95–124 (98 ff.); kritisch: Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 13, § 85 
Rn. 9 ff.; Rawert, in: NPLY 2012/2013, 51–61 (55 ff.); K. Schmidt, in: Stiftungsrecht in Europa, 
175–195. 
519 BGH, Urteil v. 22.1.1987 (III ZR 26/85) BGHZ 99, 344 (=NJW 1987, 2364); Arnold, in: NPLY 
2012/2013, 63–80 (72 f.); Burgard, S. 447 ff., 460 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 
Rn. 99 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 12 f.; Kersting, in: 
NPLY 2006, 57–73 (61 ff.); Muscheler, S. 224 ff.; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 10; 
Wiese, in: Erman15, § 85 Rn. 7 ff. Zur Stellung der Destinatäre vgl. jüngst (zum Rechtscharakter 
der Zuwendung an den Destinatär als Schenkung) BGH, Urteil v. 7.10.2009 (Xa ZR 8/08) NJW 
2010, 234; sowie KG, Urteil v. 3.12.2012 (8 U 116/12) ZStV 2013, 107 (mit Anm. Bergsdorf). 
Für eine Ausweitung dieser Rechtsstellungen (de lege lata) Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80 
(72 f.); Jakob, S. 510 ff.; Kersting, in: NPLY 2006, 57–73 (67 ff.). 
520 Fischer/Ihle, DStR 2008, 1692 (1695 f.); Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 120 f.; Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 12, § 81 Rn. 34 ff.; O. Werner, in: 
Werner/Saenger, Rn. 388. 
521 Genauer hierzu siehe unten B.I.4, S. 93 ff. 
522 Vgl. Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 335; Reuter, in: NPLY 2012/2013, 37–49 (45); 
Stumpf, in: S/S/S/P2, B. Vorbem. Rn. 14 Dabei zieht sich diese konzeptionell eigentlich bis ins 
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allem darauf, dass der Zweck so lange gefördert wird, wie er besteht. Ist eine Zweckerrei-
chung mittelfristig möglich oder der Zweck an sich bereits zeitlich befristet, steht dies einer 
Anerkennung als Stiftung nicht entgegen.523 
bb. Staatliche Anerkennung und Aufsicht 
Mit Vorliegen der soeben dargestellten Elemente tritt für die Stiftung keine Rechtsfähigkeit 
ipso lege ein.524 Aus den angerissenen historischen Gründen bedarf es gem. § 80 Abs. 1 BGB 
in Deutschland einer Anerkennung der Stiftung durch die zuständige Behörde in Form eines 
privatrechtsgestaltenden Verwaltungsakts.525 Diese Aufgabe wird hiernach einer Landesbe-
hörde zuteil, im Speziellen desjenigen Bundeslandes, in welchem die Stiftung ihren satzungs-
gemäßen Sitz haben soll.526 Welche Behörde innerhalb dieses Landes zuständig ist, richtet 
sich nach den Regelungen des jeweiligen Landesstiftungsgesetzes, wobei dies regelmäßig die 
obersten Landesbehörden für Inneres oder Justiz, bei größeren Bundesländern auch die örtli-
chen Mittelbehörden sind.527 Bei der Stiftung unter Lebenden besteht seitens des Stifters ein 
zwingendes – jedoch nicht höchstpersönliches – Antragserfordernis, wodurch die Anerken-
nung als mitwirkungsbedürftiger Verwaltungsakt anzusehen ist.528 
Inhaltlich erfolgt die Prüfung der Voraussetzungen der Anerkennung nach den abschließen-
den Regelungen des BGB, wie sie seit der Stiftungsrechtsreform 2002529 ausgestaltet sind. 
Dabei werden durch das reformierte Gesetz auch obige althergebrachte Konstitutivmerkmale 
einbezogen.530 Demnach sind dies zunächst die Vorgaben des § 81 Abs. 1 BGB, also Anfor-
derungen an die Form des Stiftungsgeschäfts, an das Stiftungsvermögen und den -zweck so-
wie die enumerativen Erfordernisse in Bezug auf den Inhalt der Satzung in Satz 3.531 Des 
                                                             
Umwandlungsgesetz, in dessen Rahmen die Umwandlung einer Stiftung in eine andere Rechts-
form nicht vorgesehen und damit ausgeschlossen ist; vgl. Voigt de Oliveira/Becker, DStR 2013, 
2554 (2558). 
523 Zu sonstigen konstitutiven Elementen, die vereinzelt diskutiert werden, siehe Hüttemann/Rawert, 
in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 14 f. 
524 Zur rechtlichen Behandlung der Stiftung bis zum Zeitpunkt der Erlangung der Rechtsfähigkeit 
siehe Thole. 
525 BVerwG, Urteil v. 26.4.1968 (VII C 103.66) BVerwGE 29, 314 (315 f.) (=NJW 1969, 339); Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 1; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 262; 
Backert, in: BeckOK-BGB43, § 80 Rn. 40. 
526 Genaueres bei Backert, in: BeckOK-BGB43, § 80 Rn. 50; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 
Rn. 293; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 7; O. Werner, in: Werner/Saenger, 
Rn. 374. 
527 Eine genaue Übersicht der jeweiligen Landesnormen findet sich bei Backert, in: LandesStiftR, 
Rn. 9.2 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 294 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, § 80 Rn. 8. 
528 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 262 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 
Rn. 10; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 372 jeweils m.w.N. 
529 Gesetz vom 15.7.2002 (BGBl. I, S. 2634). Dazu umfassend statt aller Hüttemann, ZHR 167 
(2003), 35–65. 
530 Ders., ZHR 167 (2003), 35–65 (46 ff.); Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 15 ff.; 
Krause/Thiele, in: NPLY 2007, 133–147 (140 ff.). 
531 Genauer hierzu siehe Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 81 Rn. 18 ff., 34 ff. Zum weiterge-
henden Verhältnis von Stiftungssatzung und -aufsicht siehe Fritsche, ZSt 2009, 21 (28 ff.). 
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Weiteren muss gem. § 80 Abs. 2 BGB sowohl die Dauerhaftigkeit als auch die Nachhaltigkeit 
der Zweckerfüllung gesichert532 und eine Gemeinwohlgefährdung533 ausgeschlossen sein. 
Liegen diese Voraussetzungen vor, hat der Stifter einen Anspruch auf die Anerkennung der 
Stiftung gegenüber der Behörde. Dieser hat 2002 expliziten Eingang ins BGB gefunden (§ 80 
Abs. 2 S. 1: „Die Stiftung ist als rechtsfähig anzuerkennen, wenn [...]“), war indes auch zuvor 
nach allgemeiner Auffassung gegeben, indem man aus grundgesetzlichen Implikationen eine 
Ermessensreduktion der Behörde im Zuge der Genehmigung ableitete.534 Als Verwaltungsakt 
wird die Anerkennung mit Bekanntgabe gegenüber dem Adressaten wirksam.535 Allerdings 
erfolgt hiernach, in Abgrenzung zum Verein und den Kapitalgesellschaften, keine Eintragung 
in ein wie auch immer geartetes Register.536 
Mit Erlangung der Rechtsfähigkeit emanzipiert sich die juristische Person dergestalt von der 
Person des Stifters, dass sie nicht mehr seinem (u.U. wechselhaften) Willen, sondern nur den 
im Stiftungsgeschäft festgelegten – und damit selbständig und objektiv in der Satzung fixier-
ten – Vorgaben des Stifters unterworfen ist. Um dies zu gewährleisten, bleibt die Stiftung 
auch nach der Anerkennung unter staatlicher Aufsicht.537 Die Notwendigkeit hierzu ergibt 
                                                             
532 Dies wird schlagwortartig als Lebensfähigkeitsvorbehalt bezeichnet. Allgemein zu den konkreten 
Maßstäben Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 17 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, 
§ 80 Rn. 107 ff. Kritisch zum hierbei nach herrschender Auffassung bestehenden Einschätzungs-
spielraum der Behörde siehe Reuter, in: NPLY 2012/2013, 37– 49. Allerdings belegt die Statistik 
einen allgemeinen Trend zur Vermögensvermehrung bei jedweder Größe von Stiftung: Pold-
rack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deutschen Stiftungswesen 2013 (Opus-
culum Nr. 66), 7–22 (13). 
533 Vgl. hierzu bereits soeben sowie Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 37 ff.; (mit kon-
kreten Beispielen) Krause/Thiele, in: NPLY 2007, 133–147 (141 ff.); Muscheler, S. 117 ff. 
534 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 80 Rn. 41; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 258; Hüt-
temann, ZHR 167 (2003), 35–65 (41 f.); Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 2; 
O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 375. Zu einem (etwaigen) „Grundrecht auf Stiftung“ vgl. Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 26 ff.; Krause/Thiele, in: NPLY 2007, 
133–147 (135 ff.); Schmidt-Jortzig, in: Strachwitz/Mercker, S. 55 ff.; R. Schröder, DVBl 2007, 
207. 
535 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 80 Rn. 51; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 346; Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, § 80 Rn. 13; jeweils mit Verweis auf §§ 41 Abs. 1, 43 Abs. 1 
VwVfG. 
536 Man kann dabei wegen des grundsätzlichen Anerkennungsanspruchs insoweit auch davon spre-
chen, dass das äußerlich zwar noch konzessiv gestaltete Anerkennungs- (aber bewusst gerade nicht 
mehr Genehmigungs-) Verfahren mittlerweile „weitgehend einem Registrierungsverfahren ange-
glichen“ wurde: v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 67; Hüttemann/Rawert, 
in: Staudinger2017, § 80 Rn. 2 f.; Hüttemann, ZHR 167 (2003), 35–65 (39 f.) Einige Stimmen spre-
chen sich in unterschiedlicher Form auch für die Einführung eines echten Registerverfahrens aus. 
Vgl. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 158 ff.; Muscheler, S. 29 f., 
41 ff. m.w.N. 
537 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 80 Rn. 40; Hüttemann, ZHR 167 (2003), 35–65 (64 f.); zur Subsi-
diarität der Aufsicht bei eigenen Kontrollorganen der Stiftung Seyfarth, ZSt 2008, 145 (145 f.); 
zur Wechselwirkung zwischen Stiftungssatzung und Aufsicht Fritsche, ZSt 2009, 21 (28 ff.). Zu 
den verfassungsrechtlichen Vorgaben und Rechtfertigungen für diesen fortgesetzten Eingriff siehe 
R. Schröder, DVBl 2007, 207. 
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sich unter anderem aus der gewollt schwachen Rechtsstellung538 etwaiger (mittelbar) Be-
troffener von Misswirtschaft, namentlich dem Stifter selbst aber auch den (potentiellen) Des-
tinatären, welche ansonsten jeweils aus Eigeninteresse für den Schutz der Stiftung sorgen 
könnten.539 Der Umfang und das Instrumentarium dieser Aufsicht ist teilweise bundeseinheit-
lich im bürgerlichen Recht geregelt – etwa die Zweckänderung in § 87 BGB –, größtenteils 
hingegen in den Stiftungsgesetzen der Länder genauer ausgestaltet.540 Es ergeben sich indes 
verallgemeinerbare Aufgabengebiete, die von Überwachung und Beanstandung der verwal-
terischen Tätigkeiten der Stiftung bis hin zu Eingriffen in die personelle Zusammensetzung 
von Organen reichen.541 Dabei ist zwar nach heute herrschender Auffassung der behördliche 
Einfluss auf eine reine Rechtsaufsicht beschränkt.542 Diese Kompetenzen reichen jedoch weit 
genug, um die Stiftung einer so umfassenden Kontrolle zu unterwerfen wie keine andere 
Rechtsform.543 
3. Bedeutung der Stiftung im Dritten Sektor 
Nachdem insbesondere die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts mit zwei Weltkriegen und grö-
ßerer wirtschaftlicher Unruhe dafür gesorgt hatte, die Anzahl der bürgerlich-rechtlichen Stif-
tungen von ursprünglich etwa 30.000 im Jahre 1910 auf eine verschwindend geringe Größe 
zu reduzieren, sorgte die wachsende Wirtschaftskraft in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
– verstärkt durch hervorstechende Stifterpersönlichkeiten – für ein stetes Wiederaufleben der 
Stiftungslandschaft in Deutschland, sodass im Jahre 1960 wieder um die 5.000 Stiftungen 
bestanden.544 Mittlerweile geht man davon aus, dass es in Deutschland wieder über 20.000 
rechtsfähige Stiftungen bürgerlichen Rechts gibt.545 Dass dieser zählbare Anstieg allerdings 
                                                             
538 Vgl. hierzu bereits oben B.I.2.b.aa(3), S. 87. 
539 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 123; § 85 Rn. 34 ff. 
540 Backert, in: Werner/Saenger, Rn. 1256 f.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 22 f.; Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 122. 
541 Im Speziellen vgl. Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 146 ff., 215. Weitemeyer, in: 
MüKo-BGB7, § 80 Rn. 46 spricht von einem Spannungsfeld zwischen den (historischen) Leitbil-
dern Stiftungspolizei und vormundschaftliche Fürsorge. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, 
Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 123 ff. sprechen hier wie im Allgemeinen von Garantie-, Kontroll- und 
Schutzfunktion. Teilweise wird dies noch um die Beratungsfunktion oder weitere ergänzt: Hof, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 63 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu 
§§ 80 ff. Rn. 126 f. m.w.N. 
542 BVerwG, Urteil v. 22.9.1972 (VII C 27.71) BVerwGE 40, 347 (350) (=JZ 1973, 695); Backert, in: 
Werner/Saenger, Rn. 1275 f.; v. Campenhausen/Stumpf, in: v. Campenhausen/Richter4, § 21 
Rn. 5; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 8, 10, 73 f.; Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 130; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 49. 
543 Insbesondere im Vergleich zum Verein: Zimmer/Priller, S. 47. 
544 Adam, in: NPLY 2014/15, 1–30 (6 ff.); v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 
Rn. 62; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 76; Strachwitz, in: Strach-
witz/Mercker, S. 43. 
545 Krimmer u.a., S. 30; Rötzsch, ZStV 2014, 113 (113); Weger, S&S 05/2013, 3; nach den jüngsten 
Zahlen vom Bundesverband Deutscher Stiftungen, Statistik 2016 – Rechtsfähige Stiftungen im 
Überblick sogar über 21.000. Zu den teilweise erstaunlichen regionalen Unterschieden siehe ders., 
Statistik 2016 – Stiftungsdichte; Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deut-
schen Stiftungswesen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (9 ff.); Rötzsch, ZStV 2014, 113 (113 f.). 
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eine eher neuerliche Entwicklung ist, zeigt sich daran, dass diese Anzahl zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts erst halb so groß war, was seinerseits bereits eine Verdopplung des Niveaus von 
1990 darstellte.546 Mehr als eine zeitliche Koinzidenz dürfte hierbei in den Bestrebungen der 
Politik seit den 1990er Jahren liegen, das bürgerschaftliche Engagement zu stärken, was 
rechtlich am plakativsten in den Stiftungs(steuer)rechtsreformen von 2000 und 2002547, sowie 
den beiden Gesetzen zur Stärkung des ehrenamtlichen Engagements von 2007 und 2013548 
Ausdruck erlangte.549 Etwa 95 % aller Stiftungen erfüllen hierbei die Voraussetzungen der 
steuerlichen Begünstigung nach §§ 51 ff. AO, woran sich allerdings eher die Bedeutung des 
Dritten Sektors für die Stiftungsarbeit festmachen lässt als umgekehrt.550 
Auch in der Bevölkerung ist das Bild der Stiftung uneinheitlich. Obschon viele Bürger mit 
dem Begriff der Gemeinnützigkeit durchaus die Rechtsform der Stiftung assoziieren, haben 
nach einer Umfrage aus dem Jahr 2013 53 % der Deutschen keinerlei konkrete Vorstellung 
von der Tätigkeit auch nur irgendeiner Stiftung.551 Hierhinter verbirgt sich eine gewisse Skep-
sis, die sowohl durch einige Skandale der jüngeren Zeit im Zusammenhang mit Steuerflucht 
aber auch bisweilen historisch tradiert und politisch untermauert scheint.552 Schon im Abso-
lutismus – und damit auch in Preußen – war private Philanthropie der staatlichen Wohlfahrts-
pflege gezielt untergeordnet.553 Diese Sorge des Staates gegenüber den Stiftungen ist jedoch 
in größten Teilen überholt. Einerseits gehen weder von kirchlichen noch von privaten Stif-
tungen innerhalb Deutschlands mehr größere umstürzlerische Gefahren aus. Andererseits ist 
das in den Stiftungen „gebundene“ Kapital nicht mehr in gleichem Maße wie früher extra 
commercium, weil unterschiedliche Anlagemöglichkeiten zumindest nicht in Immobilien ge-
bundenes Geld den Kapitalmärkten zuführen können. Dies war früher nicht der Fall und damit 
                                                             
546 Bundesverband Deutscher Stiftungen, Statistik 2016 – Stiftungsbestand 2001–2015; Krimmer u.a., 
S. 18; Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn. 41 m.w.N. Erklären lässt sich dieser scheinbare 
Widerspruch zu den obigen Ausführungen des Wiedererstarkens durch eine differenzierte Betrach-
tung in Ost und West. Als Vermögensmasse wurden die Stiftungen in der DDR eher argwöhnisch 
betrachtet und teilweise sogar enteignet: v. Campenhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 
Rn. 59 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 76; Lingelbach, in: 
Werner/Saenger, Rn. 72. Dass dieser starke Anstieg im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts zudem 
ein Phänomen ist, welches für den ganzen Dritten Sektor gilt, zeigen Zimmer/Priller, S. 75. 
547 Gesetz vom 14.7.2000 (BGBl. I, S. 1034), bzw. Gesetz vom 15.7.2002 (BGBl. I, S. 2634). Zu letz-
terem umfassend statt aller Hüttemann, ZHR 167 (2003), 35–65. 
548 Gesetz vom 10.10.2007 (BGBl. I, S. 2332), bzw. Gesetz vom 21.3.2013 (BGBl. I, S. 556). 
549 Zu den inhaltlichen Entwicklungen vgl. überblicksartig mit umfangreichen Nachweisen v. Cam-
penhausen, in: v. Campenhausen/Richter4, § 5 Rn. 66 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, 
Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 80 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.44; Jakob, S. 20 ff.; Stumpf, 
in: S/S/S/P2, A. Rn. 9; Werner, KSzW 2014, 147 (152 f.). Zum deutlich messbaren Anstieg der 
Neugründungen in den Reformjahren siehe plakativ Bundesverband Deutscher Stiftungen, Statis-
tik 2016 – Stiftungserrichtungen 1990–2015. 
550 Zahlen bei Krimmer u.a., S. 31; Werner, KSzW 2014, 147 (147). Grund für diese Höhe wird indes 
sicherlich auch eine Ausweichbewegung vor der im Gegenteil bestehenden steuerlichen Benach-
teiligung der privatnützigen Stiftungen sein. Vgl. zu beidem abermals Strachwitz, in: Strach-
witz/Mercker, S. 43. 
551 Köcher/Bruttel/Schweinsberg, S. 10; vgl. auch S&S 05/2013, 49 (49 f.). 
552 Oftmals scheinen die Begriffe Stiftung und Elite untrennbar in den Köpfen zusammenzuhängen, 
siehe etwa Läsker, SZ v. 24. 5. 2014, 25; Pankoke, in: Hdb Stiftungen, 637–670 (647 ff.). 
553 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 68. 
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teilweise Grund ihrer Geringschätzung beziehungsweise hatte gar zur Einstufung als gesell-
schaftsschädlich geführt.554 Auch heute wenden sich gewisse politische Spektren mit einer 
merklichen Neigung zu möglichst viel Staat gegen die Auswahl von förderbegünstigten Zwe-
cken durch einige wenige (gutsituierte) Individuen. Das spiegelt sich auch wider, wenn 28 % 
der Bürger der Auffassung sind, dass hier im Wege von Stiftungen Aufgaben von Privaten, 
deren Eigeninteressen nicht eindeutig sind, übernommen werden, für die prinzipiell der Staat 
zuständig sei. Sei es, um diesen nicht aus der Verantwortung zu lassen, sei es, dass sie der 
Ansicht sind, dies könne unter Wahrung der Interessen Aller nur von offizieller Seite her 
geleistet werden.555 
Ungeachtet dieses „Imageproblems“ in der Bevölkerung lassen sich aber einige objektive 
Gründe für den Erfolg und die Bedeutung der Stiftung auf vielen Gebieten finden.556 Auch 
wenn die Kirchenstiftungen zahlenmäßig – aufgrund ihrer historisch bedingten Anzahl – nach 
wie vor die größte Gruppe innerhalb der Stiftungen darstellen,557 sind privatrechtliche Stif-
tungen von zunehmender Bedeutung für den Dritten Sektor.558 Dies zeigt sich neben den star-
ken Zuwächsen nicht zuletzt darin, dass der Gesetzgeber in den letzten 15 Jahren gleich vier 
Mal aktiv wurde, um diese Entwicklung weiter zu unterstützen. Einzig die relativ hohe An-
zahl von Stiftungen mit nur geringem Stiftungskapital vermag diese Entwicklung zu relati-
vieren.559 Andererseits finden derlei Qualifikationen bei Vereinen oder vergleichbaren 
Rechtsformen auch keine Berücksichtigung. Dies erscheint insofern gerechtfertigt, als das 
(Stamm- oder Stiftungs-) Kapital keine Aussage darüber treffen kann, mit welcher Effektivität 
gemeinnützig agiert wird, also in welchem Maße etwa auch Spenden eingeworben und ver-
wendet werden.560 
Dabei zeigt sich die Beliebtheit der Stiftung auch daran, dass die „Stiftung“ als rechtsuntech-
nischer Firmenbestandteil wachsende Repräsentanz erlangt. Hierfür symptomatisch ist die 
Feststellung, dass zwei der fünf bekanntesten „Stiftungen“ Deutschlands eigentlich die 
                                                             
554 Vgl. sehr anschaulich Liermann, S. 173. 
555 Köcher/Bruttel/Schweinsberg, S. 18 f.; S&S 05/2013, 49 (49 f.). 
556 Zur Verbreitung der Stiftungen in den unterschiedlichen Zweckbereichen siehe – besonders signi-
fikant die hohe Verbreitung „andere[r] gemeinnütziger Zwecke“, also eine hohe Zweckdiversität 
– bei Bundesverband Deutscher Stiftungen, Statistik 2016 – Stiftungszwecke; außerdem Krimmer 
u.a., S. 45 ff.; Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deutschen Stiftungswe-
sen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (18 ff.). 
557 Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn. 42; Strachwitz, in: Strachwitz/Mercker, S. 43. Zur sol-
chen Zahlen inhärenten Ungenauigkeit aber erhellend Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: 
Statistiken zum deutschen Stiftungswesen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (22); Röder, in: Wer-
ner/Saenger, Rn. 1221 f. 
558 So auch Zimmer/Priller, S. 45 f.; Portraits der größten deutschen Stiftungen bei Ebermann/Spren-
gel. Allerdings waren im Zeitpunkt der Erhebung rein zahlenmäßig die Stiftungen mit allen sons-
tigen Rechtsformen den Vereinen deutlich nachgeordnet (lediglich 4 % der befragten NPO): Zim-
mer/Priller, S. 75. 
559 Nach den Zahlen von Bundesverband Deutscher Stiftungen, Statistik 2016 – Stiftungskapital; 
Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deutschen Stiftungswesen 2013 
(Opusculum Nr. 66), 7–22 (12 ff.) haben etwa drei Viertel der erfassten Stiftungen ein Stiftungs-
kapital von unter einer Million Euro, davon ein Viertel sogar unter 100.000 €. Vgl. insofern auch 
schon Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn. 41. 
560 Konkrete Zahlen hierzu finden sich bei Krimmer u.a., S. 32 f.; Poldrack/Schreier, in: 6. For-
schungsbericht: Statistiken zum deutschen Stiftungswesen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (15 f.). 
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Rechtsform eines e.V. haben, namentlich die Konrad-Adenauer-Stiftung und die Friedrich-
Ebert-Stiftung.561 Neben den sonstigen parteinahen Stiftungen gibt es auch weitere Beispiele 
hierfür.562 Andererseits zeigt sich hierin ein Bedürfnis der gemeinnützig Tätigen, das in wei-
ten Kreisen positive Bild und die Wirkung der Stiftung mit den körperschaftlichen und damit 
partizipativen Vorteilen anderer Rechtsformen, typischerweise des Vereins, kautelarjuristisch 
zu verbinden.563 
Damit stellt die Stiftung eine Rechtsform dar, die den Dritten Sektor prägt und seine aktuellen 
Entwicklungen beeinflusst, woran sich in absehbarer Zeit auch wenig ändern dürfte.564 
4. Der Aufbau der Stiftung und ihrer Organe 
Aufgrund weitgehenden Fehlens eigenständiger Regelungen zur Stiftungsorganisation in den 
§§ 80 ff. BGB verweist § 86 BGB565 in dieser Hinsicht – wenn auch mit Einschränkungen in 
                                                             
561 Köcher/Bruttel/Schweinsberg, S. 18; S&S 05/2013, 49 (50). 
562 Auch unter den 18 größten „Stiftungen“ des Jahres 2005 finden sich nur elf, die dies auch rechts-
technisch sind: Ebermann/Sprengel, S. 1 ff. Dies stellt grundsätzlich kein Problem dar, wenn damit 
nicht über die wahren Verhältnisse getäuscht wird. Regelmäßig dürfte also der Zusatz „e.V.“ im 
offiziellen Verkehr genügen. Siehe OLG Frankfurt, Beschluss v. 20.11.2000 (20 W 192/00) NJW-
RR 2002, 176 (177); v. Campenhausen/Stumpf, in: v. Campenhausen/Richter4, § 2 Rn. 21. Ebenso 
beliebt als Stiftungsersatzform ist die Stiftungs-(g)GmbH: siehe hierzu allgemein v. Campenhau-
sen/Stumpf, in: v. Campenhausen/Richter4, § 2 Rn. 19 f.; Mues, in: Strachwitz/Mercker, S. 241 ff.; 
firmenrechtlich siehe speziell zur Stiftungs-GmbH Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.10; ge-
nauer außerdem unten C.II.1, S. 118. 
563 Zu diesen Ersatzformen siehe aus einer wahren Fülle an Literatur Achilles, in: NPLY 2010/2011, 
49–63 (55 ff.); Burgard, in: NPLY 2005, 95–124; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, Vorbem 
zu §§ 80 ff. Rn. 397 ff.; Jakob, S. 79 ff.; Meyn, in: Meyn/Richter/Koss/Gollan3, Rn. 74 ff.; Ra-
wert, in: NPLY 2012/2013, 51–61; Reuter, in: MüKo-BGB7, Vor § 80 Rn. 124 ff.; K. Schmidt, in: 
Stiftungsrecht in Europa, 175–195; Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 20, B. Vorbem. Rn. 19; Weid-
lich/Foppe, npoR 2013, 32. Den rechtlich gegenteiligen und gesetzlich nicht vorgesehenen Fall 
der Umwandlung eines Vereins in eine Stiftung beleuchten Voigt de Oliveira/Becker, DStR 2013, 
2554. 
564 Zu aktuellem Reformbestrebungen siehe Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80; Hüttemann/Ra-
wert, DB 38/2014, M5; dies., in: Staudinger2017, Vorbem zu §§ 80 ff. Rn. 94 ff.; Schauhoff, npoR 
2016, 2 (7). Zur Entwicklung der Europäischen Stiftung als Vehikel eines europäischen Gemein-
nützigkeitsrechts siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.48; Jakob, npoR 2013, 1; Schauhoff, 
npoR 2013, 128; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 80 Rn. 236 ff. Zur zunehmenden Rolle von 
weiblichen Stiftern siehe Poldrack/Schreier, in: 6. Forschungsbericht: Statistiken zum deutschen 
Stiftungswesen 2013 (Opusculum Nr. 66), 7–22 (11); Läsker, SZ v. 24. 5. 2014, 25. 
565 Ein inhaltlich weniger weit reichender Verweis für Stiftungen (und andere juristische Personen) 
des öffentlichen Rechts findet sich in § 89 BGB. 
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Bezug auf behördliche Verwaltung566 – auf das Vereinsrecht und seine Regelungen insbeson-
dere zur Organstruktur und Vertretung sowie Geschäftsführung.567 Durch die entsprechende 
Anwendung dieser Vorschriften und der wesentlichen Wertungen – sofern sie nicht auf der 
mitgliederartigen Struktur des Vereins beruhen568 –, decken sich viele Erwägungen zu der 
Behandlung von Organen und deren Mitgliedern mit denen, die bereits im Zuge des Vereins-
rechts angestellt wurden.569 Demgegenüber ergeben sich jedoch aufgrund des fehlenden kör-
perschaftlichen Elements der Stiftung einerseits, aber auch durch andere, eher tatsächliche 
Faktoren – speziell in der Bedeutung der einzelnen Organe – einige Unterschiede. 
a. Der Vorstand 
Auch in der Stiftung ist der Vorstand – wenngleich dieser nicht zwingend als solcher bezeich-
net werden muss570 – gleich dem Verein zwingendes Organ, wie es sich bereits aus dem zwin-
genden Charakter des § 81 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 ergibt, durch den Verweis auf § 26 S. 1 BGB 
aber noch bestärkt wird.571 Bezüglich der Rechte und Pflichten der Vorstandsmitglieder sowie 
ihrer Aufnahme und ihres Ausschlusses ergeben sich insofern keine generellen Unterschiede 
zu Vereinsvorständen. Der Vorstand ist damit nach dem gesetzlichen Regelfall das haupt-
sächliche Vertretungsorgan und damit gesetzlicher Vertreter der Stiftung gem. § 26 Abs. 1 
S. 2 BGB. Er kann aus einer beliebigen Anzahl von natürlichen oder juristischen Personen 
bestehen.572 Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so ordnet das Gesetz in § 26 Abs. 2 
S. 1 BGB Mehrheitsvertretung an.573 Unterschiede zum Verein ergeben sich unter Umständen 
bei der § 26 Abs. 1 S. 3 BGB entsprechenden Beschränkung der Vertretungsmacht nach Au-
ßen.574 
                                                             
566 Diese ursprünglich auch als mögliche Zwangsverwaltung gedachte und praktizierte Form der ak-
tiven Stiftungsverwaltung durch eine Behörde wird heute allerdings wegen ihrer grundrechtlichen 
Dimension nur noch bei freiwilliger „Unterwerfung“ durch den Stifter anerkannt. Siehe primär 
Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 86 f.; außerdem Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 
Rn. 8; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 2, 39. 
567 Vgl. v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 257; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 2; Weite-
meyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 2. 
568 Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 1 (Fn. 1); Wiese, in: Erman15, § 86 Rn. 1 f. 
569 A.I.2, S. 13 ff. 
570 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 10; Hütte-
mann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 3; vgl. auch BT-Drs. 14/8765, 11. 
571 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 4; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rah-
menbedingungen, S. 453; v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 257; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. 
§ 86 Rn. 6; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 3. 
572 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 11; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 
Rn. 5 f.; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 7; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 4; zu juristi-
schen Personen als Stiftungsvorstand siehe insbesondere Rawert, in: FS Werner, 119–128. 
573 Hiervon kann durch die Satzung abgewichen werden: Burgard, S. 255 f.; Backert, in: BeckOK-
BGB43, § 86 Rn. 4; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 11; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 
Rn. 13. Grds. a.A. v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 259 f. 
574 Der Hauptanknüpfungspunkt für eine abweichende, weil großzügigere Wertung ergibt sich aus der 
fehlenden Publizität mangels amtlichen Registers. Vgl. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 




Als Vertretungsorgan ist der Vorstand grundsätzlich – in Ermangelung anderweitiger Best-
immungen – auch mit der Geschäftsführung betraut, §§ 86, 27 Abs. 3 BGB.575 Dabei sind die 
Amtswalter hierzu nicht nur berechtigt, sondern aus ihrem Amt heraus persönlich verpflich-
tet, sodass selbstschädigende Untätigkeit Haftungsfolgen auslösen kann.576 Wie schon beim 
Verein577 gelten aufgrund gesetzlicher Verweisung für die organschaftliche Geschäftsführung 
die Normen des Auftragsrechts der §§ 664–670 BGB entsprechend. Bei der Stiftung zeigen 
sich allerdings gewisse Besonderheiten, die daher rühren, dass das Auftragsrecht zu den Ge-
gebenheiten einer Stiftung weit weniger passt. Mit der Mitgliederversammlung fehlt im Ver-
gleich zum Verein ein Organ, das die Rolle des Auftraggebers übernehmen kann, sodass im 
Rahmen der Ansprüche und Pflichten aus den Normen des Auftragsrechts – insbesondere 
§ 665 f. BGB – die jeweilige Gegenseite unklar ist. Hierfür verbleibt allein die Stiftung selbst, 
wodurch sich zirkuläre Konstellationen sowie Kontrolldefizite ergeben können.578 Hinzu 
kommen etwaige Konkurrenzen zwischen auftragsähnlichen Auskunftspflichten der Stiftung 
gegenüber sowie solchen, die aus Landesrecht der Stiftungsaufsicht gegenüber erwachsen.579 
Dies alles führt nach Reuter zu einer treuhänderähnlichen Stellung des Vorstands580 und muss 
bei einer entsprechenden Anwendung der Vorschriften berücksichtigt werden. 
Konkret bestehen die stiftungsspezifischen Geschäftsführungspflichten des Vorstands haupt-
sächlich in der Verwaltung und Erhaltung des Stiftungsvermögens581 – was im Vergleich zum 
                                                             
575 Burgard, S. 223 f., 435 ff.; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 14 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, 
§ 86 Rn. 16 ff. Allgemeiner zur Rolle des Vorstands sowie dem Verhältnis zu geschäftsführenden 
Angestellten Kennedy/Rumberg/Then, in: Hdb Stiftungen, 423–473 (427 ff.). Zu den pekuniären 
Leistungsbeziehungen dieses Rechtsverhältnisses siehe unten B.II.1.b, S. 102 ff. 
576 Burgard, S. 224; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 12. 
577 Siehe A.II.1, S. 17. 
578 Reuter, in: NPLY 2002, 157–178 (157 f.); v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 259; auf diesen 
Zusammenhang den Begriff der Principal-Agent Problematik übertragend Arnold, in: NPLY 
2012/2013, 63–80 (65 ff.); sowie Jakob, S. 95 f. Anders ist dies nur im bewusst abweichenden Fall 
eines zweiten (Kontroll-) Organs, dem der Vorstand insofern unterworfen wäre. Keinesfalls ist als 
gleichbedeutender Anspruchsinhaber gegenüber dem Vorstand aber die Stiftungsaufsicht anzuse-
hen. Siehe Burgard, S. 227; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 24; a.A. Saenger/Ve-
ltmann, ZSt 2005, 67 (70). 
579 Vgl. hierzu Burgard, S. 224 f.; Ebersbach, S. 102; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 16. 
580 Der Vorstand muss also handeln, wie die Stiftung selbst handeln würde, wenn sie eine natürliche 
und damit selbständig handlungsfähige Person wäre. Siehe hierzu Reuter, in: NPLY 2002, 157–
178 (157); ebenso Ebersbach, S. 102 f. 
581 Zu den hierbei zu beachtenden Maßstäben und Ausnahmen siehe Burgard, S. 530 ff.; Hütte-
mann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 29 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 20 ff. 
jeweils m.w.N. 
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Verein mit nicht unerheblichen Haftungsrisiken582 verbunden sein kann – sowie der Stiftungs-
zweckerfüllung583, insbesondere durch Auswahl und Förderung adäquater Destinatäre.584 
Aufgrund seiner nach der Grundkonzeption herausgehobenen Stellung obliegt dem Stiftungs-
vorstand dabei jedoch auch die übergeordnete Koordinierung dieser konkreten Geschäftsfüh-
rung durch Festlegung von allgemeinen Leitlinien – sofern diese nicht ohnehin von der Stif-
tungsverfassung vorgegeben sind, sowie Organisation und Überwachung dieser Abläufe.585 
Begrenzt wird die Geschäftsführungsbefugnis in zweierlei Hinsicht: einerseits durch die Stif-
tungssatzung und den in ihr dargelegten objektiven Stifterwillen, andererseits durch beson-
dere Anforderungen – insbesondere in Gestalt von Zustimmungserfordernissen – seitens der 
Stiftungsaufsichtsbehörden in den Landesstiftungsgesetzen.586 Weitere Beschränkungen kön-
nen sich wie üblich beispielsweise aus der Satzung oder den jeweiligen individuellen Anstel-
lungsverträgen ergeben. 
bb. Begründung und Beendigung der Organstellung 
Mangels einer Mitgliederversammlung ergeben sich besondere Anforderungen an die Bestel-
lung und Abberufung der Organmitglieder, insbesondere mit Rücksicht auf die Notwendig-
keit einer dauerhaft lebensfähigen Stiftung. Oftmals wird diese Kontinuität dadurch erreicht, 
dass in der Satzung ein spezielles Kreationsorgan geschaffen wird, dessen Aufgabe die Wahl 
passender Vorstandsmitglieder ist.587 Auch dies kann aber nicht über die Gefahr hinweghel-
fen, dass diesem zusätzlichen Organ selbst irgendwann, besonders nach dem Tode des Stif-
ters, die Mitglieder ausgehen.588 Daher ist es nicht selten der Fall, dass in einer Art dynami-
scher Bestellung die jeweiligen Inhaber eines bestimmten (externen) Amtes – dies können 
Positionen in vergleichbaren Stiftungen oder anderen Organisationen ebenso sein, wie die 
amtierenden Vorsitzenden gewisser Unternehmen oder geistlicher Instanzen – ex officio als 
Person zum Vorstand bestellt werden, wozu diese natürlich individuell zustimmen müssen. 
                                                             
582 Graewe, ZStV 2014, 103 (104 f.); Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 26 ff. Diese erfahren 
aber wiederum eine Begrenzung durch die Einräumung eines gewissen unternehmerischen Ermes-
sensspielraums. Siehe hierzu Burgard, S. 224; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 301; 
Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 68 f. m.w.N. 
583 Grambow, Rn. 755; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 48 f., 243 ff.; Hüttemann/Rawert, 
in: Staudinger2017, § 86 Rn. 29; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 15; Weitemeyer, in: MüKo-
BGB7, § 86 Rn. 19, 25; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 394. 
584 Etwas anders gestaltet sich dies bei operativen Stiftungen – vgl. dazu Hof, in: v. Campenhau-
sen/Richter4, § 8 Rn. 256; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 47 f.. Generell kritisch 
gegenüber der Dichotomie operativ oder fördernd aber Adloff, in: Strachwitz/Mercker, S. 135 ff. 
Vertiefend zu den konkreten Pflichten der Vorstände – insbesondere die dem (anglo-amerikani-
schen) Gesellschaftsrecht entlehnten duty of care und duty of loyalty – gegenüber der Stiftung siehe 
Burgard, S. 224 ff., 435 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 26 f.; Schwintek, 
S. 96 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 18 ff. jeweils m.w.N. 
585 Burgard, S. 224 f.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 262 f.; Schwintek, S. 133 ff. 
586 Burgard, S. 233 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 265 ff.; Roth, in: LandesStiftR, 
Rn. 17.33 ff.; Schulte, in: LandesStiftR, Rn. 29.11 ff., 29.19 ff. 
587 Zur Eigenart und rechtlichen Einordnung dieser Kreationsorgane siehe sogleich. 
588 Faktische Erwägungen zur passenden Vorstandsgröße bei Kennedy/Rumberg/Then, in: Hdb Stif-
tungen, 423–473 (432 f.). 
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Ebenso üblich ist indes eine Wahl der Vorstandsmitglieder durch den mehrgliedrigen Vor-
stand selbst im Wege der Kooptation.589 Ist schon in der Satzungskonzeption eine hinreichend 
sichere personelle Organausstattung fragwürdig, sollte die zuständige Behörde die Anerken-
nung versagen oder von einer adäquaten Satzungsänderung abhängig machen. Ist die ur-
sprünglich ausreichende Gestaltung nach dem Tod des Stifters oder nach dem nicht kompen-
sierten Untergang von ex officio-Posten nicht mehr in der Lage, einen Vorstand zu küren, 
kann die Aufsichtsbehörde die Satzung diesbezüglich ergänzen, wie sich aus den Grundsätzen 
der §§ 81 Abs. 1 S. 4, 83 S. 2 BGB ergibt. Auch die Bestellung eines Notvorstands durch das 
zuständige Amtsgericht gem. §§ 86, 29 BGB auf Antrag eines Beteiligten590 ist in solchen 
Fällen als Übergangslösung möglich.591 Subsidiär hierzu kann es landesrechtliche Regelun-
gen geben. Diese können die Bestellung von (Not- oder Ersatz-) Vorständen oder anderen 
Organmitgliedern vorsehen und treten damit anstelle einer „ordentlichen“ Bestellung durch 
die von der Satzung festgelegten Entitäten.592 
Die Durchführung der Bestellung – und damit auch die Empfangszuständigkeit für die not-
wendige Annahmeerklärung593 – obliegt sodann im Regelfall ebenfalls dem Vorstand als pri-
märem Vertretungsorgan. Probleme des Auseinanderfallens der Bestellungskompetenz und 
Vertretungsmacht gibt es dementsprechend grundsätzlich nicht. Ähnlich kann jedoch der Fall 
sein, dass die Vorstandsmitglieder zwar beispielsweise durch ein Kuratorium ausgewählt 
werden, sich jedoch aus der Satzung ergibt, dass diesem hierbei bloße Auswahl- und gerade 
keine echte Bestellungskompetenz zukommen soll, es also keine Eigenschaft als besonderer 
Vertreter im Sinne der §§ 86, 30 BGB aufweist.594 Dieses Auseinanderfallen ist jedoch inso-
fern unproblematisch, als es gerade der Vermeidung einer Zuständigkeit zur Bestellung ohne 
die zugehörige Vertretungsmacht dient. 
                                                             
589 Achilles, in: NPLY 2010/2011, 49–63 (57); Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Fischer/Ihle, 
DStR 2008, 1692 (1696); Grambow, Rn. 782; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 81 
Rn. 75 ff.; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (95 f.); Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 8; Wei-
temeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 4; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 404. 
590 Dies ist einer der wenige Fälle, in denen auch den Destinatären ein Interesse eingeräumt wird, das 
mit rechtlichen Privilegien versehen ist. Vgl. Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Hof, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 46, 107; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 11. 
Dies gilt nach richtiger Auffassung jedoch nur, wenn dieses spezielle Interesse Anspruchsqualität 
erreicht und damit für Destinatäre lediglich in ihrer Funktion als (nicht nur potentielle) Stiftungs-
gläubiger. 
591 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 150 ff.; Hüt-
temann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 4; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (99 f.); Wei-
temeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 3. 
592 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 12; 
Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (100 f.). Eine genaue Übersicht über die entsprechenden 
Landesvorschriften findet sich bei Schulte, in: LandesStiftR, Rn. 29.37 ff., 29.43. Zu deren teils 
zweifelhafter Legitimation bzw. größtenteils eher deklaratorischen Relevanz siehe Lunk/Rawert, 
in: NPLY 2001, 91–106 (100); Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 7. 
593 Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 68. 
594 Achilles, in: NPLY 2010/2011, 49–63 (57); Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (97); 
Schwintek, S. 359 ff. 
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Die Abberufung von Vorständen steht wie schon beim Verein595 regelmäßig demselben Or-
gan zu wie die Bestellung und ist mangels Verweis in den § 27 Abs. 2 S. 2 BGB nicht jeder-
zeit möglich.596 Dies ergibt teleologisch durch die schwächere rechtliche Legitimation des 
wie auch immer gearteten Kreationsorgans – im Gegensatz zum Verein ist nicht dies (selbst 
wenn es allein aus dem Stifter besteht597), sondern der objektivierte ursprüngliche Stifterwille 
Träger der Autonomie598 – Sinn, sodass davon auszugehen ist, dass es zur Abberufung – an-
ders als zur Amtsniederlegung599 – ganz prinzipiell eines sachlichen Grundes bedarf.600 Exis-
tiert ein zuständiges Kontrollorgan, ergeben sich bei der Abberufung eines Mitglieds des Vor-
stands selten Probleme. Bei eingliedriger Organstruktur ist der betroffene Amtswalter aber 
grundsätzlich in seinem Stimmrecht beschränkt.601 Auch für die Abberufung bestehen teil-
weise in den Landesstiftungsgesetzen entsprechende – größtenteils subsidiäre – Kompetenz-
zuweisungen an die Stiftungsaufsichtsbehörden, wenn ansonsten der Stiftungszweck gefähr-
det ist.602 
b. Sonstige Organe 
Daneben ist es allerdings nicht unüblich, zusätzliche (fakultative) Organe als Kontrollinstan-
zen in die Stiftungsverfassung zu integrieren, die sehr unterschiedlich ausgeprägt und mit den 
verschiedensten Kompetenzen ausgestattet sein können.603 Das Bedürfnis hierfür ist nach-
vollziehbar, wird die Stiftung doch nicht zuletzt auch deswegen der staatlichen Aufsicht un-
terstellt, da ihr „das personale Moment i.S. eines autonomen Kontrollmechanismus“604 fehlt, 
indem es ihr an Mitgliedern mangelt. Der Vorteil einer solchen Binnenkontrolle liegt in der 
                                                             
595 Vgl. oben A.II.3.e.bb, S. 73. Eine kritischere, stiftungsspezifische Ansicht hierzu vertreten 
Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (97 f.). 
596 Burgard, 401 f.(m.w.N.) Grambow, Rn. 788 f.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 
Rn. 179 ff.; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (97 f.); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, 
§ 3 Rn. 70. 
597 Siehe zu dieser Doppelrolle nur Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 8. 
598 Vgl. anstatt vieler Muscheler, S. 261 ff. 
599 Burgard, S. 406 f.; Grambow, Rn. 787; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 10; 
Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (102 f.); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 70; 
Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 11; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 473 f. Zur Amts-
niederlegung des Einzelvorstands unter Zuhilfenahme eines Notvorstands siehe Hof, in: v. Cam-
penhausen/Richter4, § 8 Rn. 177. 
600 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 2; Burgard, S. 401 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, § 86 Rn. 9; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (98 f.); Schwintek, S. 365; Weitemeyer, 
in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 8. Zu einer etwaigen (aufsichtsrelevanten) Pflicht zur Abberufung siehe 
Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 9. 
601 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 202; v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 263; dif-
ferenzierter Ebersbach, S. 104 f. Dies ergibt sich schlicht und ergreifend aus §§ 86, 28 Abs. 1, 34 
BGB. 
602 Zum verwaltungsrechtlichen Prozedere und den einschlägigen Normen siehe anschaulich Schulte, 
in: LandesStiftR, Rn. 29.37 ff.; außerdem Burgard, S. 405; sowie Grambow, Rn. 790. 
603 Grundlegend hierzu siehe Burgard, S. 261 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 76 ff.; 
Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 80; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 
Rn. 73 f.; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 408 ff. jeweils m.w.N. 
604 Stumpf, in: S/S/S/P2, A. Rn. 6; zu von der Stifterautonomie abgeleiteter Stiftungsautonomie aber 
Muscheler, S. 266 ff. 
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größeren Sachnähe der involvierten Personen und einer besseren zeitlichen und personellen 
Ausstattung, die dazu führt, dass präventive Kontrolle in fachlicher Dimension ausgeübt wer-
den kann, die weitaus effektiver ist als die nicht selten erst ex post durchgeführte Rechtsauf-
sicht durch die zuständige Stiftungsbehörde.605 Nachteile liegen mitunter in der persönlichen 
Nähe zu sonstigen Organwaltern, die sich negativ auf die Neutralität der Überwacher auswir-
ken kann. Allerdings kann auch das Bestehen eines noch so sorgfältigen und in der Theorie 
kontrollmächtigen Gremiums niemals dazu führen, dass die Stiftung aus der staatlichen Auf-
sicht entlassen wird, auch wenn letztere in diesem Fall ein gewisses Legitimationsproblem 
hat.606 
Rechtstechnisch basiert dies – ebenso wie beim Verein – auf der Möglichkeit, besondere Ver-
treter gem. § 30 BGB zu bestellen, wie sich aus der Verweisung in § 86 BGB ergibt. Diesen 
können weitreichende Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse eingeräumt werden, 
wovon die Praxis gerade aufgrund der etwas starren Zusammensetzung des Vorstands zu des-
sen personeller Erweiterung regen Gebrauch macht.607 Dabei ist es Usus und nach allgemei-
ner Ansicht bei Stiftungen ab einer gewissen Größe ratsam, mehrere besondere Vertreter zu 
einer Organisationseinheit zusammenzufassen, die aus Gründen der Vereinfachung und Ver-
leihung von Bedeutsamkeit einen eigenen Organnamen bekommt und dem Vorstand zumin-
dest bei-, wenn nicht übergeordnet wird.608 Je nachdem, ob diesem zusätzlichen Organ eher 
organisatorische beziehungsweise repräsentative Aufgaben oder die tagtägliche Geschäfts-
führung obliegen soll, wird es – und werden seine Mitglieder – teils sehr unterschiedlich be-
titelt, was der Qualifikation der organbildenden Personen als besondere Vertreter indes nicht 
entgegensteht.609 Grenze ist insofern lediglich, dass die besonderen Vertreter aufgrund ihrer 
größeren gestalterischen Flexibilität – wie schon beim Verein – nicht den Vorstand als ganzen 
                                                             
605 Fischer/Ihle, DStR 2008, 1692 (1696); Muscheler, S. 30 f.; Then, in: Strachwitz/Mercker, S. 780 f. 
606 Zu diesen Erwägungen siehe genauer Seyfarth, ZSt 2008, 145 m.w.N. Zumindest für eine gewisse 
(faktische) Lockerung der Aufsicht dem gegenüber Burgard, S. 267; Hof, in: v. Campenhau-
sen/Richter4, § 8 Rn. 84. 
607 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 80; Kennedy/Rumberg/Then, in: Hdb Stiftungen, 
423–473 (440 ff.); v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 266; Schwintek, S. 367. 
608 Feick, ZSt 2007, 152 (155); Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 80; Saenger/Veltmann, 
ZSt 2005, 67 (73); Schwintek, S. 368 f.; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 408. 
609 Je nach Aufgabenbereich werden sie als Geschäftsführer, Verwaltungsrat, Generalsekretär, Stif-
tungsdirektor beziehungsweise als Stiftungs(bei)rat oder Kurator bezeichnet. Es sind aber auch 
weitere Titel gebräuchlich. Die Gesamtorgane heißen dann entsprechend Geschäftsführung, Stif-
tungsdirektion (diese sind dann unter Umständen auch Synonyme für den Vorstand insgesamt) 
oder Kuratorium usw. Siehe Fischer/Ihle, DStR 2008, 1692 (1696); Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, § 86 Rn. 80. Dabei ist die Nomenklatur derart uneindeutig, dass diese Begriffe teilweise 
auch für institutionalisierte Personenmehrheiten Verwendung finden, welche mangels Vertre-
tungsmacht gar nicht die Eigenschaft von besonderen Vertretern aufweisen; siehe hierzu sogleich. 
Allerdings spricht man bei einer zweigliedrigen Organisationsstruktur, in der das zusätzliche Or-
gan dem Vorstand zumindest horizontal beigeordnet ist, häufig von einem Kuratoriumsmodell, 
unabhängig davon, wie das zweite Gremium in concreto benannt und ausgestaltet ist, so v. Roten-
han, in: Strachwitz/Mercker, S. 285. 
Erster Teil: Zivilrechtliche Vorgaben 
100 
obsolet werden lassen dürfen.610 Dabei ergeben sich in der rechtlichen Behandlung der be-
sonderen Vertreter keine Besonderheiten im Vergleich zu den Darlegungen im Rahmen des 
Vereinsrechts.611 
Die Einordnung als besondere Vertreter erfolgt dabei nach der Reichweite ihrer rechtlichen 
Fähigkeiten. Haben die Organe – bisweilen auf ihr Aufgabengebiet beschränkt – Vertretungs-
macht für die Stiftung, sind sie als besondere Vertreter anzusehen.612 Dies wäre also insbe-
sondere bei einem vom Vorstand verschiedenen Kreationsorgan zweckmäßigerweise der Fall, 
da es ansonsten außerhalb der rechtlichen Fähigkeiten dieses Organs läge, Vorstandsmitglie-
der zu bestellen.613 Denkbar sind allerdings auch Gremien, die lediglich beratende Funktion 
haben, oder durch mitunter prominente Besetzung das Ansehen der Stiftung sowie das Ver-
trauen in ihre Bedeutsamkeit und Effektivität ebenso wie das damit verbundene Aufkommen 
von Mittelzuwendungen in Form von Zustiftungen oder Spenden steigern sollen.614 Hierzu 
wäre gerade keine Vertretungsmacht notwendig und deshalb – bei fehlender expliziter Rege-
lung – in der Auslegung eines Satzungspassus oder eines Einrichtungsbeschlusses auch nicht 
festzustellen. Nichtsdestotrotz ist auch die Einrichtung solcher Organe möglich und nicht sel-
ten.615 
II. Grundlagen für einen Vergütungsanspruch für Mitglieder von Stiftungsorganen 
Wie bereits im Rahmen der vereinsrechtlichen Ausführungen dargestellt, kommen auch für 
Stiftungsvorstände und sonstige Organmitglieder unterschiedliche Rechtsbeziehungen als 
Anspruchsgrundlage für Vergütungszahlungen in Betracht. Dies sind insbesondere das ge-
nuin organschaftliche Verhältnis und eine (regelmäßig zusätzlich bestehende) Vertragsbezie-
hung in Form einer Anstellung.616 
                                                             
610 OLG Hamm, Beschluss v. 29.9.1977 (15 W 253/77) OLGZ 1978, 21 (24); Ellenberger, in: Pa-
landt77, § 30 Rn. 6. 
611 Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 35. Siehe demnach hierzu oben A.I.2.c, S. 15. Oftmals 
werden auch die Grundzüge dieses Rechtsverhältnisses in der Satzung dargelegt, sodass sich wenig 
hierzu verallgemeinerbar feststellen lässt. 
612 Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 26. Die Reichweite der Vertretungsmacht ist nach der Vermutung 
in § 30 S. 2 BGB deckungsgleich mit der gewöhnlichen Aufgabenreichweite. 
613 Vgl. zur wertungsmäßigen Orientierung der Funktion und rechtlichen Ausgestaltung eines Stif-
tungsrats am Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft Schiffer, SB 2016, 201 (201 f.). 
614 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 93 ff.; v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 285. 
615 Vgl. zur Gestaltungsfreiheit im Stiftungsrecht und ihren Grenzen statt aller Burgard, S. 47 ff., 
267 ff. Dieser spricht unter dem Oberbegriff der mehrstufigen Organisationsverfassung beispiel-
haft – allerdings in manchen Fällen eindeutig unter Beimessung von Vertretungsmacht – von 
Überwachungsorganen, eigenständigen Willensbildungsorganen, Beratungsorganen sowie Re-
präsentationsorganen. Einige Beispiele von mehrgliedrigen Organstrukturen bekannter real exis-
tierender Stiftungen finden sich bei Then, in: Strachwitz/Mercker, S. 785 ff. Zur empirischen Häu-
figkeit mehrstufiger Organe, den jeweiligen Erscheinungsformen und der Personalausstattung 
siehe die Daten bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (63 f.). 
616 Siehe ausführlich bereits oben A.II, S. 17 ff. Auf Ausführungen zu sonstigen Anspruchsgrundla-
gen wird den obigen Ergebnissen entsprechend verzichtet. Ohnehin liegt der Fokus der folgenden 
Darstellungen auf den stiftungsspezifischen Abweichungen der (im Vereinsrecht manifestierten) 
allgemeinen körperschaftlichen Grundsätze. 
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1. Organschaftliches Verhältnis 
Der Anspruch auf Vergütung könnte erneut unmittelbar aus der Organstellung folgen, wozu 
es abermals zwei rechtliche Anknüpfungspunkte gibt. Für jedes denkbare, also auch zusätz-
liche Organ könnte sich dies aus der Satzung ergeben, wenn es dort – im Zuge der Festlegun-
gen zur Errichtung dieses Organs – explizit verankert wurde. Für Mitglieder des Vorstands 
als dem gesetzlich vorgeschriebenen Organ wäre daneben, wie schon beim Verein, auch ein 
Anspruch unmittelbar aus den Normen des BGB denkbar.617 
a. Anspruch aus der Satzung 
Prinzipiell gilt für die Begründung eines Anspruchs unmittelbar aus der Satzung dasselbe wie 
bereits in den Ausführungen zum Verein dargelegt wurde.618 Nach hier vertretener Auffas-
sung ist es demnach grundsätzlich möglich, einen Vergütungsanspruch schon in der Konzep-
tion eines zusätzlichen Organs oder der Ausgestaltung des Vorstands festzulegen und bei 
Nennung einer bestimmten oder hinreichend bestimmbaren Höhe aus der Satzung selbst dem 
Organwalter diesen Anspruch zuzugestehen619 
Für einen direkten Vergütungsanspruch aus der Satzung könnte überdies bei der Stiftung im 
Speziellen sprechen, dass die Möglichkeit der Begründung eines Zahlungsanspruchs für Des-
tinatäre gemeinhin als möglich angesehen wird.620 Dagegen ließe sich allerdings zugegebe-
nermaßen argumentieren, dass die Destinatäre für die Vorstände keine optimale wertungsmä-
ßige Vergleichbarkeit bieten, da sie insofern wohl eher den Vereinsmitgliedern gleichen, 
wenn auch nicht in deren Funktion als körperschaftliches Substrat der Vereinsautonomie, 
sondern als Inhaber gewisser partizipativer Rechte. Für diese ist die Möglichkeit der Begrün-
dung von Ansprüchen in der Satzung indes jedoch auch beim Verein wenig umstritten.621 
Andererseits stehen Destinatäre der Stiftung von ihrer Rechtsstellung her622 deutlich weniger 
nah als die Vorstände, wodurch sich auch das argumentum a fortiori bilden ließe, dass die 
Vorstandsmitglieder einen solchen Anspruch erst recht sollten innehaben können, wenn sich 
                                                             
617 Sehr anschaulich zu den unterschiedlichen rechtlichen Dimensionen, die auf dieses Verhältnis ein-
wirken können siehe Burgard, S. 420 ff. 
618 Siehe oben A.II.2.b, S. 25 ff. 
619 A.A. Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (491 f.); sowie noch deutlicher ders., npoR 2013, 41 (42); 
Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207). 
620 Vgl. hierzu m.w.N. BGH, Urteil v. 7.10.2009 (Xa ZR 8/08) NJW 2010, 234 (235, Rz. 12): „Der 
Anspruch eines Destinatärs auf Stiftungsleistungen kann [...] unmittelbar durch die Stiftungssat-
zung [...] begründet werden, sofern dies dem in der Satzung niedergelegten Willen des Stifters 
entspricht [...]. Rechtsgrund für derartige Zahlungen ist [...] der Stiftungszweck selbst.“ Es ist dabei 
nicht prinzipiell auszuschließen, dass auch bei fremdnützigen Stiftungen eine Vorstandsvergütung 
dem Stifterwillen entsprechen kann, auch wenn die Frage der Vergütung typischerweise keinen 
derart unmittelbaren Zweckbezug aufweist, welcher jedoch in Bezug auf die Destinatäre die argu-
mentative Stütze für die Anspruchsbegründung darstellen dürfte. 
621 Vgl. in diesem Zusammenhang nur Reuter, npoR 2013, 41 (42). 
622 Vgl. hierzu schon oben B.I.2.b.aa(3), S. 87. 
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ein so starkes Forderungsrecht schon aus einer weitaus schwächeren Verbindung ziehen 
lässt.623 
Die obigen Ausführungen, wonach der Streit, ob es zusätzlich einer vertraglichen Grundlage 
der Vergütung bedarf, de facto wenig praktische Relevanz aufweist, da bei Existenz eines 
entsprechenden Satzungspassus mit Annahme der Bestellung regelmäßig auch ein (konklu-
denter) mündlicher Anstellungsvertrag zwischen Organwalter und juristischer Person ge-
schlossen wird, werden bei der Stiftung aber dahingehend relativiert, dass einige Landesge-
setze die schriftliche Fixierung dieser Abreden fordern, was in diesen Fällen üblicherweise 
nicht gegeben ist.624 Andererseits ist es schwerlich anzuerkennen, dass landesrechtliche Vor-
schriften in diesem Kontext die zivilrechtliche Wirksamkeit von Verträgen durch Formnich-
tigkeit gem. § 125 BGB versagen. Sie sind somit als bloße Ordnungsvorschriften anzusehen, 
die auf die zivilrechtliche Wirksamkeit keinen direkten Einfluss haben.625 Dennoch stellt ein 
Verstoß hiergegen eine Pflichtverletzung des unterlassenden Organs dar, die entsprechende 
Folgen im Innenverhältnis auslösen kann.626 
Nachteilig ist an diesem Anspruch jedoch, dass die bloße Abberufung diesen beendet, 
wodurch dieser für den Organwalter unsicher wäre, was aber gerade bei der Stiftung nicht 
ohne Weiteres – insbesondere schwerlich ohne sachlichen Grund – erfolgen kann, wie bereits 
dargestellt.627 
b. Anspruch aus dem Gesetz 
aa. BGB 
Mit der Bestellung628 entsteht zwischen der juristischen Person Stiftung und der bestellten 
Person als Organmitglied eine rechtliche Beziehung, die verschiedentlich ausgestaltet sein 
                                                             
623 Daher konkret für die Stiftung – zusätzlich zu den entsprechend geltenden Stimmen aus dem Ver-
einsrecht – im Ergebnis eine solche Möglichkeit bejahend: (mit einem aktienrechtlichen Wertungs-
vergleich) Burgard, S. 232 f., 428 ff.; aus rechtlicher Sicht wohl auch Mecking, in: Vergütungs-
studie 2014, 17–48 (32 f.), der allerdings aus Gründen der Flexibilität von einer solchen Fixierung 
abrät. Unklar Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 29, 159 ff.; Schiffer/Pruns/Schürmann, 
in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 3 Rn. 86, die sich aber zumindest für einen Satzungspassus zur Ver-
gütungshöhe aussprechen, sowie O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 442. Insofern weniger kri-
tisch als beim Verein, damit aber in seinem dessen ungeachteten Gleichlauf fragwürdig Reuter, 
npoR 2013, 41 (42 f.): „[...] die Begründung [des Anspruchs] unmittelbar durch die Satzung [ist] 
nicht schlechthin sachwidrig“. 
624 Zu diesen Normen siehe Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 103. Siehe etwa § 6 Abs. 4 
S. 3 NdsStiftG: „Art und Umfang der Dienstleistungen und der Vergütung [sind] vor Aufnahme 
der Tätigkeit schriftlich zu regeln“; ebenso § 6 Abs. 2 S. 3 BremStiftG, § 5 Abs. 2 S. 2 SaarlStiftG. 
625 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 170; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (104); mit 
Hinweis auf Art. 55 EGBGB: Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.21, 18.45 f., 18.55, 18.65; außerdem 
Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (13) mit Verweis auf Siegmund-Schultze, in: NdsStiftG9, § 6 Anm. 5. 
626 Siehe hierzu etwa Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.46. 
627 Siehe oben B.I.4.a.bb, S. 96 f. In diesem Punkt zustimmend Reuter, npoR 2013, 41 (43). 
628 Vgl. auch insofern bereits die obigen Ausführungen bei B.I.4.a.bb, S. 96. 
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kann.629 In etwaiger Ermangelung entsprechender Satzungsbestimmungen oder landesrecht-
licher Regelungen630 – insbesondere zur Geschäftsführung631 – greifen hier erneut die gesetz-
lichen Regelbestimmungen des bürgerlichen Rechts, sodass diese Rechtsbeziehung für den 
Vorstand durch Verweis von § 86 BGB in den § 27 Abs. 3, der wiederum in die §§ 664–670 
BGB verweist, auftragsähnlich und seit 1.1.2015 explizit unentgeltlich ausgestaltet ist.632 
Dabei steht ohnehin fest, dass der – konzeptionell für die Unentgeltlichkeit unschädliche – 
Aufwendungsvorschuss und -ersatz in § 669 f. BGB sich gerade nicht auf eine Vergütung 
erstreckt – wie auch immer diese bezeichnet sein mag. Er deckt lediglich den Aufwand ab, 
der nicht in Arbeitskraft oder -zeit besteht, und bietet insbesondere keinen Ersatz für entgan-
gene anderweitige Verdienstmöglichkeiten.633 Eine Vergütung verstößt gegen den unentgelt-
lichen Charakter des Auftragsverhältnisses und muss daher explizit in der Satzung festge-
schrieben sein, wodurch entsprechende Gesetzesbestimmungen gemäß § 86 BGB verdrängt 
werden.634 Umgekehrt ist es natürlich ebenso möglich, dass durch die Satzung selbst der An-
spruch auf Auslagenersatz abbedungen wird, sodass gar keine Ansprüche aus dem Gesetz 
bestehen.635 
bb. Landesstiftungsgesetze 
Neben den Regelungen des BGB beinhalten auch einige Landesstiftungsgesetze Ausführun-
gen zu möglichem Auslagenersatz für Vorstandsmitglieder.636 Dabei ist fraglich, ob diese rein 
deklaratorisch sind, oder tatsächlich einen eigenständigen Regelungsgehalt aufweisen. Dies 
ist schon ganz grundsätzlich in Bezug auf die Gesetzgebungskompetenz der Länder fragwür-
dig. Das Stiftungsrecht als in dieser Hinsicht Teil des bürgerlichen Rechts unterfällt gem. 
                                                             
629 Burgard, S. 392 f., 420 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 29 ff., 108 ff.; O. Werner, 
in: Werner/Saenger, Rn. 435. 
630 Backert, in: BeckOK-BGB43, § 86 Rn. 5. Zu – regelmäßig nur subsidiär zu Satzungsregelungen 
geltenden – Ausnahmen hiervon sogleich. 
631 Siehe hierzu bereits oben B.I.4.a.aa, S. 95. 
632 Insofern ergeben sich keine Unterschiede zum Verein, weshalb hierfür nach oben verwiesen wer-
den kann: A.II.1, S. 17 ff. Siehe auch Hüttemann, DB 2013, 774 (777). Ob diese Vorstandsrechte 
auch entsprechend für andere Organe und deren Mitglieder gelten, muss eine Auslegung der je-
weiligen Darlegungen zur Einrichtung des Organs für jeden Einzelfall gesondert ergeben. 
633 Siehe speziell zur Stiftung Burgard, S. 232 f., 429; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 29, 
159, 165; Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.16 f.; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 441. Ansons-
ten bereits oben A.II.1.a, S. 17 ff. 
634 Dazu, wie insoweit der Terminus der Ehrenamtlichkeit zu verstehen ist siehe speziellzur Stiftung 
Mecking, S&S 4/2009, 43 (44); Schütz/v. Zydowitz, npoR 2/2010, 37 (39) sowie allgemein oben 
A.II.3.d.bb, S. 67 ff. 
635 Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 102. Dies ist nach einer Studie aus dem Jahr 2014 
auch nicht unüblich, wonach nur 68,1 % der untersuchten Stiftungen – bei Aufwendungsersatz 
sogar nur 55,4 % – diesen Anspruch ihren nicht hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern gewähren: 
Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (75 f.). (bei Sandberg/Mecking, S. 39 waren es so-
gar nur 39,9 %). Teils wird in dem Zusammenhang sogar davon ausgegangen, dass eine gewisse 
Vermutung für einen generellen Verzicht auf Auslagenersatz durch den Organwalter selbst be-
steht, wenn die Aufgabe „ehrenamtlich“ übernommen wurde: dies., S. 23. 
636 So etwa § 6 Abs. 2 S. 2 BremStiftG, § 6 Abs. 4 S. 2 NdsStiftG, § 5 Abs. 2 S. 1 SaarlStiftG. Zum 
gänzlich verunglückten und damit in seiner Reichweite unklaren § 4 Abs. 6 SchlHolstStiftG siehe 
erschöpfend Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (13 f.). 
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Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG der konkurrierenden Gesetzgebung, wobei das Bundesrecht dem 
Landesrecht gegenüber gem. Art. 31 GG Geltungsvorrang hat. Dies ist nur dann nicht gege-
ben, wenn das Bundesrecht nur Teile der entsprechenden Rechtsmaterie regelt. Zwar gibt es, 
wie die Existenz der Landesstiftungsgesetze zeigt, durchaus von Bundesrecht nicht über-
formte Regelungsbereiche wie die Stiftungsaufsicht, gerade die zivilrechtliche Beziehung 
zwischen der Stiftung und ihren Organen hat der Bundesgesetzgeber prinzipiell aber mit ei-
nem Verweis in das Auftragsrecht entsprechend geschlossen geregelt. Unschädlich ist inso-
fern, dass bestimmte Belange nur dispositiv geregelt wurden. Diese Disposition soll nur dem 
Stifter, nicht aber dem Landesgesetzgeber zustehen. Hinzu kommt, dass in den einschlägigen 
Normen bis auf wenige637 – wohl als sprachliche Ungenauigkeiten zu klassifizierende – Ab-
weichungen lediglich ein abtrennbarer Bestandteil des § 670 BGB wiedergegeben wird, was 
auch gegen das Ziel einer darüber hinausgehenden Regelung spricht.638 Die Regelungen ha-
ben damit keine eigenständige Wirkung und sind als rein deklaratorisch einzustufen.639 
2. Vertraglicher Anspruch 
a. Anstellungsvertrag 
Grundsätzlich ergeben sich bei der Anstellung des Stiftungsvorstands wie auch bei Mitglie-
dern aller denkbaren anderen Gremien keine Unterschiede zur Anstellung von Vereinsvor-
ständen.640 Damit ist die Anstellung ein schuldrechtlicher Vertrag, der die rechtliche Bezie-
hung zwischen der juristischen und ihrer Organperson ausgestaltet, indem er insbesondere 
wechselseitige Leistungspflichten darlegt und gleichzeitig einen oder den Rechtsgrund für 
diese darstellt. In solch einem Zusammenhang können vielgestaltige Entgeltzahlungen ver-
einbart werden, regelmäßig als Austausch für eine Geschäftsbesorgung zugunsten der Stif-
tung, wodurch der Vertrag – außer bei vereinbarter Unentgeltlichkeit (dann §§ 662 ff. BGB) 
– den Charakter eines Dienstvertrags gem. §§ 611, 675 BGB hat.641 
                                                             
637 So sprechen einige etwa vom Ersatz „angemessener“ Auslagen und nicht von solchen, die der 
Vorstand „den Umständen nach für erforderlich halten darf“. Übersicht bei Roth, in: LandesStiftR, 
Rn. 18.5, 18.17. 
638 Eine Ausnahme bildet insofern nur § 4 Abs. 3 S. 1 BerlStiftG, der eine Vergütung aber nur für von 
der Aufsichtsbehörde eingesetzte Ersatzorgane ermöglicht. Siehe hierzu Roth, in: LandesStiftR, 
Rn. 18.39 ff. 
639 Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (14); Hüttemann/Rawert, ZIP 2002, 2019 (2022 f.); Roth, in: Lan-
desStiftR, Rn. 18.17, 18.44, 18.54, 18.64. 
640 Allgemein zur Anstellung speziell des Stiftungsvorstands vgl. Grambow, Rn. 793 ff., 800; Hof, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 159 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 14 ff.; 
Schiffer/Pruns/Schürmann, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 3 Rn. 89; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 
Rn. 16; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 6. Die Ausführungen zur Anstellung im Verein 
finden sich bei A.II.3, S. 28 ff. 
641 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 168; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (103). 
Dabei ist der Dienstleister regelmäßig nicht Arbeitnehmer, sodass ihm gewisse – aber nicht alle – 
entsprechende Schutzmechanismen verwehrt bleiben: Grambow, Rn. 794 f.; Lunk/Rawert, in: 
NPLY 2001, 91–106 (103 f.); Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 16. Zu sonstigem möglichem In-
halt eines Anstellungsvertrages für Stiftungsvorstände siehe Burgard, S. 444; Grambow, 
Rn. 803 ff. 
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aa. Begründung des Anspruchs 
Die Kompetenz und Zuständigkeit für den Abschluss – wie auch die Kündigung642 – eines 
Anstellungsvertrags fällt im Zweifel mit derjenigen für die Bestellung zusammen, welche 
prinzipiell in der Satzung geregelt sein dürfte.643 Folglich liegt die Kompetenz hierfür im Re-
gelfall beim Vorstand selbst, ansonsten typischerweise bei einem etwaigen echten Kreations-
organ. Dabei ist zu beachten, dass in einigen Bundesländern zumindest eine Anzeige-, wenn 
nicht Genehmigungspflicht für Verträge der Stiftung mit Mitgliedern ihrer Organe besteht.644 
In der konkreten inhaltlichen Ausgestaltung des Vertrages sind die Beteiligten weitgehend 
frei. Einzige Vorgabe ist, dass der Vertrag nicht der Stiftungsverfassung, im Speziellen dem 
Stiftungszweck, zuwiderlaufen darf.645 Teilweise werden die Vertragsbestandteile zu einem 
besseren Verständnis gedanklich in amtsbezogene und individualrechtliche Bestimmungen 
unterteilt.646 Fehlen explizite Ausführungen zu einer Vorstandsvergütung im Vertrag, ist auch 
die Möglichkeit einer Ergänzung nach § 612 BGB zu bedenken.647 Bei dieser Prüfung wird 
so automatisch berücksichtigt, was bei der Festlegung von Vergütungsstrukturen – zunächst 
unabhängig von der gemeinnützigkeitsrechtlichen Betrachtung – auch zu berücksichtigen ist, 
                                                             
642 Ders., Rn. 823 f. 
643 Siehe bereits oben B.I.4.a.bb, S. 96 ff. Auch insofern ergeben sich keine wesentlichen Unter-
schiede zum Verein – mit Ausnahme des Fehlens einer gesetzlichen Kompetenzregelung entspre-
chend § 27 Abs. 1 BGB. Vgl. demnach zum Verein A.II.3.b.aa, S. 31. Speziell zur Stiftung siehe 
Grambow, Rn. 797; Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (95); Mecking, S&S 4/2009, 43 (44); 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 68; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 16. Interes-
sant ist, dass dies dazu führen kann, dass insbesondere bei der Erstanstellung nach Gründung einer 
Stiftung diese Kompetenz beim Stifter selbst liegen kann, auch wenn dieser danach keinem Organ 
der Stiftung angehört; vgl. hierzu Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (97). 
644 So etwa Art. 19 Nr. 3 BayStiftG; § 13 Abs. 1 Nr. 4 BWStiftG. Ob diese Vorbehalte von ihrer 
Rechtsnatur her die Vertretungsmacht des Vorstands beschränken oder lediglich seine Geschäfts-
führungsbefugnis, im Endeffekt also die Frage, ob dies eine Auswirkung auf die zivilrechtliche 
Wirksamkeit des Vertrages hat, ist umstritten. Siehe hierzu umfassend: Burgard, S. 242 ff. 
645 Ders., S. 442 f.; Grambow, Rn. 798; Mecking, S&S 4/2009, 43 (44). 
646 Genaueres bei Burgard, S. 442 f. 
647 Hierzu siehe bereits oben A.II.3.b.cc, S. 34 ff. Dabei ist allerdings – in (insofern relevanter) tat-
sächlicher Hinsicht – zu berücksichtigen, dass nur ein sehr geringer Anteil aller Stiftungsvorstände 
tatsächlich eine Vergütung erhält. Nach einer Studie aus dem Jahr 2014 war das bei nur 15,4 % 
der „ehren-“ oder nebenamtlichen Vorstände der Fall, während nur etwa ein Drittel aller erfassten 
Stiftungen überhaupt hauptamtliche Vorstände aufzuweisen hatte: Sandberg, in: Vergütungsstudie 
2014, 49–139 (64, 77) (bei Sandberg/Mecking, S. 38 f. waren es noch 24,7 % der hauptamtlichen 
Vorstandsmitglieder bei lediglich einem Zehntel der Stiftungen). Dort finden sich auch Ausfüh-
rungen zu durchschnittlichen Vergütungshöhen und -arten, wobei zu beachten ist, dass jeweils 
noch zwischen Vorstandsmitgliedern und Geschäftsführern differenziert wird. Dies schließt natür-
lich die Feststellung der Übereinstimmung mit einer gewissen Üblichkeit nicht dem Grunde nach 
aus, insbesondere überdurchschnittliche Größe und operatives Agieren der Stiftung, noch mehr 
aber eine zeitliche Beanspruchung des Vorstands von nicht lediglich nebentätigem Umfang kön-
nen für eine stillschweigende Vereinbarung sprechen. So im Ergebnis auch Grambow, Rn. 800 
i.V.m. Rn. 222 ff. Nach einer anderen Studie waren 1998 allerdings knapp 40 % der bei Stiftungen 
Beschäftigten – wobei dies natürlich nichts über eine Organstellung aussagt – hauptamtlich be-
schäftigt: Zimmer/Priller, S. 92, wobei bereits damals ein Rückgang der Vollzeitbeschäftigung 
prognostiziert wurde: dies., S. 95 ff. 
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nämlich dass die Vergütung nur in angemessener Höhe erfolgen darf.648 Landesrechtliche 
Formerfordernisse haben indes keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines Anstellungsver-
trags.649 
bb. Beendigung des Anspruchs 
Der Anspruch endet mit Wirksamwerden der einseitigen Kündigung bzw. beidseitigen Auf-
hebung des Anstellungsvertrags, oder mit Ablauf einer etwaigen Befristung.650 Die Kündi-
gung des Anstellungsvertrags ist grundsätzlich isoliert von der Bestellung und ihrem Wider-
ruf zu betrachten, sodass dieser prinzipiell bestehen bleibt, selbst im Falle der Beendigung 
der Bestellung durch Amtsniederlegung.651  Allerdings kann in beide Richtungen auch die 
Beendigung des jeweils zweiten Rechtsverhältnisses konkludent enthalten sein, wobei für 
eine Wirksamkeit auch die sonstigen Anforderungen – die sich insofern, nicht nur aufgrund 
der §§ 620 ff. BGB, gerade unterscheiden können – erfüllt sein müssen, insbesondere die 
Einhhaltung etwaiger Fristen.652 Besondere Probleme bestehen hierbei, wenn die Abberufung 
durch Aufsichtsmaßnahmen erfolgt.653 Eine neben die Abberufungskompetenz tretende Kom-
petenz zur eigenhändigen Beendigung eines privatrechtlichen Vertrags zwischen zwei frem-
den Parteien wird regelmäßig die Ermächtigungsgrundlage der Landesbehörde überstei-
gen.654 
                                                             
648 Beim eingetragenen Verein ergibt sich dies aus der ideellen Eigenart (siehe schon A.II.3.b.cc(2), 
S. 35), bei der Stiftung aus den besonderen Vermögensverwaltungs- und sonstigen Treuepflichten 
der Organwalter. Oftmals wird die Angemessenheit sich dabei an den (erwartbaren) Erträgen der 
Stiftung orientieren müssen, bzw. hierzu in gewisser Relation stehen. Siehe hierzu Burgard, 
S. 540 f.; Grambow, Rn. 801; Herfurth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22; dies., S&S 2/2000, 17; Hof, 
in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 164; Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.20 f.; Schwintek, 
S. 150 ff.; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 442. 
649 Siehe hierzu bereits oben B.II.1.a, S. 101. 
650 Grambow, Rn. 819 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 177 ff.; Hüttemann/Rawert, in: 
Staudinger2017, § 86 Rn. 9 f.; Schwintek, S. 376; O. Werner, in: Werner/Saenger, Rn. 437 ff. 
651 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 Rn. 9 f., 16; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 
Rn. 10 f.; a.A. Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 177. 
652 Burgard, S. 405 f.; Grambow, Rn. 792. Weiter geht Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 
Rn. 177, 185, der dies grundsätzlich als verbunden ansieht (siehe soeben). Zu Kündigungsfrist 
und -grund bei einer außerordentlichen Kündigung des Vorstands einer Stiftung (des öffentlichen 
Rechts) siehe LG Saarbrücken, Urteil v. 23.7.2015 (4 O 346/11), NZBau 2016, 116–126 
(Rz. 170 ff., 175 ff. [juris]), rkr.; dazu Theuffel-Werhahn, SB 2015, 205 (207 f.). 
653 Siehe hierzu bereits oben B.I.4.a.bb, S. 96. 
654 Lunk/Rawert, in: NPLY 2001, 91–106 (101); Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 10. Aller-
dings wird die Behörde auch die zuständigen Organe auffordern können, selbständig Abhilfe zu 
schaffen, zumal die Abberufung von Länderseite ohnehin nur in Betracht kommt, wenn in der 
anvisierten Person schwerwiegende Gründe gegeben sind, wie sie auch im Rahmen des § 626 BGB 




b. Vereinbarkeit mit der Stiftungsverfassung 
aa. Notwendigkeit einer Verankerung in der Satzung 
Zum wirksamen Abschluss eines solchen Anstellungsvertrags ist es indes notwendig, dass 
das die Stiftung vertretende Organ innerhalb seiner Kompetenzen handelt.655 Insofern wird 
erneut relevant, ob die Stiftungsverfassung eine entgeltliche Tätigkeit von Organmitgliedern 
vorsieht oder nicht. Zwar gilt auch in der Stiftung, wie gerade dargestellt, der grundsätzliche 
Verweis ins Auftragsrecht sowie seit dem 1.1.2015 auch die prinzipielle Unentgeltlichkeit 
des § 27 Abs. 3 Satz 2 BGB.656 Anders als im Vereinsrecht kann es aber – mangels Verweis 
des § 86 auch auf § 40 BGB657 – bei dieser keinen zwingenden Satzungsvorbehalt allein aus 
der Sache heraus geben.658 Ein entsprechender Satzungsvorbehalt kann auch nicht mit zivil-
rechtlicher Wirkung durch etwaige landesrechtliche Vorschriften begründet werden.659 
Selbstredend kann die Stiftungssatzung Regelungen zum Abschluss von Anstellungsverträ-
gen beinhalten, die dann auch für die zuständigen Organe bindend wären, unter Umständen 
sogar, indem sie die Vertretungsmacht insoweit beschränken.660 
Damit wäre bei Fehlen einer solchen expliziten Regelung grundsätzlich in den Grenzen der 
Ausübung pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der allgemeinen Geschäftsführung das An-
stellungsorgan zu einer Entscheidung für eine Vergütung – und damit einer Abweichung vom 
gesetzlichen Regelfall – befugt. Dabei ist das Stiftungsgeschäft als Ganzes neben der aus ihm 
hervorgegangenen Satzung Auslegungsquelle für die Identifikation des konkludenten Stifter-
willens in der Hinsicht.661 Grenze hierfür könnte lediglich der Vorbehalt sein, der gemeinhin 
in § 85 BGB hineingelesen wird, also der Vorbehalt der Regelung von „identitätsbestimmen-
den Grundentscheidungen“ allein im Stiftungsgeschäft.662 Abgesehen davon, dass es aus 
Gründen der Rechtssicherheit ratsam wäre, dies tatsächlich explizit in die Stiftungsverfassung 
einfließen zu lassen, dürfte es wohl letztendlich dennoch nicht im Wege stehen. 
Ob der Umfang der Tätigkeit einer Stiftung nur noch hauptberufliche Betätigung zulässt, ist 
zunächst einmal im Zuge der Vermögensausstattung oder der Art der (operativen) Zweckver-
folgung durch den Stifter selbst jedenfalls mittelbar – und sei es nur durch Auswirkungen auf 
                                                             
655 Inwieweit sich dies durch eine Beschränkung der Vertretungsmacht auf die materielle Wirksam-
keit des Vertrags auswirkt, oder lediglich die Verletzung einer Geschäftsführungspflicht des han-
delnden Organs begründet, siehe bereits oben A.II.3.f.aa, S. 75. 
656 Siehe für die Stiftung nur Hüttemann, DB 2013, 774 (777). 
657 Kritisch zu diesem Argument, indem er zwischen den beiden Normen ein Verhältnis der Speziali-
tät sieht, die einen Verweis absurd erscheinen lässt Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (15); ähnlich: 
Reuter, in: MüKo-BGB6, § 86 Rn. 6. 
658 Dazu, dass dies aus der mitgliedslosen Eigenart der Stiftung auch wenig sinnvoll wäre, siehe an-
schaulich Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207, 1209). Im Einzelnen sind diese Fragen aber spätes-
tens seit dem Ehrenamtsstärkungsgesetz umstritten. Siehe hierzu sogleich. 
659 Siehe hierzu nur Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (13 f.); Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.64. 
660 Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 6; jedenfalls Bindung im Innenverhältnis und u.U. auch 
Beschränkung der Vertretungsmacht: Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207). 
661 Ders., DB 2009, 1205 (1207); Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.19; Schütz/v. Zydowitz, npoR 
2/2010, 37 (39). 
662 Siehe hierzu induktiv Backert, in: BeckOK-BGB43, § 85 Rn. 1; Hüttemann/Rawert, in: Staudin-
ger2017, § 85 Rn. 2 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 1 ff. 
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die Prüfung nach § 612 Abs. 1 BGB – beeinflussbar. Ändert sich dies später, indem beispiels-
weise eine zunächst kleine Stiftung durch Zustiftungen ein Vermögen erlangt, das eine haupt-
amtliche Verwaltung erfordert, stellt dies aber wohl keine Identitätsänderung dar, weil mög-
lich ist, dass es sich auf die Fördertätigkeit ausschließlich quantitativ auswirkt. Auf diese 
veränderten Administrationsumstände muss das geschäftsführende Organ entsprechend rea-
gieren dürfen, sofern es dem objektivierten – zumindest konkludenten – Stifterwillen nicht 
widerspricht.663 
Fraglich ist allerdings, ob diese Darstellung durch die Änderungen des Ehrenamtsstärkungs-
gesetzes überholt ist. Das wäre der Fall, wenn nun auch für die Stiftung die prinzipielle Un-
entgeltlichkeit dergestalt festgelegt wurde, dass sie sich nur durch explizit anderslautende 
Satzungsbestimmungen abbedingen ließe. Der Gesetzgeber scheint hiervon auszugehen, 
wenn er in Bezug auf die lange Übergangsfrist bis zum Inkrafttreten Anfang 2015 feststellt, 
dass Vereine und Stiftungen gleichermaßen „satzungsmäßige Voraussetzungen“ schaffen 
müssen.664 Dementsprechend gehen die meisten Stimmen in der Literatur nunmehr davon aus, 
dass auch bei der Stiftung die Möglichkeit entgeltlicher Organtätigkeit explizit in der Satzung 
eröffnet werden muss.665 Dies erscheint allerdings – wenn auch aus Gründen der Rechtssi-
cherheit in hohem Maße ratsam – nicht rechtlich zwingend. An der zuvor vorherrschenden 
Auffassung des insofern beschränkten Verweises des § 86 BGB hat sich durch die Geset-
zesanpassung nichts geändert.666 Es tritt zwar zutage, dass der Gesetzgeber stillschweigend 
von der Gültigkeit des § 40 auch für die Stiftung ausgeht, dann hätte er sich aber in der Ge-
setzesbegründung eingehender mit der Literaturmeinung auseinandersetzen oder die Verwei-
sung des § 86 ebenso „klarstellend“ ausweiten bzw. verbessern können. 
                                                             
663 Damit im Ergebnis für die Möglichkeit einer Vergütungsvereinbarung seitens der Geschäftsfüh-
rung Brouwer, BB 2010, 865 (866); Hüttemann, DB 2009, 1205 (1207); Lunk/Rawert, in: NPLY 
2001, 91–106 (92); Mecking, S&S 4/2009, 43 (44); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (24); 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 103; Roth, in: LandesStiftR, Rn. 18.19; 
Schütz/v. Zydowitz, npoR 2/2010, 37 (39); wohl auch Schwintek, S. 375; im Ergebnis ebenso, 
wenn auch kritisch in Bezug auf die Begründung: Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (15); ähnlich Wei-
temeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 6. Kritischer (Vergütung als Grundentscheidung und damit 
höchstens bei konkludentem Willen des Stifters hierzu) Burgard, S. 224; Grambow, Rn. 754, 793. 
A.A. etwa D. J. Fischer, jurisPR-SteuerR 08/2012, Anm. 1 (B. VII.); sowie J. Weber, NWB 
29/2009, 2226 (2229 f.) in Anlehnung an den (zwischenzeitlichen Stand des) AEAO Nr. 24 zu 
§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO. Im Grunde kommt es hier erneut zum Schwur, ob das Fehlen einer expliziten 
Regelung eine Unentgeltlichkeit impliziert oder nicht. In dem Kontext ist auch das BMF-Schreiben 
v. 14.10.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), BStBl I 2009, 1318 interessant, das sich entgegen der 
vorhergehenden Schreiben auch der zweiten Ansicht anschließt. 
664 Der gesamte Wortlaut lautet „Damit Vereine und Stiftungen, die ihren Vorstandsmitgliedern eine 
Vergütung gewähren wollen, aber deren Satzung die Vergütungsmöglichkeit noch nicht vorsieht, 
die satzungsmäßigen Voraussetzungen schaffen können, [...]“, BT-Drs. 17/12123, 23 zu Artikel 12 
(Absatz 4). Dabei wird auch gesamtheitlich Bezug auf § 40 Satz 1 Satz 1 (sic) BGB genommen. 
665 Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80 (77); Ellenberger, in: Palandt77, § 86 Rn. 1; Hof, in: v. Cam-
penhausen/Richter4, § 8 Rn. 159, 163; Hüttemann, DB 2013, 774 (777); Reuter, npoR 2013, 41 
(42); Ritter, StiftungsBrief 2013, 84 (85); Saenger/Al-Wraikat, ZStV 2013, 128 (129); wohl auch 
Graffe, in: NPLY 2012/2013, 159–173 (171). 
666 Anders nur Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80 (77 f.), der schon vormals (vgl. ders., in: FS Reu-
ter, 3–16 [14 f.]) der Argumentation in Bezug auf § 86 BGB kritisch gegenüberstand und mit der 
geänderten Rechtslage jetzt auch ein Satzungserfordernis für gegeben ansieht (diese Regelung aber 
nicht unkritisch betrachtet: ders., in: NPLY 2012/2013, 63–80 [78]). 
B. Stiftung 
109 
bb. Besonderheiten bei der Durchführung einer notwendigen Satzungsänderung 
Folgt man der Ansicht, dass die Verankerung einer Organvergütung in der Stiftungssatzung 
zwingend erforderlich ist, und fehlt ein entsprechender Hinweis in der Satzung, stellt sich die 
Frage, in welchem Rahmen eine solche Änderung überhaupt möglich ist. Beim Erfordernis 
einer expliziten Regelung käme erschwerend hinzu, dass das Werkzeug der Auslegung den – 
gerade aus den mit einer Änderung verbundenen Schwierigkeiten heraus – oftmals sehr weich 
und allgemein gehaltenen Formulierungen regelmäßig nicht beikommen dürfte.667 
Anders als in den typischen Körperschaften fehlt es in der Stiftung konzeptionell an einem 
autonomen Organ, das in der Lage wäre, die Satzung nach seinen Vorstellungen zu verändern. 
Träger der Autonomie ist prinzipiell allein der Stifterwille im Zeitpunkt des Stiftungsge-
schäfts.668 Aus diesem, beziehungsweise aus seiner Ausprägung als Stiftungszweck, müssen 
sich alle späteren Satzungsänderungen rechtfertigen. Daher sind diese prinzipiell nur mög-
lich, wenn dies die Stiftungsverfassung vorsieht, konkreter also, wenn und soweit die Satzung 
selbst oder das Gesetz diese ermöglichen.669 
(1) Änderungen gem. § 87 BGB 
Eine allgemeingültige gesetzliche Regelung stellt § 87 BGB dar.670 Hiernach ist die Auf-
sichtsbehörde gem. Abs. 2 S. 2 der Vorschrift befugt, die Verfassung – also vornehmlich die 
Satzung – der Stiftung zu verändern, wenn eine Zweckumwandlung dies erfordert.671 Die 
Voraussetzungen letzterer definiert Abs. 1 als Unmöglichwerdung der Zweckerfüllung oder 
eine Gemeinwohlgefährdung seitens der Stiftung.672 In diesem Zusammenhang wäre die Be-
hörde neben der Zweckänderung sogar zur Aufhebung der Stiftung befähigt. 
Sowohl die Voraussetzungen als auch die zugehörigen Abhilfemaßnahmen gehen allerdings 
im konkreten Kontext einer Vergütungsgestaltung fehl. Weder liegt regelmäßig eine Unmög-
lichkeit der Zweckverfolgung – außer in Fällen exorbitanter Gehaltsexzesse – geschweige 
denn eine Gemeinwohlgefährdung vor, wenn Vorstandsmitglieder und ihre Tätigkeit in un-
rechtmäßiger Weise und Höhe vergütet werden. An einer derartigen Unmöglichkeit würde 
indessen eine Satzungsänderung – sofern man solche Zahlungen überhaupt legitimieren kann 
– rein gar nichts ändern, weil danach erst recht keine Mittel für eine Erfüllung zur Verfügung 
                                                             
667 Vgl. zur Auslegung als Mittel zur Reaktion auf veränderte Umstände Werner, ZStV 2012 189 
(189 f.). 
668 Zu dieser – trotz anderweitiger Bestrebungen in jüngster Zeit – ungeschmälerten Tradition des 
Bürgerlichen Rechts siehe Reuter, Die Stiftung 4 (2010), 49–67 (52). 
669 Burgard, S. 332 f.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 211 ff.; Schauhoff, in: Hdb Ge-
meinnützigkeit3, § 3 Rn. 75; Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 89; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, 
§ 85 Rn. 7, 12; Werner, ZStV 2012, 189 (189). 
670 Vgl. hierzu allgemein Burgard, S. 385 ff., 623 f.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 
Rn. 307 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 87 Rn. 1 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, 
§ 87 Rn. 6 ff. 
671 Nach richtiger Auffassung ist sie hierzu nicht nur befugt, sondern unter Umständen auch verpflich-
tet. Siehe Burgard, S. 624; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 368; Hüttemann/Rawert, 
in: Staudinger2017, § 87 Rn. 2. 
672 Genauer zu diesen Tatbestandsmerkmalen siehe nur Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 87 
Rn. 5 ff. 
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stünden, wenn die Vergütungsleistungen auch noch rechtmäßig erfolgten. Damit passen we-
der die Voraussetzungen noch die daraus resultierenden Maßnahmen zu der hier zu betrach-
tenden Konstellation.673 Hinzu kommt, dass diese Regelungen nach richtiger Ansicht nur sub-
sidiär zu stiftungseigenen Satzungsregelungen und darauf basierenden Maßnahmen seitens 
der Organe anwendbar sind, weswegen deren Betrachtung hier vorrangig ist.674 
(2) Die stiftungsinhärente Satzungsänderung 
Eine Satzungsänderung, die von den Organen der Stiftung selbst durchgeführt wird, ist nur 
möglich, wenn dies in Einklang mit der Stiftungsverfassung, vorrangig der Satzung und den 
gesetzlichen Bestimmungen geschieht.675 
Die Existenz und Reichweite der Regelungen zu Satzungsänderungen durch Stiftungsorgane, 
die nicht den Stiftungszweck selbst berühren – diese Differenzierung liegt auch schon § 87 
Abs. 2 S. 2 BGB zugrunde –, ist leidlich umstritten. Einige Stimmen versuchen, in Ermange-
lung expliziter Regelungen, diese Kompetenz aus Regelungskomplexen des BGB abzuleiten, 
etwa indem sie auf das Auftragsrecht (im Speziellen § 665) verweisen oder für das Stiftungs-
geschäft die Grundsätze des Wegfalls der Geschäftsgrundlage gem. § 313 BGB heranzie-
hen.676 Dabei herrscht eigentlich insofern Konsens, als die Stiftungsorgane nicht nur berech-
tigt, sondern unter Umständen als Teil ihrer Organpflichten sogar verpflichtet sind, die Stif-
tung und damit ihre Satzung an veränderte Umstände anzupassen und somit die Durchsetzung 
des Stifterwillens im Wandel der Zeiten sicherzustellen. Streitig sind insoweit nur die (logisch 
notwendigen) Rechtsgrundlagen und die mit ihnen verbundenen tatbestandlichen Vorausset-
                                                             
673 Anders sieht das für den Fall aus, dass ursprünglich unentgeltliche Tätigkeit wegen gesteigerter 
Größe der Stiftung nicht mehr möglich ist, es also einer hauptamtlichen (Vermögens-) Verwaltung 
bedarf. Dann stellt sich allerdings die Frage, ob von den Rechtsfolgen auch Maßnahmen unterhalb 
der Zweckänderung (erst recht) gedeckt sind. 
674 Burgard, S. 623 f.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 87 Rn. 20 f., 17; Suerbaum, in: 
S/S/S/P2, C. Rn. 108. Ersterer weist allerdings darauf hin, dass § 87 BGB nicht abschließend ist 
und daher a maiore ad minus auch einfache Satzungsänderungen in den Kompetenzbereich der 
Behörde fallen, wie einige Landesgesetzgeber – vgl. nur § 6 Satz 2 BWStiftG – auch normiert 
haben, was mangels abschließender Regelung auch verfassungskonform sei: Burgard, S. 386 f. 
A.A. aber Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 312; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 87 
Rn. 5 (anders wohl noch – entwickelt als Ausfluss der Verhältnismäßigkeit – Reuter, in: MüKo-
BGB5, § 87 Rn. 11). Selbst wenn man eine entsprechende Kompetenz bejaht, wäre sie ebenfalls 
subsidiär zu stiftungseigenen Bestrebungen und nebenbei kaum vorstellbar, dass bei der Fülle an 
notwendigen Änderungen die Aufsichtsbehörden Kapazitäten für derartige Initiativen hätten. 
675 Grundlegend hierzu Burgard, S. 332 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 211 ff., § 7 
Rn. 135 ff.; Muscheler, S. 277 ff., 293 ff.; Reuter, Die Stiftung 4 (2010), 49–67 (50 ff.); Schif-
fer/Pruns, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 4 Rn. 57 ff.; Werner, ZStV 2012, 189. Zu aktuellen Re-
formbestrebungen siehe nur Winkler, ZStV 2017, 165 (170 ff.). 
676 Für § 665 (über § 27 Abs. 3 i.V.m. § 86): Burgard, S. 335 ff. Für § 313 BGB: Happ, S. 147 ff. und 
– wenn auch mit Einschränkungen aufgrund der Einseitigkeit des Rechtsgeschäfts und nur für sol-
che Änderungen, die Satzungsbestandteile mit Verfassungscharakter berühren – Reuter, Die Stif-
tung 4 (2010), 49–67 (65); Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 7. Teilweise wird auch eine 
stiftungsrechtliche Lösung sui generis propagiert: Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 
Rn. 19; sowie (für Änderungen von Satzungsbestandteilen ohne Verfassungscharakter) Reuter, 
Die Stiftung 4 (2010), 49–67 (64 f.). 
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zungen sowie die genauen Rechtsfolgen, regelmäßig also die Reichweite einer entsprechen-
den Änderungskompetenz oder Plicht.677 Allerdings lässt sich als kleinster gemeinsamer Nen-
ner wohl das Vorliegen einer wesentlichen Veränderung der Verhältnisse seit der Stiftungs-
errichtung sowie eine Vereinbarkeit mit dem objektiven Stifterwillen festhalten.678 Ferner ist 
streitig, ob entsprechende – oder auf dem Gebiet entsprechender Regelungsmaterie abgewan-
delt ausgestaltete – Vorschriften in den Landesstiftungsgesetzen eine Ergänzung nicht ab-
schließender Bundesgesetzgebung auf diesem Gebiet darstellen, oder eine gesetzgeberische 
Kompetenzüberschreitung, die zur Unwirksamkeit der Regelungen führt.679 
Es erscheint zunächst befremdlich, wenn klare Normen – wenn auch auf verschiedenen föde-
ralen Ebenen – durch ungeschriebene Grundsätze ersetzt werden, mit denen Protagonisten 
bei Aufsichtsbehörden vorstellig werden sollen, um eine Genehmigung zu erwirken.680 Eine 
Lösung dieses Streits wäre indes entbehrlich, wenn die Vorgaben der einschlägigen landes-
rechtlichen Normen für die konkrete Frage der Vergütung den Anforderungen entsprächen, 
die die Befürworter einer (ungeschriebenen) Rechtsgrundlage im BGB ebenso stellen. 
Aufgrund der Vielzahl von landesrechtlichen Bestimmungen681 und deren Änderungen sowie 
den vollständig individualisierten Satzungsregelungen ist es nicht möglich, allgemeingültige 
Aussagen zu den spezifischen Voraussetzungen zu treffen. Einige Muster in den jeweiligen 
Vorgaben lassen sich allerdings erkennen und kategorisieren. 
(a) Formelle Anforderungen 
Die Änderung erfolgt formell aufgrund eines Beschlusses des zuständigen Organs.682 Proble-
matisch ist insofern zu aller vorderst die Zuständigkeit, da der Stiftung aus dargelegten Grün-
den eine Vorschrift wie § 33 BGB und damit ein nach dem gesetzlichen Regelfall zuständiges 
                                                             
677 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 212; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 
Rn. 17 ff.; Reuter, Die Stiftung 4 (2010), 49–67 (64 f.); Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 
Rn. 7 f. 
678 BGH, Urteil v. 22.1.1987 (III ZR 26/85) BGHZ 99, 344 (348) (=NJW 1987, 2364); Burgard, 
S. 335 ff.; Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 6 Rn. 225, § 7 Rn. 135 ff.; Hüttemann/Rawert, in: 
Staudinger2017, § 85 Rn. 19 ff.; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 7 f. 
679 Zu den kompetenzrechtlichen Grundlagen siehe schon oben B.II.1.b.bb, S. 103. Damit im Ergebnis 
für eine mögliche Ergänzung: Burgard, S. 358 f.; v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.18 ff.; Hof, 
in: v. Campenhausen/Richter4, § 7 Rn. 136 f.; Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 92; Schwintek, 
S. 146; Wiese, in: Erman15, § 85 Rn. 1. A.A. (vor allem historisch argumentiert) Hüttemann/Ra-
wert, in: Staudinger2017, § 85 Rn. 28. Happ, S. 138 ff. hält § 87 BGB zwar für abschließend, aller-
dings nur in Bezug auf Zweckänderungen und dürfte die Frage der Organvergütung wohl mangels 
mittelbarem Bezug zur Zweckverwirklichung als einfache Satzungsänderung hiervon ausnehmen; 
vgl. dies., S. 87. Auch Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 4 f. beschränkt – in Übernahme der 
Ausführungen von Reuter in der Vorauflage (anders noch Reuter, Die Stiftung 4 (2010), 49–67 
[52 f.]) – ihre Kritik auf solche Landesvorschriften, die die Zweckänderung betreffen und lässt 
sonstige Satzungsänderung unter Umständen zu (Rn. 7 f.). 
680 Ähnlich auch v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.21. 
681 Diese beinhalten dabei nicht nur nach ihrem Selbstverständnis als Modifikation der §§ 80 ff. BGB 
zivilrechtliche Wirkungen und gehen insofern über bloße öffentlich-rechtliche Genehmigungser-
fordernisse hinaus. 
682 Zum Entscheidungsverfahren siehe allgemein Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 8 Rn. 197 ff.; 
v. Rotenhan, in: Strachwitz/Mercker, S. 263; Stumpf, in: S/S/S/P2, B. § 86 Rn. 17 ff. 
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Organ fehlt.683 In der Satzung sollten sich also entsprechende Festlegungen finden, welches 
Organ für eine Satzungsänderung zuständig sein soll und welche Mehrheitsverhältnisse zur 
Beschlussfassung vorliegen müssen; in Bezug auf den Vorstand kann für letzteres subsidiär 
§ 86 i.V.m. § 28 BGB greifen, auch die einschlägigen Landesstiftungsgesetze verweisen auf 
den Stiftungsvorstand. Bezüglich der Beschlussfassung müssen weiterhin die üblichen For-
malia wie eine ordnungsgemäße Information der Organmitglieder – etwa im Zuge einer recht-
zeitigen Ladung – erfüllt sein. Schließlich bedürfen die Änderungen noch der Genehmigung 
durch die Stiftungsbehörde.684 Diese ist durch einen formlosen Antrag unter Beifügung aller 
wesentlichen Dokumente bei der Behörde zu erwirken, wobei diese aber weiterhin auf eine 
reine Rechtsaufsicht beschränkt bleibt und somit nicht in der Lage ist, die Genehmigung etwa 
wegen Unzweckmäßigkeit der gewünschten Änderung zu versagen, wenn nur die (materiel-
len) Voraussetzungen wie folgt vorliegen.685 
(b) Materielle Anforderungen 
Die einzelnen Voraussetzungen für und inhaltlichen Anforderungen an Satzungsänderungen 
sind in den jeweiligen Landesstiftungsgesetzen sehr unterschiedlich geregelt. Aus Rücksicht 
auf die Stifterautonomie können diese nur subsidiär zu entsprechenden (Satzungs-) Regelun-
gen durch den Stifter selbst gelten, zu denen hier aufgrund ihrer Spezifität keine Ausführun-
gen erfolgen können.686 Sollten solche hingegen fehlen oder an relevanten Stellen lückenhaft 
sein, so greifen die landesrechtlichen Vorgaben, bei denen sich trotz der auch dort vorherr-
schenden Diversität einige Grundstrukturen ausmachen lassen. 
Die Vorschriften einiger Landesstiftungsgesetze unterscheiden schon die Voraussetzungen 
für eine mögliche Satzungsänderung nach deren Inhalt anhand der beabsichtigten Bedeutung 
der Veränderung für die Stiftungsverfassung. Je tiefgreifender der Eingriff, desto höher sind 
die Anforderungen, die an die Umstände der Änderung gestellt werden, damit diese wirksam 
ist und die zuständige Behörde sie anerkennt. Sie reichen von einer Einstufung als bloße re-
daktionelle Änderung der Satzung, über sog. „einfache“ Satzungsänderungen bis hin zu § 87 
                                                             
683 Interessant ist insofern der Vergleich zu § 33 Abs. 2 BGB. 
684 Eine Ausnahme stellt § 5 Abs. 1 StiftG NRW dar, nach dem bei nicht wesentlichen Veränderungen 
in Bezug auf Stiftungszweck und -organisation eine bloße Unterrichtung ausreicht. Einige Lan-
desgesetze fordern auch eine Einbeziehung des etwaigen noch lebenden Stifters: vgl. v. Hippel, 
in: LandesStiftR, Rn. 24.10 f., 24.17; Muscheler, in: GS Walz, 451–464 (461 f.); Suerbaum, in: 
S/S/S/P2, C. Rn. 98; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 87 Rn. 19. Zu den formellen Voraussetzun-
gen siehe genauer Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 87 Rn. 25; Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. 
Rn. 98; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 76; Werner, ZStV 2012, 189 (192). Zu 
allen länderspezifischen Besonderheiten erschöpfend: v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.10 ff. 
685 Hierzu, sowie zum Prüfverfahren Burgard, S. 383 f. Dabei kann eine Genehmigung nicht die zi-
vilrechtliche Unwirksamkeit der Änderung mangels Kompetenz überwinden, die insofern isoliert 
zu bewerten ist: ders., S. 342; Suerbaum, in: S/S/S/P 2, C. Rn. 106 f.; Weitemeyer, in: MüKo-
BGB7, § 85 Rn. 7; mit Verweis auf BGH, Urteil v. 26.4.1976 (III ZR 21/74) WM 1976, 869–873 
(871). 
686 Zum Spielraum, der dem Stifter hier bei seinen Gestaltungen offensteht, siehe v. Hippel, in: Lan-
desStiftR, Rn. 24.22 ff.; Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 Rn. 32; Saenger, ZStV 2012, 
94 (98 ff.); Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 93 f.; Stürner, S. 257. 
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BGB (2. Hs. Alt. 1) entsprechenden Zweckänderungen.687 Man kann hierin auch den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit erblicken.688 
(aa)  Redaktionelle Änderungen 
Regelmäßig ausgenommen von den besonderen Anforderungen sind Änderungen, die rein 
redaktioneller Art sind, also solche, die rein textlich-sprachliche, aber keine die Stiftungsver-
fassung materiell beeinflussende inhaltliche Abwandlungen darstellen. Regelmäßig fallen 
hierunter bloße Änderungen der Formatierung oder Nummerierung, Beseitigung von Recht-
schreibfehlern oder unklaren Formulierungen. Gerade bei letzteren ist aber die Grenze zur 
Auslegung des Stifterwillens und zu inhaltlichen Eingriffen fließend.689 Im konkreten Fall der 
Organvergütung werden die Änderungen regelmäßig nicht mehr redaktioneller Natur sein, 
insbesondere, wenn sich vorher keine eindeutigen Ausführungen zu Geschäftsführungsum-
fang und -ausgestaltung finden. Lediglich falls die bisherige Formulierung einer „Ehrenamt-
lichkeit“ der Tätigkeit an den neuen Gesetzeswortlaut der Unentgeltlichkeit angepasst werden 
soll und auch die sonstigen Gestaltungen der Satzung sowie bisherige tatsächliche Handhabe 
einer Interpretation von „ehrenamtlich“ als „unentgeltlich“ nicht entgegenstehen, könnte da-
rin unter Umständen eine redaktionelle Änderung zu erblicken sein.690 
(bb)  „Einfache“ Satzungsänderungen 
Sollten die begehrten Änderungen die Stiftungsverfassung wirklich inhaltlich modifizieren, 
unterscheiden die meisten Stiftungsgesetze691 zwischen solchen, die den Stiftungszweck be-
rühren und solchen, die zwar die Organisation, also das Wie, nicht aber das Wofür, berüh-
ren.692 Zur genehmigungsfähigen Änderung der Satzung bedarf es zunächst eines oder meh-
rerer sachlicher beziehungsweise objektiver Gründe, also eines verifizierbaren Anlasses für 
selbige, und schließlich – mindestens von gleicher Wichtigkeit – darf der Stifterwille dieser 
                                                             
687 Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 99 ff.; Stürner, S. 256 ff. Oft wird hier auch in Bezug auf letztere 
beiden zwischen einfachen und qualifizierten Satzungsänderungen unterschieden: Burgard, 
S. 342; v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.9; vgl. auch allgemein Stürner, S. 253, 258 f. 
688 Burgard, S. 348. 
689 Werner, ZStV 2012, 189 (189). 
690 So wohl auch Stürner, S. 254; noch deutlicher sogar für die verändernde Festlegung der Höhe einer 
bereits zuvor eröffneten Vergütung ders., S. 266. 
691 Übersicht über die Landesgesetze, die dem gegenüber keine Privilegierung für einfache Satzungs-
änderungen kennen, bei v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.8. 
692 Die Grenzen zu wesentlichen Satzungsänderungen sind aber auch hier in fast allen Teilbereichen 
fließend. Während etwa Werner, ZStV 2012, 189 (190) hierunter ganz grundsätzlich „Organisati-
ons- und Identitätsregelungen, wie etwa Bestimmungen zu Organen, Vermögensverwaltung, 
Name oder Sitz“ subsumiert, differenziert Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 75 wohl 
weiter. Auch die Landesgesetze selbst unterscheiden sich hier: einige fassen wesentliche Verän-
derungen der Stiftungsorganisation sogar per se als qualifizierte, also zweckbezogene Änderung 
auf; vgl. v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.9; Muscheler, S. 301 ff.; Saenger, ZStV 2012, 94 
(100 f.). 
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nicht entgegenstehen.693 Dabei kann der Stifterwille in vielerlei Gestalt Berücksichtigung fin-
den, sei es in individueller Form explizit durch die Satzung oder mutmaßlich bzw. hypothe-
tisch, sei es indirekt durch Rückschlüsse aus einer Anhörung des noch lebenden Stifters auf 
seine ursprünglichen Festlegungen im Stiftungsgeschäft, bis hin zu allgemeinen Zweckmä-
ßigkeitserwägungen in Gestalt eines generellen Stifterwillens.694 
Als objektive Gründe nennen die Landesstiftungsgesetze hauptsächlich die Erleichterung695 
der Stiftungszweckerfüllung, als Negativmerkmal eine nicht wesentliche Veränderung der 
ursprünglichen Satzungsgestaltung und/oder eine wesentliche696 Veränderung der Verhält-
nisse seit Stiftungserrichtung.697 
Unter nicht wesentliche Veränderungen fallen nach allgemeiner Ansicht solche, die die 
„grundlegenden Strukturen und Charakteristika unangetastet“ lassen.698 In Bezug auf Organe 
wird eine Veränderung jedenfalls dann wesentlich, wenn ein Organ abgeschafft oder ein 
neues geschaffen wird, nicht jedoch zwingend, wenn einzelne Aufgabenbereiche ergänzt wer-
den.699 Die Frage der Organvergütung könnte ganz allgemein hierunter fallen, wenn die sons-
tigen Darlegungen, die indirekt hierzu in Beziehung stehen, dem nicht widersprechen.700 Dies 
kommt auf den Einzelfall an, dürfte unter Umständen vorliegen, kann aber nicht prinzipiell 
bejaht werden. 
Problematisch in diesem Zusammenhang ist, dass diejenigen Ländergesetze, die angeblich 
nicht wesentliche Satzungsänderungen ohne weiteres zulassen, insofern die Anforderungen 
unterbieten, die die oben dargestellten Meinungen aus bürgerlich-rechtlichen Grundsätzen 
ziehen, sodass die Ansichten in diesem Punkt im Ergebnis differieren würden. Daher wird 
                                                             
693 BGH, Urteil v. 26.4.1976 (III ZR 21/74) WM 1976, 869–873; ders., Urteil v. 22.1.1987 
(III ZR 26/85) BGHZ 99, 344 (348) (=NJW 1987, 2364); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, 
§ 3 Rn. 75; Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 100; Stürner, S. 259 f.; Werner, ZStV 2012, 189 (190). 
694 Vgl. dazu sehr anschaulich dies., ZStV 2012, 189 (191 f.); außerdem Hüttemann/Rawert, in: Stau-
dinger2017, § 85 Rn. 21; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 75, 77. Allerdings muss 
der Stifterwille nicht sklavisch und buchstabengetreu befolgt werden, sondern – wie ganz allge-
mein im Rahmen des § 133 BGB – nach dem wahren Sinn dieser Darlegungen gesucht werden. 
Burgard, S. 335 ff. spricht insofern in Anlehnung an Heck von einem „denkenden Gehorsam“. 
Skeptisch gegenüber dieser gedanklichen Aufspaltung von Stifterwille und Stiftungszweck Wei-
temeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 7. 
695 Kritisch hierzu sehr spezifisch Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 85 Rn. 8. 
696 Teilweise wird hier auch der Begriff „nachhaltig“ verwendet: § 7 Abs. 1 Nr. 2 Hamburgisches 
Stiftungsgesetz. 
697 Gute Übersichten zu den jeweiligen Landesnormen bieten v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.8 f.; 
Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 95 ff.; Werner, ZStV 2012, 189 (190). 
698 Dies., ZStV 2012, 189 (190). 
699 Weitere Abgrenzungsbeispiele bei Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 3 Rn. 75; Stürner, 
S. 258 f.; Werner, ZStV 2012, 189 (190). 
700 Dafür ließe sich zudem argumentativ in Stellung bringen, dass die Frage der Vergütung oder Un-
entgeltlichkeit – jedenfalls vor der Festlegung des Satzungsvorbehalts – nach h.L. zumindest keine 
identitätsbestimmende Grundentscheidung war und folglich nicht dem Vorbehalt des Stiftungsge-
schäfts nach § 85 BGB unterlag: Arnold, in: FS Reuter, 3–16 (3 ff.); Hüttemann, DB 2009, 1205 
(1207); Schwintek, S. 375; Weitemeyer, in: MüKo-BGB7, § 86 Rn. 6 m.w.N. sowie genauer be-
reits oben B.II.2.b.aa, S. 107. Dieser Wertung steht auch der nunmehr „klargestellte“ Satzungsvor-
behalt nicht prinzipiell entgegen. 
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vereinzelt aber verständlicherweise eine einschränkende Auslegung dieser Normen gefor-
dert.701 
Die meisten Stiftungsgesetze erlauben aber auch wesentliche Eingriffe in spezifische Struk-
turmerkmale der Stiftung, wenn diese lediglich eine angemessene Reaktion auf eine gleich-
wertige Änderung der Verhältnisse und Umstände darstellen.702 Was genau hierbei wesent-
lich ist, ist nicht in abstrakter Weise objektiv zu bestimmen, sondern steht in Relation zur 
Zweckrichtung der Stiftung.703 Hierzu zählen nicht zuletzt auch die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen.704 Ändert sich demnach der gesetzliche Regelfall der Art und Weise der Ge-
schäftsführung, so sind Anpassungen hieran grundsätzlich genehmigungsfähig. Zwar dürfte 
dem für den vorliegenden Fall entgegenstehen, dass der Gesetzgeber in seiner Gesetzesbe-
gründung vom lediglich klarstellenden Charakter der Regelung der Unentgeltlichkeit in § 27 
Abs. 3 BGB ausgeht, dem steht aber erstens die bisherige herrschende Auffassung der Lite-
ratur entgegen705 und zweitens dürfte einer entsprechenden Änderung von Seiten der Auf-
sichtsbehörden mit einem gewissen Wohlwollen entgegengetreten werden, da diese ein Inte-
resse an Rechtsklarheit haben, wie bereits die lange Übergangsfrist impliziert. 
Man kann kaum davon ausgehen, dass der Gesetzgeber eine derartige Frist für Satzungsän-
derungen festlegt, wenn er selber davon ausgeht, dass diese nur in den Fällen möglich sei, in 
denen die Satzung diese bereits vorsieht, zumal die Möglichkeit hierzu ebenso umstritten 
ist.706 Man kann sogar so weit gehen, dass unter die wesentliche Änderung jene Konstellati-
onen fallen, bei denen ursprünglich Ehrenamtlichkeit der Organtätigkeit vorlag, aufgrund ei-
ner Steigerung des Umfangs der Stiftung – beispielsweise durch Zustiftungen – später indes 
eine ehrenamtliche Geschäftsführung nicht mehr möglich erscheint, da geeignete Organwal-
ter – etwa aufgrund des gestiegenen Zeitaufwandes – nicht mehr zu finden sind.707 
Folglich dürfte jedenfalls eine wesentliche Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
bejaht werden, eine Prüfung der Anforderungen gar an eine Zweckänderung – sofern man 
                                                             
701 Vgl. v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.31 ff. 
702 Übersichten über die einschlägigen Normen bei Burgard, S. 345 ff.; Schauhoff, in: Hdb Gemein-
nützigkeit3, § 3 Rn. 75; Werner, ZStV 2012, 189 (190 f.). Auch für das bürgerliche Stiftungsrecht 
wurde diese Kategorie schon herangezogen: BGH, Urteil v. 26.4.1976 (III ZR 21/74) WM 1976, 
869–873. Burgard, S. 346 f. verweist als Maßstab für die Wesentlichkeit auf § 60 Abs. 1 S. 1 
VwVfG beziehungsweise § 313 BGB. 
703 Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 Rn. 20 f. 
704 Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 10 Rn. 289. Wenn der Stifter bei der Errichtung die Gemein-
nützigkeit der Stiftung postuliert hat, stellt eine Änderung der Handhabe der Finanzverwaltung in 
Bezug auf Organvergütung, wodurch die bisherige Praxis diesen Status gefährdet, eine auch indi-
viduell wesentliche Änderung dar. Vgl. Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 Rn. 21. 
705 A.II.3.c.cc, S. 54 ff. 
706 Übersichten über den Meinungsstand bei v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.22 ff.; Hof, in: 
v. Campenhausen/Richter4, § 7 Rn. 136 f.; Saenger, ZStV 2012, 94 (98 ff.). 
707 So jedenfalls Arnold, in: NPLY 2012/2013, 63–80 (78); sowie Werner, ZStV 2012, 189 (190 f.). 
Es ist in diesem Kontext jedoch daran zu erinnern, dass der dem widersprechende Stifterwille einer 
Genehmigung auf zweiter Ebene final entgegenstehen kann. 
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diese von Seiten der Stiftungsorgane überhaupt zulassen möchte708 – ist somit hier nicht von-
nöten, setzt regelmäßig aber (auf objektiver Seite) auch nicht mehr als eine wesentliche Ver-
änderung der Verhältnisse voraus.709 
 
(3) Ergebnis 
Im Ergebnis ist damit festzuhalten, dass eine Satzungsänderung hin zu einer angemessenen 
Vergütung von Mitgliedern bestehender Organe einer Stiftung nach den geltenden Vorgaben 
der Landesstiftungsgesetze regelmäßig aufgrund einer wesentlichen Änderung der gesetzli-
chen Rahmenbedingungen genehmigungsfähig ist, solange der Stifterwille dem nicht erkenn-
bar entgegensteht.710 Es ist indes schon aufgrund der mutmaßlichen zahlenmäßigen Breite der 
Änderungsbedürftigkeit und der damit einhergehenden Arbeitsauslastung der Aufsichtsbe-
hörden seit Erlass des Ehrenamtsstärkungsgesetzes davon auszugehen, dass diese entspre-
chenden klarstellenden Regelungen nicht übermäßig kritisch gegenüberstehen. Es erübrigt 
sich in diesem Zusammenhang auch eine Stellungnahme zur richtigen Rechtsgrundlage der 
Änderungskompetenz, da sich die in Bezug genommenen Landesvorschriften und die in das 
BGB hineingelesenen Anforderungen in Bezug auf die Organvergütung im Ergebnis glei-
chen. 
Der Vorteil dieser Änderungsmöglichkeit besteht darin, dass Anstellungsverträge, solange sie 
nur gegen insofern dispositive Satzungsbestandteile verstoßen, vorerst nicht nichtig, sondern 
schwebend unwirksam sind, bis das zuständige Organ entschieden hat, ob die Satzung derge-
stalt geändert werden soll oder nicht.711 
                                                             
708 Vgl. an dieser Stelle statt aller nur Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 85 Rn. 16. 
709 Siehe v. Hippel, in: LandesStiftR, Rn. 24.36. Übersicht über die einschlägigen Landesnormen bei 
Suerbaum, in: S/S/S/P2, C. Rn. 101 ff.; Werner, ZStV 2012, 189 (192). 
710 So auch – als eine der bislang seltenen konkreten Stimmen in dieser Hinsicht – Reuter, npoR 2013, 
41 (42). Mit der Möglichkeit korrespondiert sodann eine entsprechende Organpflicht, diese Ände-
rung zumindest anzustoßen: Stürner, S. 266 f. 
711 So jedenfalls mit tragfähigen Argumenten Burgard, S. 443 f. A.A. aber Muscheler, in: GS Walz, 




Auch wenn heutzutage die Erwerbsgesellschaft die typische Erscheinungsform einer Kapi-
talgesellschaft ist,712 sind Kapitalgesellschaften als Körperschaften grundsätzlich tauglicher 
Adressat der Begünstigungen des Gemeinnützigkeitsrechts. § 51 Abs. 1 AO legt fest, dass 
alle Körperschaften – sofern sie die sonstigen Voraussetzungen der §§ 51 ff. AO erfüllen – 
gemeinnützig sein können. Dabei verweist Satz 2 auf das KStG, genauer in § 1 Abs. 1 KStG, 
nach dessen Nr. 1 hierunter insbesondere GmbH und AG fallen.713 
Dabei handelt es sich bei den „gemeinnützigen“ Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(gGmbH) und Aktiengesellschaften (gAG) keineswegs um gesellschaftsrechtliche Sonder- 
oder Untertypen der jeweiligen Gesellschaftsformen, sondern lediglich um eine Aussage dar-
über, dass diese – zivilrechtlich weitgehend „normale“ – Gesellschaften nach Satzung und 
tagtäglicher Geschäftsführung auch den Anforderungen der §§ 51 ff. AO entsprechen und 
damit die hieraus folgenden Privilegien genießen.714 Da besagte Anforderungen gem. 
§§ 59 ff. sowie § 63 AO an die Satzung und die tatsächliche Geschäftsführung gestellt wer-
den, gibt es einige Vorgaben, die sich unmittelbar auf die gesellschaftsrechtliche Konstitution 
der jeweiligen Kapitalgesellschaft auswirken, auch wenn sie insofern unproblematisch sind, 
weil sie sich in den – besonders bei der GmbH – weiten Gestaltungsspielräumen dieser größ-
tenteils dispositiven Regelwerke halten. 
Diese Modifikationen sind nicht nur möglich, sondern im Vergleich insbesondere zum Ideal-
verein notwendig, da der gesetzliche Regeltypus der Kapitalgesellschaft auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet ist, was – wie im Einzelnen noch darzustellen ist – einer Privilegierung als ge-
meinnützig diametral entgegensteht. Dieser Unternehmenszweck ist jedoch nicht starr und 
unabänderlich, wie insbesondere § 1 GmbHG zeigt: GmbHs können „zu jedem gesetzlich 
zulässigen Zweck“ errichtet werden. Es bedarf aber einer expliziten Verankerung des gemein-
                                                             
712 Dass dies nicht der Urkonzeption der Kapitalgesellschaften geschuldet ist und diese von jeher zu-
mindest auch eine „sozialwirksame“ Stoßrichtung hatten, zeigen Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 
(319 f.). 
713 Die dort ebenfalls erwähnten Europäischen Gesellschaften sollen aus Gründen des Umfangs der 
Betrachtung hier unberücksichtigt bleiben. Die Anforderungen, die an diese gestellt werden, dürf-
ten regelmäßig mit denen der hier besprochenen Kapitalgesellschaften übereinstimmen. Ebenso 
sollen zusätzliche Anforderungen, die sich Gesellschaften im Zuge des DCGK auferlegen, aus 
Gründen der Übersichtlichkeit prinzipiell außer Betracht bleiben. 
714 Siehe hierzu etwa Engelsing/Lüke, NWB 2010, 118 (118); Rohde/Engelsing, S. 9; Schlüter, 
GmbHR 2002, 535 (538); „steuertechnisches Konstrukt“: Sprengel, S. 5; speziell für die (g)AG: 
Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 (R347); dies., Der Aufsichtsrat 2008, 25 (25). Die 
gGmbH ist allerdings seit dem ESG gem. § 4 Satz 2 GmbHG eine firmenrechtliche Kategorie, was 
insofern Fehlschlüsse insbesondere auf das Gesellschaftsrecht – aber auch auf das Steuerrecht – 
weiter verstärken dürfte. Zu dieser Regelung siehe Graffe in: NPLY 2012/2013, 159–173 (172 f.); 
Hüttemann, DB 2013, 774 (778); Saenger/Al-Wraikat, ZStV 2013, 128 (130). Weitere Ausnah-
men, die hierbei in Randbereichen zu Verknüpfungen und Wechselwirkungen zwischen Kapital-
gesellschaftsrecht und Steuerrecht führen können, bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.13 ff. 
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nützigen Zwecks in der Satzung, also dem Gesellschaftsvertrag. Auch wenn hierbei rein ge-
meinnützigkeitsrechtliche Vorgaben umgesetzt werden, so hat dies doch notwendigerweise 
gesellschaftsrechtliche Ausprägungen zur Folge.715 
II. Bedeutung der Kapitalgesellschaften im Dritten Sektor 
1. gGmbH 
Auch wenn die Zahl der gemeinnützigen Kapitalgesellschaften, ungeachtet gewisser Schwie-
rigkeiten bei der Erhebung der Daten,716 deutlich hinter der Zahl der Vereine und Stiftungen 
zurückbleibt, sind insbesondere GmbHs allgemein eine zunehmend gefragte Rechtsform im 
Bereich der gemeinnützigen Betätigung. Man wird wohl davon ausgehen können, dass es 
wenigstens 10.000 gemeinnützige GmbHs in Deutschland gibt.717 Dabei ist diese Zahl das 
Ergebnis einer rasanten Entwicklung in den letzten Jahren.718 
In bestimmten Belangen ist sie anderen Gesellschaftsformen gegenüber funktional sogar 
deutlich vorzugswürdig, etwa bei der Ausgliederung wirtschaftlicher Betätigungsbereiche 
von Idealvereinen. Bei diesen Körperschaften liegt es bei zunehmender Größe nahe, aus 
Gründen eigenständiger Mittelbeschaffung oder aus der spezifisch risikoreichen Natur des 
konkret verfolgten Zwecks – man denke nur an die Förderung des öffentlichen Gesundheits-
                                                             
715 Sprengel, in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 (169) spricht von einer Überlappung 
von Steuerrecht und Organisationsrecht. Diese Ausprägungen lassen folglich eine Behandlung be-
reits an dieser Stelle angebracht erscheinen, ohne dabei detailliert vorwegzunehmen, welche Vor-
gaben sich aus der AO im Einzelnen an eine Kapitalgesellschaft und an die Vergütung ihrer Organe 
ergeben. 
716 So auch Loidl, S. 2. Zur möglichen Methodik siehe Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 
(R348 f.). 
717 So für 2012 Krimmer u.a., S. 15. Deutlich höhere Zahlen („einige zehntausend“ für 2005) bei 
Sprengel, in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 (169). Allerdings drücken selbst die 
höheren Zahlen die Bedeutung der Rechtsform für den dritten Sektor ohnehin nicht vollends aus, 
da in gemeinnützigen Konzernstrukturen auch unprivilegierte – also „normale“ – Kapitalgesell-
schaften etwa als rechtlich verselbständigte wirtschaftliche Geschäftsbetriebe eine nicht unerheb-
liche Rolle spielen. Siehe hierzu grundsätzlich etwa F. Schröder, DStR 2004, 1815; speziell ders., 
DStR 2004, 1859 (1859 f.); ders., DStR 2008, 1069; v. Holt/Koch, Rn. 127 ff. sowie genauer so-
gleich. Daher bezeichnet etwa Schlüter, GmbHR 2002, 535 (535) die GmbH trotz zahlenmäßiger 
Nachrangigkeit als „[z]entrale gesellschaftsrechtliche Organisationsform dieses Sektors“. 
718 Siehe insbesondere Krimmer u.a., S. 18, wonach mehr als die Hälfte der erfassten gGmbHs erst 
nach 2000 gegründet wurden und sogar 75 % der Gesellschaften frühestens seit 1991 bestehen. 
Vergleiche auch die merkliche Entwicklung von v. Holt/Koch (1. Aufl.), S. 2 (etwa 4.000) hin zu 
v. Holt/Koch, Rn. 3 (über 20.000); noch deutlicher wird diese Zunahme im Vergleich mit Grabau, 




wesens durch den Betrieb von Krankenhäusern – bestimmte Betätigungsfelder auf eine ei-
genständige juristische Person zu übertragen, um die Risiken aus Haftung und Steuerbelas-
tung für die Muttergesellschaft zu verringern.719 
Wo immer die althergebrachten Rechtsformen in gemeinnützigem Kontext an ihre Grenzen 
stoßen, kommt fast reflexartig die Gesellschaft mit beschränkter Haftung in den Fokus. Egal 
ob als mutmaßlich richtige Rechtsform für den Betrieb einer Kindertagesstätte als Reaktion 
auf Uneinheitlichkeiten in der Anerkennung durch die Rechtsprechung,720 oder als Ersatz-
form für Stiftungen, ohne die Zwänge staatlicher Aufsicht,721 überall bietet sich aufgrund der 
weitreichenden Gestaltungsmöglichkeiten die GmbH als rechtliches Vehikel für gemeinnüt-
zige Tätigkeit an.722 Dabei kann ihre Verbreitung nicht zuletzt auch als Ausdruck einer zu-
nehmenden Professionalisierung und Ökonomisierung des Dritten Sektors betrachtet wer-
den.723 Einen bedeutenden Schwerpunkt stellen die gGmbHs dementsprechend im Bereich 
der hauptberuflichen Beschäftigungsverhältnisse dar, weil sie oft nicht primär durch ehren-
amtliche Kräfte verkörpert und geführt werden.724 Dieses Phänomen wird oft dadurch be-
dingt, dass die Entscheidung für eine haftungsbeschränkte Rechtsform allenthalben Ausdruck 
für der Betätigungsart innewohnende Risiken ist, die Ehrenamtliche ansonsten in Stiftungen 
oder Vereinen – trotz der Existenz des § 31a BGB – von einem Engagement abschrecken 
könnten. Im Gegenzug kann die Ausgliederung eines solchen Risikobereiches in eine GmbH 
auch eine Wechselwirkung dahingehend haben, die Trägerkörperschaft wieder attraktiver für 
ehrenamtlich Engagierte zu machen.725 
                                                             
719 Typische Anwendungsfälle finden sich etwa bei v. Holt/Koch, Rn. 30 ff. Unter den bei Krimmer 
u.a., S. 39 befragten Gesellschaften waren 43,1 % der gGmbHs eine Tochtergesellschaft oder Aus-
gründung einer anderen Organisation. 
720 Salaw-Hanslmaier, ZStV 2012, 72 (73 ff.); zu den damit verbundenen Problemen: Winheller, 
DStR 2012, 1562 (1564). Zur erfolgten Klärung durch den BGH siehe bereits oben A.I.1.b, 
S. 10 ff. 
721 Vgl. jüngst Hakert, npoR 2013, 117; außerdem Priester, GmbHR 1999, 149 (155 ff.); Schlüter, 
GmbHR 2002, 578 (578 ff.); Thiel, DStJG 20 (1997), 103–140 (108 f.). Siehe auch hierzu bereits 
oben B.I.3, S. 90. 
722 Vgl. zu weiteren typischen Anwendungsfällen Grabau, DStR 1994, 1032 (1032); Reimer/Wald-
hoff, FR 2002, 318 (320); Thiel, DStJG 20 (1997), 103–140 (109 ff.); eine sehr frühe und umfang-
reiche rechtstatsächliche Darstellung der Betätigungsfelder von gemeinnützigen GmbH bietet 
Loidl, S. 78 ff. 
723 So jedenfalls v. Holt/Koch, Rn. 4, 7. Gerade in Bezug auf die Verwendung der AG im Dritten 
Sektor ist diese Entwicklung aber nicht wirklich stringent und wird teilweise skeptisch gesehen. 
Beispiele hierfür bei Sprengel, in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 (169 ff.). 
724 So etwa v. Holt/Koch (1. Aufl.), S. 2. 
725 v. Holt/Koch, Rn. 9, 14. 
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2. gAG 
Für besagte Anwendungsbereiche eignet sich – wie schon im klassischen wirtschaftlichen 
Betätigungsfeld – auch die AG726, wobei diese aus unterschiedlichen Besonderheiten regel-
mäßig auf Vorhaben größeren Umfangs abzielt.727 Die gAG ist hierbei typischerweise das 
Vehikel der Wahl, wenn ein möglichst schnelles und mit geringen Transaktionskosten ver-
bundenes Wachstum durch Gründung oder anderweitige Eingliederung von Tochtergesell-
schaften angestrebt wird.728 
Die deutliche Zunahme an GmbHs mit gemeinnütziger Ausrichtung hat derweil keinerlei (po-
sitive) Nebenwirkung für gleichartige AGs mit sich gebracht. Die Zahl der bestehenden steu-
erbegünstigten Aktiengesellschaften ist vergleichbar schwer zu ermitteln, aber sehr gering.729 
Dies verwundert umso mehr, als die dokumentiert älteste „gemeinnützige“ AG bereits 1844 
in Gestalt des Berliner Zoos gegründet wurde.730 Einen Rückschlag für die Verbreitung von 
gemeinnützigen Aktiengesellschaften stellte die Entfernung des Sozialen Wohnungsbaus aus 
dem Kreise steuerprivilegierter Betätigungsformen und damit die faktische Auslöschung des 
– neben den zoologischen Gärten – zweiten historisch gewachsenen Phänotyps der gAG im 
                                                             
726 Allgemein zur gAG siehe primär I. J. Weber; außerdem Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.12; 
Sprengel; ders., in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179; B. D. Ullrich, S. 48 ff.; Wei-
temeyer, in: NPLY 2011/2012, 91–114 (103). 
727 v. Holt/Koch, Rn. 84; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.12; Loidl, S. 108; Sprengel, in: Non-
profit-Organisationen und Märkte, 167–179 (170); I. J. Weber, S. 126 ff. Vgl. konkret zu aller vor-
derst die Mindestkapitalisierung von 50.000 € Grundkapital (§ 7 AktG). Diese Unterschiede wur-
den jedoch durch die Aktienrechtsreform von 1994 (Gesetz für kleine Aktiengesellschaften und zur 
Deregulierung des Aktienrechts vom 2.8.1994 [BGBl. I, S. 1961]; siehe dazu nur Hoffmann-Be-
cking, ZIP 1995, 1), die insbesondere die Gründung und Leitung von kleinen bis mittleren Gesell-
schaften erleichterte, deutlich verringert. Bis zu dieser Reform waren Neugründungen von gAG 
allerdings tatsächlich noch merklich seltener als in den letzten Jahren. Vgl. dazu Bayer/Hoffmann, 
AG-Report 2007, R347 (R347); Sprengel, S. 4, 19 f.; ders., in: Nonprofit-Organisationen und 
Märkte, 167–179 (169); I. J. Weber, S. 3 f., 53. Als Beispiel für mögliche Umsatzvolumina nennt 
Sprengel, S. 18 die AGAPLESION gAG mit 214 Millionen € im Jahr 2003. Dieser konnte im Jahr 
2015 sogar auf 1 Mrd. € erhöht werden. 
728 Plakative Beispiele hierfür sind das Social Franchising Modell von JOBLINGE oder der Zusam-
menschluss defizitärer Krankenhäuser unter dem Dach der besagten AGAPLESION gAG. Dabei 
besteht gegenüber der Genossenschaft – neben der Flexibilität in Schaffung und Übertragung von 
Anteilen – insbesondere der Vorteil, dass bei der AG auch Fremdorganschaft möglich ist (vgl. 
demgegenüber § 9 Abs. 2 GenG). 
729 So spricht Sprengel, S. 4 ohne konkrete Belege von (Stand 2004) „zwei Handvoll“, später (2005) 
schätzt er eine Anzahl von etwa 30: ders., in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 
(169). I. J. Weber, S. 2 kommt aufgrund eigener Schätzung auf maximal 100, eher sogar weniger 
als 50 gemeinnützige Aktiengesellschaften. 
730 Damals noch als „Aktienverein“, wobei es zusätzlich zu beachten gilt, dass der Status als gemein-
nützig seinerzeit weit weniger strikt gehandhabt wurde als heute, vgl. dazu genauer C.III, S. 122 f. 
Zu den konkreten – heute der Gemeinnützigkeit entgegenstehenden, aber trotzdem erst 2001 (!) 
abgeschafften (vgl. Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 [R348]; Sprengel, in: Nonprofit-Or-
ganisationen und Märkte, 167–179 [167]) – Privilegien der damaligen Aktionäre der Berliner Zoo 
AG siehe ders., S. 9. Zur historischen Bedeutung der Zoologischen Gärten allgemein für die Ent-
wicklung dieser Rechtsform siehe Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 (319). Siehe auch RFH, Urteil 
v. 3.6.1929 (I A a 664/28) RStBl 1929, 493–494. 
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Jahre 1988 dar.731 In jüngerer Zeit hat es allerdings einige nicht unbedeutsame Neugründun-
gen gegeben.732 
Der deutlichste konzeptionelle Unterschied zur GmbH besteht in der Stellung und Eigenart 
der Aktionäre. Diese kommen in Eigenschaft und Funktion Vereinsmitgliedern deutlich näher 
als die GmbH-Gesellschafter, weil ihnen partizipative Möglichkeiten eröffnet werden, ohne 
jedoch mit korrespondierenden Pflichten belastet zu werden. Damit ist die gAG ein probates 
Mittel für Modelle gestalterischer Teilhabe, welches sich nicht den dogmatischen Bedenken 
ausgesetzt sieht, die vergleichbare Bestrebungen bei der Stiftung hervorrufen.733 Insbeson-
dere bleibt sie in der Beziehung zwischen Körperschaft und Mitglied flexibler als Verein und 
GmbH, da sich Anteile im Regelfall leicht übertragen lassen.734 Gleichzeitig ist der Vorstand 
in seinen Entscheidungen viel freier, als der GmbH-Geschäftsführer gegenüber den Gesell-
schaftern, sodass Beteiligung nicht unmittelbar mit Kontrollverlust einhergeht.735 Diese Vor-
teile zeigen sich sehr plastisch daran, dass neugegründete gAGs der letzten Jahre etwa als 
Ersatzformen für Bürgerstiftungen fungieren.736 
3. Besonderheiten 
Bei allen genannten Vorteilen ist allerdings die oftmals nicht hinreichend bedachte Tatsache 
zu berücksichtigen, dass die Kapitalgesellschaften aufgrund ihrer typischen Verwendung im 
                                                             
731 Geschehen im Zuge des Steuerreformgesetz 1990 vom 25.7.1988 (BGBl. I, S. 1093). Vgl. hierzu 
Hämmerlein, FWW 1988, 213; Sprengel, in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 
(170). Diese waren allerdings noch eher ein Phänomen der öffentlichen Hand als schon die zoolo-
gischen Gärten: Hämmerlein, FWW 1988, 213 (213). 
732 Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 (R348 ff.) kommen auf 21 „neue“ (i.e. neugegründet 
oder umgewandelt, siehe Übersicht auf S. R350) AGs mit ideeller Zwecksetzung in den Jahren 
1999 bis 2006. Im Anschluss sprechen sie in dies., AG-Report 2008, R531 sogar von einem 
„kleine[n] Gründungsboom“ für das beispielhaft rechtstatsächlich gegenständliche Jahr 2008. 
Weitere Beispiele bei Sprengel, S. 3, 7 ff.; B. D. Ullrich, S. 55 f.; I. J. Weber, S. 4. Vgl. außerdem 
Weitemeyer, in: NPLY 2011/2012, 91–114 (103). 
733 Siehe hierzu Sprengel, S. 15 sowie bereits oben B.I.3, S. 90. 
734 Zu dieser Erscheinungsform der AG als Alternative zum Verein oder zur Stiftung siehe insbeson-
dere I. J. Weber, S. 126 ff.; außerdem („Anteilsfungibilität“): Bayer/Hoffmann, Der Aufsichtsrat 
2008, 25 (25); Sprengel, in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 (173). Im Gegenzug 
ist bei der GmbH bisweilen die Zustimmung aller Gesellschafter zur Anteilsübertragung notwen-
dig; vgl. mit rechtstatsächlichem Beispiel Loidl, S. 89. 
735 Zu dieser Erscheinungsform der AG als Alternative zur GmbH siehe insbesondere I. J. Weber, 
S. 133 ff.; Weitemeyer, in: NPLY 2011/2012, 91–114 (103). Diese Aspekte sind nicht streng al-
ternativ, sondern können in mannigfaltigen Abstufungen und Kombinationen vorliegen. Auch eine 
Ähnlichkeit zu bestimmten genossenschaftlichen Konstruktionen, etwa in Form von Gemein-
schaftsunternehmen, ist nicht untypisch: v. Holt/Koch, Rn. 48 ff. Sprengel, in: Nonprofit-Organi-
sationen und Märkte, 167–179 (170 ff., 174 f.) unterscheidet vier Typen, die sich allerdings empi-
risch auf die zwei Gruppen wirtschaftsnah und wirtschaftsfern aufteilen lassen. Vgl. zusammen-
fassend zu den Vorzügen und Verwendungsmöglichkeiten der gAG: I. J. Weber, S. 138 ff. 
736 So etwa die Bürgerstiftung Duisburg sowie vergleichbare AGs in Bielefeld und Würzburg; vgl. 
Sprengel, S. 3, 14 ff. Vgl. zur allgemeinen Eignung der AG hierzu: v. Holt/Koch, Rn. 48; 
B. D. Ullrich, 56 f. („besser als eine rechtsfähige Stiftung [...] geeignet“); I. J. Weber, S. 165 f. 
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gewerblichen Bereich im Rahmen des Handelsgesetzbuchs mit besonderen Pflichten und Ob-
liegenheiten konfrontiert werden, die – auch wenn sie ihrer Ratio nach nicht auf Schutzzwe-
ckerwägungen des Dritten Sektors passen mögen – nicht gestalterisch umgangen werden kön-
nen.737 Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die speziellen Bilanzie-
rungspflichten aus den §§ 264 ff. HGB, die üblicherweise zu entsprechenden Zusatzkosten 
führen, weil sie die etwa für Verein und Stiftung bestehenden Pflichten738 vom Umfang her 
merklich übersteigen, sowie die Tatsache, dass Rechtsgeschäfte regelmäßig unter die Vor-
schriften der Handelsgeschäfte nach §§ 343 ff. HGB fallen, sodass insbesondere bei Anschaf-
fungen Gewährleistungsrechte aufgrund Verstoßes gegen die Rügeobliegenheit nach § 377 
Abs. 2 HGB entfallen können.739 Gerade das Zusammentreffen von Anforderungen an pro-
fessionelle Geschäftsführung – teilweise unter Berücksichtigung von Handelsbräuchen740 – 
und die faktische Ausführung durch teils ehrenamtlich oder geringvergütet Tätige stellt inso-
fern eine gewisse Asymmetrie und Problemquelle dar, wodurch Kapitalgesellschaften nicht 
in allen Bereichen des Dritten Sektors die passende Rechtsform darstellen können. Dies zeigt 
sich nicht zuletzt an den besonderen, an Geschäftsführer gestellten Anforderungen, die als 
Wechselwirkung Einfluss auf deren (berechtigte) Ansprüche auf eine Vergütung haben.741 
Zusammenfassend kann man dennoch insbesondere die (g)GmbH als lebhafte und versatile 
Rechtsform ansehen, die die Entwicklungen des Dritten Sektors weiterhin begleiten wird.742 
Der gAG ist demgegenüber ein derzeitiges Imageproblem zu diagnostizieren, dessen zukünf-
tige Entwicklung interessant bleibt, weil es sich vor allem aus dem guten Leumund der alter-
nativen Rechtsformen ergibt.743 
III. Organisation und Erscheinungsformen gemeinnütziger Kapitalgesellschaften 
Die beiden hier betrachteten Kapitalgesellschaften, AG und GmbH, weisen in ihren Grund-
zügen einige Gemeinsamkeiten auf, die eine insoweit einheitliche Betrachtung ermöglichen. 
                                                             
737 Genauer hierzu siehe sogleich unter C.III, S. 122. 
738 Vgl. für die zwar leicht unterschiedlichen, aber grundsätzlich wenig weitreichenden Anforderun-
gen an Vereine und Stiftungen Hüttemann, in: NPLY 2012/13, 81–105 (87 ff.); Krimmer u.a., 
S. 79 ff., 110 ff.; Walz, passim; I. J. Weber, S. 174 ff. 
739 Zu den konkreten Auswirkungen der Kaufmanns-Eigenschaft siehe außerdem Thiel, GmbHR 
1997, 10 (12). Dies führt mitunter dazu, dass allein ehrenamtliches Personal zur Geschäftsführung 
regelmäßig ungeeignet sein dürfte; vgl. Nowotny, in: Hdb. NPO, 183–204 (195). 
740 Vgl. nur § 346 HGB. 
741 Siehe hierzu noch genauer unter C.IV.1.a.bb(1)(a)(bb), S. 137 f. 
742 Vgl. van Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 2: „gewinnt [...] an Bedeutung“. In 
Bezug auf potentielle Rechtsformwechsel: Zimmer/Priller, S. 78; vgl. demgegenüber die aus heu-
tiger Sicht merkwürdige Skepsis bei Wegehenkel, BB 1988, 1503. 
743 Sprengel, passim. Ders., S. 36 bezeichnet die jüngsten Entwicklungen daher auch als schwierig 
zwischen einem „Anfang“ und einem „exotische[n] Ausreißer“ festzulegen bzw. verweist auf die 
zirkulär verstärkende Wirkung der aktuellen auf die zukünftige Marginalität. Weitere Überlegun-
gen zu den Gründen bei: ders., in: Nonprofit-Organisationen und Märkte, 167–179 (175 ff.). Auch 
Bayer/Hoffmann, Der Aufsichtsrat 2008, 25 (25) sehen Entwicklungspotential: „(noch) selten an-
zutreffen“. Für I. J. Weber, S. 53 ist – wohl in Anlehnung an Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, 
R347 (R347): „Exotendasein“ – die gAG jedenfalls ein „verkannter Exot“. 
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Kapitalgesellschaften sind juristische Personen, die nach ihrem Regeltypus erwerbswirt-
schaftlichen Zwecken dienen und deren Gesellschafter sich dadurch auszeichnen, dass sie 
Inhaber von Gesellschaftsanteilen sind, deren Erwerb und Übertragung grundsätzlich keinen 
größeren Beschränkungen unterliegt. Sie zeichnen sich dadurch typischerweise durch einen 
wechselnden Gesellschafterkreis aus, wobei dies für die GmbH eingeschränkter gilt als für 
die AG.744 Während der Kreis der Einfluss nehmenden Gesellschafter die Eigenschaft als 
Körperschaft im eigentlichen Sinne begründet und diese damit dem Verein ähneln lässt, ist 
als bestimmendes Merkmal vor allem die Bedeutung des Stamm- bzw. Grundkapitals anzu-
sehen. Dies stellt mithin namensbegründend eine der juristischen Person eigene Vermögens-
masse dar, die zwar durch die Gesellschafter aufgebracht werden muss, danach aber deren 
persönliche Haftung ausschließt und an deren Stelle das Kapital setzt. Neben den steuerrecht-
lichen Vorgaben besteht dabei grundsätzlich auch eine gesellschaftsrechtliche Pflicht zur Er-
haltung dieses Kapitals, die jedoch – gemäß ihrer Zweckrichtung – in Reichweite und Aus-
richtung im Einzelnen unterschiedlich ist. Anders als beim Verein kommt eine Haftung der 
Protagonisten aber auch insofern seltener vor, als Gesellschafterstellung und Teilnahme an 
der unmittelbaren Geschäftsführung noch deutlicher auseinanderfallen,745 was auch eine Haf-
tung aus Pflichtverletzung unwahrscheinlicher macht. 
Die gesetzlichen Grundlagen der beiden Rechtsformen finden sich in Sondergesetzen, dem 
GmbHG und dem AktG, sie sind aber dennoch in das System der Handelsgesellschaften ein-
gebunden, indem zum einen das Handelsrecht in §§ 264 ff. HGB ergänzende Vorschriften für 
die Rechnungslegung der Kapitalgesellschaften installiert,746 andererseits die sonstigen Re-
gelungen des Handelsrechts dadurch auf sie Anwendung finden, dass GmbH und AG Form-
kaufleute nach § 6 HGB i.V.m. § 13 Abs. 3 GmbHG bzw. § 3 Abs. 1 AktG sind.747 
Diese Stellung ändert indes nichts daran, dass Kapitalgesellschaften – aus gesellschaftsrecht-
licher Warte – auch zu gemeinnützigen Zwecken gegründet werden können, wie es sich etwa 
explizit aus § 1 GmbHG ergibt, nach dem schlichtweg jeder ansonsten rechtlich zulässige 
Zweck als Gesellschaftszweck möglich ist.748 Bei der Aktiengesellschaft ergibt sich dies nicht 
explizit aus dem Gesetz, ist aber ebenfalls allgemeine Auffassung.749 Da Erwerbszwecke aber 
den Regelfall darstellen, die ansonsten nur in Bezug auf ihren Gegenstand – ergo das Mittel 
zur Erreichung dieses Zwecks – im Gesellschaftsvertrag konkretisiert werden müssen, bedarf 
                                                             
744 Siehe etwa Rohde/Engelsing, S. 10. 
745 Auch wenn die Selbstorganschaft beim Verein keine rechtliche Notwendigkeit ist, dürfte doch ein 
Großteil der Vorstände selbst auch Vereinsmitglied sein. 
746 Gleiches gilt für die eG in den §§ 336 ff. HGB. 
747 Zu den rechtlichen Grundlagen siehe auch v. Holt/Koch, Rn. 86 ff.; vgl. zu der Frage, ob dies nicht 
grundsätzlich einer Gemeinnützigkeit im Wege steht (überblicksartig): B. D. Ullrich, S. 46 f. 
748 „[G]emeinnützige Unternehmungen“ sind bereits in der ursprünglichen Gesetzesbegründung zum 
GmbHG als Verwender dieser Rechtsform ausdrücklich bedacht und als erwünscht bezeichnet 
worden. Nachweise bei ders., S. 46. 
749 Heider, in: MüKo-AktG4, § 3 Rn. 13 ff., 17; Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 (320); B. D. Ullrich, 
S. 49 f. Früher hing eine notwendige staatliche Genehmigung zur Gründung einer AG von deren 
Verfolgung eines dauerhaften gemeinnützigen Zwecks ab. Das Begriffsverständnis dieses Tatbe-
standsmerkmals weicht aber merklich von dem heutigen der AO ab. Es reichte schon ein gewisser 
volkswirtschaftlicher Nutzen, um als gemeinnützig angesehen zu werden. Vgl. hierzu genauer 
Baums, Gesetz über die Aktiengesellschaften, S. 13, 27; Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 (320); 
B. D. Ullrich, S. 48 f.; I. J. Weber, 28 ff. (mit zahlreichen Nachweisen); dazu, warum dies heutzu-
tage nicht mehr der Maßstab sein kann: Thiel, DStJG 20 (1997), 103–140 (106). 
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es bei gemeinnützigen Körperschaften zumindest der expliziten Verankerung eines (aner-
kannt) gemeinnützigen Zwecks, da ansonsten eine Vermutung für eine zur Ausschüttung ge-
dachte Gewinnerzielung spricht.750 Neben dieser wichtigen Festlegung ergeben sich notwen-
dige Modifikationen insbesondere auf den Gebieten der Ausschüttungen oder Abfindungen, 
sowie der Übertragbarkeit von Anteilen. Hierzu gibt es im Einzelnen gesetzliche Standardre-
gelungen, die bei fehlender Anpassung einer Anerkennung als gemeinnützig entgegenstehen 
können.751 
Das Anpassungsprogramm ergibt sich dabei im Wesentlichen – mit bereits sehr konkreten 
Formulierungen – aus der Mustersatzung in Anlage 1 zu § 60 AO, deren Inhalt die konkrete 
Satzung gem. § 60 Abs. 1 S. 2 AO entsprechen muss.752 Wenn damit die gemeinnützigen 
Vorgaben die konkrete Ausgestaltung der Satzung determinieren, führt dies zu einer Ände-
rung des eigentlichen zeitlichen Ablaufs. Voraussetzung einer Anerkennung als gemeinnützig 
ist nämlich das Bestehen einer juristischen Person, für deren Gründung wiederum ein voll-
umfänglicher Gesellschaftsvertrag vonnöten ist.753 
1. Eigenarten und Organisationsstruktur der (g)GmbH 
a. Allgemein 
aa. Gründung 
Zur Errichtung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung bedarf es gem. § 2 Abs. 1 
GmbHG eines Gesellschaftsvertrags in notarieller Form, welcher die Mindestbestandteile 
nach § 3 Abs. 1 i.V.m. §§ 4 ff. GmbHG beinhalten muss, also insbesondere Angaben zu 
Firma und Sitz der Gesellschaft sowie Unternehmensgegenstand und Ausgestaltung des 
Stammkapitals und der Geschäftsanteile. Das Stammkapital einer GmbH muss nach § 5 
Abs. 1 GmbHG mindestens 25.000 € betragen, alternativ ist eine Gründung als Unternehmer-
gesellschaft gemäß § 5a GmbHG auch mit einem diesen Wert unterschreitenden Stammkapi-
                                                             
750 So explizit v. Holt/Koch, Rn. 92; Nowotny, in: Hdb. NPO, 183–204 (197); speziell für die AG: 
Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 (R347). Zur Nichtausschüttung als kleinstem gemeinsa-
men Nenner weltweiter Anforderungen an NPOs siehe nur Walz, JZ 2002, 268 (270 f.). 
751 Im Einzelnen genauer hierzu sogleich. Eine Übersicht der Kritik aus dem Schrifttum mit gesell-
schaftsrechtlichem Blickwinkel zu diesen Modifikationen bietet B. D. Ullrich, in: NPLY 
2011/2012, 115–146 (118 ff.). Dabei ist zu beachten, dass der Zweck sowie der Gegenstand der 
Betätigung nicht allzu offen formuliert sein dürfen, da ansonsten die Satzung nicht der Ausschließ-
lichkeit nach § 56 AO genügt. Vgl. mit konkreten negativen Beispielen W. F. Jost, in: FS Brönner, 
179–214 (182 f.) sowie allgemein unten Zweiter Teil A.III.1.b.aa, S. 191. 
752 Engelsing/Lüke, NWB 2010, 118 (118 f.). 
753 Vgl. van Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 4, 11. Daher ist es nicht unüblich, dass 
sich die (Vorgründungs-) Gesellschaften bereits im Vorfeld ihrer Gründung mit den Finanzbehör-
den koordinieren. Vgl. hierzu Schlüter, GmbHR 2002, 535 (535). 
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tal möglich. Nach anfänglicher Skepsis ist letzteres nun auch für Gesellschaften, die gemein-
nützige Zwecke verfolgen, anerkannt.754 Zur Entstehung der Gesellschaft ist diese schließlich 
zur Eintragung ins Handelsregister anzumelden, wobei von Seiten des zuständigen Gerichts 
eine formelle Prüfung der Eintragungsvoraussetzungen der §§ 7 ff. GmbHG und bei Nicht-
vorliegen gem. § 9c Abs. 1 GmbHG eine Ablehnung der Eintragung erfolgen muss. Wird die 
Gesellschaft eingetragen, entsteht sie als juristische Person gem. § 13 Abs. 1 GmbHG, wo-
raufhin sich die Haftung auf das Gesellschaftsvermögen reduziert, § 13 Abs. 2 GmbHG.755 
bb. Organe 
(1) Gesellschafterversammlung 
Aufgrund der körperschaftlichen Struktur der GmbH ist höchstes Organ – vergleichbar der 
Mitgliederversammlung des Vereins – die Gesellschafterversammlung.756 Die Rechte der Ge-
sellschafter und die Regeln ihrer Geltendmachung in Versammlungen finden sich in den 
§§ 45 ff. GmbHG, wobei diese Vorgaben allesamt zur Disposition des Gesellschaftsvertrags 
stehen, wie § 45 Abs. 2 GmbHG klarstellt. Neben grundlegenden Belangen obliegt den Ge-
sellschaftern dabei auch die Prüfung und Überwachung der Geschäftsführung nach § 46 Nr. 6 
GmbHG. 
(2) Geschäftsführer 
Die Leitung der Geschäfte wird in der GmbH von einem oder mehreren757 Geschäftsführern 
nach § 6 GmbHG wahrgenommen. Diese müssen in persona die Voraussetzungen des § 6 
Abs. 2 GmbHG erfüllen, also insbesondere unbeschränkt geschäftsfähige natürliche Person 
sein, können nach Abs. 3 dem Gesellschafterkreis entstammen, dürfen aber auch Fremdor-
gane sein. Die Bestellung als Geschäftsführer kann durch die Gesellschafter bereits konkret 
im Gesellschaftsvertrag vorgenommen werden, oder später durch die Gesellschafterver-
sammlung erfolgen, wie der gesetzliche Regelfall in § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 46 Nr. 5 GmbHG 
                                                             
754 Größter Streitpunkt war die Rücklagepflicht aus § 5a Abs. 3 GmbHG, die sich auf den ersten Blick 
insbesondere nicht mit dem Gebot zur zeitnahen Mittelverwendung in § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO ver-
einbaren lässt. Nach nunmehr herrschender Auffassung steht diese Rücklage aber der zeitnahen 
Mittelverwendung nicht entgegen, weil sie insofern dem Stammkapital einer gGmbH gleichge-
stellt wird, deren Funktion sie ja ihrem Telos nach auch nachbildet. Solche Mittel gelten als recht-
lich gebunden und damit nicht in der Weise liquide, dass sie per se der zeitnahen Mittelverwendung 
unterlägen: siehe hierzu Brinkmeier, GmbH-StB 2009, 113; D. J. Fischer, jurisPR-SteuerR 
08/2012, Anm. 1 (3); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.11; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spi-
taler, § 55 Rn. 244 (Lfg. 236 Januar 2016); Oberbeck/Winheller, DStR 2009, 516; Rohde/Engel-
sing, S. 9, 24; Weitemeyer, in: NPLY 2011/2012, 91–114 (102 f.) sowie (grenzwertig apodiktisch 
und insofern großzügig) AEAO Nr. 22 zu § 55 AO. 
755 Besonderheiten bei der Gründung von gemeinnützigen GmbHs überblicksartig bei v. Holt/Koch, 
Rn. 165 ff. 
756 Bayer, in: Lutter/Hommelhoff19, § 45 Rn. 4; Liebscher, in: MüKo-GmbHG2, § 48 Rn. 6; van Ran-
denborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 30; Rohde/Engelsing, S. 36; Zöllner/Noack, in: 
Baumbach/Hueck21, § 45 Rn. 7. 
757 Bestimmte Gründe können dafür sprechen, bei gemeinnützigen GmbHs besonderen Wert darauf 
zu legen, mehr als nur einen Geschäftsführer zu bestellen: v. Holt/Koch, Rn. 111. 
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darlegt. Letzteres gilt ebenso für den Fall der Abberufung. Die Vertretung und Geschäftsfüh-
rung der Gesellschaft obliegt gem. § 35 Abs. 1 GmbHG dem oder den Geschäftsführern, wo-
bei bei mehreren Personen gem. Abs. 2 S. 1 grundsätzlich (aktive) Gesamtvertretung ange-
ordnet ist. 
(3) Drittes Organ 
Aus der Satzungsautonomie folgt, dass die Organstruktur der GmbH in weiten Teilen modi-
fizier- und erweiterbar ist. Daher haben sich in der Gesellschaftswirklichkeit viele Erschei-
nungsformen von weiteren Organen etabliert, die etwa Bezeichnungen wie Gesellschafter-
ausschuss, Verwaltungs- oder Beirat tragen.758 Neben diesen ungeschriebenen fakultativen 
Organen besteht gem. § 52 Abs. 1 GmbHG die Möglichkeit – in einigen Konstellationen auch 
die Verpflichtung759 – zur Schaffung eines dritten Organs im Gesellschaftsvertrag, welches 
insbesondere die Aufsicht über die Geschäftsführung übernimmt und wie bei der AG als Auf-
sichtsrat bezeichnet wird. § 52 GmbHG verweist, subsidiär zu konkreten Regelungen im Ge-
sellschaftsvertrag, zur rechtlichen Ausgestaltung des fakultativen Aufsichtsrates – bei Orga-
nen anderer Bezeichnung, die funktional dem Aufsichtsrat ähneln, kann auch eine analoge 
Anwendung in Betracht kommen760 – im Organgefüge der Kapitalgesellschaft in die entspre-
chenden Vorschriften des AktG.761 
b. Notwendige Modifikationen 
Neben der Verankerung eines steuerbegünstigten Zwecks besteht in der GmbH-Satzung ins-
besondere in Bezug auf die Rechte der Gesellschafter – im Speziellen deren Vermögensrechte 
– Anpassungsbedarf an die Vorgaben der AO.762 
                                                             
758 Lutter/Hommelhoff, in: Lutter/Hommelhoff19, § 52 Rn. 109; Priester, GmbHR 1999, 149 (152); 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 45 Rn. 17 ff. Auch die Einrichtung bestimmter Ehren-
positionen für honorige Personen oder ehemalige Organmitglieder ist ein Anwendungsgebiet die-
ser Gestaltungsfreiheit. Siehe dazu Lutter, ZIP 1984, 645 (653 f.). 
759 So etwa bei einer GmbH ab einer Größe von regelmäßig 500 Arbeitnehmern, vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 
DrittelbG: „Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat zu bilden; [...]“.Zu den anderen Konstellatio-
nen obligatorischer Aufsichtsräte siehe Lutter/Hommelhoff, in: Lutter/Hommelhoff19, § 52 Rn. 1; 
„vergleichsweise selten“: Priester, GmbHR 1999, 149 (152); Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 52 Rn. 7 ff. 
760 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 69 ff., 73; Lutter/Hommelhoff, in: Lutter/Hommel-
hoff19, § 52 Rn. 4, 109; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 22. 
761 Dazu, ob die Einrichtung eines solchen Organs für die gGmbH unter Umständen auch zwingend 
ist, siehe sogleich unter C.III.1.c, S. 127. Kritisch zur Vereinbarkeit dieses Verweises mit der be-
sonderen Rolle der Gesellschafterversammlung in der GmbH Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 52 Rn. 5. 
762 Überblicksartig zu den notwendigen Anpassungen siehe Grabau, DStR 1994, 1032 (1033 ff.); 
W. F. Jost, in: FS Brönner, 179–214 (182 ff.); Priester, GmbHR 1999, 149 (151 ff.); van Randen-
borgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 31; Schlüter, GmbHR 2002, 535 (538 ff.); Thiel, DStJG 
20 (1997), 103–140 (114 ff.). 
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Nach dem gesetzlichen Regelfall steht den Gesellschaftern gem. § 29 Abs. 1 GmbHG ein 
Anspruch auf den Gewinn der Gesellschaft zu, auch wenn dieser nach allgemeiner Auffas-
sung von einem entsprechenden Beschluss der Gesellschafterversammlung abhängig ist.763 
Dies würde allerdings prinzipiell – es sei denn alle Gesellschafter weisen ihrerseits einen 
gemeinnützigen Charakter auf – der Selbstlosigkeit nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO wider-
sprechen, sodass die gGmbH in dieser Hinsicht eine gesellschaftsrechtliche Anpassung er-
fahren muss. Die Möglichkeit des Ausschlusses dieser Rechte, unter anderem durch Gesell-
schaftsvertrag, ergibt sich bereits aus § 29 Abs. 1 S. 1 (a.E.) GmbHG.764 
Aber auch alle anderen Zuwendungen an die Gesellschafter in eben dieser Funktion lassen 
sich statuarisch ausschließen, weil sich nach allgemeiner Auffassung die vermögensrechtli-
chen Eigenarten einer GmbH frei bestimmen lassen.765 Daher lässt sich auch allen anderen 
Zuwendungen, insbesondere Ansprüchen auf eine Abfindung bei Ausscheiden eines Gesell-
schafters oder auf Teilhabe am Liquidationserlös gem. § 72 S. 1 GmbHG, die jeweils gegen 
§ 55 Abs. 1 Nr. 2 AO verstoßen, soweit hiermit der Wert der individuellen Geld- oder Sach-
einlagen überschritten wird, entsprechend beikommen.766 
Probleme können sich unter Umständen auch aus der gem. § 15 Abs. 1 GmbHG grundsätzlich 
freien Übertragbarkeit der Geschäftsanteile ergeben, wenn zu befürchten ist, dass die An-
teilserwerber ihren Einfluss auf die Gesellschaft zulasten ihres gemeinnützigen Status geltend 
machen könnten. Auch hieran lassen sich indes gem. § 15 Abs. 5 im Gesellschaftsvertrag 
gewisse Voraussetzungen knüpfen, sodass etwa die Gesellschaft den Erwerb genehmigen 
muss oder der potentielle Erwerberkreis schon im Vorhinein auf ebenfalls gemeinnützige Or-
ganisationen beschränkt wird.767 
c. Notwendige Einrichtung eines dritten Organs? 
Fraglich ist, ob bei gemeinnützigen Kapitalgesellschaften die Existenz eines dritten Organs 
mit Kontrollfunktion nicht nur aufgrund der Satzungsautonomie möglich, sondern sogar aus 
gemeinnützigkeitsrechtlichen Aspekten nach der derzeitigen Gesetzeslage notwendig sein 
kann. 
Zunächst einmal spricht schon die klare Systematik gegen eine solche Pflicht. Entweder wird 
durch eine gesetzliche Vorschrift – typischerweise außerhalb des GmbHG – die Pflicht zur 
                                                             
763 Siehe nur Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 29 Rn. 38, 48 f. 
764 Vgl. auch Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 29 Rn. 3; Grabau, DStR 1994, 1032 (1034); W. Mül-
ler, in: Ulmer-GmbHG2, § 29 Rn. 7; Priester, GmbHR 1999, 149 (153); van Randenborgh, in: Hdb 
Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 62; Thiel, DStJG 20 (1997), 103–140 (116); B. D. Ullrich, in: NPLY 
2011/2012, 115–146 (116 f.). 
765 Vgl. nur BGH, Urteil v. 14.7.1954 (II ZR 342/53) BGHZ 14, 264–274 (269 ff.). 
766 Grabau, DStR 1994, 1032 (1034); W. F. Jost, in: FS Brönner, 179–214 (187 ff.); Priester, GmbHR 
1999, 149 (153, 155); Rohde/Engelsing, S. 41 ff.; Thiel, DStJG 20 (1997), 103–140 (117); B. D. 
Ullrich, S. 48. Siehe zu den speziellen Problemen im Rahmen der Abfindung genauer unten Zwei-
ter Teil C.VI, S. 293 ff. 
767 Priester, GmbHR 1999, 149 (154); Rohde/Engelsing, S. 28. Dies kann im Gegenzug sogar Kon-
zentrierungsvorgänge vereinfachen, deren Nutzen für die Allgemeinheit auch naheliegt: so 
v. Holt/Koch, Rn. 12. 
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Einrichtung eines, somit obligatorischen, Aufsichtsrats begründet, oder seine Gründung ob-
liegt alleine der Autonomie der Körperschaft, ist also fakultativ.768 Solange aber das Gemein-
nützigkeitsrecht das Bestehen eines Aufsichtsrats für eine GmbH nicht als notwendige Be-
dingung für eine steuerbegünstigte Tätigkeit ansieht, wäre die Einrichtung demnach logi-
scherweise nicht zwingend. 
Teilweise ist sogar gesetzlich das direkte Gegenteil geregelt. Während bei einer GmbH mit 
regelmäßig über 500 Arbeitnehmern gem. § 1 Abs. 1 Nr. 3 DrittelbG ein Aufsichtsrat grund-
sätzlich obligatorisch zu bilden ist, gibt es in Abs. 2 Nr. 2 lit. b eine Ausnahme für Unterneh-
men, die unmittelbar und überwiegend unter anderem „karitativen, erzieherischen, wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Bestimmungen [...] dienen“. Dies ist zwar nicht per se de-
ckungsgleich mit gemeinnütziger Tätigkeit, wird aber im Gegenzug auf nicht wenige gemein-
nützige Organisationen zutreffen.769 Hinzu kommt, dass nach der strukturellen Konzeption 
der Rechtsprechung und großen Teilen der Literatur jedenfalls den fakultativen Aufsichtsrä-
ten keineswegs die Aufgabe zukommt, öffentlichen Belange zu wahren, sondern lediglich die 
Interessen der Gesellschafter.770 Das wäre aber eines der Hauptargumente für die Einrichtung 
eines Aufsichtsrates in gemeinnützigen Gesellschaften, nämlich, dass die gewährten Vorteile 
für die Organisation durch ihre der Allgemeinheit nützliche Tätigkeit gerechtfertigt werden 
und sie daher durch ein dieser Allgemeinheit verpflichtetes Organ auf Einhaltung dieses ge-
meinen Nutzens überwacht werden soll.771 
Damit findet eine solche Überlegung zum verpflichtenden Aufsichtsrat einer gGmbH de lege 
lata keinerlei Rückhalt.772 Es bleibt somit jeder (g)GmbH selbst überlassen, darüber zu ent-
scheiden, ob es der Verfolgung ihrer Ziele dienlich ist, ein drittes Organ – mit welchen Kom-
petenzen auch immer ausgestattet – einzurichten. Einige Stimmen sprechen dennoch für 
gGmbHs zumindest die Empfehlung der Einrichtung eines solchen Organs aus.773 Anderer-
                                                             
768 Lutter/Hommelhoff, in: Lutter/Hommelhoff19, § 52 Rn. 1; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, 
§ 52 Rn. 1 f. 
769 Auch wenn die Anforderungen an die Unmittelbarkeit und das Überwiegen denkbar hoch sind. 
Vgl. verneinend in Bezug auf das erstgenannte Kriterium für einen Blutspendedienst LG Düssel-
dorf, Beschluss v. 30.4.2013 (33 O 126/12) juris, Rz. 23 ff. 
770 BGH, Urteil v. 20.9.2010 (II ZR 78/09) BGHZ 187, 60–68 (68) (=NJW 2011, 221) – DOBER-
LUG –: „Anders als der obligatorische Aufsichtsrat ist der fakultative Aufsichtsrat deswegen nicht 
im Interesse der Allgemeinheit in die Pflicht genommen und hat keine [...] öffentlichen Belange 
zu wahren.“. Außerdem Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 1 m.w.N. 
771 Dies deckt sich in Teilen mit der Rechtfertigung der staatlichen Aufsicht über die Stiftungen. Vgl. 
B.I.2.b.bb, S. 88 ff. 
772 Zur Zweckmäßigkeit und passenden Ausgestaltung eines obligatorischen Aufsichtsrats de lege 
ferenda siehe statt aller B. D. Ullrich, S. 221 ff. 
773 So zum Beispiel van Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 21 (+f.): Bestimmungen 
zu „Beirat und/oder Aufsichtsrat“ haben sich „als sinnvoll erwiesen“; Zweckmäßigkeit eines Bera-
tungsgremiums (von diesen als Kuratorium bezeichnet): Rohde/Engelsing, S. 39; am weitesten – 
mit Verweis auf die fehlende fachliche Eignung zur Kontrolle der Leitungsorgane seitens der Ge-
sellschafter, die oft selber Verbände, Kommunen oder Stiftungen sind – v. Holt/Koch, Rn. 76, 
115 ff. (115): „von der Möglichkeit [...] sollte daher nahezu zwingend Gebrauch gemacht wer-
den.“. Nach der Zusammensetzung der Gesellschafter differenzierend: Priester, GmbHR 1999, 149 
(152). In noch stärkerem Maße gilt das für die der jeweiligen Selbstbindung unterfallenden Berei-
che der (christlich geprägten) Wohlfahrtspflege: zumindest größere Einrichtungen sollen nach den 
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seits kann die damit verbundene Erweiterung der Organstruktur inklusive hiermit einherge-
hender Kompetenzfragen und Streitigkeiten auch die typischen Vorteile einer GmbH als 
Tochtergesellschaft zunichtemachen. 
2. Eigenarten und Organisationsstruktur der (g)AG 
a. Allgemein 
aa. Gründung 
Die Gründung einer Aktiengesellschaft ist in ihrer Struktur mit der einer GmbH vergleichbar, 
modifiziert durch die besondere Rolle der Aktien als (verbriefte) Bruchteile des Grundkapi-
tals. Grundlage der Gesellschaftsverfassung ist erneut die Satzung, welche zur Gründung der 
Gesellschaft gem. § 23 Abs. 1 S. 1 AktG durch notarielle Beurkundung „festgestellt“ werden 
muss. Der Mindestinhalt dieser Urkunde ist in Abs. 2, die entsprechenden Anforderungen an 
die Satzung selbst in Abs. 3 festgelegt, wobei die §§ 4 ff. AktG einzelne Bestandteile wie 
Firma, Sitz und Grundkapital inhaltlich konkretisieren. Für letzteres gilt nach § 7 AktG ein 
Mindestnennbetrag von 50.000 €. 
Durch die ursprünglichen Aktionäre, die Gründer (§ 28 AktG), erfolgt die Bestellung des 
Aufsichtsrats und des Vorstands nach §§ 30 f. AktG. Nach Überprüfung der Gründung durch 
die neuen Organe (§ 33 AktG) kann die Gesellschaft schließlich von diesen zur Eintragung 
ins Handelsregister angemeldet werden, §§ 36 ff. AktG. Nach erfolgreicher Prüfung durch 
das Gericht (§ 38 AktG) wird die Gesellschaft gem. § 39 Abs. 1 AktG eingetragen, wodurch 
sie ab diesem Moment als solche besteht, wie sich im Umkehrschluss aus § 41 Abs. 1 S. 1 
AktG ergibt. Mit Übernahme aller Aktien durch die Gründungsaktionäre ist die AG schließ-
lich gem. § 29 AktG errichtet. 
bb. Organe 
Im Gegensatz zur GmbH hat die AG auch in ihrer Grundform bereits drei Organe, namentlich 
Hauptversammlung, Aufsichtsrat und Vorstand. Diese stehen in einem Geflecht von gegen-
seitiger Kontrolle sowie Rechten und Pflichten zueinander, die in ihrer Gesamtheit ein Sys-
tem darstellen, das einen Geschäftsablauf sichern soll, der frei von missbräuchlicher Beein-
flussung und intransparenten Vorgängen ist, die der Gesellschaft und damit auch ihren Ei-
gentümern schaden können.774 Dieses Kontrollsystem wird etwa dadurch aufrechterhalten, 
                                                             
Vorgaben des Diakonie DGK (S. 3) bzw. der DBK Arbeitshilfe 182 (S. 20 f.) konzeptional ein 
duales Führungssystem aufweisen. Auch im wirtschaftlichen Kontext ist die Einrichtung eines fa-
kultativen Aufsichtsrats nicht unüblich, wie sich in der Umfrage von Theisen/Probst, DB 2012, 
1553 (1554) zeigt, in der ein Viertel aller GmbHs bis 250 Mitarbeiter einen Aufsichtsrat aufwiesen. 
774 Dieses austarierte Organgefüge ist aber auf der anderen Seite der Grund dafür, dass weitere Organe 
nur schwerlich geschaffen werden können, es sei denn sie greifen kaum effektiv in diese Struktur 
ein, was sich in der Satzungsstrenge in § 23 Abs. 5 AktG materialisiert. Ein Grenzfall sind Ehren-
positionen wie Ehren-Vorsitzende. Vgl. zu den diesbezüglichen Gestaltungsmöglichkeiten Lutter, 
ZIP 1984, 645 (646 ff.). 
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dass es prinzipiell keine persönlichen Verflechtungen insbesondere zwischen Aufsichtsrat 
und Vorstand geben soll, wie durch § 105 AktG sichergestellt wird. 
(1) Hauptversammlung 
Konzeptionell wichtiges Organ ist wieder das körperschaftliche Substrat der Gesellschaft, die 
Gesamtheit der Anteilseigner in Form der institutionalisierten Hauptversammlung, wie sie 
sich in den §§ 118 ff. AktG ausgestaltet findet. Ihre Rechte, bzw. die ihrer Mitglieder, finden 
sich in § 119 Abs. 1 AktG enumeriert, ihr obliegen danach nicht nur die typischen Grund-
satzentscheidungen wie Satzungsänderungen (Nr. 5) oder Auflösung der Gesellschaft (Nr. 8), 
sondern unter anderem gem. § 119 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 120 AktG die Entlastung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats, nach Nr. 2 die Entscheidung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns, sowie nach Nr. 1 die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder, die nicht von der Ar-
beitnehmerseite oder anderweitig entsandt werden. 
Diese scheinbare Fülle an Kompetenzen kann derweil nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
anders als etwa bei Verein und GmbH das geschäftsführende Organ dieser Versammlung in 
Alltagsgeschäften – von Ausnahmefällen abgesehen775 – nicht weisungsunterworfen ist. Ins-
besondere bei Gesellschaften mit frei gehandelten Aktien ist die Hauptversammlung durch 
starke personelle Fluktuation sowie Unterschiede in den durch einzelne Personen repräsen-
tierten Gesellschaftsvermögens- und damit Stimmanteilen gekennzeichnet. 
 
(2) Aufsichtsrat 
Die rechtliche Stellung des Aufsichtsrats und seiner Mitglieder ist in den §§ 95 ff. AktG ge-
regelt. Gemäß den Vorgaben des § 95 AktG besteht ein Aufsichtsrat aus mindestens drei 
(S. 1), maximal 21 Mitgliedern (S. 4) und wird nach größen- oder unternehmensgegenstands-
bezogenen Schlüsseln (vgl. § 96 Abs. 1 i.V.m. den dort genannten Vorschriften) in den Be-
setzungsrechten zwischen Aktionären, Arbeitnehmern und unter Umständen Dritten aufge-
teilt, wobei die Gesamtzahl der Mitglieder immer durch drei teilbar sein muss (S. 3). In Streit-
fragen bezüglich der Zusammensetzung kann von allen Seiten eine gerichtliche Entscheidung 
herbeigeführt werden, welche nach dem in den §§ 98 f. AktG geregelten Verfahren abläuft. 
Die zentrale Aufgabe des Aufsichtsrats besteht in der Überwachung der Geschäftsführung 
des Vorstands gem. § 111 Abs. 1 AktG, wozu ihm unter Umständen – vgl. § 111 Abs. 4 
S. 2 ff. AktG – bei bestimmten Geschäften ein Zustimmungserfordernis eingeräumt werden 
kann. Zur Durchsetzung etwaiger Ansprüche zugunsten der Gesellschaft gegen den Vorstand 
ist der Aufsichtsrat diesem gegenüber vertretungsberechtigt, § 112 AktG. 
An die Mitglieder des Aufsichtsrats werden aufgrund ihrer Kontrollfunktion für den Vorstand 
gem. § 100 AktG gewisse persönliche Voraussetzungen gestellt, die weniger an abstrakte in-
                                                             
775 Etwa, wenn der Vorstand dies verlangt, §§ 111 Abs. 4 S. 3 ff., 119 Abs. 2 AktG – wobei es in 
dieser Konstellation schon grenzwertig ist, überhaupt von einer Ausnahme zu sprechen. 
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dividuelle Qualitäten anknüpfen, als vielmehr eine zu große Verflechtung mit anderen Ge-
sellschaften – mit Ausnahmen und quantitativen Anpassungen für Konzernstrukturen776 – o-
der anderen Organen derselben Gesellschaft verhindern sollen. Auch für den Aufsichtsrat 
bestehen in §§ 107 ff. AktG spezifische Vorgaben für die innere Ordnung und den Ablauf 
von Entscheidungsprozessen. Eine Vergütung wird durch § 113 AktG dem Grunde nach er-
möglicht.777 
(3) Vorstand 
Der Vorstand einer AG ist gem. der §§ 76 ff. AktG das Organ, welches mit der eigenverant-
wortlichen Leitung der Gesellschaft und damit insbesondere mit der Geschäftsführung (§ 77 
AktG) sowie der Vertretung der Gesellschaft in gerichtlicher und außergerichtlicher Form 
(§ 78 AktG) betraut ist. Hierzu gehört gem. § 83 AktG auch die Vorbereitung der Hauptver-
sammlung und Ausführung der dort ergangenen Beschlüsse. Die besondere Wichtigkeit des 
Vorstands wird schon dadurch unterstrichen, dass nur für den Vorstand gem. § 23 Abs. 3 
Nr. 6 AktG in der Satzung eine zahlenmäßige Festlegung oder ein im Nachhinein hierzu füh-
rendes Prozedere vorgegeben sein muss. Im Gegensatz zum Aufsichtsrat beträgt die Mindest-
zahl an Vorständen selbst bei größeren Gesellschaften lediglich zwei, nach oben sind der 
Anzahl jedoch keine expliziten Grenzen gesetzt. Auch für Mitglieder des Vorstands gelten 
gem. § 76 Abs. 3 AktG gewisse persönliche Mindestvoraussetzungen, die identisch mit denen 
des GmbH-Geschäftsführers sind.778 Damit die anderen Organe die Arbeit des Vorstands 
überhaupt effektiv bewerten und überwachen können, treffen diesen besondere Berichts-
pflichten, insbesondere dem Aufsichtsrat gegenüber, wie etwa der Jahresabschluss nach 
§§ 170 f. oder die vielfältigen Berichte nach § 90 AktG. 
b. Notwendige Modifikationen 
Insbesondere in Bezug auf die Vorgabe der Selbstlosigkeit in § 55 Abs. 1 AO bedarf es auch 
bei der Aktiengesellschaft neben dem generellen Bekenntnis zu einem gemeinnützigen 
Zweck in der Satzung einiger Anpassungen, die allerdings dadurch erschwert werden, dass 
nach der sog. Satzungsstrenge gem. § 23 Abs. 5 AktG Abweichungen von den gesetzlichen 
Vorgaben nur dann erfolgen dürfen, wenn das Gesetz diese ausdrücklich zulässt, es sei denn, 
es handelt sich um ergänzende Bestimmungen zu nicht abschließenden Regelungen.779 
Zu aller vorderst bedarf es einer Modifizierung der Verwendung des Bilanzgewinns. Ver-
gleichbar der Regelung bei der GmbH haben auch die Aktionäre aus § 58 Abs. 4 AktG einen 
                                                             
776 Vgl. § 100 Abs. 2 S. 2 AktG. 
777 Genauer hierzu unten unter C.IV.1.b, S. 153. 
778 Vgl. hierzu § 6 Abs. 2 GmbHG, sowie C.III.1.a.bb(2), S. 125. Dieser Gleichlauf geht zurück auf 
das Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (Mo-
MiG) vom 23.10.2008 (BGBl. I, S. 2026). Vgl. dort die Art. 1 Nr. 7 (S. 2027), Art. 5 Nr. 6 
(S. 2035) sowie die Begründung im Gesetzesentwurf BT-Drs. 16/6140, 51 f. 
779 Zur Satzungsstrenge in diesem Kontext siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.12; Priester, 
GmbHR 1999, 149 (150); I. J. Weber, S. 55 f. Zu den generell notwendigen Anpassungen ausführ-
lich B. D. Ullrich, S. 49 ff.; I. J. Weber, S. 54 ff. 
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Anspruch auf Dividende780, sodass dieser abbedungen werden muss, was nach dem Wortlaut 
der Norm unter anderem per Satzung, also Gesellschaftsvertrag, möglich ist.781 Gleiches gilt 
erneut– jedenfalls soweit er die eingezahlten Kapitalanteile übersteigt782 – für den Anspruch 
auf den Liquidationsüberschuss gem. § 271 Abs. 1 AktG, welcher nach verbreiteter Auffas-
sung ebenfalls in adäquater Form beschränkbar ist.783 
Probleme können sich auch bei der AG aus einer in § 150 Abs. 1 AktG vorgeschriebenen 
Zwangsthesaurierung ergeben. Es stellt sich hierbei neuerdings die Frage, ob die Erwägungen 
zum insofern ähnlichen § 5a Abs. 3 GmbHG784 hierauf übertragen werden können, mit der 
Folge, dass diese ganz grundsätzlich keinen Verstoß gegen die zeitnahe Mittelverwendung in 
§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO darstellen würde.785 Demgegenüber sind aber Zweifel angebracht, wird 
diese Unschädlichkeit dort doch nicht zuletzt damit begründet, dass diese Rücklage eine 
Kompensation für der UG gegenüber der GmbH fehlendes Stammkapital darstellt, welches 
als solches natürlich schon unter die Ausnahme des § 62 Abs. 3 Nr. 2 AO fallen würde. Bei 
der AG erfolgt diese Rücklage demgegenüber zusätzlich zum vollständig bestehenden Grund-
kapital, sodass diese Begründung insofern nicht trägt. In der vorgegebenen Höhe vom zwan-
zigsten Teil des Jahresüberschusses – ergo 5 % – lässt sich die zivilrechtlich geforderte Rück-
lage steuerrechtlich jedenfalls als freie Rücklage i.S.d. § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO fassen, die bis 
zu 10 % zulässt, und schadet damit prinzipiell nicht der Gemeinnützigkeit.786 
Die Nachteile einer freien Anteilsübertragung – beispielsweise die damit verbundene Un-
überschaubarkeit – lassen sich bei der AG durch die Ausgabe von Namensaktien gem. § 67 
AktG i.V.m. einem Zustimmungserfordernis i.S.d. § 68 Abs. 2 AktG in praktikablem Maße 
einschränken. Keine unmittelbare Bedeutung für die Anerkennung als gemeinnützig hat in-
dessen die Frage, ob die Aktien der Gesellschaft an der Börse gehandelt werden.787 
                                                             
780 Auch bei der AG muss dieser allerdings erst durch einen Gewinnverwendungsbeschluss der Haupt-
versammlung konkretisiert werden: siehe nur § 174 Abs. 2 Nr. 2 AktG sowie Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 58 Rn. 26, 28. 
781 Vgl. BGH, Urteil v. 28.6.1982 (II ZR 69/81) BGHZ 84, 303–311 (308 f.) (=NJW 1983, 282); 
Bayer, in: MüKo-AktG4, § 58 Rn. 91; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 58 Rn. 25 f.; vgl. auch 
Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 (R347); Nowotny, in: Hdb. NPO, 183–204 (198); Spren-
gel, S. 7. Zu den besonderen Anforderungen, wenn eine solche Beschneidung der Mitgliederrechte 
nicht schon in der Gründungssatzung erfolgt, siehe B. D. Ullrich, S. 51; I. J. Weber, S. 73. Es gibt 
allerdings kreative Alternativlösungen, etwa die wertgleiche Zahlung an eine vom Aktionär zu 
bestimmende steuerprivilegierte Einrichtung: vgl. Sprengel, S. 13. 
782 Vgl. hierzu § 3 Abs. 2 der Anlage 1 zu § 60 AO i.d.F. für Kapitalgesellschaften. 
783 Bayer/Hoffmann, Der Aufsichtsrat 2008, 25 (25); I. J. Weber, S. 83 ff. Zu den verschiedenen An-
sätzen der nicht unproblematischen dogmatischen Begründung hierfür siehe die Darstellungen bei 
Koch, in: MüKo-AktG4, § 271 Rn. 5 ff.; sowie B. D. Ullrich, S. 51 ff., jeweils m.w.N. 
784 Siehe oben C.III.1.a.aa, S. 124. 
785 So jedenfalls – damals noch hypothetisch – B. D. Ullrich, S. 55. 
786 Daneben lässt sich unter Umständen eine betriebsnotwendige Rücklage im Rahmen der Vermö-
gensverwaltung und wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe bilden, insbesondere im Hinblick auf die 
Möglichkeiten des § 150 Absätze 3 und 4 AktG. Vergleiche hierzu bereits B. D. Ullrich, S. 54 f. 
787 So etwa im Fall der Zoologischer Garten Berlin AG. Vgl. hierzu, inklusive Chart und interessanter 
Kursentwicklungen, Bayer/Hoffmann, AG-Report 2007, R347 (R348). 
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3. Vergütungsrelevante Organe 
Aus dieser Vielzahl an potentiellen Organen sind für den weiteren Gang der Darstellung die-
jenigen herauszustellen, die im gemeinnützigen Kontext überhaupt Vergütungsrelevanz auf-
weisen. In Anbetracht der grundlegenden Schädlichkeit von Gewinnausschüttungen an die 
Mitglieder der Gesellschafter- und Hauptversammlung wegen offensichtlichen Verstoßes ge-
gen die Selbstlosigkeit, fallen jedenfalls diese – in ihrer bloßen Funktion als Mitglied – trotz 
zivilrechtlicher Möglichkeit aus der folgenden Betrachtung heraus. Anders sieht dies für Ge-
sellschafter aus, die selbst – als juristische Person – gemeinnützig sind. In dem Kontext stellen 
sich aber kaum Probleme in Bezug auf Rechtsgrundlagen und Umfang der Geldleistungen 
– die überdies nur schwerlich als Vergütung zu bezeichnen wären, da es an einer entsprechen-
den mitwirkenden Gegenleistung fehlt. 
Daher konzentrieren sich die Betrachtungen zunächst auf die geschäftsführenden Organe, den 
GmbH-Geschäftsführer und den AG-Vorstand. Dabei ist prinzipiell unschädlich, wenn diese 
gleichzeitig Gesellschafter bzw. Aktionär sind, solange eine Vergütung davon unabhängig 
lediglich aufgrund ihrer aktiven Mitwirkung an der Geschäftsführung und damit an der 
Zweckverfolgung gezahlt wird. Gleiches gilt in puncto Vergütungsrelevanz – zumal einge-
denk der hierzu bestehenden gesetzlichen Regelungen – für die Mitglieder des Aufsichtsrates, 
auch sofern dieser bei der GmbH besteht. Für sonstige frei gestaltete Organe bei der GmbH 
ist – wie schon bei der Stiftung788 – bei deren Einrichtung in der Satzung ohnehin festzulegen, 
wie sich das fakultative Organ in das Organgefüge der Gesellschaft einfügt und wie die recht-
liche Beziehung zwischen Organwaltern und Gesellschaft ausgestaltet ist.789 Bei fehlenden 
Informationen kann unter Umständen durch Auslegung eine funktionale Ähnlichkeit zum 
Aufsichtsrat festgestellt und damit eine (analoge) Anwendung des § 52 Abs. 1 GmbHG er-
wogen werden. In diesem Falle gelten die Ausführungen zur Vergütung beim Aufsichtsrat 
entsprechend. 
IV. Anspruch auf Vergütung 
Die im Rahmen von Verein und Stiftung dargelegte logische Trennung zwischen Be- und 
Anstellung790 gilt ebenso jedenfalls für die geschäftsführenden Organe der Kapitalgesell-
schaften. Diese wertungsmäßige Überschneidung hat – neben in der verallgemeinerbaren 
Konzeption als Körperschaft liegenden Gründen – den Hintergrund, dass Präjudizien – auch 
durch die Gerichte selbst – häufig von einer Körperschaftsform auf andere übertragen wer-
den, ebenso wie auf Stiftungen.791 Im Gegenteil insbesondere zum Verein gehen die kapital-
gesellschaftlichen Sondergesetze auch explizit von dieser Trennung aus – vgl. etwa §§ 84 
                                                             
788 Siehe oben B.I.4.b, S. 98. 
789 Zu Vergütungsoptionen bei repräsentativen Ehrenpositionen in der Gesellschaft siehe Lutter, ZIP 
1984, 645 (653 f.). 
790 Siehe oben A.II.3.a, S. 29. 
791 Vgl. beispielhaft BGH, Urteil v. 21.1.1991 (II ZR 144/90) BGHZ 113, 237–251 (241 ff.) (=NJW 
1991, 1727); Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (3 ff.); Hüttemann/Kampermann, npoR 
2014, 143 (146). 
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Abs. 1 S. 5 AktG bzw. § 38 Abs. 1 GmbHG792 – und räumen in diesem Kontext der individu-
alvertraglichen Abrede in Form des Anstellungsvertrags schon grundsätzlich, insbesondere 
aber in Bezug auf die Vergütung, weitere Regelungskompetenz ein, sodass die wenigen Fest-
legungen zum genuin organschaftlichen Verhältnis für Geschäftsleiter regelmäßig keinerlei 
(gesetzliche) Ansprüche auf Vergütung begründen. Insoweit kann das Augenmerk der Unter-
suchung bei diesen primär auf den Anstellungsvertrag gelenkt werden, es kommen aber er-
neut mehrere Anspruchsgrundlagen in Betracht. 
1. Vergütung bei der Aktiengesellschaft 
a. Vorstand 
aa. Das Rechtsverhältnis zwischen Vorstand und AG 
Das Rechtsverhältnis zwischen Vorstand und Aktiengesellschaft wird nach heute allgemeiner 
Auffassung durch die Trennung von Bestellung und Anstellung charakterisiert, die sich unter 
anderem in § 84 Abs. 1 S. 1 und S. 5 AktG793 im Gesetzeswortlaut niedergeschlagen hat.794 
(1) Bestellung 
Die Bestellung ist ein körperschaftlicher Rechtsakt, der durch Beschluss, Bestellungserklä-
rung und deren formlose Annahme durch den Vorstand gekennzeichnet ist795 und damit ver-
tragsähnlichen Charakter aufweist.796 Durch Vollendung der Bestellung erlangt die bestellte 
Person die Rechtsstellung eines Organmitglieds, inklusive aller hiermit verbundenen Rechte 
und Pflichten im Innen- wie im Außenverhältnis.797 Kernkomponente sind dabei, neben den 
gesetzlich konkretisierten Rechten und Pflichten, die „organschaftlichen Treuebindungen“.798 
                                                             
792 Genauer im Einzelnen sogleich. 
793 Weitere Normen sind §§ 84 Abs. 3 Sätze 1 und 5, 87 Abs. 2 S. 3 f. 
794 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (3); Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 7 f.; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 2; Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 16 f.; Mertens/Cahn, 
in: KK-AktG3, § 84 Rn. 4 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 1 ff.; allgemeiner Reuter, in: 
FS Zöllner, 487–502 (494) jeweils m.w.N. Aufgrund des klaren Gesetzeswortlauts und der Dauer 
seines Bestehens ist eine einheitliche Betrachtung kaum vertretbar; so aber noch Baums, Ge-
schäftsleitervertrag, S. 3 ff. 
795 Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 3; Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 31; Mertens/Cahn, in: 
KK-AktG3, § 84 Rn. 2; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 8, 17 ff. 
796 Die Gegenauffassung bezeichnet ihn als mitwirkungsbedürftige Maßnahme organschaftlicher 
Selbstverwaltung. Zum genauen dogmatischen Streitstand siehe Fleischer, in: Spindler/Stilz-
AktG3, § 84 Rn. 5; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 4 m.w.N. 
797 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 5; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 9 f.; Spindler, 
in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 9. 
798 Vgl. Fleischer, WM 2003, 1045 (1045 ff.); Hopt/Roth, in: Großkomm AktG5, § 93 Rn. 224 ff.; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 10 f.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 93 Rn. 95 ff.; Kort, in: 
Großkomm AktG5, § 84 Rn. 76 ff. Zu deren Rolle bei der Interpretation von Anstellungsverträgen 




Die Anstellung stellt demgegenüber ein grundsätzlich rechtlich eigenständiges, das Organ-
verhältnis jedenfalls aber begleitendes, schuldrechtliches Rechtsverhältnis dar, dessen Inhalt 
vielerlei Gestalt haben kann, oftmals Organpflichten konkretisiert oder erweitert und regel-
mäßig insbesondere eine Vergütungsvereinbarung beinhaltet.799 Auch bei der AG ist dieser 
Vertrag bei entgeltlicher Vorstandstätigkeit damit ein Dienstvertrag mit Elementen der Ge-
schäftsbesorgung, sodass grundsätzlich die §§ 611 ff., 675 BGB Anwendung finden.800 
(3) Zusammenfassung 
Somit steht fest, dass rechtliche Grundlage für einen Vergütungsanspruch regelmäßig der 
Anstellungsvertrag ist. Auch wenn in § 87 AktG Grundsätze für die Bezüge der Vorstands-
mitglieder festgelegt werden, stellt insbesondere diese Norm keine Anspruchsgrundlage für 
den Vorstand, sondern diesbezügliche Verhaltenspflichten und Rechte des Aufsichtsrats zum 
Schutze der Gesellschaft vor übermäßigen Zahlungspflichten dar.801 
Trotz der damit feststehenden logischen Trennung zwischen den beiden Rechtsverhältnissen 
bestehen zahlreiche Wechselwirkungen und – teils vertraglich begründete – Verknüpfungen, 
die die Wirkungen aus beiden rechtlich und faktisch vereinheitlichen und aufeinander abstim-
men.802 Dies beginnt bereits damit, dass aus der Bestellung ein Anspruch des Vorstands da-
hingehend erwächst, vonseiten der anderen Organe auf den Abschluss eines angemessenen 
Anstellungsvertrags hinzuwirken.803 Weitere typische Interaktionen stellen etwa die – ver-
traglich gestaltete – akzessorische Aufhebung des Anstellungsvertrags bei vorzeitiger Been-
digung der Organstellung804, also entgegen der grundsätzlichen Idee der Unabhängigkeit des 
Anstellungsvertrags hiervon in § 84 Abs. 3 S. 5 AktG, oder umgekehrt die automatische Ver-
längerung des Anstellungsvertrags bei Wiederbestellung, dar. 
                                                             
799 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 24; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 14; Seibt, in: 
Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 23; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 10, 56 ff. Zu konkreten 
Ausprägungen siehe Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 21 ff.; Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, 
§ 84 Rn. 29 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 87 ff. 
800 BGH, Urteil v. 11.7.1953 (II ZR 126/52) BGHZ 10, 187–196 (191); ders., Urteil v. 7.12.1961 
(II ZR 117/60) BGHZ 36, 142–144 (=NJW 1962, 340); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 14; 
Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 23; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 56. Damit 
gleicht er den Anstellungsverträgen bei Verein und Stiftung sowie GmbH. 
801 OLG Stuttgart, Urteil v. 13.3.2002 (20 U 59/01) AG 2003, 211–213 (213); Fleischer, in: Spind-
ler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 44; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 22; Kort, DStR 2007, 1127 (1127); 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 87 ff.; I. J. Weber, S. 75. Allerdings lässt sich aus dieser 
Norm jedenfalls auf die konzeptionelle Üblichkeit einer Vergütung schließen, was im Rahmen von 
§ 612 Abs. 1 BGB relevant sein kann. Vgl. hierzu unten C.IV.3, S. 176 ff. 
802 Vgl. nur Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 8; Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 25 f. 
jeweils m.w.N. und die obigen Ausführungen zum Vereinsrecht bei A.II.3.a, S. 29 ff. 
803 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 8; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 5; Spind-
ler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 11. 
804 Siehe dazu unten C.IV.1.a.bb(4)(c), S. 150. 
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bb. Anspruch aus dem Anstellungsvertrag 
(1) Zustandekommen des Vertrags 
(a) Notwendigkeit wirksamer Bestellung 
Eine vorhergegangene Bestellung zum Vorstand dürfte regelmäßig die Grundlage für den 
Abschluss eines Anstellungsvertrags sein, ist aber nicht per se rechtlich zwingende Voraus-
setzung. Andererseits sind, wie gerade dargestellt, die beiden Rechtsverhältnisse praktisch 
dergestalt miteinander verwoben, dass bei fehlender oder fehlerhafter Bestellung – je nach 
Gestaltung – auch die Wirksamkeit des Anstellungsvertrags in Frage gestellt werden kann, 
sodass es, wenn auch nicht zwingend, so doch interessengerecht erscheint, im Zuge der Be-
gründung eines Anspruchs aus dem Anstellungsvertrag zunächst das Vorliegen einer wirksa-
men Bestellung sicherzustellen.805 
(aa)  Zuständigkeit und Verfahren 
Die Bestellung des Vorstands erfolgt gem. § 84 Abs. 1 S. 1 AktG allein durch den Aufsichts-
rat, was insofern außergewöhnlich ist, als damit bei der AG das geschäftsführende Organ 
nicht (unmittelbar) durch die Mitglieder der Körperschaft gewählt wird. Die Zuständigkeit 
des (Gesamt-) Aufsichtsrats lässt sich dabei weder prinzipiell abbedingen noch durch den 
Aufsichtsrat auf andere Organe oder Ausschüsse übertragen, wodurch insbesondere Koopta-
tion durch den Vorstand ausscheidet.806 
Nach dem Aufsichtsratsbeschluss gem. § 108 Abs. 1 AktG, der mit einfacher Mehrheit erfol-
gen muss, wird dies dem zu Bestellenden gegenüber erklärt, der wiederum die Bestellung 
annehmen muss, was nach dem gesetzlichen Regelfall in beide Richtungen formfrei gesche-
hen kann.807 Die Bestellung ist auf maximal fünf Jahre zu befristen, § 84 Abs. 1 S. 1 AktG, 
eine Verlängerung oder Wiederholung der Bestellung ist jedoch möglich, wobei je Amtszeit 
von fünf Jahren ein neuer Beschluss des Aufsichtsrats notwendig ist, S. 2–4.808 
                                                             
805 Diese Verbindung wird besonders anschaulich, wenn man bedenkt, dass ein Anstellungsvertrag – 
mit Ausnahme nachvertraglicher Pflichten – zeitlich niemals weiter reichen kann als das Vor-
standsamt: so Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 8; Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, 
§ 84 Rn. 28. 
806 Dies ergibt sich aus dem Grundsatz des § 23 Abs. 5 AktG, dem konzeptionellen Verhältnis der 
Organe zueinander und dem Sinn und Zweck der kompetenzzuweisenden Norm selbst. Fleischer, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 9 f.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 1; Spindler, in: MüKo-
AktG4, § 84 Rn. 1, 12 ff. 
807 Siehe detailliert zum Abstimmungsverfahren Krieger, S. 89 ff. Außerdem Fleischer, in: Spind-
ler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 11; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 3 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, 
§ 84 Rn. 19 ff.; sowie bereits oben C.IV.1.a.aa(1), S. 134. 
808 Siehe zu gesetzlich nicht geregelten Einzelheiten Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 6 ff.; Mer-
tens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 18 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 40 ff. Dabei ist die 
Wahrnehmung der Höchstdauer der Bestellung in der Praxis längst zur Regel geworden: Fleischer, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 14. 
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Alternativ zu diesem rein internen Verfahren kann – ähnlich dem Notvorstand des Vereins 
oder der Stiftung gem. § 29 BGB (i.V.m. § 86 S. 1 BGB) – auch bei der AG zur Behebung 
des Mangels fehlender Organmitglieder das zuständige Gericht Vorstandsmitglieder bestel-
len, wozu gem. § 85 Abs. 1 AktG allerdings der Antrag eines Beteiligten bei entsprechender 
Dringlichkeit notwendig ist.809 
(bb)  Persönliche Voraussetzungen 
Aufgrund der hohen finanziellen Risiken und gerade bei der AG unter Umständen hohen 
Anzahl von durch ebendiese bedrohten Aktionären, stellen sich bei den Kapitalgesellschaften 
besondere Anforderungen an die Fähigkeiten und Integrität der geschäftsführenden Organ-
walter. In ein solches Amt gewählt werden kann daher nur, wer die gesetzlich geforderten, 
spezifischen Voraussetzungen erfüllt. Dabei gelten für die geschäftsführenden Organe in AG 
und GmbH dieselben Anforderungen. 
Diese ergeben sich für Vorstände und Geschäftsführer aus den wortgleichen § 6 Abs. 2 
GmbHG und § 76 Abs. 3 AktG. Darin ist festgelegt, dass Organmitglieder nur natürliche, 
unbeschränkt geschäftsfähige Personen sein können. Sollte eine Stiftung Aktionär einer gAG 
sein und möchte sie ihren Vorstand zum Vorstand der AG machen, so muss er dies in Person 
werden, was insbesondere bedeutet, dass seine Organstellung in der gAG nicht per se abhän-
gig von seiner Organstellung in der Stiftung ist. Daneben werden in § 6 Abs. 2 S. 2 GmbHG 
bzw. § 76 Abs. 3 S. 2 AktG persönliche Merkmale genannt, die ein Ausschlusskriterium für 
eine Organstellung darstellen, weil sie nach ihrem Sinn und Zweck anhand objektivierter Kri-
terien Eigenschaften unwiderlegbar vermuten, die mit der Ausübung eines solchen Amtes 
unvereinbar sind. Hierzu gehören etwa das Unterliegen einer rechtlichen Betreuung (Nr. 1), 
Berufs- oder Gewerbeverbote in unternehmensgegenständlichen Bereichen (Nr. 2) oder Ver-
urteilungen wegen vorsätzlicher insolvenz- oder sonstiger geschäftsleitungsbezogener Straf-
taten (Nr. 3) im In- oder Ausland (S. 3). Ebenso kategorisch ausgeschlossen sind gem. § 105 
Abs. 1 AktG amtierende Mitglieder des Aufsichtsrates. Weitere Anforderungen können sich 
aus der Satzung oder anderen Gesetzen, etwa dem AGG, ergeben.810 
Liegen die Anforderungen nach § 76 Abs. 3 AktG in der gewählten Person nicht vor, so folgt 
daraus die Nichtigkeit der Bestellung gem. § 134 BGB.811 Insbesondere ist festzuhalten, dass 
die Bestellung dadurch nicht lediglich schwebend unwirksam wird, sodass bei einem späteren 
Wegfall der Bestellungshindernisse eine erneute Bestellung erfolgen muss.812 Das Fehlen der 
anderweitigen persönlichen Voraussetzungen führt nicht automatisch zur Nichtigkeit der Be-
stellung, sondern zu einer sog. „fehlerhaften Organstellung“, die bei faktischer Ausübung des 
                                                             
809 Vgl. genauer zu Voraussetzungen und Verfahren Koch, in: Hüffer/Koch12, § 85 Rn. 2 ff.; Spindler, 
in: MüKo-AktG4, § 85 Rn. 4 ff. Dem Ersatzvorstand steht – ähnlich dem Stiftungsnotvorstand in 
einigen Bundesländern (Siehe § 4 Abs. 3 S. 1 BerlStiftG sowie dazu oben B.II.1.b.bb, S. 103) – 
ein gesetzlicher Vergütungsanspruch aus § 85 Abs. 3 S. 1 AktG zu. 
810 Koch, in: Hüffer/Koch12, § 76 Rn. 63 ff.; Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 43 ff.; Spindler, in: 
MüKo-AktG4, § 84 Rn. 29 ff. 
811 Koch, in: Hüffer/Koch12, § 76 Rn. 61 f., § 84 Rn. 12; Kort, in: Großkomm AktG5, § 76 Rn. 265; 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 24 ff. (27). 
812 Kort, in: Großkomm AktG5, § 76 Rn. 265; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 76 Rn. 126; Spindler, 
in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 27. 
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Amts dazu führt, dass das Organverhältnis bis zur Geltendmachung der Fehlerhaftigkeit als 
wirksam anzusehen ist.813 
(b) Zuständigkeit und Verfahren des Vertragsschluss bei der Anstellung 
Nach § 84 Abs. 1 S. 5 AktG gilt für die Begründung einer Anstellung grundsätzlich dasselbe 
wie für die Bestellung. Damit erfolgt die vorherige Ausarbeitung des formlosen814 Anstel-
lungsvertrags und der anschließende Vertragsschluss als Umsetzung des entsprechenden Auf-
sichtsratsbeschlusses ebenfalls durch den Aufsichtsrat in Vertretung der AG (§ 112 AktG).815 
Die Dauer des befristeten Anstellungsvertrags muss aufgrund der prinzipiellen Trennung bei-
der Rechtsverhältnisse nicht derjenigen der Bestellung gleichen, ihre Höchstdauer entspricht 
gem. § 84 Abs. 1 S. 5 Hs. 1 AktG aber derjenigen der Bestellung, womit diese fünf Jahre 
beträgt, auch bei an sich unbefristeter Dauer.816 Dabei ist indes eine Verlängerung auch jen-
seits der fünf Jahre ohne eigenen neuen Beschluss akzessorisch zur Entscheidung bezüglich 
der (Wieder-) Bestellung möglich, wenn der Vertrag dies vorsieht und aufgrund seiner dyna-
misch verweisenden Laufzeit folglich nicht geändert werden braucht, wie sich bereits aus 
§ 84 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 AktG ergibt. 
(2) Anspruchsinhalt 
Liegen diese Voraussetzungen vor, erwachsen aus diesem Anstellungsverhältnis unterschied-
liche Rechte und Pflichten für den einzelnen Organwalter. An vorderster Stelle entsteht damit 
je nach Willen der Vertragsparteien ein Anspruch auf Entlohnung der Geschäftsbesorgung in 
Form von Vergütung.817 Diese kann in vielerlei Gestalt vorkommen, aktienrechtlich sind in 
                                                             
813 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 20 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 12 f.; Spind-
ler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 237 f. Zu den abweichenden Auswirkungen auf den Anstellungs-
vertrag siehe etwa Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 75. 
814 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 38; Kort, in: Großkomm AktG5, § 76 Rn. 296; Spind-
ler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 74. Auf eine etwaige Pflichtwidrigkeit aufseiten des Aufsichtsrats 
in Bezug auf undokumentierte Verträge weist aber Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 27 
hin. Unbesehen der zivilrechtlichen Situation bestehen gegenüber der Finanzverwaltung ebenso 
Darlegungspflichten: Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (24); Schütz/v. Zydowitz, npoR 
2/2010, 37 (38). 
815 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (3 f.); Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 33, 
37; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 15; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 68, 72 f. Allerdings 
kann nach überwiegender Auffassung – anders als die Bestellung – diese Anstellung auch einem 
Ausschuss aus mindestens drei Mitgliedern überantwortet werden: Fleischer, in: Spindler/Stilz-
AktG3, § 84 Rn. 34 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 15 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 
Rn. 69 ff.; strenger aber mit Verweis auf das VorstAG Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 
Rn. 25. 
816 Zu weiteren Einzelheiten vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 40; Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 84 Rn. 20; Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 28. 
817 Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 343 ff.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 60 ff.; Seibt, 
in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 29 ff. 
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gewissen Größenordnungen auch variable Vergütungsbestandteile818 sowie Versorgungsan-
sprüche819 für die Zeit nach der aktiven Organtätigkeit denkbar und faktisch üblich. 
Selbst wenn gewisse Fehler einer wirksamen Be- und Anstellung entgegenstehen, kann unter 
Umständen dennoch ein Vergütungsanspruch existieren. Die überwiegende Auffassung wen-
det bei einvernehmlicher (faktischer) Aufnahme der vorgesehenen Organtätigkeit die 
Grundsätze des fehlerhaften Arbeits- bzw. Organverhältnisses an.820 Dieser Konstruktion be-
darf es indes nicht, wenn lediglich der Anstellungsvertrag nichtig oder fehlerhaft ist, der Or-
ganwalter somit auf der Basis einer wirksamen Bestellung aktiv wird. In eben dieser kann 
nämlich regelmäßig zumindest der konkludente Abschluss eines eigenen Anstellungsvertrags 
gesehen werden, wenn auch im Zweifel nur zu Modalitäten, die § 612 BGB eröffnet.821 
(3) Begrenzung der Vergütungshöhe 
Für den Vorstand selbst ergeben sich für die konkrete Vergütungshöhe und -zusammenset-
zung keine Beschränkungen, da er beim Aushandeln des Anstellungsvertrags von der Ver-
tragsfreiheit profitiert.822 Auf Seiten der die Gesellschaft hierbei vertretenden Organe gibt es 
allerdings gesetzlich verankerte Pflichten zum Schutze der Gesellschaft, durch welche die 
Organmitglieder bei Zuwiderhandlung – insbesondere der Vereinbarung einer unverhältnis-
mäßig hohen Vergütung – eine Pflichtverletzung begehen und sich dadurch unter Umständen 
                                                             
818 Siehe hierzu Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 343; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 87 
Rn. 24 ff.; Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 29; sowie sogleich im Kontext von § 87 
AktG. Zur steuerrechtlichen Einordnung i.R.d. Angemessenheit siehe Zweiter Teil C.V, S. 277 ff. 
819 Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 351 ff.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 64 ff.; Seibt, 
in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 31. Zur steuerrechtlichen Einordnung im Rahmen der Gemein-
nützigkeit siehe Zweiter Teil D.IV.5, S. 321 ff. 
820 Bei den Rechtsfolgen herrscht weitgehende Einigkeit, umstritten sind die dogmatische Anknüp-
fung der Tätigkeit und damit verbundene Feinheiten – Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 300 ff. 
(306): „Anwendung der Lehre vom fehlerhaften gesellschaftsrechtlichen Organisationsakt auf den 
Anstellungsvertrag“; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 57 ff.: „fehlerhaftes Anstellungsver-
hältnis“; ebenso Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (22); Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, 
§ 84 Rn. 38. 
821 Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 58 f. Es kann dabei aber auch auf Seiten der Gesellschaft 
eine Pflicht bestehen, diesen fingierten Vertrag (nachträglich) durch einen realen solchen Inhalts 
zu ersetzen, wie es von beiden Seiten – zumindest mittelbar – inhaltlich konsentiert war. 
822 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 44; Ihrig/Schäfer, Rn. 190; Körner, NJW 2004, 2697 
(2697 f.); Lücke, NZG 2005, 692 (695); K.-P. Martens, ZHR 169 (2005), 124–154 (125 f.); ders., 
in: FS Hüffer, 647–662 (648); Raapke, S. 116; Stürner, S. 435. Einige Stimmen finden dies zu-
mindest in dieser Konstellation nicht unbeschränkt zutreffend, da der Aufsichtsrat hier nicht über 
sein eigenes Vermögen verhandelt und sogar ein Interesse an einem gesamtwirtschaftlich hohen 
Vorstandsgehälterniveau haben kann, insbesondere wenn seine Mitglieder in einer anderen Ge-
sellschaft selber dem Vorstand angehören: Schwan, S. 10 f.; Seibert, in: FS Hüffer, 955–972 (971); 
Thüsing, ZGR 2003, 457 (466) jeweils m.w.N. Als Mittel dagegen sehen Ihrig/Schäfer, 
Rn. 199 ff.; Lutter, ZIP 2006, 733 (734) Grenzen der Vertragsfreiheit aufseiten des Aufsichtsrats 
aus seiner Funktion als Treuhänder der Eigentümer. Zu den mannigfaltigen möglichen Ausprä-
gungen und Bestandteilen der Ansprüche siehe Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 43 ff.; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 21 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 43 ff. 
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schadensersatzpflichtig machen.823 Dies sorgt de facto natürlich für eine gewisse Einschrän-
kung der Vertragsfreiheit, berührt aber nicht von vornherein die Wirksamkeit einer dem wi-
dersprechenden Vereinbarung.824 Diese Vorschriften sind im Zuge der Vergütungsdiskussion 
nach der Finanzkrise seit 2008 durch das VorstAG verschärft worden.825 
(a) Vorgaben in der Satzung 
Auch bei der Aktiengesellschaft können sich Einschränkungen der Vergütung beziehungs-
weise ihres Umfangs bereits aus der Satzung ergeben.826 Aufgrund der satzungsmäßigen Ge-
meinnützigkeit kann in diesem Zusammenhang insbesondere gemeinnützigkeitsrechtlichen 
Vorgaben zu zivilrechtlicher Wirkung verholfen werden. Dies gilt bis zur Wortlautgrenze 
einer wie auch immer formulierten Beschränkung bereits, sobald sich aus dem Gesamtein-
druck der Satzung ergibt, dass diese gemeinnützigen Anforderungen entsprechen soll.827 Da-
mit entfalten nicht nur – ohnehin aufgrund ihrer Starrheit wenig ratsame – konkrete bzw. 
explizite Begrenzungsregelungen eine entsprechende Wirkung, sondern auch solche, die 
durch eine Beschränkung auf eine „angemessene“ oder das Verbot einer „unverhältnismäßig 
hohen“ Vergütung die Vereinbarkeit mit gemeinnützigen Anforderungen sichern sollen. Ein 
                                                             
823 Raapke, S. 122 f. Neben § 87 AktG auf Seiten des Aufsichtsrats ist hierbei zudem an die Haupt-
versammlung und § 120 Abs. 4 AktG zu denken, der allerdings nur auf börsennotierte Gesellschaf-
ten anzuwenden ist und zudem bislang lediglich eine unverbindliche Vertrauensbekundung bein-
haltet; vgl. Koch, in: Hüffer/Koch12, § 120 Rn. 20 ff.; Raapke, 62 ff. (73 f.); Schwan, S. 44 f.; zur 
praktischen Bedeutung und Bewertung durch die anderen Organe („überflüssig“): Probst/Theisen, 
Der Aufsichtsrat 2012, 66 (68). Weitere (mittelbar) rechtliche und faktische Begrenzungsmecha-
nismen bei Schwan, S. 44 ff. Eine geplante Verschärfung wurde durch den Bundesgesetzgeber im 
Jahr 2013 verworfen: Braun/Beiner, FAZ v. 16.10.2013, 19. Allerdings wurde nunmehr durch die 
Änderungsrichtlinie (EU) 2017/828 vom 17.5.2017 die Aktionärsrechtelinine (2007/36/EG) in 
Art. 9a Abs. 2 n.F. dahingehend geändert, dass das sog. „say on pay“ der Hauptversammlung nun-
mehr grundsätzlich – allerdings mit umfangreichen Ausnahmemöglichkeiten – verbindliche Wir-
kung entfalten soll; vgl. zu den Auswirkungen auf das AktG Leuering, NZG 2017, 646 (648 f.). 
824 Siehe hierzu genauer sogleich. 
825 Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung vom 31.7.2009 (BGBl. I, S. 2509). Zu den 
einzelnen Änderungen siehe etwa Fleischer, BB 2010, 67 (67); Lingemann, BB 2009, 1918 (pas-
sim). Die Diskussion um die Vorstandsgehälter wurde aber auch davor schon kontrovers geführt: 
vgl. etwa Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180; K.-P. Martens, ZHR 169 (2005), 124–
154 (124 ff.). Die Änderungen des § 87 AktG zielten vor allem auf die Eindämmung kurzfristig 
orientierter Bonuszahlungen bei börsennotierten Gesellschaften ab, sodass insbesondere variable 
Vergütungsbestandteile gewissen Regularien unterworfen wurden. Siehe genauer statt aller 
Raapke, S. 120 ff. Aufgrund der Fokussierung des Gesetzes auf börsennotierte Gesellschaften und 
die ohnehin klärungsbedürftige anreizbezogene Vergütung soll hier eine tiefere Beschäftigung 
mangels Relevanz speziell für die gAG unterbleiben, insbesondere gilt dies für die diesem ent-
sprungenen Sätze 2 und 3 des Abs. 1. 
826 Dies ist aufgrund des Kompetenzgefüges der Organe der Aktiengesellschaft aber für allzu konkrete 
Vorgaben umstritten, weil darin eine Beschneidung der Personalkompetenz des Aufsichtsrats 
durch die Hauptversammlung gesehen wird. Vgl. zur Debatte die Übersichten bei Fleischer, in: 
Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 54 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 4; Spindler, in: MüKo-
AktG4, § 87 Rn. 41. 
827 Siehe genauer zur gemeinnützigkeitskonformen Auslegung von Satzungsbestimmungen schon die 
Ausführungen im Rahmen des Vereinsrechts, oben A.III, S. 77 ff. 
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entgegen dieser Vorgaben abgeschlossener Anstellungsvertrag wird zwar regelmäßig – man-
gels einer darin zu erblickenden Beschränkung der Vertretungsmacht – nicht unwirksam sein, 
sein Abschluss begründet jedoch eine Pflichtverletzung des kontrahierenden Aufsichtsrats, 
auf welche sich entsprechende Schadensersatzansprüche der Gesellschaft stützen lassen.828  
(b) Angemessenheit gem. § 87 AktG 
Die zentrale aktienrechtliche Norm zur Sicherstellung einer angemessenen Vergütungshöhe 
des Vorstands ist § 87 AktG, der in Abs. 1 Satz 1 die Angemessenheit der Gesamtbezüge 
anordnet.829 Der Begriff der Gesamtbezüge als Betrachtungsobjekt ist im Rahmen dieser Vor-
schrift der Versuch, alle Leistungen im Synallagma des Anstellungsvertrags unter einen ent-
wicklungsoffenen Oberbegriff zu fassen, der durch einen Klammerzusatz näher aufgeschlüs-
selt wird. Er umfasst jedwede Form vermögensrelevanter Zuwendungen, neben der festen 
Vergütung also insbesondere auch Aufwandsentschädigungen, Gewinnbeteiligungen, Provi-
sionen und Nebenleistungen aller Art wie private Nutzungsrechte an Bestandteilen des Ge-
sellschaftsvermögens.830 Nach Abs. 1 S. 4 gilt dies sinngemäß für nachvertragliche Versor-
gungsleistungen, wobei eine isolierte Prüfung ohnehin kaum möglich und wenig sachgerecht 
sein dürfte.831 
Ein Verstoß gegen die Angemessenheit der Gesamtbezüge durch den Aufsichtsrat – relevan-
ter Zeitpunkt ist hier die Festsetzung832 – hat aber prinzipiell keine unmittelbare Auswirkung 
auf die Wirksamkeit des Anstellungsvertrags oder die grundsätzliche Pflicht zu seiner Erfül-
lung durch die Gesellschaft. Allenfalls stellt dies eine Pflichtverletzung des Aufsichtsrats dar, 
die entsprechende Haftungsfolgen auslösen kann. 833 
                                                             
828 Zu deren Geltendmachung wird eine gemeinnützige Körperschaft aufgrund des Gebots der Selbst-
losigkeit gem. § 55 Abs. 1 AO regelmäßig verpflichtet sein. 
829 Allgemein zu dieser Norm siehe etwa- Bors, S. 40 ff.; Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 
Rn. 1 ff.; Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180; Ihrig/Schäfer, Rn. 199 ff.; Koch, in: 
Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 1 ff.; Körner, NJW 2004, 2697; Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123; 
Lücke, NZG 2005, 692; Peltzer, in: FS Lutter, 571–586; Raapke; Semler, in: FS Budde, 599–614 
(601 ff.); Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 1 ff. Zur Entstehungsgeschichte dieser Norm siehe 
aufschlussreich Schwan, S. 27 ff. 
830 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 57; Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 
(156); Ihrig/Schäfer, Rn. 197 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 2; Lücke, NZG 2005, 692 
(696); Raapke, S. 125 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 22. Vgl. zum Begriff der Gesamt-
bezüge auch §§ 285 S. 1 Nr. 9 lit. a, 314 Abs. 1 Nr. 6 lit. a HGB. Diese erfüllen zudem eine Funk-
tion im Rahmen des Fremdvergleichs; siehe dazu genauer unten Zweiter Teil C.II.1.b, S. 248. 
831 Zu Einzelheiten siehe Raapke, S. 126. 
832 Also die erstmalige Anstellung oder eine spätere Änderung oder Verlängerung der Vergütungs-
vereinbarung; vgl. ders., S. 123; Spindler, DStR 2004, 36 (42) m.w.N. 
833 So die h.M.: Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 (157); Ihrig/Schäfer, Rn. 277 f.; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 22 f.; Lücke, NZG 2005, 692 (695 f.); Raapke, S. 184 ff.; 
Schwan, S. 71; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 22. In jüngerer Zeit mehren sich aber Versu-
che in der Literatur, durch verschiedene dogmatische Konstruktionen (§§ 134, 138 BGB, Haftung 
des Vorstandsmitglieds, Missbrauch der Vertretungsmacht) der unliebsamen vertraglichen Wirk-
samkeit beizukommen. Vgl. die Übersichten bei Fleischer, DStR 2005, 1318 (1322); derselbe, in: 
Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 58; Kort, DStR 2007, 1127 (1127 ff.); Lutter, ZIP 2006, 733 (735); 
Peltzer, in: FS Lutter, 571–586 (573 f., 579 ff.); Schwan, S. 71 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 
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(aa)  Genauer: Maßstab der Angemessenheit i.S.d. Vorschrift 
Die geforderte Angemessenheit bedarf als grundsätzlich relative Größe eines Vergleichsmaß-
stabs, also einer Projektionsfläche oder eines Rahmens, aus deren Relation sich diese erst 
ausmachen lässt. Das Gesetz nennt zur Ausfüllung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs834 
hier stichwortartig als kumulative Bezugspunkte die Aufgaben des Vorstandsmitglieds sowie 
dessen Leistungen, die Lage der Gesellschaft sowie als schon in sich relative Größe die Üb-
lichkeit der Vergütung. Daneben existieren anerkannte Bezugsgrößen jenseits des Wortlauts, 
die teils aus den Bewertungskriterien der Judikatur zur GmbH übernommen wurden.835 Auch 
wenn dies in der – der gesetzlichen Konzeption zugrundeliegenden – prinzipiellen Gewinno-
rientierung der Aktiengesellschaften auf den ersten Blick hin nicht angelegt ist, dürfte die 
Eigenschaft als gemeinnützige Kapitalgesellschaft in der Bewertung der Angemessenheit 
ebenfalls eine Rolle spielen. Zwar unterscheidet sich die gAG gesellschaftsrechtlich zunächst 
einmal nicht von der „normalen“ Aktiengesellschaft, sondern nur durch die Einhaltung der 
Vorgaben des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts. Aufgrund der satzungsmäßigen Ge-
meinnützigkeit gem. §§ 59 ff. AO erhalten diese Anforderungen indes notwendigerweise 
Einzug in die Satzung. Dies ist Ausdruck der Konzeption der zwar technisch im Steuerrecht 
verorteten Vorgaben an gemeinnützige Körperschaften, die indes als umfassendes Organisa-
tionsrecht für Tätigkeiten des non-profit-Sektors wirken müssen, um ihr Regelungsziel zu 
erreichen.836 Deren Berücksichtigung kommt im Rahmen des § 87 AktG entgegen, dass des-
sen zur Beurteilung einer Angemessenheit vorgegebene Gradmesser ohnehin weitgehend 
wertungsoffen ausgestaltet sind.837 Neben dem relationalen Charakter der Üblichkeit und der 
                                                             
Rn. 137 ff. K.-P. Martens, ZHR 169 (2005), 124–154 (135 f.), geht sogar so weit, aus teleologi-
schen Erwägungen beim Missbrauch der Vertretungsmacht auf das Kriterium der Evidenz zu ver-
zichten. 
834 Zur Frage, ob dieser hinreichend bestimmbar, also überhaupt verfassungsgemäß ist, siehe statt 
aller Lücke, NZG 2005, 692 (694). Kritischer Spindler, DStR 2004, 36 (40 f.). 
835 Beispielsweise können auch soziale Kriterien wie Unternehmenszugehörigkeit oder familiäre Fak-
toren des Organwalters eine Rolle spielen; vgl. etwa Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 4; Raapke, 
S. 131 ff.; Wilhelm, S. 86 f. A.A. aber aus prinzipiellen Erwägungen Fleischer, DStR 2005, 1279 
(1280 f.); derselbe, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 19 f.; sich diesem wohl anschließend Lin-
gemann, BB 2009, 1918 (1918). Dass über diesen Umweg ggf. die – ihrem Ursprung nach steuer-
rechtlichen – Maßstäbe zur verdeckten Gewinnausschüttung herangezogen werden können, zei-
gen: (wenn auch erneut skeptisch in Bezug auf die Publikums-AG) Fleischer, DStR 2005, 1279 
(1283); Lücke, NZG 2005, 692 (695); kritisch in Bezug auf die AG insgesamt Schwan, S. 69 f. 
jeweils m.w.N. 
836 Siehe zu dieser Ausstrahlungswirkung der steuerlichen Vorgaben in die zivilrechtliche Ausgestal-
tung der Körperschaften Hüttemann, in: FS Baums, 623–639 (632 f.) sowie oben A.III, S. 77 ff. 
Dies dürfte selbst für die Gegenauffassung (vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 
Rn. 54 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 4) keine kompetenzüberschreitende Beschneidung 
der Rechte des Aufsichtsrats durch die Eigentümer sein, die diese ansonsten in konkreten Sat-
zungsvorgaben zur Vergütung erblicken. Es steht den Eigentümern frei, den Charakter der Kapi-
talgesellschaft in der Form festzulegen. Auch die sodann in die Satzung aufzunehmenden Be-
schränkungen der Organvergütung sind lediglich eine zwingende und mittelbare Folge dieser 
Grundentscheidung. 
837 Auch wenn sich Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 26 gegen eine allgemeine Ausstrah-
lungswirkung aufsichtsrechtlicher Vergütungsvorschriften (KWG, VAG, FMStG) auf das Ver-
ständnis der Angemessenheit i.R.d. § 87 Abs. 1 AktG ausspricht, bedeutet dies nicht, dass nicht 
C. Kapitalgesellschaften 
143 
konzeptionellen Unbestimmtheit der Rechtsbegriffe „Lage der Gesellschaft“838 und „Aufga-
ben des Vorstandsmitglieds“ zeigt sich dies auch an der nach herrschender Meinung – zumin-
dest für börsennotierte Aktiengesellschaften – deklaratorischen, neu eingefügten Vorgabe der 
Ausrichtung auf eine „nachhaltige Unternehmensentwicklung“ in § 87 Abs. 1 S. 2.839 Diese 
Orientierung an nachhaltiger Entwicklung geht über die bloßen Aktionärsinteressen hinaus 
und bezieht auch (externe) Stakeholder mit in die (Schutz-) Erwägungen einer Vergütungs-
gestaltung ein,840 was auch einen Anknüpfungspunkt für gemeinnützigkeitsrechtliche Wer-
tungen darstellt. Ähnlich wie bereits im Rahmen der im Kontext des Vereins angestellten 
Überlegungen zu § 612 Abs. 2 BGB,841 kann es auch im Rahmen des § 87 AktG nicht Sinn 
und Zweck einer begrenzenden Norm sein, Verstöße gegen die an gemeinnützige Einrichtun-
gen gestellten Anforderungen – etwa bezüglich gewisser Formen variabler Vergütung oder 
Bezügebestandteilen mit Versorgungscharakter – (gesellschaftsrechtlich) zu legitimieren, 
insbesondere soweit deren Schutz Satzungsrang beigemessen wird. Dies ist auch aus dem 
Grund konsequent, dass faktische (mittelbare) Folgen einer gemeinnützig geprägten Organi-
sation – wie knappe finanzielle Ausstattung oder Verwässerung der innergesellschaftlichen 
Durchschnittsvergütung durch vermehrt ehrenamtliche Tätigkeit – auch nach einer strikt zi-
vilrechtlichen Bewertung ohnehin Einfluss auf das Prüfungsergebnis hätten. 
Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie die Lage der Gesellschaft lassen sich 
individuell weitgehend verlässlich feststellen und werfen lediglich Probleme dahingehend 
auf, wie sie zu bewerten und in Verhältnis zueinander zu setzen sind.842 In gemeinnützigen 
Organisationen wird sich die Bewertung der Aufgaben des Vorstands auch an den gemein-
nützigen Sphären orientieren müssen, die eine Kategorisierung im Rahmen der innergesell-
schaftlichen Differenzierung ermöglichen. Je nachdem, ob ein Vorstand klassisch mit der 
Verwaltung betraut ist, oder auch mit unmittelbarer Projektarbeit, Fundraising oder der Tä-
tigkeit in klassischen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, kann eine Entlohnung allein auf-
grund dieser Faktoren bereits unterschiedlich ausgeprägt sein. Eine Sonderstellung nimmt 
unter den Vergleichsmaßstäben – auch mit Blick auf die Bedeutung des § 612 BGB und die 
weitere (steuerrechtliche) Betrachtung – die Üblichkeit der Vergütung ein.843 Diese ist als 
                                                             
bei allen gAG in concreto die Wertungen der AO herangezogen werden dürfen. Auch eine impli-
zite Orientierung am Unternehmensinteresse (vgl. allgemein Kort, NJW 2005, 333 [334, 336]) 
muss solche Modifikationen berücksichtigen, insbesondere weg von einem prinzipiell sharehol-
der- hin zu einem eher stakeholder-orientierten Ansatz. 
838 Vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 14: „Das schließt neben der gegenwärtigen Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage auch [...] externe Faktoren (Märkte, Politik, Recht) ein.“ m.w.N. 
839 Siehe zur allgemeinen Gültigkeit auch für andere Gesellschaften Fleischer, in: Spindler/Stilz-
AktG3, § 87 Rn. 26; Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 87 Rn. 11: „[D]ie Ausrichtung der Vor-
standsvergütung hat sich an der Unternehmensstrategie, den kurz-, mittel- und langfristigen Un-
ternehmenszielen sowie generell am Ziel nachhaltig renditeorientierten Verwaltungshandelns aus-
zurichten“; außerdem Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 93. 
840 Vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 28; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 76. Zur 
Bedeutung nichtfinanzieller Aspekte (bspw. „Mitarbeiter- und/oder Kundenzufriedenheit“) in die-
sem Kontext siehe Seibt, DB 2016, 2707 (2709 f.). 
841 Siehe oben A.II.3.b.cc(2), S. 35 ff. 
842 Zu Einzelheiten siehe Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 9 ff.; Raapke, S. 127 ff.; 
Schwan, S. 30 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 42 ff.; Wilhelm, S. 82 ff. 
843 Auch diese hat erst durch das VorstAG Einzug ins Gesetz erhalten, war aber auch vorher als sons-
tiger Maßstab teilweise anerkannt; vgl. dazu kritisch Fleischer, DStR 2005, 1279 (1282). 
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empirisches Korrektiv ausgelegt, soll also verhindern, dass – im Unternehmensmaßstab an-
gemessene – Bezüge eine Obergrenze überschreiten, die sich an den Gegebenheiten der an-
deren Marktteilnehmer ausrichtet. Um hierbei im Gegenzug einen Aufschaukelungseffekt zu 
verhindern, der eintreten würde, wenn eine Marktüblichkeit auch die gesellschaftsinterne An-
gemessenheit indizieren würde, beziehungsweise von Managern bei künftigen Gehaltsver-
handlungen als (absolute) Untergrenze im Hinterkopf behalten würde, ist diese Beschränkung 
lediglich als widerlegbare Obergrenze ausgestaltet, sodass auch darunter liegende Beträge 
aus obigen Gründen – normativ betrachtet – unangemessen sein können.844 Bezugsgröße ist 
dabei primär das horizontale Vergleichsumfeld, sodass eine kumulative Branchen-, Grö-
ßen- und Landesüblichkeit ausschlaggebend ist.845 Es müssen also vom Aufsichtsrat entspre-
chend gleichartige Gesellschaften auf ihre Vergütungsstruktur untersucht werden, was in der 
praktischen Umsetzung kaum ohne externen Sachverstand gewährleistet sein dürfte, insbe-
sondere im Dritten Sektor, der hier mitunter für eine gAG der („Branchen-“) Maßstab sein 
kann.846 Aufgrund der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit dürfen die hierbei angestellten Er-
wägungen nicht mit den entsprechenden Bewertungen im Rahmen der AO, in erster Linie der 
Selbstlosigkeit und den weiteren Anforderungen an die gemeinnützige Mittelverwendung, 
konfligieren. Die besagte Wertungsoffenheit des § 87 AktG lässt derlei Abstimmungen auch 
ohne Hierarchiekonflikte aus sich heraus zu. 
Im Ergebnis bleibt damit festzuhalten, dass nach verbreiteter Auffassung die aktienrechtliche 
Angemessenheit der Vergütung ein zwar nicht gänzlich „unbestimmbarer unbestimmter 
Rechtsbegriff“ ist, ein verlässliches und allgemeingültiges Schema oder gar konkrete Ober-
                                                             
844 Siehe Ihrig/Schäfer, Rn. 206; Raapke, S. 133 f.; Schwan, S. 34; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 
Rn. 54; Wilhelm, S. 87. Weniger kritisch Lingemann, BB 2009, 1918 (1919). 
845 Vgl. die Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses zum VorstAG BT-Drs. 16/13433, 15. Flei-
scher, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 16; Lutter, ZIP 2006, 733 (735 f.); Raapke, S. 134 ff.; 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 55 f.; Wilhelm, S. 88. Daneben kann aber auch die vertikale 
Vergleichbarkeit, also etwa das Verhältnis zur Gehaltsstruktur der unteren Ebenen des eigenen 
Unternehmens, eine Rolle spielen, darf aber nicht den Vorrang der horizontalen Orientierung un-
tergraben: Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 17 f.; Ihrig/Schäfer, Rn. 203; Koch, in: 
Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 3; Raapke, S. 136 ff.; Schwan, S. 33 f.; Wilhelm, S. 89 f. Kritischer noch 
Fleischer, DStR 2005, 1279 (1281). Lingemann, BB 2009, 1918 (1919) sieht bereits in der Be-
grifflichkeit der Gesetzesbegründung („Vertikalität“, siehe auch Seibert, in: FS Hüffer, 955–972 
[959]) eine Abstufung zur horizontalen Vergleichbarkeit; einschränkend auch das (umfangreiche) 
obiter dictum bei BGH, Urteil v. 27.10.2015 (II ZR 296/14) DStR 2016, 681–687 (687) (=BB 
2016, 463). Ohne Unterscheidung findet sich diese auch als Maßstab in Ziffer 4.2.2 des DCGK: 
„der Aufsichtsrat [soll] das Verhältnis der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Füh-
rungskreises und der Belegschaft insgesamt auch in der zeitlichen Entwicklung berücksichtigen“. 
846 Hierfür hat sich durchaus ein gewisses Geschäftsfeld für Beratungsunternehmen eröffnet. Siehe 
etwa http://www.kienbaum.de/web/Practices/PublicSector.aspx. Auch wissenschaftliche Publika-
tionen eignen sich hierzu. Vgl. etwa zuletzt Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139. Allge-
mein zu den Möglichkeiten siehe außerdem Raapke, S. 136; sowie unten Zweiter Teil C.III.3.b.aa, 
S. 260 m.w.N. Allerdings fanden Theisen/Probst, DB 2012, 1553 (1555 f.) in einer – freilich na-
turgegeben stark subjektiv gefärbten – Befragung von Aufsichtsräten (börsennotierter AGs) her-
aus, dass knapp die Hälfte der Befragten eine Einbeziehung externer Berater in dieser Frage für 
zumindest nicht ratsam erachtete. Zu den negativen Aspekten von Vergütungsberatung siehe Flei-




grenzen sich aber aus dieser seriöserweise nicht entwickeln lassen, sodass die Konkretisie-
rung des Kernbegriffs der (Un-) Angemessenheit individuell – auch unter Berücksichtigung 
der sich aus der Gemeinnützigkeit ergebenden Eigenarten – erfolgen muss.847 
(bb) Herabsetzung gem. § 87 Abs. 2 AktG 
Um dem Aufsichtsrat bei einer zu hoch angesetzten Vergütung – in Anbetracht der schwachen 
Rechtsfolgen einer unangemessen hohen Festsetzung848 – oder bei durch veränderte Um-
stände nunmehr zu hoch gewordenen Bezügen eine Gestaltungsmöglichkeit an die Hand zu 
geben, wurde in Abs. 2 deren Herabsetzung geregelt. Unter den Voraussetzungen dieser Vor-
schrift ist der Aufsichtsrat befähigt, die vertraglich zugesicherte Vergütung zu begrenzen. Die 
Vorschrift ist dabei als Sollvorschrift formuliert, die Herabsetzung demnach eine Pflicht des 
Aufsichtsrats, sofern nicht gewichtige Gründe gegen diese sprechen, wozu das verpflichtete 
Organ die Beweislast trägt.  
Die konkreten Voraussetzungen für diese Herabsetzung sind eine Verschlechterung der Lage 
seit der Festsetzung sowie eine daraus resultierende Unbilligkeit der Weitergewährung für 
die Gesellschaft.849 Der Maßstab der Unbilligkeit korrespondiert mit demjenigen der Ange-
messenheit der Vergütung. Die Abgrenzung zwischen den beiden Tatbestandsmerkmalen 
                                                             
847 Vgl. aber Lücke, NZG 2005, 692 (696), der sich – mit eigenen Einschränkungen – zumindest an 
(Ober-) Grenzbereichen versucht (siehe auch die weiteren Nachweise bei Ihrig/Schäfer, Rn. 209 
a.E.). Dem steht die Diskussion zur Undefinierbarkeit des iustum pretium skeptisch gegenüber: 
Fleischer, DStR 2005, 1279 (1281 f.); Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 (158); Ih-
rig/Schäfer, Rn. 209 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 5; Raapke, S. 138 ff.; Spindler, in: 
MüKo-AktG4, § 87 Rn. 38; Thüsing, ZGR 2003, 457 (487 f.); Wilhelm, S. 68 ff. Auch der Gesetz-
geber hat sich bei der Ausarbeitung des VorstAG anscheinend bewusst gegen die Festlegung solch 
schematischer Lösungen entschieden: Seibert, in: FS Hüffer, 955–972 (958). 
848 Bisweilen ist § 87 AktG deswegen – und aufgrund seiner Unbestimmtheit – zugespitzt als „dead 
letter law“ bezeichnet worden: Thüsing, DB 2003, 1612 (1612); zuvor ähnlich („praktisch un-
brauchbar“) Adams, ZIP 2002, 1325 (1343); im Anschluss („papiernes Recht [...] ohne substanti-
elle Bedeutung“) K.-P. Martens, ZHR 169 (2005), 124–154 (130). Diese Kritik datiert zwar auf 
die Zeit vor den jüngsten Gesetzesänderungen, dürfte sich seitdem aber nicht substantiell geändert 
haben (s. sogleich). 
849 Früher waren noch eine wesentliche Verschlechterung sowie eine schwere Unbilligkeit die tatbe-
standlichen Voraussetzungen. Diese Herabsetzung der materiellen Voraussetzungen wurde – 
ebenso wie der Charakter als Sollvorschrift (zwischenzeitig war sogar eine echte Pflicht des Auf-
sichtsrats vorgeschlagen worden: Seibert, in: FS Hüffer, 955–972 [965]) – durch das VorstAG 
(s.o.) eingeführt, um dieses Werkzeug und das mit ihr verbundene Drohszenario effektiver auszu-
gestalten; vgl. Bosse, BB 2009, 1650 (1651); Ihrig/Schäfer, Rn. 255 f.; Lingemann, BB 2009, 1918 
(1920 f.); Raapke, S. 121 f. Kritisch zur Frage, ob damit tatsächlich eine Änderung der materiellen 
Rechtslage bezweckt wurde aber Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 165 ff.; skeptisch in Bezug 
auf die Auswirkungen Schwan, S. 40; Wilhelm, S. 76 ff., 101 ff. Andererseits scheint diese Neu-
fassung zumindest zu regen Diskussionen in Aufsichtsräten geführt zu haben: Probst/Theisen, Der 
Aufsichtsrat 2012, 66 (67). 
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fällt teils nicht leicht, insbesondere seitdem nach dem Wortlaut jede Verschlechterung zu-
nächst einmal ausreichend ist; beide werden aber insgesamt – teleologisch nachvollziehbar – 
deutlich restriktiver ausgelegt, als der Wortlaut vermuten lässt.850 
Die Herabsetzung selbst erfolgt mit vertraglicher Wirkung als einseitige Gestaltungserklä-
rung nach Beschluss durch den Gesamtaufsichtsrat851 in Vertretung der AG, wodurch die lau-
fenden Bezüge mit Wirkung ex nunc auf ein angemessenes Maß gekürzt werden.852 Dem 
betroffenen Vorstandsmitglied bleibt demgegenüber neben dem Klageweg aber ein außeror-
dentliches Kündigungsrecht nach Abs. 2 Satz 4.853 
(c) Zwischenergebnis 
Zusammenfassend bietet sich damit im Recht der AG-Vorstandsvergütung bereits ein an-
spruchsvolles Bild. Auch für die nicht börsennotierte AG spielt die Angemessenheit der Be-
züge eine (zumindest gesetzes-theoretisch) wichtige Rolle, in die viele Faktoren hineinspie-
len. Mit der Herabsetzung als Korrekturmittel gibt es dabei ein auch in Bezug auf die Vorga-
ben des Gemeinnützigkeitsrechts vorteilhaftes Werkzeug, weil hiermit auf geänderte Um-
stände zeitnah reagiert werden kann, das allerdings in der Praxis bislang eine eher vernach-
lässigbare Rolle spielt.854 
Der der Feststellung einer Angemessenheit zugrundeliegende zivilrechtliche Abwägungsvor-
gang weist im Allgemeinen schon viele Aspekte auf, die auch in der steuerrechtlichen Be-
trachtung erheblich sein können, lässt sich aber nicht in jedem Detail zufriedenstellend mit 
dieser vergleichen, sodass die Vergütung grundsätzlich in gesonderten Prüfungen beiden ent-
sprechen muss.855 Die fehlende Vergleichbarkeit zeigt sich am deutlichsten daran, dass auf-
grund der mittelbaren rechtlichen Folge im Aktienrecht – (Rück-) Erstattung der Differenz 
                                                             
850 Vgl. en detail Ihrig/Schäfer, Rn. 257 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 25 f.; Raapke, 
S. 209 ff.; Seibert, in: FS Hüffer, 955–972 (964 f.); Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 165 ff.; 
Waldenberger/Kaufmann, BB 2010, 2257 (2258 ff.). Die Prüfung der Unbilligkeit dient insoweit 
nach überwiegender Auffassung einer Interessenabwägung zwischen AG und Vorstandsmitglie-
dern. Ein Vergleich mit den Kriterien des Wegfalls der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) findet 
sich bei K.-P. Martens, in: FS Hüffer, 647–662 (651 f.), der den § 87 AktG in der Folge als „dog-
matisch freischwebendes Diktum des Gesetzgebers“ herabwürdigt. 
851 Vgl. § 107 Abs. 3 S. 3 AktG. 
852 Lingemann, BB 2009, 1918 (1921); Raapke, S. 217, 226 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 
Rn. 182, 200 ff.; Waldenberger/Kaufmann, BB 2010, 2257 (2261); dabei können auch (fortbeste-
hende) Ansprüche bereits ausgeschiedener Organwalter gegenständlich sein: BGH, Urteil 
v. 27.10.2015 (II ZR 296/14) DStR 2016, 681–687 (685 f.) (=BB 2016, 463). Auch eine Herab-
setzung auf Null ist hierbei nicht prinzipiell ausgeschlossen: vgl. ebd. S. 686 f. (obiter dictum). 
853 Zu Einzelheiten vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 87 Rn. 74 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, 
§ 87 Rn. 27 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 205 ff., 214 f. 
854 Siehe aber jüngst grundlegend – wenn auch zum wenig zweifelhaften Fall der Insolvenz der AG – 
mit umfangreichen obiter dicta BGH, Urteil v. 27.10.2015 (II ZR 296/14) DStR 2016, 681–687 
(685 f.) (=BB 2016, 463). 
855 Zum steuerrechtlichen Maßstab angemessener Vergütung siehe unten C, S. 243 ff. Zum Vergleich 




zwischen theoretisch angemessener und faktisch geleisteter (unangemessener) Vergütung856 
– die zu erlangende Bewertung eine andere ist, als die des Fremdvergleichs im Rahmen der 
Selbstlosigkeit, bei der es nur eine Rechtsfolge – Versagung der steuerrechtlichen Privilegien 
– gibt, die prinzipiell unabhängig vom Grad der Übertretung greift. Diese isolierte Betrach-
tung der beiden Maßstäbe geht allerdings an der Realität gemeinnütziger NPOs vorbei, weil 
deren Handlungen und Willensbekundungen – nicht nur in Zweifelsfragen – immer im Lichte 
ihrer Gemeinnützigkeit gesehen werden müssen. Eine Vergütung, die gegen die Vorgaben 
der AO verstößt, darf weder in Verträge oder diesen zugrundeliegende Satzungsbestimmun-
gen hineingelesen werden, noch aufgrund gesetzlicher Vermutungen begründet werden, so-
lange eine Deutung zugänglich ist, die mit dem steuerbegünstigten Status konform geht. Der 
gemeinnützige Zweck der Körperschaft begrenzt damit in zivilrechtlichem Umfang – recht-
lich umgesetzt durch die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit – aktienrechtlich an sich mögli-
che Vergütungen auf das den Vorgaben der AO entsprechende Maß. Daher liegt der Schwer-
punkt der vorliegenden Betrachtung auch in den Wertungen der AO in Bezug auf die Ange-
messenheit der Vergütung.857 
Bereits rein aktienrechtlich gilt jedoch ebenso, dass die Feststellung von Angemessenheit oft-
mals eher die Feststellung von Unangemessenheit ist, da es insbesondere nicht die eine sin-
gulär gerechte Vergütung – zumal eingedenk der vielen Gestalten, in der diese daherkommen 
kann – gibt, sondern Angemessenheit sich eher als eine Bandbreite oder „Korridor“ darstellt, 
bei deren Überschreiten die Unangemessenheit erst beginnt.858 
(4) Beendigung des Anspruchs 
(a) Grundsätzliches 
Durch die Festlegung in § 84 Abs. 3 S. 5 AktG, dass sich das Schicksal des Anstellungsver-
trags – und damit die hierauf gestützten Ansprüche – unabhängig von dem Fortbestand der 
Bestellung nach den allgemeinen Vorschriften ergibt, kann der Vergütungsanspruch prinzi-
piell nur nach den vertraglichen Beendigungstatbeständen erlöschen, regelmäßig also mit ei-
ner Kündigung des Anstellungsvertrags. Die allgemeinen Vorschriften zur Beendigung eines 
Dienstverhältnisses finden sich in §§ 620 ff. BGB. Nach § 620 Abs. 1 endet die Anstellung 
als Dienstverhältnis damit parallel mit dem ordentlichen Ende der Bestellung nach spätestens 
fünf Jahren, sofern eine Wiederbestellung unterbleibt. Da die Dauer somit bestimmt oder zu-
mindest bestimmbar ist, greifen die gesetzlichen Vorschriften zur ordentlichen Kündigung 
                                                             
856 Bereicherungsrechtlich vom begünstigten Vorstandsmitglied und/oder als Schadensersatz vom 
Aufsichtsrat (und u.U. auch vom Vorstandsmitglied); vgl. Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 5; 
Raapke, S. 190 ff. 
857 Siehe unten C, S. 243 ff. 
858 Begriff bei Lutter, ZIP 2006, 733 (736) sowie als „Bewertungskorridor“ bei Fleischer, DStR 2005, 
1318 (1318). Vgl. außerdem (keine „Punktlandung“): Lingemann, BB 2009, 1918 (1922); sowie 
Lücke, NZG 2005, 692 (693); Schwan, S. 35, 42; Waldenberger/Kaufmann, BB 2010, 2257 
(2261); (für die GmbH) BGH, Urteil v. 14.5.1990 (II ZR 126/89) BGHZ 111, 224–229 (227) 
(=NJW 1990, 2625). A.A. in diesem Zusammenhang wohl Wackerbarth, GmbHR 2009, 65 (68). 
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nach §§ 621–623 i.V.m. § 620 Abs. 2 BGB nicht.859 Damit kann das Anstellungsverhältnis 
regelmäßig nur nach der Maßgabe des § 626 BGB außerordentlich gekündigt werden.860 
(b) Außerordentliche Kündigung des Anstellungsvertrags 
In einer außerordentlichen Kündigung nach § 626 BGB kann regelmäßig auch der (konklu-
dente) Widerruf der Bestellung enthalten sein.861 Dabei ist eine außerordentliche Kündigung 
vonseiten der Gesellschaft de facto der häufigere Fall, es kann aber auch Konstellationen 
geben, in welchen nach den folgenden Voraussetzungen das Vorstandsmitglied zur Kündi-
gung berechtigt ist.862 Aus dem Zusammenspiel von dienstvertraglichen und aktienrechtli-
chen Vorschriften ergeben sich hierzu folgende Anforderungen. 
(aa)  Formelle Voraussetzungen 
Die Zuständigkeit zur Kündigung liegt wie schon bei der Begründung der Anstellung aus-
schließlich beim Aufsichtsrat, was sich zwar insofern nicht wortwörtlich aus § 84 Abs. 3 S. 5 
AktG ergibt, aber nach allgemeiner Ansicht aus den sonstigen Zuständigkeiten logisch folgt, 
jedenfalls aber aus § 112 AktG.863 Auch zur wirksamen Kündigung bedarf es grundsätzlich 
eines Beschlusses des (Gesamt-) Aufsichtsrats, der dem betroffenen Vorstandsmitglied ge-
genüber erklärt werden muss.864 
Sonstige formelle Anforderungen bestehen nicht, insbesondere muss die Kündigung weder 
schriftlich erfolgen, noch von sich aus die konkreten Gründe enthalten.865 Auch eine Anhö-
rung des Vorstandsmitglieds ist für eine wirksame Kündigung nicht elementar.866 Gleiches 
                                                             
859 Möglich ist jedoch trotz zeitlicher Festlegung die Einräumung eines vertraglichen Kündigungs-
rechts zugunsten des Vorstandsmitglieds. Vgl. aber Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 
Rn. 167. Ein aktiengesetzlicher Sonderfall der fristgemäßen Kündigung ist diejenige gem. § 87 
Abs. 2 S. 4 AktG. 
860 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 145; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 48 (A.A. 
wohl Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 475 f.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 149; 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 169 f.). Dies gilt im Übrigen selbst dann, wenn der Vorstand 
unentgeltlich tätig wird; vgl. Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 166 (widersprüchlich aber in 
Rn. 201). 
861 Janzen, NZG 2003, 468 (472). Zum umgekehrten Fall siehe unten C.IV.1.a.bb(4)(c), S. 150. 
862 Siehe hierzu genauer Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 170 f.; Spindler, in: MüKo-
AktG4,§ 84 Rn. 197 ff. 
863 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (10 f.); Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 
Rn. 146 f.;Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 48; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 162 f. 
864 Zu Einzelheiten siehe Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 148 f.; Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 84 Rn. 48; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 162 ff. 
865 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 162 f. Der Gekündigte hat allerdings ein Recht auf 
Angabe der Gründe auf Verlangen gem. § 626 Abs. 2 S. 3 BGB. 
866 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 164; Janzen, NZG 2003, 468 (473); Mertens/Cahn, 
in: KK-AktG3, § 84 Rn. 163 f. 
C. Kapitalgesellschaften 
149 
gilt für eine Abmahnung bei Fehlverhalten, da Organmitglieder in dieser Hinsicht als sich 
ihrer Pflichten deutlicher bewusst und damit weniger schützenswert angesehen werden.867 
(bb)  Materielle Voraussetzungen 
Nach § 626 Abs. 1 BGB bedarf es zur fristlosen Kündigung des Vertrags schlagwortartig ei-
nes wichtigen Grundes, der nach dem Wortlaut der Norm dann gegeben ist, wenn Tatsachen 
vorliegen, nach denen dem Kündigenden in Anbetracht der Interessen beider Vertragsteile 
ein Festhalten am Anstellungsverhältnis bis zum vereinbarten Ende nicht zugemutet werden 
kann. Dabei kann die Frage einer fortgesetzten Vergütung eine eigenständige Rolle in der 
Abwägung einnehmen.868 Wichtig ist vor allem, dass dieser wichtige Grund in seinen Anfor-
derungen nicht mit denjenigen identisch ist, welche § 84 Abs. 3 S. 1 AktG an den Widerruf 
der Bestellung stellt, da bei letzteren einige Tatbestandsalternativen weniger materiell ausge-
staltet sind.869 Eine gewisse Schnittmenge stellen aber grobe Pflichtverletzungen des Vor-
standsmitglieds dar.870 Gemäß der allgemein zu § 626 BGB entwickelten Judikatur und Lehre 
kommt es bei der Abwägung der Zumutbarkeit auf vielfältige Faktoren an, die unterschiedli-
che Gewichtungen zulassen, insbesondere bei verschuldet verhaltensbedingten gegenüber 
personenbedingten oder lediglich betriebsbedingten Gründen. Weitere Wertungsaspekte kön-
nen die Höhe des resultierenden Schadens und eine etwaige Wiederholungsgefahr bei Hand-
lungen sein.871 
Daneben muss die Kündigung binnen der zweiwöchigen Kündigungserklärungsfrist nach 
§ 626 Abs. 2 BGB erfolgen.872 Dabei ergeben sich aufgrund der personellen Vielschichtigkeit 
der Organe einer Aktiengesellschaft größere Probleme in Bezug auf den Umfang der Kennt-
niserlangung und die Wissenszurechnung der einzelnen Organmitglieder.873 
                                                             
867 BGH , Beschluss v. 2.7.2007 (II ZR 71/06) NZG 2007, 674; Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, 
§ 84 Rn. 165; Janzen, NZG 2003, 468 (473); kritischer aber Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 51. 
868 So jedenfalls überzeugend Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 50; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 
Rn. 177. 
869 Siehe dazu genauer – insbesondere zum Vertrauensentzug – unten C.IV.1.a.bb(4)(c)(bb), S. 151. 
Umgekehrt dürfte allerdings ein wichtiger Grund i.S.d. § 626 Abs. 1 BGB regelmäßig die Voraus-
setzungen der Abberufung erfüllen. Vgl. zu alledem Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 
Rn. 152 m.w.N. Janzen, NZG 2003, 468 (473). 
870 Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 178. 
871 Allgemein zu diesem Wertungsmaßstab Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (12); Fleischer, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 153; Janzen, NZG 2003, 468 (473). Konkrete Beispiele für die 
AG bei Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (12 f.); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 52; 
Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 490 ff.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 155 ff.; 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 181 ff. 
872 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (13 f.); Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 
Rn. 159 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 53 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 171. 
Diese ist als materiell-rechtliche Ausschlussfrist konzipiert; vgl. Fuchs, in: BeckOK-BGB43, § 626 
Rn. 53. 
873 Allgemein zu § 626 Abs. 2 Fuchs, in: BeckOK-BGB43, § 626 Rn. 54 ff. Zu den spezifisch aktien-
rechtlichen Problemen vgl. sehr anschaulich Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (13); Flei-
scher, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 159 f. m.w.N. Janzen, NZG 2003, 468 (474). Zu aller 
vorderst kommt es danach beim Fristbeginn nach h.M. auf die Kenntniserlangung aller Aufsichts-
ratsmitglieder im Zuge einer unverzüglich einberufenen Aufsichtsratssitzung an. 
Erster Teil: Zivilrechtliche Vorgaben 
150 
(cc)  Rechtsfolge 
Durch die erfolgreiche Kündigung endet die Anstellung mit sofortiger Wirkung und die be-
troffene Person verliert insbesondere ihre Vergütungsansprüche für die Zukunft. Anders kann 
sich dies in Bezug auf (auch) zukünftige Ansprüche beinhaltende Abfindungen oder verein-
barte nachvertragliche Ansprüche – insbesondere Versorgungsansprüche – darstellen.874 
(c) Widerruf der Bestellung 
Grundsätzlich ist die Abberufung ohne Auswirkung auf die Anstellung, vgl. § 84 Abs. 3 S. 5 
AktG. Anders ist dies allerdings, wenn der Anstellungsvertrag, etwa durch eine auflösende 
Bedingung oder Kopplungsklausel875, konditional an das Schicksal der Bestellung – entweder 
lediglich im Falle des Widerrufs derselben, oder auch in Bezug auf sonstige Beendigungstat-
bestände – geknüpft wird.876 Selbst ohne eine solche Vorkehrung kann allerdings in der Er-
klärung des Widerrufs der Bestellung auch die konkludente Erklärung einer außerordentli-
chen Kündigung erblickt werden, zu deren Wirkung allerdings die sonstigen Voraussetzun-
gen insbesondere des § 626 BGB ergänzend hinzutreten müssen.877 
(aa)  Zuständigkeit 
Die ausschließliche Zuständigkeit für den Widerruf liegt gem. § 84 Abs. 3 S. 1 AktG beim 
Aufsichtsrat. Als actus contrarius zur Bestellung gilt für das Verfahren der Beschlussfassung 
und Erklärung sowie deren Wirksamkeit das zur Bestellung Gesagte, mit der Ausnahme, dass 
es nach Sinn und Zweck der Abberufung nicht auf eine Annahme durch das Vorstandsmit-
glied ankommen kann.878 
                                                             
874 Siehe weitergehend Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 559 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 
Rn. 188 ff. 
875 Zu den konkreten rechtlichen Konstruktionen und ihren Voraussetzungen siehe Fleischer, in: 
Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 152 (m.w.N.); Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129 (129 f.); 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 179. 
876 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 42 m.w.N. Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129 
(129 f.); Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 80. 
877 So schon BGH, Urteil v. 24.2.1954 (II ZR 63/53) BGHZ 12, 327–337 (340) (=NJW 1954, 799). 
Nicht Wenige sprechen sich trotz des gesetzlichen Regelfalls des § 84 Abs. 3 S. 5 sogar dafür aus, 
bei Fehlen eines expliziten Eingehens auf das Schicksal der Anstellung, diese konkludente Kün-
digungserklärung regelmäßig anzunehmen: Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 32; Kort, in: Groß-
komm AktG5, § 84 Rn. 212; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 106; Spindler, in: MüKo-
AktG4, § 84 Rn. 119; explizit a.A. aber Janzen, NZG 2003, 468 (472). 
878 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 95 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 33; Spind-




Eine Frist ist beim Widerruf der Bestellung grundsätzlich nicht einzuhalten, allerdings wird 
es gerade bei Gründen, die in einem Verhalten der betroffenen Person liegen, gewisse Gren-
zen der Geltendmachung beziehungsweise die Gefahr widersprüchlichen Verhaltens geben, 
die zur Verwirkung führen können.879 
Die einzige gesetzlich angeordnete materielle Anforderung an einen Widerruf der Bestellung 
ist das Vorliegen eines wichtigen Grundes in § 84 Abs. 3 S. 1 AktG, wofür der anschließende 
Satz 2 – in nicht abschließender Form – einige Beispiele nennt, insbesondere eine grobe 
Pflichtverletzung oder generelle Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung seitens 
des betroffenen Vorstandsmitglieds. Nach wohl vorherrschender Auffassung ist der zugrun-
deliegende Maßstab eine Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Organverhältnisses für die AG 
bis zum festgelegten Ende der Amtszeit, was durch Abwägung der wechselseitigen Interessen 
bestimmt werden soll.880 Dabei braucht der wichtige Grund weder in der Person liegen, noch 
ist zwingend ein Verschulden zu fordern.881 Ein Spezialfall ist der dem darauf gestützten Wi-
derruf vorausgehende Vertrauensentzug durch einen Beschluss der Hauptversammlung.882 
(cc) Wirkung 
Mit Zugang der Erklärung883 des Widerrufs beim betreffenden Vorstandsmitglied (§ 130 
Abs. 1 S. 1 BGB) wird diese wirksam. Als Folge scheidet die Person aus der Organstellung 
aus und muss sich von diesem Zeitpunkt an jedweder Vorstandstätigkeit enthalten.884 
Auch bei Mängeln in der Abberufung gilt diese gem. § 84 Abs. 3 S. 4 AktG solange als wirk-
sam, bis das Gegenteil rechtskräftig festgestellt wurde. Dieser etwas weit geratene Wortlaut 
täuscht nach allgemeiner Auffassung aber darüber hinweg, dass hiermit lediglich das unter 
Umständen fehlende Vorliegen eines wichtigen Grundes zeitweise fingiert wird, nicht aber 
formelle Mängel etwa in der Beschlussfassung des Aufsichtsrats geheilt werden.885 
                                                             
879 Vgl. genauer Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 98 m.w.N. Janzen, NZG 2003, 468 
(469); Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 121. 
880 OLG Stuttgart, Urteil v. 13.3.2002 (20 U 59/01) AG 2003, 211–213 (212); Janzen, NZG 2003, 
468 (470); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 34. A.A. (ausschließliches Abstellen auf die Interes-
sen der AG, in Abgrenzung auch zu § 626 Abs. 1 BGB) aber Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, 
§ 84 Rn. 101 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 128. Konkrete Beispiele aus der Judikatur 
bei Janzen, NZG 2003, 468 (471); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 36; Spindler, in: MüKo-
AktG4, § 84 Rn. 131 ff. 
881 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 100; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 129. 
882 Wodurch die Qualität als materielle Anforderung – insbesondere im Vergleich zu § 626 BGB –
geschmälert wird, da lediglich offenbar unsachliche Aspekte als „Begründung“ ausscheiden. Vgl. 
allgemein Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 37 f.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 137 ff. 
883 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 97; Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 179; Mer-
tens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 114. 
884 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 128; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 114 ff.; 
Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 140. Dies gilt selbst bei Fortbestand des Anstellungsvertrags: 
Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 114. 
885 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 129 f.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 
Rn. 116 ff.; Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 120, 140 ff.; a.A. aber Schürnbrand, NZG 2008, 
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(d) Sonstige Beendigungsgründe 
Als sonstige vorzeitige gestalterische Beendigungsgründe kommen insbesondere die Amts-
niederlegung, das einverständliche Ausscheiden sowie die Suspendierung in Betracht. Die 
Möglichkeit von Amtsniederlegung und einverständlichem Ausscheiden sind dem Grunde 
nach allgemein anerkannt, in Teilen umstritten sind lediglich die formellen und materiellen 
Anforderungen hieran.886 Zentral geht es dabei um die Frage der Notwendigkeit des Vorlie-
gens eines wichtigen Grundes. Dies wird für das einvernehmliche Ausscheiden allgemein 
verneint,887 für die einseitige Amtsniederlegung ist es umstritten, wird aber nach überwiegen-
der Auffassung ebenfalls nicht gefordert.888 
Die Suspendierung ist demgegenüber – sofern sie nicht lediglich ein Synonym für eine ma-
terielle Abberufung darstellt – nach vornehmlicher Auffassung nicht statthaft, da sie gesetz-
lich nicht vorgesehen ist, in ihrer Reichweite die Kompetenzen des Aufsichtsrats übersteigt, 
weil dieser damit mittelbaren, aber merklichen Einfluss auf die Geschäftsführung nehmen 
kann, und eine Umgehung der Anforderungen in § 84 Abs. 3 AktG darstellt.889 
cc. Anspruch allein aus der Organstellung 
Grundsätzlich müsste sich – als Konsequenz zu den vereinsrechtlichen Erwägungen890 – auch 
aus der korporationsrechtlichen Beziehung zwischen Vorstand und AG ein Vergütungsan-
spruch ableiten lassen. Problematischer als beim Verein erweist sich allerdings die Tatsache, 
dass das korporative Rechtsverhältnis zwischen Vorstand und Körperschaft im AktG weitge-
hend ausgestaltet ist, ohne dass hierbei ein Vergütungsanspruch explizit geschaffen oder the-
oretisch eröffnet würde. In Kombination mit den restriktiven Regelungen des § 23 Abs. 5, 
insbesondere Satz 2, muss sich die Frage stellen, ob eine Regelung der Vergütung und damit 
ein unmittelbarer Anspruch überhaupt in der Satzung geregelt werden kann, was indes zur 
Begründung eines notwendigerweise konkreten oder hinreichend konkretisierbaren An-
spruchs zwingende Voraussetzung wäre.891 
                                                             
609 (611). Die Heilung eines unwirksamen Beschlusses ist aber u.U. in entsprechender Anwen-
dung des § 244 AktG möglich. Die Vermutungsregelung stellt überdies eine aktienrechtliche Be-
sonderheit dar und lässt sich nicht ohne Weiteres auf andere juristische Personen übertragen. Vgl. 
ablehnend i.B.a. die Stiftung BGH, Urteil v. 28.10.1976 (III ZR 136/74) BB 1977, 263. 
886 Vgl. ganz allgemein Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (14); Fleischer, in: Spindler/Stilz-
AktG3, § 84 Rn. 141 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 44 ff.; Krieger, S. 147 ff.; Spindler, in: 
MüKo-AktG4, § 84 Rn. 157 f. 
887 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 144; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 47; Spindler, 
in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 144. 
888 Zum Streitstand und den Argumenten, die insbesondere durch Einbezug der Konsequenzen auf 
anstellungsvertraglicher Seite überzeugen, vgl. Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 142; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 84 Rn. 45. 
889 Zu Einzelheiten siehe Spindler, in: MüKo-AktG4, § 84 Rn. 154 ff. Großzügiger indes Fleischer, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 136 ff. (m.w.N.), der die Suspendierung als rechtsfortbildende 
Verdachtsabberufung konzipiert, sowie differenziert Kort, in: Großkomm AktG5, § 84 Rn. 233 ff.; 
Krieger, S. 149 ff. 
890 Siehe hierzu oben A.II.2.b, S. 25. 
891 Siehe auch hierzu bereits genauer oben A.II.2.b, S. 27. 
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Kritisch ist in diesem Zusammenhang insbesondere die Regelung über die Festsetzung der 
Vorstandsbezüge durch den Aufsichtsrat in § 87 AktG, die nach allgemeiner Ansicht zwin-
gend und abschließend geregelt ist, woraus sich ergeben muss, dass eine konkrete Festlegung 
der Vergütung in der Satzung – und damit letztlich durch die Hauptversammlung – nicht 
möglich sein kann.892 Wenn aber eine Festsetzung der Vergütungshöhe immer durch einen 
Beschluss des Aufsichtsrats erfolgen muss, ließe sich zwar in letzter Konsequenz immer noch 
nicht ausschließen, dass die Rechtsnatur des Vergütungsanspruch auch korporativer Natur 
sein könnte, die durch den Aufsichtsrat lediglich konkretisiert wird – zumal § 87 AktG zur 
Grundlage des damit begründeten Anspruchs schweigt – noch viel mehr als beim Verein 
müsste dann in dieser Festlegung allerdings gleichsam der konkludente Abschluss eines die-
sen Anspruch beinhaltenden Anstellungsvertrags – für den der Aufsichtsrat ebenfalls zustän-
dig ist – zu erblicken sein, sodass die Frage der Möglichkeit eines rein korporativen Vergü-
tungsanspruchs ohne Auswirkung auf dessen Bestehen bleibt, weil sich dieser prinzipiell im-
mer auch aus dem Anstellungsvertrag ergibt. 
b. Aufsichtsrat 
aa. Das Rechtsverhältnis zwischen Aufsichtsrat und AG 
Eine kapitalgesellschaftliche Besonderheit wird in der Natur der Rechtsstellung der Auf-
sichtsratsmitglieder gegenüber der Gesellschaft gesehen. Während früher einige Stimmen 
hier ebenso die Trennung von Be- und Anstellungsverhältnis – wenn auch teils als rein logi-
sche Unterscheidung, wonach die beiden Rechtsverhältnisse durch ein einzelnes Rechtsge-
schäft begründet werden können – wie bei den geschäftsführenden Organen befürworteten, 
geht die heute vorherrschende Auffassung davon aus, dass diese ein korporationsrechtliches 
Verhältnis sui generis darstellt.893 Bei vereinheitlichender Betrachtung kann dieses eine 
Rechtsverhältnis dabei aufgrund einer Doppelnatur teils organschaftliche, teils schuldrechtli-
che Rechte und Pflichten begründen, wobei umstritten ist, ob eine Erweiterung um einen An-
stellungsvertrag möglich sein soll.894 Begründet werden sowohl das besondere Rechtsverhält-
nis als auch eine prinzipielle Unvereinbarkeit mit einem ergänzenden Anstellungsverhältnis 
                                                             
892 Fleischer, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 84 Rn. 33; Krieger, S. 165 f.; K.-P. Martens, in: FS Hüffer, 
647–662 (659 f.); Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 84 Rn. 51; I. J. Weber, S. 79, 82. Dies muss aus 
ebendiesen Erwägungen selbst für den umgekehrten Fall der ehrenamtlichen Ausgestaltung des 
Vorstandsamts in der Satzung gelten: dies., S. 82. 
893 Vgl. einerseits für getrennte Rechtsverhältnisse (zur AG) RG, Urteil v. 2.3.1929 (I 324/28) RGZ 
123, 351–355 (354); (zur GmbH) dass., Urteil v. 2.11.1934 (II 186/34) RGZ 146, 145–155 (152). 
Dem gegenüber (zumindest Ablehnung automatisch vertraglichen Anstellungsverhältnisses) 
jüngst LG München I, Urteil v. 27.12.2012 (5 HKO 20845/11) AG 2013, 473 (474); Habersack, 
in: MüKo-AktG4, § 101 Rn. 67; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 101 Rn. 91 f.; Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 101 Rn. 2; Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (483 f.); Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, 
§ 101 Rn. 5; Raiser/Veil, § 15 Rn. 82; sowie für die GmbH: Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 
Rn. 122. 
894 Vgl. zum Streitstand statt aller Habersack, in: MüKo-AktG4, § 101 Rn. 67 m.w.N. 
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damit, dass das Gesetz für den Vorstand eindeutig zwischen diesen parallelen Rechtsverhält-
nissen differenziert, beim Aufsichtsrat hingegen nicht.895 Hinzu kommt, dass die etwaige Zu-
ständigkeit und Vertretungsmacht zum Abschluss eines solchen Anstellungsvertrags vom Ge-
setz ebenso wenig geregelt wird.896 
bb. Anspruch aus dem Organverhältnis 
Für den Aufsichtsrat kann sich damit ein Vergütungsanspruch bereits aus den gesetzlichen 
oder gesellschaftsvertraglichen Festlegungen zum Organverhältnis ergeben. Nach allgemei-
ner Auffassung findet auch auf dieses Rechtsverhältnis der Anspruch aus § 670 (i.V.m. § 675) 
BGB auf Aufwendungsersatz zumindest analoge Anwendung, ohne dass weitere Vorausset-
zungen in der Satzung oder in Form von Organbeschlüssen erfüllt sein müssten.897 Wie oben 
dargestellt, erfasst dies aber gerade keine Vergütung im engeren Sinne, also insbesondere die 
Aufwendung von Arbeitszeit und -kraft.898 
Ein (echter) Vergütungsanspruch kann sich aber ebenso aus diesem Rechtsverhältnis ergeben. 
Dies ergibt sich dem Grunde nach schon aus § 113 Abs. 1 S. 1 AktG. Dabei ist jedoch nicht 
bereits diese Norm an sich die (gesetzliche) Anspruchsgrundlage hierfür, sondern nur ein 
Hinweis, unter welchen Voraussetzungen sich ein solcher Anspruch aus der korporations-
rechtlichen Beziehung zwischen Aufsichtsrat und Kapitalgesellschaft ergibt.899 Zwingend ist 
diese gesetzliche Regelung aber insofern, als eine Vergütung ohne Berücksichtigung der in 
ihr festgelegten Voraussetzungen nach überwiegender Auffassung nicht möglich ist.900 
(1) Voraussetzungen 
(a) Wirksame Bestellung 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Hauptversammlung gewählt, jedenfalls so-
weit nicht andere Entitäten, also Arbeitnehmer oder Einzelne, diese wählen bzw. entsenden, 
                                                             
895 Beachte insofern auch § 114 Abs. 1 AktG, der differenzierendermaßen für Tätigkeiten, die über 
die Aufsicht hinausgehen, einen zusätzlichen Vertrag bei Zustimmung des Aufsichtsrats erlaubt. 
896 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 101 Rn. 67; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 101 Rn. 2; Schwarz, S. 38. 
Damit wäre zum Abschluss eines solchen Vertrags nach den allgemeinen Vertretungsregelungen 
allein der Vorstand berechtigt, was mit der Bestellungszuständigkeit der Hauptversammlung kon-
fligiert: Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 101 Rn. 5. 
897 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 21; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 113 Rn. 18 f.; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 2b ff.; Lutter/Krieger/Verse, Rn. 845 ff.; Mertens/Cahn, in: 
KK-AktG3, § 113 Rn. 12 f. 
898 Siehe bereits A.II.1.a, S. 17 ff., sowie speziell zum Aufsichtsrat Habersack, in: MüKo-AktG4, 
§ 113 Rn. 22 ff. 
899 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 9, 27; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 6; 
I. J. Weber, S. 76. 
900 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 3, 27; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 2; Mer-
tens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 43; I. J. Weber, S. 80. Diese Bewertung darf insbesondere 
nicht durch § 612 Abs. 1 BGB umgangen werden (s.u.). Anders wird dies unter Umständen bei 
einer GmbH zu bewerten sein: Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 Rn. 123. 
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wie §§ 101 Abs. 1 S. 1, 119 Abs. 1 Nr. 1 AktG darlegen. Das hierbei einschlägige Wahlver-
fahren ergibt sich neben diesen Vorschriften aus denen zur Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung nach den allgemeinen Maßstäben, wonach grundsätzlich eine relative Mehrheit 
der Stimmen ausreicht.901 Das Ergebnis dieser Wahl bedarf als einseitiges korporationsrecht-
liches Rechtsgeschäft der Annahme durch das gewählte Mitglied, wodurch die Bestellung 
und das mit ihr begründete Rechtsverhältnis wirksam werden.902 Die Bestellung der Mitglie-
der des Aufsichtsrats erfolgt gem. § 102 Abs. 1 AktG für maximal fünf Jahre, wobei eine 
Wiederbestellung nach allgemeiner Auffassung möglich ist.903 
Auch Aufsichtsratsmitglieder können gem. § 104 Abs. 1 AktG gerichtlich (not-) bestellt wer-
den und haben – sofern die ordentlichen Aufsichtsratsmitglieder der AG eine solche erhalten 
– einen eigenen Anspruch auf Vergütung aus § 104 Abs. 6 S. 1 AktG, der dem entsprechen-
den Anspruch des Notvorstands gleicht. 
(b) Persönliche Voraussetzungen 
Die Anforderungen an das Organmitglied finden sich in § 100 AktG geregelt.904 Dabei ist die 
Vorschrift weniger streng als in Bezug auf geschäftsführende Personen, weil Aufsichtsrats-
mitglieder zwar überwachend, nicht aber geschäftsführend, folglich weniger unmittelbar und 
in prospektiver Weise tätig werden. Demnach müssen Aufsichtsratsmitglieder zwar natürli-
che, unbeschränkt geschäftsfähige Personen sein, die folglich auch nicht unter Betreuung ste-
hen dürfen (Abs. 1), vorhergegangene Verfehlungen spielen aber keine (gesetzliche) Rolle. 
Dafür sind in Abs. 2 spezifische Beschränkungen festgelegt, die eine übermäßige Verflech-
tung und personelle Überschneidung mit anderen Gesellschaften, auch innerhalb eines Kon-
zerns, sowie eine Häufung von Mandaten verhindern sollen. Hierzu ist auch die Unverein-
barkeit der simultanen Zugehörigkeit zu Vorstand und Aufsichtsrat gem. § 105 AktG zu zäh-
len, die in § 100 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ebenso auf eine sukzessive aber zeitnahe Zugehörigkeit 
erweitert wird. Daneben können im Rahmen des § 100 Abs. 4 AktG auch weitere persönliche 
Voraussetzungen für Aufsichtsratsmitglieder in der Satzung verankert werden. 
Liegen bei einem gewählten Aufsichtsratsmitglied im Zeitpunkt des Amtsantritts die gefor-
derten gesetzlichen Voraussetzungen nach §§ 100 Abs. 1 oder 2, 105 AktG nicht vor, so führt 
dies regelmäßig zur Nichtigkeit des Wahlbeschlusses nach § 250 Abs. 1 Nr. 4.905 Bei Anfor-
derungen, die sich lediglich aus der Satzung ergeben, führt ein Nichterfüllen in diesem Zeit-
punkt nur zur Anfechtbarkeit gem. § 251 Abs. 1.906 
                                                             
901 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 101 Rn. 15 ff., 26 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 101 Rn. 4 ff.; 
Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 101 Rn. 16 ff., 39 ff. 
902 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 101 Rn. 61 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 101 Rn. 8; Spindler, in: 
Spindler/Stilz-AktG3, § 101 Rn. 10 ff. 
903 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 102 Rn. 7, 20; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 102 Rn. 2, 6; Spindler, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 102 Rn. 7, 18. 
904 Auf diesen verweist auch § 52 Abs. 1 GmbHG, sodass die Voraussetzungen insoweit auch für den 
etwaigen Aufsichtsrat einer GmbH gelten (s.u.). 
905 Vgl. hierzu genauer Habersack, in: MüKo-AktG4, § 100 Rn. 55; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 100 
Rn. 27; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 100 Rn. 69. 
906 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 100 Rn. 57; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 100 Rn. 27; Spindler, in: 
Spindler/Stilz-AktG3, § 100 Rn. 70. 
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(c) Festsetzung oder Bewilligung gem. § 113 Abs. 1 S. 2 AktG 
Da zur Begründung eines Anspruchs eine konkrete Vergütungshöhe bestimmt werden muss, 
zumal die gesetzlichen Normen hierzu schweigen, gibt es die beiden Methoden der Festset-
zung und der Bewilligung nach § 113 Abs. 1 S. 2 AktG. 
Die Bewilligung erfolgt durch einfachen Beschluss der Hauptversammlung nach dem übli-
chen Vorgehen, durch die Festsetzung wird demgegenüber die konkrete Höhe des Vergü-
tungsanspruchs bereits als (materieller907) Satzungsbestandteil verankert.908 Eine bloße Öff-
nungsklausel in der Satzung wäre nicht ausreichend, insbesondere, wenn damit die Zustän-
digkeit der Hauptversammlung zu einem konkretisierenden Beschluss unterlaufen wird.909 
Die Anforderungen an eine die Festlegung herabsetzende Satzungsänderung durch die Haupt-
versammlung werden in S. 4 – entgegen § 179 Abs. 2 AktG – auf einfache Mehrheit be-
schränkt. 
Auch eine – jedenfalls teilweise – erfolgsabhängige Vergütung ist durchaus gesellschafts-
rechtlich gestattet und in § 113 Abs. 3 AktG explizit erwähnt, wobei jedenfalls für den Auf-
sichtsrat – unabhängig von der später erfolgenden steuerrechtlichen Bewertung – erhebliche 
Einschränkungen für die Ausgestaltung einer ebensolchen bestehen, weil sie als Tantieme 
einen unmittelbaren und nach S. 2 zwingenden Bezug zum Bilanzgewinn aufweisen muss.910 
Höhere Anforderungen ergeben sich ganz allgemein nach § 113 Abs. 2 AktG für den ersten 
Aufsichtsrat nach der Gesellschaftsgründung, dessen Mitglieder erst am Ende ihrer Amtszeit 
eine Entscheidung über ihre Vergütung erwarten können, die allein durch die Hauptversamm-
lung erfolgen darf. 
(2) Beschränkungen und Erlöschen des Anspruchs 
(a) Vorgaben in der Satzung 
Durch die fehlende Anstellung von Aufsichtsräten und die Begründung von Vergütungsan-
sprüchen durch Bewilligung und Festsetzung kann der Umfang der Bezüge im Vorhinein 
regelmäßig nur in der Satzung eine gestalterische Begrenzung erfahren. Diese entspricht nicht 
selten einer zivilrechtlichen Absicherung der gemeinnützigen Vorgaben, welche sich auch 
                                                             
907 A.A. Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 3. 
908 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 28 ff., 35 f.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 3; Spind-
ler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 21 ff., 25 f. 
909 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 29; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 3. 
910 Gehling, ZIP 2005, 549 (551); Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 56 f.; Kort, in: FS Hüffer, 
483–500 (497 ff.); Lutter/Krieger/Verse, Rn. 848 ff. Zu den konkreten Grenzen siehe nur BGH, 
Urteil v. 16.2.2004 (II ZR 316/02) BGHZ 158, 122–129 (125 ff.) (=BB 2004, 621) – Mobilcom –
sowie kritisch Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (498 ff.). Zu den Begrifflichkeiten variabler Vergü-
tung siehe dezidiert unten Zweiter Teil C.V, S. 277 ff. 
C. Kapitalgesellschaften 
157 
aus den Gesamtumständen der Satzungsbestimmungen ergeben kann. Dann ist eine Vergü-
tung auch zivilrechtlich nur in einer Höhe zulässig, die den spezifischen Angemessenheits-
voraussetzungen der AO entspricht.911 
(b) Angemessenheit gem. § 113 Abs. 1 S. 3 AktG 
Nach dieser Vorschrift soll eine Vergütung der Aufsichtsräte angemessen sein.912 Die Norm 
ähnelt insofern von Funktion und Inhalt dem § 87 Abs. 1 AktG für den Vorstand.913 Damit 
stellt sie nach herrschender Auffassung ebenfalls eine Begrenzung lediglich nach oben dar, 
bietet also den Mitgliedern nicht die Möglichkeit, eine zu geringe Vergütung zu verhindern.914 
Dabei ist – wie schon beim Vorstand – prinzipiell darauf zu achten, dass diese Vorgaben 
durch die Festlegungen der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit überformt sein können, zu 
denen sich die ohnehin kontextsensitiven Wertungen nicht in Widerspruch setzen dürfen. 
Der gesetzliche Maßstab für die Angemessenheit im Kontext des Aufsichtsrats sind der Auf-
gabenumfang der Aufsichtsratstätigkeit und die Lage der Gesellschaft.915 Insbesondere erster 
Aspekt ermöglicht dabei auch eine funktionsbezogene Differenzierung zwischen einzelnen 
Organmitgliedern, vornehmlich etwa zugunsten des Vorsitzenden.916 Damit ähneln die Maß-
stäbe der Angemessenheit der Aufsichtsratsvergütung – wenn auch in ihren Kriterien etwas 
weniger semantisch ausdifferenziert – denen des Vorstands in § 87 Abs. 1 AktG. Abhängig 
insbesondere von dem geringeren Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder werden da-
bei regelmäßig deutlich geringere Beträge angemessen sein, als bei der unmittelbaren Ge-
schäftsleitung.917 
Die Norm ist – anders als § 87 AktG – als Sollvorschrift ausgestaltet, was dazu führt, dass 
ein Verstoß hiergegen nicht zwangsläufig zu einer potentiell haftungsbegründenden Pflicht-
verletzung führt, geschweige denn zur Nichtigkeit des Vertrags, sondern je nach Art der Ge-
                                                             
911 Siehe zu diesem Mechanismus, wonach die in der AO geregelten (steuerlichen) Anforderungen 
durch die Vorgabe der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit zum universellen Organisationsrecht 
des Dritten Sektors avancieren, bereits soeben im Kontext des AG-Vorstands C.IV.1.a.bb(3)(a), 
S. 140 sowie ausführlich im Rahmen der vereinsrechtlichen Ausführung oben A.III, S. 77 ff. 
912 Siehe allgemein Gehling, ZIP 2005, 549 (552 ff.); Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 40 ff.; 
Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 (174); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 4 f.; 
Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 27 ff. 
913 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 40; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 4 f.; differenzier-
ter Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 27 ff. Zu § 87 Abs. 1 AktG siehe oben 
C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141. 
914 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 41; Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (485 f.); Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 113 Rn. 4. 
915 Genauer zu deren spezifischem Verständnis Gehling, ZIP 2005, 549 (553); Kort, in: FS Hüffer, 
483–500 (486 f.). Eine empirische Erhebung zur Vergütungshöhe, die einen gewissen Anhalts-
punkt für eine Angemessenheit darstellen kann, (allerdings zu Unternehmen des deutschen Prime 
Standards) findet sich bei Rapp/Schuchardt/Wolff, S. 37 ff.; vgl. auch Löhr, FAZ v. 22.4.2015, 
Seite 22. 
916 Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 (174); Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (486 ff.); 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 4; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 29 ff. 
917 Einmal mehr kann es aber auch hier kaum absolute Vergütungsgrenzen geben: Kort, in: FS Hüffer, 
483–500 (493 f.). 
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währung und dem Vorliegen eines sachlichen Grundes lediglich das Registergericht zur Prü-
fung und Verweigerung der Eintragung entsprechender Satzungsbestimmungen befähigt, 
oder die Bewilligung unangemessener Vergütungen durch die Hauptversammlung anfechtbar 
macht. Unterbleibt eine Anfechtung, ist die Bewilligung folglich prinzipiell bestandskräftig 
und eine darauf gestützte Vergütung (zivilrechtlich) rechtmäßig.918 
(c) Änderung der Festsetzung gem. § 113 Abs. 1 S. 4 AktG 
Aus dem Wortlaut des § 113 Abs. 1 S. 4 AktG ergibt sich, dass zur Herabsetzung der Vergü-
tung – entgegen den grundsätzlichen Anforderungen des § 179 Abs. 2 AktG an satzungsän-
dernde Beschlüsse – eine einfache Mehrheit der Stimmen ausreichend ist. Dabei bedarf es 
keiner Zustimmung der Organmitglieder, was insbesondere mit der fehlenden vertraglichen 
Grundlage des Vergütungsanspruchs begründet wird.919 
Die Herabsetzung unterliegt dabei – anders als beim Vorstand – keinen besonderen Anforde-
rungen. Dabei kann nach herrschender Auffassung der Anspruch jedoch weder rückwirkend 
noch mit unmittelbarer Wirkung beschränkt werden, sodass regelmäßig für das laufende Ge-
schäftsjahr der Anspruch mit dessen Beginn entstanden ist und fortbesteht.920 Hinzu kommt, 
dass eine Wirkung, weil es sich um eine Satzungsänderung handelt, überhaupt erst mit Ein-
tragung ins Handelsregister eintreten kann, wie sich im Allgemeinen aus § 181 Abs. 3 AktG 
ergibt, der trotz der veränderten Mehrheitsanforderungen auch in diesem Fall Anwendung 
findet.921 
Wie weit die Herabsetzung dabei gehen kann ist nicht geregelt, lediglich eine gänzliche Auf-
hebung ist nach allgemeiner Auffassung nicht unter diesen vereinfachten Voraussetzungen 
möglich.922 Nach dem Sinn und Zweck der Norm – einem Schutz der AG bei veränderten 
Umständen, nicht einer Sanktionierung des Aufsichtsrats – lässt sich der Begriff der Herab-
setzung allerdings auch so interpretieren, dass selbst eine Reduzierung auf ein verschwindend 
geringes Maß nicht mehr von dieser gedeckt ist.923 
                                                             
918 Drygala, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 113 Rn. 21; Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 42 f.; 
Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 113 Rn. 60 f.; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 49 f.; 
Schwan, S. 92 f. Kritisch für die Wirksamkeit ist demnach nur ein Überschreiten der Grenze der 
Sittenwidrigkeit nach § 241 Nr. 4 AktG. 
919 LG München I, Urteil v. 27.12.2012 (5 HKO 20845/11) AG 2013, 473 (475); Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 113 Rn. 6. 
920 Siehe im Einzelnen Drygala, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 113 Rn. 26; Habersack, in: MüKo-
AktG4, § 113 Rn. 34; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 113 Rn. 95 f.; Koch, in: Hüffer/Koch12, 
§ 113 Rn. 6; Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (490 ff.); Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 51 f. 
jeweils m.w.N. Anders ist dies u.U. für eine variable Vergütung zu sehen: LG München I, Urteil 
v. 27.12.2012 (5 HKO 20845/11) AG 2013, 473 (475); Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (492 f.); 
Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 36 mit umfangreichen Nachweisen. 
921 Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 6; Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 34; Hopt/Roth, in: 
Großkomm AktG4, § 113 Rn. 95; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 51. 
922 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 33; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 113 Rn. 95; 
Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 6 m.w.N. (a.A. noch Hüffer in 10. Aufl.) Mertens/Cahn, in: 
KK-AktG3, § 113 Rn. 54; ebenso a.A. Kort, in: FS Hüffer, 483–500 (491). 
923 So etwa Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 35. 
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Aus allgemeinen Grundsätzen ergibt sich bereits, dass auch bei einer Festlegung der Vergü-
tung, die ohnehin nur auf einem Bewilligungsbeschluss der Hauptversammlung beruht, also 
gerade nicht aus der Festlegung in der Satzung unmittelbar folgt, die Vergütung durch einfa-
chen Beschluss herabgesetzt werden kann. Trotz fehlender Regelung hierzu versagt man im 
Allgemeinen auch in Bezug auf dergestalt begründete Vergütungsansprüche die Möglichkeit 
einer rückwirkenden Herabsetzung oder einer (nahezu) kompletten Streichung.924 
(d) Beendigung der Organstellung 
(aa)  Grundsätzliches 
Aufgrund seines korporationsrechtlichen Charakters ist das Schicksal des Vergütungsan-
spruchs direkt mit dem der Organzugehörigkeit verknüpft. Damit ist der typische Fall der 
Beendigung von Amt und Anspruch das automatische Ausscheiden des Organwalters mit Er-
reichen der vereinbarten oder gesetzlichen Höchstdauer der Amtszeit.925 Ebenso führt der 
nachträgliche Verlust der persönlichen Eigenschaften gem. § 100 Abs. 1 oder Abs. 2 AktG 
automatisch zum Erlöschen der Organstellung, nicht jedoch bei in der Satzung zusätzlich ge-
forderten Eigenschaften nach Abs. 4.926 
(bb)  Abberufung 
Eine weitere vorzeitige Beendigung der Organmitgliedschaft stellt die Abberufung dar, die 
in § 103 AktG eigenständig geregelt wurde. Absatz 1 Satz 1 legt dabei fest, dass – auch wenn 
dies nicht im Kompetenzenkatalog des § 119 Abs. 1 AktG aufgelistet ist – die Fähigkeit und 
Zuständigkeit zur Abberufung (der von ihr gewählten Mitglieder) typischerweise der Haupt-
versammlung zufällt. Als Voraussetzung einer erfolgreichen Abberufung finden sich in 
Satz 2 keine sachlichen Erfordernisse, sondern lediglich das Vorliegen eines mit qualifizierter 
Mehrheit927 ergangenen Beschlusses in Gestalt eines expliziten Vertrauensentzugs. Insbeson-
dere eines wichtigen Grundes bedarf es hierbei nicht. Allerdings kann bei Vorliegen eines 
solchen auch der Aufsichtsrat selbst den Ausschluss eines ihm unliebsam gewordenen Mit-
glieds mit Mehrheitsbeschluss betreiben, indem er gem. § 103 Abs. 3 AktG einen Antrag bei 
Gericht stellt.928 
                                                             
924 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 36; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, § 113 Rn. 90 
m.w.N. 
925 So schon (insbesondere in Bezug auf den Aspekt einer etwaigen Fortdauer bis zur Wahl eines 
Nachfolgers) RG, Urteil v. 19.3.1910 (I 149/09) RGZ 73, 234–238 (237); Habersack, in: MüKo-
AktG4, § 102 Rn. 17; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 102 Rn. 9. 
926 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 100 Rn. 60 f., 63; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 100 Rn. 27; Spindler, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 100 Rn. 71 f. Anders ist dies etwa im Falle des § 100 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 
wo die Überschreitung zur Nichtigkeit allein derjenigen Bestellung führt, die eben diese Über-
schreitung begründet hat. 
927 Hierzu genauer siehe Koch, in: Hüffer/Koch12, § 103 Rn. 4. 
928 Gleiches gilt für satzungsgemäß entsandte Aufsichtsratsmitglieder auch zugunsten einer Minder-
heit der Aktionäre, vgl. § 103 Abs. 3 S. 3 AktG. Zu den Anforderungen an den wichtigen Grund 
siehe Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 39 ff.; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 103 
Rn. 33 ff. Zum gerichtlichen Verfahren siehe Koch, in: Hüffer/Koch12, § 103 Rn. 13. 
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Die Abberufung hat im Ergebnis – abgesehen von der Vorzeitigkeit – dieselbe Wirkung wie 
das Ausscheiden durch Amtszeitablauf, sodass insbesondere der Vergütungsanspruch auto-
matisch erlischt, muss aber hierzu als korporatives Rechtsgeschäft dem betroffenen Organ-
mitglied gegenüber erklärt werden.929 
(cc)  Niederlegung 
Die Möglichkeit der Niederlegung des Amtes durch empfangsbedürftige einseitige Willens-
erklärung des Aufsichtsratsmitglieds ist nicht gesetzlich geregelt, wird jedoch von der ganz 
herrschenden Meinung prinzipiell anerkannt.930 Umstritten sind lediglich die konkreten An-
forderungen, wobei nach vorherrschender Auffassung die wirksame Niederlegung jederzeit 
und ohne wichtigen Grund gegenüber der Gesellschaft – vertreten durch den Vorstand – er-
klärt werden kann.931 Die Rechtsfolge dieser unwiderruflichen Gestaltungserklärung ist das 
automatische Erlöschen der Organstellung inklusive aller darauf gestützten Ansprüche und 
entspricht damit der einseitigen Beendigung durch die Gesellschaft in Form der Abberu-
fung.932 
(dd)  Sonstige Beendigungsgründe 
Hierzu gehören zuvorderst die Beendigungsgründe, die sowohl in der Person des Organmit-
glieds, als auch in der Gesellschaft selbst begründet liegen, etwa Tod der Organperson, Be-
endigung der Gesellschaft, Verschmelzung oder Rechtsformwechsel.933 
Bei Beendigung der Aufsichtsratsmitgliedschaft im Laufe einer Amtsdauer – etwa durch Tod, 
Abberufung oder Amtsniederlegung – endet der Vergütungsanspruch ebenfalls nur mit ex 
nunc-Wirkung, sodass, sofern noch nicht geschehen, ein Anspruch auf eine dementsprechend 
anteilige Vergütung dennoch besteht.934 
                                                             
929 RG, Urteil v. 31.3.1908 (II 603/07) RGZ 68, 223–228 (225 ff.); Drygala, in: Schmidt/Lutter-
AktG3, § 103 Rn. 6 f.; Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 20 ff. (21); Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 103 Rn. 5 f. 
930 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 43 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 103 Rn. 17; Spindler, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 103 Rn. 40 ff. 
931 Zu weiteren Einzelheiten vgl. Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 59 ff.; Koch, in: Hüf-
fer/Koch12, § 103 Rn. 17; Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 103 Rn. 63 ff. Sollte man dennoch 
einen wichtigen Grund fordern, genügt dafür jedenfalls die Herabsetzung der Vergütung durch die 
Hauptversammlung: Habersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 33; Spindler, in: Spindler/Stilz-
AktG3, § 113 Rn. 37. 
932 Siehe hierzu soeben sowie Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 63. 
933 Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 56 ff.; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 103 Rn. 16; Spindler, 
in: Spindler/Stilz-AktG3, § 103 Rn. 62, 66 f. 
934 Dies gilt sowohl für feste wie auch variable, im Besonderen also erfolgsorientierte, Vergütung; 
vgl. Habersack, in: MüKo-AktG4, § 103 Rn. 21, § 113 Rn. 47; Hopt/Roth, in: Großkomm AktG4, 
§ 113 Rn. 71; Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 37. 
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cc. Anspruch aus dem Anstellungsvertrag 
Anders als nach allgemeiner Auffassung insbesondere im Vereins- und Stiftungsrecht ist das 
Verhältnis zwischen Aufsichtsrat und Aktiengesellschaft nach nunmehr herrschender Auffas-
sung935 ein ausschließlich korporatives und verdrängt damit alle diesbezüglichen (anstel-
lungs-) vertraglichen Konstruktionen dergestalt, dass diese von Anfang an nichtig sind.936 
Damit ist konzeptionell ausgeschlossen, für den Aufsichtsrat einen Vergütungsanspruch auf 
einen Anstellungsvertrag zu stützen und sei es auch nur alternativ. 
In Verbindung mit der Möglichkeit einer Absenkung der Vergütung nach § 113 Abs. 1 S. 4 
AktG ergibt sich daraus eine strukturelle Schwäche des Vergütungsanspruchs für Aufsichts-
räte: die fehlende und rechtlich kaum herstellbare Sicherheit der Dauerhaftigkeit dieses An-
spruchs, insbesondere, da sich die Hauptversammlung als hierzu zuständiges Organ durch 
eine hohe personelle Fluktuation und damit potentiell einhergehenden Meinungsumschwün-
gen auszeichnet.937 Abgeschwächt wird dieser Effekt durch die – u.U. dogmatisch aus Aspek-
ten des Vertrauensschutzes begründete – Fortzahlung der Vergütung für das laufende Ge-
schäftsjahr sowie durch den Vergleich mit der ordentlichen Kündigung eines Anstellungsver-
trags in den Fällen angestellter Organpersonen, die regelmäßig auch keine längeren Schutz-
fristen bieten dürfte.938 
2. Vergütung bei der GmbH 
a. Geschäftsführer 
aa. Rechtsverhältnis zwischen Geschäftsführer und Gesellschaft 
Auch bei der GmbH lässt sich die rechtliche Beziehung zwischen Organwalter und Gesell-
schaft nach überwiegender Auffassung gedanklich in die beiden Rechtsverhältnisse Organ-
stellung und Anstellung auftrennen.939 Die Bestellung begründet dabei wie gehabt die rein 
                                                             
935 Siehe hierzu bereits oben C.IV.1.b.aa, S. 153. 
936 Spindler, in: Spindler/Stilz-AktG3, § 113 Rn. 35. 
937 Dennoch ist es allein aus dem Zusammenspiel mit dem Gemeinnützigkeitsrecht wichtig, diesen 
Zahlungen einen Anspruchscharakter beizumessen, da ansonsten der Grundsatz der Selbstlosigkeit 
verletzt sein kann. Siehe hierzu genauer unten Zweiter Teil B.II.3.b.aa, S. 236 f. 
938 Erfolgt die Herabsetzung oder der Entzug der Vergütung relativ früh im Geschäftsjahr, kann die 
Fortzahlung sogar die Fristen der ordentlichen Kündigung merklich übersteigen. 
939 Ganz h.M.: Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 44; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 
Rn. 248; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 32 ff.; K. Schmidt, § 36 II 2 c) (S. 1073); Spita-
ler/Niemann, Rn. 15; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 39; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 12 ff., 163. A.A. wiederum Baums, Geschäftsleitervertrag, S. 3 ff. 
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organschaftliche Beziehung zwischen GmbH und Geschäftsführer, mit Rechten und Pflich-
ten, wie sie durch die Gesellschaftsverfassung – also Gesellschaftsvertrag und gesetzliche 
Vorgaben – ausgeformt sind.940 
Daneben kann ein schuldrechtliches Verhältnis – regelmäßig dienstvertragliche Geschäftsbe-
sorgung oder seltener Auftrag – treten, welches die organschaftlichen Pflichten je nach Inhalt 
konkretisiert, weiter ausgestaltet oder sogar ergänzt, und insofern eine rechtlich zunächst ei-
genständige (wenn auch nicht inhaltlich isolierte) Regelung darstellt.941 Dies entspricht der 
für die AG in § 84 AktG explizit verankerten Trennung.942 Als Besonderheit der teilweise 
personalistisch geprägten (kleinen) GmbH wird demgegenüber aber insoweit eine Ausnahme 
hiervon gemacht, als Gesellschafter-Geschäftsführer betroffen sind.943 Legt insbesondere die 
Satzung fest, dass Teil der (mitgliedschaftlichen) Pflichten – in Korrespondenz zu dem Ge-
winnanspruch aus § 29 GmbHG – die Mitwirkung an der Geschäftsführung sein soll, so wäre 
ein diesbezüglicher (entgeltlicher) Anstellungsvertrag nach teilweiser Ansicht nicht nur nicht 
erforderlich, sondern schlicht ohne Regelungsgehalt.944 
Insofern ist die Dichotomie der rechtlichen Beziehung zwischen Geschäftsführungs- bzw. 
Vertretungsorgan und Körperschaft für die GmbH nicht so eindeutig wie für die AG. Gerade 
für die gemeinnützig tätige GmbH relativiert sich dieses Problem allerdings, weil eine Fremd-
organschaft die häufigere Form der Geschäftsführung darstellen dürfte. Dies ergibt sich ei-
nerseits aus dem Ausschluss der Gewinnausschüttung an die Gesellschafter, die ansonsten als 
Gegengewicht und damit Rechtfertigung für die mitgliedschaftliche Geschäftsführungs-
pflicht fungiert, andererseits aus der oftmaligen Eingliederung einer gGmbH in eine nachran-
gige Konzernebene mit Muttergesellschaften in der Eigentümerstellung. 
Einen Vergütungsanspruch kann folglich bereits die organschaftliche Stellung begründen, al-
lerdings nur, wenn dies im Gesellschaftsvertrag in zumindest hinreichend bestimmbarem 
Umfang festgeschrieben wurde, da entsprechende Regelungen, die von einer Vergütung der 
Geschäftsführer – und sei es nur konkludent – ausgehen, im Gegensatz zur AG im GmbHG 
                                                             
940 Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 43 ff.; Roth, in: Roth/Altmeppen8, § 46 Rn. 19 ff. (23); 
K. Schmidt, § 36 II 2 b) (S. 1072); Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 78 ff.; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 12 ff.; Entwicklungslinien der höchstrichterlichen 
Rspr. bei Goette, DStR 1998, 938. 
941 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 73 ff.; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 248 ff.; 
Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 229 ff. Sehr anschaulich zu diesem Verhältnis Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 16. 
942 Im GmbHG findet sich etwa in § 38 Abs. 1 eine Formulierung, die jedenfalls für den Widerruf der 
Bestellung in eine ähnliche Richtung geht. Teils wird deshalb die Trennungstheorie für die GmbH 
auch auf diesen Wortlaut gestützt: siehe nur Goette, DStR 1998, 938 (938). 
943 Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 250; Spitaler/Niemann, Rn. 20; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 15 ff. 
944 Goette, DStR 1998, 938 (938); Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 39: „wird ein Ge-
sellschafter [...] zum Geschäftsführer bestellt, so wird es oft keinen Anstellungsvertrag geben“; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 13: „nicht erforderlich, ges[ellschafts]rechtlich 
oft auch nicht sinnvoll“. Die Unterscheidung zwischen Anstellung und Ausschüttung kann aber 
jedenfalls beim Empfänger ertragsteuerlich große Unterschiede bedeuten; vgl. im Kontext von 
Familienstiftungen Frieling/Jedicke/Schröder, DStZ 2013, 205 (207 f.). 
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fehlen.945 Üblicherweise ergibt sich ein Vergütungsanspruch aber erst aus einem Anstellungs-
vertrag.946 
bb. Anspruch aus dem Organverhältnis 
(1) Wirksame Bestellung 
Die Organstellung als Geschäftsführer wird durch Bestellung begründet. Amtswalter kann 
dabei nur werden, wer die persönlichen Voraussetzungen des § 6 GmbHG erfüllt.947 Nach der 
gesetzlichen Regelung der §§ 6 Abs. 3, 46 Nr. 5 GmbHG liegt die Kompetenz zur Bestellung 
und Abberufung von Geschäftsführern, die nicht bereits durch den Gesellschaftsvertrag be-
stellt wurden, bei der Gesellschafterversammlung (§ 48 GmbHG). Auch wenn diese grund-
sätzlich nicht gesetzlicher Vertreter der Gesellschaft ist, hat sie in diesen Konstellationen 
Vertretungsmacht gegenüber zukünftigen Geschäftsführern.948 Beim Bestehen eines Auf-
sichtsrats kann die Kompetenz durch Regelung im Gesellschaftsvertrag auch diesem übertra-
gen werden.949 
Der Bestellungsakt selbst ist nach herrschender Auffassung ein entweder zweiseitiges, also 
vertragsähnliches, oder zumindest mitwirkungsbedürftiges einseitiges Rechtsgeschäft.950 Die 
                                                             
945 So jedenfalls im Grunde wohl Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 346; Zöllner/Noack, in: 
Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 13; kritischer Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 87. Zur 
dogmatischen Begründung der in diesem Zusammenhang ebenfalls bestehenden Aufwendungser-
satzansprüche siehe Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 62. Zum Vorrang dieser Sat-
zungsbestandteile gegenüber anstellungsvertraglichen Regelungen siehe nur Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 274 f. 
946 Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 87; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 
Rn. 60, 182 ff. Dies hat regelmäßig insbesondere beim Gesellschafter-Geschäftsführer (auch) steu-
erliche Gründe, weil die Vergütung ohne entsprechenden im Vorhinein eindeutig bestimmten (i.e. 
schriftlichen) Vertrag von der finanzgerichtlichen Rechtsprechung als verdeckte Gewinnausschüt-
tung qualifiziert wird: BFH, Urteil v. 28.10.1987 (I R 110/83) BStBl II 1988, 301 (=BFHE 152, 
74); Herlinghaus, GmbHR 2003, 373 (381 ff.); Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 262, 308 ff.; 
Spitaler/Niemann, Rn. 20 ff. Siehe genauer unten Zweiter Teil B.II.3.a.cc, S. 234 ff. 
947 Siehe hierzu bereits genauer oben C.III.1.a.bb(2), S. 125 sowie zu den negativen Merkmalen in 
Abs. 2 die inhaltsgleichen Vorschriften bei der AG: C.IV.1.a.bb(1)(a)(bb), S. 137. 
948 Hüffer/Schürnbrand, in: Ulmer-GmbHG2, § 46 Rn. 53; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 
Rn. 48; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 46 Rn. 34. 
949 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 59; Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 6 Rn. 30; Goette, 
DStR 1998, 938 (938); Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 30; Stephan/Tieves, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 41. Ebenso ist – trotz Fehlens entsprechender gesetzlicher Regelungen – eine 
Notbestellung durch das zuständige Gericht analog zu § 29 BGB nach h.M. möglich: Fastrich, in: 
Baumbach/Hueck21, § 6 Rn. 32; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 40; Stephan/Tieves, in: 
MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 54 ff. Umstritten ist die Bestellungskompetenz Dritter (also Konzern-
mütter oder Behörden), nach überwiegender Ansicht ausgeschlossen ist die Verlagerung auf Ko-
optation durch andere Geschäftsführer: statt aller Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 
Rn. 41 m.w.N. 
950 Roth, in: Roth/Altmeppen8, § 46 Rn. 23, 25; zwischen Beschluss und dessen Äußerung differen-
zierend Hüffer/Schürnbrand, in: Ulmer-GmbHG2, § 46 Rn. 55; bewusst indifferent Liebscher, in: 
MüKo-GmbHG2, § 46 Rn. 108. Insofern ähnelt dieser dogmatische Disput der Diskussion bei der 
AG: siehe oben C.IV.1.a.aa(1), S. 134. 
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Gesellschafter beschließen – innergesellschaftlich – mit gem. § 47 Abs. 1 GmbHG grund-
sätzlicher einfacher Mehrheit, welche Person Geschäftsführer werden soll, und erklären die-
ser gegenüber nach außen ihre Bestellung.951 Diese bedarf allerdings – alleine schon aufgrund 
der durch sie eingegangenen Pflichten – zur Wirksamkeit der (zumindest konkludenten) prin-
zipiell formlosen Annahme952 durch den Betroffenen und gem. § 39 Abs. 1 GmbHG der Ein-
tragung ins Handelsregister.953 
(2) Vergütungsregelung 
Aus der Organstellung allein folgt bei der GmbH allerdings – wie soeben dargestellt – nicht 
zwingend und per se ein Vergütungsanspruch, sodass es bei Fehlen eines Anstellungsvertrags 
einer (zumindest eröffnenden) Regelung im Gesellschaftsvertrag bedarf. Auch auf das reine 
Organverhältnis kann unter Umständen § 612 BGB Anwendung finden, auch wenn dies re-
gelmäßig zeitgleich zur Begründung eines jedenfalls konkludenten Anstellungsvertrags füh-
ren dürfte, der sodann zumindest als konkurrierender Rechtsgrund für den Vergütungsan-
spruch fungiert.954 Ebenso kann sich eine Vergütung selbst bei unwirksamer Bestellung aus 
den Grundsätzen der faktischen oder fehlerhaften Organstellung ergeben.955 
(3) Erlöschen des Anspruchs 
Liegt der Anspruch auf Vergütung im Organverhältnis begründet, so erlischt der Anspruch 
auf die fortwährend die geschäftsführende Tätigkeit abgeltende Vergütung mit der Beendi-
gung dieses Verhältnisses oder wenn dieses dahingehend umgestaltet wird, dass – etwa im 
Zuge einer Satzungsänderung – die Organtätigkeit in Zukunft unentgeltlich ausgeübt wird.956 
(a) Abberufung 
Auch bei der GmbH ist die Abberufung – bzw. der „Widerruf der Bestellung“ – die einseitig 
durch die Gesellschaft (gestalterisch) ausgeübte Beendigung der Organstellung mit Wirkung 
                                                             
951 Hüffer/Schürnbrand, in: Ulmer-GmbHG2, § 46 Rn. 54; Liebscher, in: MüKo-GmbHG2, § 46 
Rn. 104 ff.; Roth, in: Roth/Altmeppen8, § 46 Rn. 23; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 
Rn. 47 ff. 
952 Hüffer/Schürnbrand, in: Ulmer-GmbHG2, § 46 Rn. 56; Liebscher, in: MüKo-GmbHG2, § 46 
Rn. 108; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 47, 49; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 10. 
953 Letztere ist allerdings ohne konstitutive Wirkung, vgl. Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 39 
Rn. 8; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 39 Rn. 24. Zu weiteren Einzelheiten bei der Be-
stellung vgl. Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 6 Rn. 28; Hüffer/Schürnbrand, in: Ulmer-
GmbHG2, § 46 Rn. 51 ff.; Liebscher, in: MüKo-GmbHG2, § 46 Rn. 98 ff. Gleiches gilt auch für 
den umgekehrten Akt, die Abberufung (zu dieser genauer sogleich): Goette, DStR 1998, 938 (939); 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 99 f. 
954 Zur Rolle des § 612 BGB genauer siehe sogleich unter C.IV.3, S. 176 ff. 
955 Siehe hierzu Liebscher, in: MüKo-GmbHG2, § 46 Rn. 110 ff.; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 
Rn. 41 f.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 8 f. 
956 A.A. (keine Auswirkung auf laufende Amtszeit) aber wohl Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, 
§ 38 Rn. 93. 
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ex nunc.957 Sie obliegt im Regelfall gem. § 46 Nr. 5 GmbHG – als umgekehrter Akt der Be-
stellung – der Gesellschafterversammlung.958 Der Widerruf der Bestellung erfolgt durch eine 
die Gesellschaft vertretende Erklärung gegenüber dem abzuberufenden Geschäftsführer und 
ist als gestaltende Willenserklärung empfangsbedürftig.959 Ihr geht, wie schon bei der Bestel-
lung, ein entsprechender Beschluss des zuständigen Organs voraus.960 
Grundsätzlich ist dies – im Unterschied zum Vorstand der AG961 – jederzeit und grundlos 
möglich (§ 38 Abs. 1 GmbHG), kann aber gem. Abs. 2 im Gesellschaftsvertrag vom Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes oder anderen Voraussetzungen abhängig gemacht werden.962 
Bei den konkreten Anforderungen an einen solchen Grund gibt das Gesetz in Satz 2 beispiel-
haft und nicht abschließend eine grobe Pflichtverletzung oder die Unfähigkeit zur ordnungs-
gemäßen Geschäftsführung vor. Es kommt aber im Speziellen auf die genaue Formulierung 
der gesellschaftsvertraglichen Vorgaben und die tatsächlichen Umstände im Einzelfall an.963 
Grundsätzlich ist die Abberufung vom Schicksal einer etwaigen Anstellung oder anderweiti-
ger Verträge unabhängig, wie § 38 Abs. 1 GmbHG explizit festhält, allerdings kann auch in 
einer Kündigungserklärung je nach den Umständen im Einzelfall eine konkludente Abberu-
fung enthalten sein, zumal deren Voraussetzungen regelmäßig in denjenigen der Kündigung 
mit erfüllt sein sollten. Zudem dürften (insbesondere Fremd-) Geschäftsführer an einer wei-
teren rein organschaftlichen Amtsausübung nach Verlust ihrer Privilegien aus dem Anstel-
lungsvertrag regelmäßig kaum Interesse haben dürften.964 
(b) Sonstige Beendigungsgründe 
Sonstige Beendigungsgründe, durch die das korporationsrechtliche Verhältnis automatisch 
und unmittelbar endet, sind der Wegfall der persönlichen Anforderungen aus § 6 GmbHG, 
                                                             
957 Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 38 Rn. 9; U. H. Schneider/Sven H. Schneider, in: Scholz-
GmbHG11, § 38 Rn. 32; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 50. 
958 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 11 f.; Goette, DStR 1998, 938 (939 f.); K. Schmidt, 
S. 417; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 24 f. Obige Ausführungen zu den alter-
nativen Zuständigkeiten gelten insofern entsprechend. 
959 Zur Rechtsnatur dieser Erklärung sehr ausführlich Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 
Rn. 39 ff. 
960 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 18 ff.; Goette, DStR 1998, 938 (939 f.); Zöllner/Noack, 
in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 28 ff.; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 24 f. 
961 Vgl. die Voraussetzungen bei § 84 Abs. 3 AktG sowie C.IV.1.a.bb(4)(c)(aa), S. 150. 
962 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 28 f.; Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 
Rn. 103 f.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 3, 7 ff. Bei Gesellschafter-Geschäfts-
führern ist dies typischer als bei Fremdorganen, so jedenfalls Goette, DStR 1998, 938 (939). 
963 Zu den – teils sehr kasuistischen – Einzelheiten der hieraus folgenden Interessenabwägung siehe 
ders., DStR 1998, 938 (940 f.); Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 83 ff.; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 7 ff., 12 ff. 
964 Im Grunde gleicht diese Problematik derjenigen bei den anderen Körperschaften, speziell der AG: 
vgl. BGH, Urteil v. 24.11.1980 (II ZR 182/79) BGHZ 79, 38–44 (41 f.); siehe außerdem Altmep-
pen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 7; Goette, DStR 1998, 938 (941); Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 38 Rn. 88 (insbesondere für Amtsniederlegung bei Kündigung durch den Ge-
schäftsführer selbst). Genauer zu solchen Neben- oder Wechselwirkungen sogleich im Rahmen 
der Beendigung des Anstellungsverhältnisses. 
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der Eintritt von auflösenden Bedingungen oder sonstigen Befristungen965, die einvernehmli-
che Aufhebung966 sowie der Tod des Geschäftsführers967. Auch die Amtsniederlegung ist 
nach nunmehr herrschender Meinung selbst dem Alleingeschäftsführer an und für sich ohne 
besonderen Grund möglich. Sie erfolgt durch Erklärung gegenüber dem zuständigen Organ, 
regelmäßig der Gesellschafterversammlung.968 
cc. Anspruch aus dem Anstellungsverhältnis 
Typischerweise ist ein Vergütungsanspruch das Kernelement eines die Organbeziehung des 
(insbesondere Fremd-) Geschäftsführers ergänzenden Anstellungsvertrags.969 Typenmäßig ist 
er bei Vergütung regelmäßig als Dienstvertrag mit Geschäftsbesorgungscharakter (§§ 611 ff., 
675 BGB), nicht aber als Arbeitsvertrag970, bei Unentgeltlichkeit als Auftrag (§§ 662 ff. 
BGB) ausgestaltet.971 
(1) Wirksame Anstellung 
Die Kompetenz zu Abschluss und Änderung dieses formlos972 gültigen Vertrags ist nach all-
gemeiner Auffassung als Annexkompetenz prinzipiell deckungsgleich mit derjenigen der Be-
stellung; im gesetzlichen Regelfall obliegt sie folglich der Gesellschafterversammlung.973 Be-
                                                             
965 Goette, DStR 1998, 938 (939); Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 68; Zöllner/Noack, 
in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 81 f., 85. 
966 Goette, DStR 1998, 938 (941); Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 71; Zöllner/Noack, 
in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 88. 
967 Goette, DStR 1998, 938 (939); Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 Rn. 83; Stephan/Tie-
ves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 69. 
968 BGH, Urteil v. 8.2.1993 (II ZR 58/92) BGHZ 121, 257–262 (260 f.); Altmeppen, in: Roth/Altme-
ppen8, § 38 Rn. 77 ff.; Goette, DStR 1998, 938 (941 f.); K. Schmidt, § 36 II 2 b) (S. 1072); Ste-
phan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 53 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 38 
Rn. 86 ff. 
969 Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 163 sprechen anschaulich von „Rechtsbeziehun-
gen neben [dem] Organverhältnis“. Dies unterstreicht auch die rechtliche Unmöglichkeit, durch 
einen Dienstvertrag die Kernbestandteile des organschaftlichen Pflichtverhältnisses – etwa in Haf-
tungsbelangen – zu modifizieren: Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 236 ff.; Zöllner/Noack, 
in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 171. 
970 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 76 ff.; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 278 ff.(zu 
Ausnahmen siehe Rn. 286 ff.); Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 230. 
971 Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 230; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 172; 
zu weiteren Einzelheiten siehe ebd. Rn. 174 ff. 
972 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 73; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 336 ff.; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 168; selbst die Vereinbarung einer Schriftform wird 
bei einverständlicher Aufnahme der vertragsgegenständlichen Tätigkeit obsolet: BGH, Urteil 
v. 27.1.1997 (II ZR 213/95) DStR 1997, 459–460 (460). 
973 Vgl. ders., Urteil v. 24.11.1980 (II ZR 182/79) BGHZ 79, 38–44 (42); Altmeppen, in: Roth/Alt-
meppen8, § 6 Rn. 79, 81; Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (4); Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 254 f.; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 325; K. Schmidt, § 36 II 2; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 167. Ansonsten siehe zu dieser allgemeinen Auffas-
sung Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (495 f.) sowie bereits oben zum Verein A.II.3.b.aa, S. 31. 
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züglich des Zustandekommens gelten die allgemeinen Regeln zum Vertragsschluss, typi-
scherweise wird allerdings nicht der gesamte Gesellschafterkreis gemeinsam – wie eigentlich 
rechtlich gefordert – in Vertretung der Gesellschaft aktiv werden, sondern etwa einen einzel-
nen Gesellschafter bevollmächtigen.974 
(2) Notwendigkeit wirksamer Bestellung 
Ob die wirksame Bestellung eine Voraussetzung für das reale Bestehen eines Vergütungsan-
spruchs aus dem Anstellungsvertrag ist, ist aufgrund der Abstraktion zwischen beiden Rechts-
verhältnissen prinzipiell zu verneinen.975 Wenn der Abschluss des Anstellungsvertrags ledig-
lich konkludent in der Bestellung enthalten war, kommt es zu dessen Bestehen zwar auf die-
selben rechtlichen Tatsachen an, die auch für die wirksame Bestellung relevant sind, aller-
dings können die daraus folgenden Wertungen dennoch divergieren.976 
(3) Vertrags- und Anspruchsinhalt 
(a) Grundsätzlich 
Wird ein Anstellungsvertrag abgeschlossen, so beinhaltet er üblicherweise eine explizite und 
inhaltlich entsprechend ausdifferenzierte Regelung über die Vergütung der geschäftsführen-
den Tätigkeit. Deren Inhalt, sowohl in Anbetracht der jeweiligen Vergütungsarten als auch 
deren jeweiliger Höhe, ist im Grunde zwischen den Parteien frei verhandelbar.977 Neben fester 
monatlicher Vergütung sind weitere Bestandteile – auch variable978 – prinzipiell üblich, selbst 
Versorgungsansprüche, die erst nach ordnungsgemäßer Beendigung der aktiven Organbezie-
hung ausgezahlt werden.979 Auch ein prinzipieller Aufwendungsersatzanspruch lässt sich dem 
                                                             
974 Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 325; U. H Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, 
§ 35 Rn. 312; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 167. 
975 Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 341; U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, 
§ 35 Rn. 306, 457; dies trifft selbst dann zu, wenn man mit Reuter die Bestellung als Erfüllungs-
geschäft der Anstellung ansieht: Reuter, in: FS Zöllner, 487–502 (493 f.). Zu den Grenzen der 
individualvertraglichen Festlegung eines Anspruchs auf Bestellung im Anstellungsvertrag gegen 
die Gesellschaft siehe U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 306; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 18. 
976 Anders ist dies natürlich, wenn die wirksame Bestellung explizit oder in durch Auslegung ermit-
telbarer Weise zur aufschiebenden Bedingung des Anstellungsvertrags geworden ist. 
977 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 91; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 302; Paefgen, 
in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 349; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 63, 182. Ein 
gewisses strukturelles Defizit in der Verhandlungsposition, gerade gegenüber dem Vorstand einer 
AG, sieht K.-P. Martens, ZHR 169 (2005), 124–154 (128) für zum Geschäftsführer aufgestiegene 
Angestellte. Zum Problem des Selbstkontrahierens eines herrschenden Gesellschafter-Geschäfts-
führers siehe BFH, Urteil v. 31.7.1974 (I R 42/72) BFHE 114, 32 (=BB 1975, 126); Fleck, WM, 
Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (4 f.). 
978 Eine anschauliche Übersicht hierzu bieten Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 314 ff.; U. H. 
Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 312. 
979 Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 337 ff.; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 349, 399 ff.; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 188 f., 194. 
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Anstellungsvertrag regelmäßig aus den §§ 670, 611, 675 BGB entnehmen.980 Diese Ansprü-
che stehen dem Geschäftsführer auch bei einem an sich fehlerhaften Anstellungsvertrag – bis 
zur Geltendmachung dessen Fehlerhaftigkeit – zu, wenn das Amt mit Wissen des Anstel-
lungsorgans dennoch (de facto) angetreten wurde.981 
(b) Beschränkungen für die Vergütungsvereinbarung 
Nicht nur für die gGmbH, auch ganz allgemein bestehen indes nicht nur faktische, sondern 
bestimmte (gesellschafts-) rechtliche Grenzen für die Entlohnung der Geschäftsführertätig-
keit. 
(aa)  Vorgaben in der Satzung 
Beschränkungen der Höhe der Geschäftsführervergütung können bereits im Gesellschafts-
vertrag festgelegt werden. Diese müssen nicht einmal explizit erfolgen, bei gemeinnützigen 
Organisationen genügt ein aus der Umsetzung der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit fol-
gender Schluss, dass die Gesellschaftsverfassung gemeinnützigen Vorgaben genügen soll, 
um entsprechende Regelungen zwingend so auszulegen, dass sie gemeinnützigen Vorgaben 
inklusive der Angemessenheit der Organbezüge entsprechen sollen. Bei der GmbH dürfte 
hierzu im Einzelfall schon ausreichen, dass als Firma eine Bezeichnung als „gGmbH“ ge-
wählt wird. Die Wertungen der AO werden insofern auch zivilrechtlich verbindlich.982 
(bb)  Allgemeine Angemessenheit 
Die ansonsten zu berücksichtigende gesetzliche absolute Ober- und Untergrenze einer ange-
messenen Vergütung stellt die Sittenwidrigkeit gem. § 138 BGB dar.983 Da deren Vorausset-
zungen984 aber denkbar hoch sind, gibt es bisweilen Versuche, auch weniger schwer darzule-
genden Ausuferungen eine zivilrechtliche Wirksamkeit zu versagen. 
                                                             
980 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 108; U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, 
§ 35 Rn. 375 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 62. Dort auch dazu, dass sich 
dieser ebenso aus dem reinen Organverhältnis nach § 713 BGB (i.V.m. § 110 HGB) analog ergibt. 
981 Dies leitet sich vom Grundsatz des fehlerhaften Arbeitsverhältnisses ab. Vgl. Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 276 f.; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 341 ff.; U. H. Schneider/Ho-
henstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 347. 
982 Siehe zu diesem Mechanismus, wonach die in der AO geregelten (steuerlichen) Anforderungen 
durch die Vorgabe der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit zum universellen Organisationsrecht 
des Dritten Sektors avancieren, bereits soeben im Kontext des AG-Vorstands C.IV.1.a.bb(3)(a), 
S. 140 sowie ausführlich im Rahmen der vereinsrechtlichen Ausführung oben A.III, S. 77 ff. 
983 Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 302; U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 
Rn. 350; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 182 f. 
984 Siehe Ellenberger, in: Palandt77, § 138 Rn. 7 ff.; Kort, DStR 2007, 1127 (1129); GmbH-spezifisch 
Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 302; Wilhelm, S. 152 ff. 
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§ 87 AktG985 kann indes aufgrund seiner besonderen Entstehungs- und Änderungsgeschichte 
nicht auf die GmbH angewandt werden.986 Allerdings lassen sich vergleichbare Maßstäbe 
über die gesellschaftlichen Treuepflichten oder ähnliche Mechanismen herleiten.987 Was in 
diesen Konstellationen allerdings der genaue Inhalt dieser Maßstäbe ist, lässt sich noch we-
niger verallgemeinert feststellen, als ohnehin für eine Angemessenheit gilt, die das Gesetz – 
wie im Falle der AG988 – festschreibt. 
Teilweise werden in der gesellschaftsrechtlichen Rechtsprechung und Literatur in Anlehnung 
an die Finanzrechtsprechung die Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung als Begren-
zung für die Höhe der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge genannt.989 Bisweilen kann da-
bei der Eindruck entstehen, dass es sich dabei um zivilrechtliche Grundsätze handelt, die un-
abhängig von ihren steuerrechtlichen Mechanismen auch gesellschaftsrechtlich eine solche 
Bedeutung haben, dass ihre Einhaltung eo ipso unmittelbare Organpflicht ist.990 Auch wenn 
                                                             
985 Siehe oben C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141 ff. 
986 Vgl. die Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses zum VorstAG (BT-Drs. 16/13433, 16); Jae-
ger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 303 f.; Mohr, GmbHR 2011, 402 (402); U. H. Schneider/Ho-
henstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 351; sehr ausführlich Wilhelm, S. 181 ff. Insofern spricht 
Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 349 berechtigterweise davon, dass es in der GmbH „keine 
allgemeine Angemessenheitsregel“ gibt. Dies schließt aber nicht aus, dass es einen solchen Maß-
stab im Einzelnen außerhalb der expliziten Regelungen des GmbHG geben kann. So auch Mohr, 
GmbHR 2011, 402 (402 f.), der in diesem Zusammenhang so weit geht, die Existenz eines „allge-
meinen gesellschaftsrechtlichen Grundsatz[es] der Angemessenheit“ anzunehmen; ähnlich, aber 
diesen in § 87 Abs. 1 AktG als „Leitmaßstab für [...] Unternehmen anderer Rechtsform“ erbli-
ckend: U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 352. 
987 BGH, Versäumnisurteil v. 21.7.2008 (I ZR 39/07) NZG 2008, 783–785 (784 f.); dazu auch Wa-
ckerbarth, GmbHR 2009, 65; zu den Entwicklungslinien der Rechtsprechung Fleischer, WM 2003, 
1045 (1050, 1056); Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 307; Mohr, GmbHR 2011, 402 (402 f.); 
Wilhelm, S. 116 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 183. Wird die wechselseitige 
Treuepflicht der Gesellschafter zur Rechtsgrundlage dieser Angemessenheit gemacht, muss natür-
lich abermals zwischen Gesellschafter- und Fremd-Geschäftsführern differenziert werden. Vgl. 
etwa BGH, Urteil v. 14.5.1990 (II ZR 126/89) BGHZ 111, 224–229 (227) (=NJW 1990, 2625). 
Für letztere – sowie für Minderheits-Gesellschaftergeschäftsführer – lässt sich die Angemessenheit 
in dem Fall aber auf den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz stützen: Mohr, GmbHR 
2011, 402 (403); Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 363. 
988 Vgl. § 87 Abs. 1 bzw. § 113 Abs. 1 S. 3 AktG sowie genauer die Ausführungen hierzu bei 
C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141 ff. bzw. C.IV.1.b.bb(2), S. 156 ff. 
989 Siehe etwa BGH, Urteil v. 14.5.1990 (II ZR 126/89) BGHZ 111, 224–229 (=NJW 1990, 2625); 
U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 354 f.; Spitaler/Niemann, Rn. 184 ff.; 
Tänzer, BB 2004, 2757; P. Zimmermann, DB 2003, 786 (786). 
990 So z.B. der unkommentierte Parteivortrag bei BGH, Urteil v. 14.5.1990 (II ZR 126/89) BGHZ 
111, 224–229 (224 f.) (=NJW 1990, 2625); ebenfalls zumindest in Teilen die vGA missverständ-
lich – wenn auch in Anführungszeichen – als gesellschaftsrechtlichen Begriff anführend Bitter, 
ZHR 168 (2004), 302–351 (312 ff.). Besser: Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 
Rn. 184 (ff.): steuerliche Gesichtspunkte prägen Vergütungshöhe; außerdem Geißler, GmbHR 
2003, 394 (395); Kohlhepp, § 1 Rn. 92; Neumann, S. 9 f.; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 
Rn. 147, die zumindest zwischen einer „handelsrechtlichen“ und einer „steuerrechtlichen“ vGA 
differenzieren. Sogar – aufgrund der unterschiedlichen Zielsetzungen – rechtsformspezifisch dif-
ferenzierend: Müller, DStJG 17 (1994), 289–319 (293 ff.). 
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sich eine zivilrechtliche Haftung der Organwalter durchaus auf einen Verstoß gegen Sorg-
faltspflichten in Bezug auf die Geschäftsführung in steuerlichen Belangen stützen lässt,991 
darf darüber nicht vergessen werden, dass es sich hierbei im Kern um steuerrechtliche Maß-
stäbe handelt, die prinzipiell keinen Einfluss auf die zivilrechtliche Wirksamkeit von Verein-
barungen unverhältnismäßig hoher Vergütungen haben.992 Eine Anwendung besagter 
Grundsätze auf die Gesamtbezüge eines Fremdgeschäftsführers kommt dabei ohnehin nicht 
gleichermaßen in Betracht.993 
Bei gemeinnützigen Körperschaften besteht darüber hinaus überhaupt kein Bedürfnis für eine 
entsprechende (zivilrechtliche) Heranziehung der vGA-Grundsätze, da – wie soeben darge-
stellt – durch die Vorgaben der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit notwendigerweise die 
Regelungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 3 AO in die Satzung implementiert werden.994 
Deren Inhalt deckt sich ohnehin mit den aus dem Verbot verdeckter Gewinnausschüttungen 
folgenden Beschränkungen und kann in Teilen noch über diese hinausgehen. 
(cc)  Kapitalerhaltung 
Mit der Pflicht zur Kapitalerhaltung findet sich in § 30 Abs. 1 S. 1 und 2 GmbHG ein spezi-
eller gesellschaftsrechtlicher Begrenzungstatbestand, der ebenfalls bei einer unangemessenen 
Vergütung einschlägig sein kann.995 Da sich die Norm allerdings nur auf Auszahlungen an 
die Gesellschafter bezieht, kann sie nur auf die Vergütung eines Gesellschafter-Geschäfts-
führers angewandt werden.996 Bei gemeinnützigen Gesellschaften werden diese Fälle jedoch 
                                                             
991 Das ist im Speziellen dann der Fall, wenn als Teil des organschaftlichen Pflichtenkreises eine 
Pflicht zur Einhaltung der relevanten steuerrechtlichen Vorgaben für das Organmitglied besteht, 
was durch explizite gesellschaftsvertragliche Regelungen – aber auch konkludent – erfolgen kann. 
Siehe hierzu etwa Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 299; Priester, GmbHR 1999, 149 (151); 
van Randenborgh, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 4 Rn. 50; zur Stiftung Hüttemann, in: Dt. Stif-
tungswesen, 191–213 (210). Ders., BRJ 02/2014, 127 (131) spricht in diesem Zusammenhang an-
schaulich davon, dass diese Pflichten dabei „transformiert“ werden; für eine grundsätzliche Er-
streckung der allgemeinen Legalitätspflicht auf die Einhaltung der (steuerrechtlichen) Vorgaben 
der Gemeinnützigkeit bei gemeinnützigen Stiftungen Hüttemann/Rawert, in: Staudinger2017, § 86 
Rn. 57 f. Vgl. außerdem die rein steuerrechtlichen Vorgaben an Organwalter in §§ 34, 69 AO. 
992 Pointiert etwa U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 353; Spitaler/Niemann, 
Rn. 9 ff. Daher werden diese Maßstäbe im Zweiten (steuerrechtlichen) Teil dieser Arbeit behan-
delt: C, S. 243 ff. Gleiches gilt selbstverständlich für die Unabhängigkeit strafrechtlicher Bewer-
tung: vgl. Mohr, GmbHR 2011, 402 (403 ff.). 
993 Zu den erhöhten Anforderungen an beherrschende Gesellschafter als Geschäftsführer im Rahmen 
der vGA siehe unten Zweiter Teil B.II.3.a.cc, S. 234 ff. 
994 Dies erfolgt de facto regelmäßig durch die (entsprechende) Übernahme der §§ 3 und 4 der Mus-
tersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO). 
995 Siehe zu dessen Einschlägigkeit Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 92; Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 307; Mohr, GmbHR 2011, 402 (403); Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 
Rn. 353 ff.; U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 353; Wilhelm, S. 135; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 183. Zu den (sonstigen) allgemeinen Vorausset-
zungen siehe: Ekkenga, in: MüKo-GmbHG2, § 30 Rn. 1 ff.; Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 30 
Rn. 13 ff.; Habersack, in: Ulmer-GmbHG2, § 30 Rn. 25 ff. 
996 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 30 Rn. 24 ff.; Ekkenga, in: MüKo-GmbHG2, § 30 Rn. 149 ff.; 
Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 30 Rn. 51 f., 64. Nicht nur insofern ähnelt diese Differenzie-
rung folglich auf der steuerrechtlichen Seite den Thematiken der vGA und Selbstlosigkeit; speziell 
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primär im Rahmen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 bzw. Nr. 2 AO als Verstoß gegen die Selbstlo-
sigkeit erfasst, sodass die Anwendung der zivilrechtlichen Vorgaben ohnehin dahinter zu-
rücksteht. Dies gilt umso mehr, als die Vorgaben der Gemeinnützigkeit deutlich strenger sind 
und jedwede Zahlung an die Gesellschafter in deren Eigenschaft als Mitglieder verbietet.997 
(c) Nachträgliche Anpassung 
Eine Anpassung der Vergütung und eine entsprechende Pflicht zur Vornahme der selbigen 
wird im Allgemeinen zugunsten der Gesellschaft, in Teilen auch in beide Richtungen – also 
Herabsetzung wie Erhöhung998 – angenommen, wenn die Situation der Gesellschaft hierzu 
entsprechenden Anlass gibt. Bei der Herabsetzung können zur Konkretisierung die hinter den 
Maßstäben des § 87 Abs. 2 AktG999 stehenden Rechtsgedanken herangezogen werden.1000 
(4) Beendigung des Anspruchs 
Auch für die Beendigung des Vergütungsanspruchs aus dem Anstellungsvertrag des GmbH-
Geschäftsführers kommen neben der einseitigen Beendigung durch die Gesellschaft oder den 
einzelnen Organwalter im Wege der Kündigung noch weitere Beendigungsgründe in Be-
tracht. 
                                                             
zur GmbH: Herlinghaus, GmbHR 2003, 373 (381 ff.); Spitaler/Niemann, Rn. 9 ff.; Tänzer, 
GmbHR 1997, 16; ders., GmbHR 2003, 754; P. Zimmermann, DB 2003, 786. Deshalb gelten zur 
Feststellung einer Unangemessenheit prinzipiell die dortigen Maßstäbe, insbesondere der Fremd-
vergleich: Fastrich, in: Baumbach/Hueck21, § 30 Rn. 52; Geißler, GmbHR 2003, 394 (395 f.); 
U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 353; Tänzer, BB 2004, 2757 (2757);P. 
Zimmermann, DB 2003, 786 (787 ff., 789 f.); wobei teilweise weniger streng schematische Be-
wertungen vorgeschlagen werden: Mohr, GmbHR 2011, 402 (403); Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, 
§ 35 Rn. 357. 
997 Genauer zu dieser Vorschrift siehe unten Zweiter Teil B.II, S. 225 ff. 
998 Siehe etwa zum – sogar rückwirkenden – Anspruch auf Erhöhung: BGH, Versäumnisurteil 
v. 21.7.2008 (I ZR 39/07) NZG 2008, 783–785 (784); kritisch dazu aber Wackerbarth, GmbHR 
2009, 65 (68 f.). Grundsätzlich für eine solche Möglichkeit: U. H. Schneider/Hohenstatt, in: 
Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 369 f. 
999 Siehe dazu C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141 ff. 
1000 Lunk/Stolz, NZA 2010, 121 (123 ff.); U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, § 35 
Rn. 371; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 187. Kritischer wohl Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 325; Steber, S. 39 ff. Die dogmatische Anknüpfung ergibt sich allerdings aus 
den Regelungen zum Wegfall der Geschäftsgrundlage oder – einmal mehr – aus der gesellschaft-
lichen Treuepflicht. So etwa Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 93 f.; Jaeger, in: MüKo-
GmbHG2, § 35 Rn. 322 f.; Lunk/Stolz, NZA 2010, 121 (123); Mohr, GmbHR 2011, 402 (403); 
Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 370 ff.; Steber, S. 60 ff. Teilweise wird in Bezug auf die 
Rechtsgrundlage der Anpassung nicht unplausibel zwischen Fremd- und Gesellschafter-Ge-
schäftsführer differenziert: Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 323; U. H. Schneider/Hohenstatt, 
in: Scholz-GmbHG11, § 35 Rn. 370. Zur Frage des Stimmrechts des Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers im Zusammenhang mit einem die Vergütungshöhe betreffenden Beschluss siehe BGH, Ver-
säumnisurteil v. 21.7.2008 (I ZR 39/07) NZG 2008, 783–785; sowie kritisch Wackerbarth, 
GmbHR 2009, 65 (69 ff.). 
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(a) Kündigung 
Aufgrund obiger Einordnung des Anstellungsvertrags als Dienstvertrag kann eine einseitige 
Beendigung nur unter Berücksichtigung der Vorgaben der §§ 620 ff. BGB erfolgen. Die Zu-
ständigkeit hierzu ergibt sich typischerweise als Annexkompetenz zur Abberufung und ob-
liegt damit nach dem gesetzlichen Regelfall des § 46 Nr. 5 GmbHG der Gesellschafterver-
sammlung nach ihren Maßgaben zur Beschlussfassung und Erklärung nach außen.1001 § 623 
BGB findet auf die Kündigung des Anstellungsvertrags aufgrund besagter Eigenart als 
Dienstvertrag keine Anwendung, sodass nach dem gesetzlichen Regelfall keinerlei Former-
fordernisse bestehen.1002 
(aa)  Ordentliche Kündigung 
Eine ordentliche Kündigung kommt gem. § 620 Abs. 2 BGB für alle Dienstverträge in Be-
tracht, die unbefristet ausgestaltet sind, oder diesen Beendigungsgrund trotz Befristung indi-
vidualvertraglich vorsehen.1003 Zentrale Voraussetzung hierfür ist lediglich die Einhaltung der 
in § 621 BGB festgelegten Frist, auf einen rechtfertigenden Grund kommt es nicht an.1004 Je 
nach Stellung des Geschäftsführers kann sich dabei nach der herrschenden Meinung aufgrund 
der wechselseitigen Interessen eine (analoge) Anwendung der längeren Fristen des § 622 (je-
denfalls Abs. 1) BGB ergeben.1005 
(bb)  Außerordentliche Kündigung 
Die außerordentliche, regelmäßig fristlose Kündigung richtet sich nach den Vorgaben des 
§ 626 BGB. Dies setzt nach Abs. 1 insbesondere voraus, dass die Kündigung aufgrund eines 
wichtigen Grundes erfolgt, der eine Fortsetzung des Anstellungsverhältnisses nach einer all-
umfassenden Interessenabwägung für den kündigenden Part unzumutbar macht. Hierbei 
kommt es maßgeblich auf den Einzelfall an, verlässliche abstrahierte Aussagen lassen sich 
                                                             
1001 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 131 f.; Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (10 f.); 
Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 415; Langner, DStR 2007, 535 (537); Zöllner/Noack, in: 
Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 216, 242. Zum diesbezüglichen Prozedere siehe allgemein bereits 
oben C.IV.2.a.bb(1), S. 163. 
1002 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 120, 133; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 414; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 217. 
1003 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 120; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 402; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 242. 
1004 Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 403 f. Dieses Erfordernis lässt sich auch nicht durch eine 
Anwendung des KSchG begründen, es sei denn, diese ist ausdrücklich vertraglich angeordnet. Vgl. 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 KSchG; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 405 ff.; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 245 sowie eingehend bereits oben beim Verein A.II.3.e.aa(2), S. 72. 
1005 Zu den Einzelheiten siehe BGH, Urteil v. 29.1.1981 (II ZR 92/80) BGHZ 79, 291–295 (293 f.) 
(=NJW 1981, 1270); OLG Düsseldorf, Urteil v. 10.10.2003 (I-17 U 35/03) NZG 2004, 478–483 
(481); Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 122 ff.; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 
Rn. 410 ff.; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 38 Rn. 81; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, 
§ 35 Rn. 243. Zu den Grenzen vertraglicher Gestaltung bis hin zur gänzlichen Disposition der 
Kündigungsfristen siehe Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 121; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 244. 
C. Kapitalgesellschaften 
173 
schwer treffen.1006 Insbesondere auf ein Verschulden oder eine Abmahnung der betroffenen 
Partei kommt es dabei nicht notwendigerweise an.1007 
Neben dem wichtigen Grund ist eine solche Kündigung nur dann wirksam, wenn sie innerhalb 
der zweiwöchigen Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 erfolgt.1008 Wenn der Widerruf der Be-
stellung untypischerweise (vgl. § 38 Abs. 2 S. 1) ebenfalls nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes erfolgen kann, dürfte in einer (außerordentlichen) Kündigung des Anstellungsver-
trags regelmäßig auch die Abberufung des Organmitglieds zumindest konkludent enthalten 
sein, deren Voraussetzungen in diesem Zusammenhang überdies ganz grundsätzlich erfüllt 
sein dürften.1009 Eine unwirksame außerordentliche Kündigung lässt sich prinzipiell gem. 
§ 140 BGB in eine fristwahrende ordentliche Kündigung umdeuten.1010 
(b) Abberufung 
Aufgrund des Trennungsprinzips hat eine Abberufung aus der Organstellung zunächst einmal 
keine Auswirkung auf das grundsätzliche Bestehen des Anspruchs aus dem Anstellungsver-
trag, Gleiches gilt für die Amtsniederlegung.1011  Auch bei fehlender Organstellung, und da-
mit einer gewissen Einschränkung der Erfüllbarkeit des Anstellungsvertrags von Seiten des 
zur Geschäftsführung Verpflichteten, bleibt der Vergütungsanspruch unter Umständen gem. 
§ 615 S. 1 BGB – in Ausnahme zum Grundsatz in § 326 Abs. 1 S. 1 BGB – bestehen, wenn 
die Voraussetzungen des Annahmeverzugs erfüllt sind.1012 Anderes kann für die grundsätzli-
che Abstraktion gelten, wenn der „Anstellungsvertrag“ kaum eigenständige, über die Vorga-
ben in Gesetz und Satzung hinausgehende Regelungen beinhaltet und somit eine rechtliche 
                                                             
1006 Zu einschlägiger Kasuistik sowohl zum Geschäftsführer, als auch auf Seiten der Gesellschaft siehe 
Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 135 ff., 149 f.; Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 
1 (12 f.); Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 418 ff., 421 f.; Zöllner/Noack, in: Baum-
bach/Hueck21, § 35 Rn. 219 f. 
1007 Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (12); Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 427 f.; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 218, 221. 
1008 Zu Einzelheiten, insbesondere der Wissenszurechnung für den Fristbeginn auf Seiten der Gesell-
schaft siehe speziell für die GmbH: Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 143 f.; Fleck, WM, 
Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (13); Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 224 ff. Zur 
Wahrung dieser Frist durch den seinerseits kündigenden Geschäftsführer siehe nur: Jaeger, in: 
MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 436 f. 
1009 Siehe zu diesem Verhältnis ebenso C.IV.1.a.bb(4)(c), S. 150 bzw. C.IV.2.a.bb(3)(a), S. 164. Au-
ßerdem Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 7; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 38 
Rn. 257 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 222. Dort auch zu der Frage, ob eine 
(wirksame und berechtigte) Abberufung an sich einen Kündigungsgrund für das Anstellungsver-
hältnis darstellen kann. 
1010 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 146 f.; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 408; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 242; sogar für eine grundsätzliche Möglichkeit des 
umgekehrten Falls: Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (11). 
1011 Ders., WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (10); Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 391, 395 f.; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 209. 
1012 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 6; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 330, 397; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 250 ff., 254. 
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Selbständigkeit nicht als von den Parteien intendiert angesehen werden kann. Dann teilt er 
sein Schicksal mit der Organstellung.1013 
Allerdings kann in einer Abberufung oder Amtsniederlegung unter Umständen – wie schon 
beim umgekehrten Fall – ebenso konkludent eine entsprechende Kündigung enthalten sein, 
wobei dennoch deren sonstige Voraussetzungen erfüllt sein müssen. Insbesondere in einer 
Abberufung ohne zumindest sachlichen, wenn nicht wichtigen Grund wird allerdings regel-
mäßig keine (wirksame) Kündigung liegen.1014 Grundsätzlich dürften Umstände schließlich 
leichter einen wichtigen Grund im Sinne des § 38 Abs. 2 GmbHG erreichen, als den Anfor-
derungen des § 626 BGB zu entsprechen, speziell wenn ein Sachverhalt ohne Verschul-
denselement zugrunde liegt.1015 
Diese grundsätzlichen Mechanismen lassen sich kautelarjuristisch durch sog. Kopplungs-
klauseln in gewissen Grenzen dennoch überwinden, sodass die Beendigung beider Rechtsbe-
ziehungen zwischen Organwalter und Gesellschaft gleichläuft.1016 
(c) Sonstige Beendigungsgründe 
Neben der Kündigung und Bedingungskonstellationen im Rahmen der Kopplungsklauseln 
kommen ganz allgemein als Beendigungsgründe des Anstellungsvertrags eine einvernehmli-
che vertragliche Aufhebung1017, eine Befristung (vgl. § 620 Abs. 1 BGB)1018, sowie der Tod 
des Vertragspartners1019 – im Gegenzug aber prinzipiell nicht die Auflösung der Gesell-
schaft1020 – in Betracht. 
b. Aufsichtsrat oder anderes Drittorgan 
Besteht nach den Ausführungen zum (regelmäßig fakultativen) dritten Organ1021 ein ebensol-
ches, etwa in Form eines Aufsichtsrats, kann sich die rechtliche Lage anders darstellen, wobei 
die jeweiligen Satzungsbestimmungen zur Einrichtung dieses Organs eben dieses in Bezug 
                                                             
1013 Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 210. 
1014 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 38 Rn. 6. 
1015 Stephan/Tieves, in: MüKo-GmbHG2, § 38 Rn. 93. 
1016 Zu deren Voraussetzungen und sonstigen Einzelheiten bei der GmbH siehe BGH, Urteil v. 
21.6.1999 (II ZR 27/98) NJW 1999, 3263–3264; Grobys/Glanz, NJW-Spezial 2007, 129 (129 f.); 
Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 392 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 
Rn. 211. Außerdem bereits oben C.IV.1.a.bb(4)(c), S. 150 bzw. ausführlicher beim Verein 
A.II.3.e.aa(1), S. 71 ff. 
1017 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 129 f.; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 444 ff.; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 256. 
1018 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 118; Jaeger, in: MüKo-GmbHG2, § 35 Rn. 399 ff.; Zöll-
ner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 215. 
1019 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 118; U. H. Schneider/Hohenstatt, in: Scholz-GmbHG11, 
§ 35 Rn. 425; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 214. 
1020 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 118; Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (14); 
Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 38 Rn. 293; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 214. 
1021 Siehe C.III.1.a.bb(3), S. 126. 
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auf seine rechtliche Organisation weitgehend ausgestalten dürften1022 und ansonsten gem. 
§ 52 Abs. 1 GmbHG subsidiär einige Regelungen des AktG entsprechend heranzuziehen 
sind, soweit es sich bei diesem Organ nach dem Willen der Vertragsgestalter um ein dem 
Aufsichtsrat zumindest funktionsäquivalentes handelt.1023 
aa. Rechtsnatur des Anspruchs 
Finden diese – insbesondere wird auf § 113 AktG verwiesen – tatsächlich mangels anderer 
konkreter Regelungen Anwendung, ergibt sich erneut die Frage nach der Rechtsnatur des 
Verhältnisses zwischen Gesellschaft und Organ. Bei der AG1024 soll ein neben die korporati-
onsrechtliche Beziehung tretendes Anstellungsverhältnis gerade nicht möglich sein, wodurch 
sich die Frage stellt, ob dies für das entsprechende Organ in der GmbH gilt. Da bei der GmbH 
der Verweis in das Aktienrecht aber lediglich eine entsprechende Anwendung bestimmt1025 
und insbesondere die Vertretungsfrage bei der GmbH mit ihren rechtlich starken Gesellschaf-
tern weniger fragwürdig ist, sind die Stimmen hierzu in Bezug auf den Aufsichtsrat einer 
GmbH weit weniger kritisch, jedenfalls wenn der Vertragsschluss nicht lediglich konkludent 
geschieht.1026 
Neben dem genuinen Vergütungsanspruch besteht auch hier, in teils schwieriger Abgrenzung, 
ein Anspruch auf Aufwendungsersatz entsprechend § 670 (i.V.m. § 675) BGB.1027 
bb. Begründung des Anspruchs 
Damit kann der Rechtsgrund des Vergütungsanspruchs für ein drittes Organ der GmbH auch 
in einem Anstellungsvertrag liegen.1028 Die Be- und Anstellungszuständigkeit und das hiermit 
verbundene Verfahren unterscheiden sich prinzipiell nicht von den Ausführungen zum Ge-
schäftsführer. Auch wenn letzterer theoretisch ebenso als Anstellungsorgan des Aufsichtsrats 
                                                             
1022 Zu deren Vorrang und inhärenten Gestaltungsmöglichkeiten siehe Spindler, in: MüKo-GmbHG2, 
§ 52 Rn. 9 f.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 24, 32 ff.; zu den wenigen Grenzen 
siehe ebd. Rn. 25 ff. 
1023 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 2; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 22. 
1024 Siehe ausführlich C.IV.1.b.aa, S. 153. 
1025 Zu deren speziellen Leitlinien siehe Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 6; Spindler, in: 
MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 13; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 30. 
1026 Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 Rn. 122; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 
Rn. 59; unklar („Es bedarf daneben keiner weiteren schuldrechtlichen Beziehung [...]“) Altmep-
pen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 16. A.A. wohl (allerdings nur für den zwingenden Aufsichts-
rat) Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 214 f., 225. Dies findet jeweils eine wertungsmäßige 
Entsprechung bei der Anwendung des § 612; siehe dazu unten C.IV.3, S. 176 ff. 
1027 Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 Rn. 126; U. H. Schneider, in: Scholz-GmbHG11, § 52 
Rn. 367a ff.; Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 229 ff. 
1028 Es ist aber ganz allgemeine Auffassung, dass bei diesem die Vergütung mit – insofern höchstens 
grenzwertig konsequentem – Verweis auf § 113 AktG auch im rein organschaftlichen Verhältnis 
durch Satzungsregelung – u.U. i.V.m. einem Gesellschafterbeschluss – begründbar ist: Altmeppen, 
in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 16; Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 225 ff.; Zöllner/Noack, 
in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 59 f. Zu sehr spezifischen Einzelheiten bezüglich des genauen 
Anspruchsinhalts siehe – ergänzend zu den erfolgten Ausführungen bei der AG – nur Spindler, in: 
MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 232 ff. 
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in Frage kommt, kann es kaum interessengerecht sein, ein Kontrollorgan durch seine Kon-
trollobjekte personell ausgestalten zu lassen, wie bereits die gesetzliche Regelung der Akti-
engesellschaft zeigt.1029 
cc. Beendigung 
Beim GmbH-Aufsichtsrat ähneln die Beendigungsgründe aufgrund der Verweisung des § 52 
GmbHG in § 103 Abs. 1 AktG denen des AG-Aufsichtsrates1030, wodurch insbesondere auch 
eine Amtsniederlegung in Frage kommt.1031  Hinzu kommt allerdings – neben einer Vielzahl 
ohnehin bestehender Gestaltungsoptionen – GmbH-spezifisch die Möglichkeit, einen Auf-
sichtsrat mangels zwingenden Bestehens durch Satzungsänderung in Gänze abzuschaffen.1032 
3. Besondere Bedeutung des § 612 BGB 
Im Allgemeinen hat die Ergänzungsnorm des § 612 BGB eine rechtsformunabhängige Be-
deutung. Sie findet ihrem Sinn und Zweck nach jedenfalls auf alle Dienstverträge Anwendung 
und hilft dabei, einen Vergütungsanspruch zu begründen (Abs. 1) oder seiner Höhe nach zu 
bestimmen (Abs. 2).1033 
Damit lassen sich in gewerblich tätigen Kapitalgesellschaften insbesondere für unmittelbare 
Geschäftsführungsorgane – jedenfalls für solche Organwalter, die nicht aufgrund ihrer Eigen-
tümerstellung aktiv sind – ganz regelmäßig Vergütungsansprüche begründen und beziffern, 
sofern die sonstigen rechtlichen Mechanismen, insbesondere Gesellschafts- und individueller 
Anstellungsvertrag, hierzu schweigen. Fraglich ist aber aufgrund der Eigenarten von Kapital-
gesellschaften, ob sich bei diesen in rechtlicher Hinsicht nicht das Tatbestandsmerkmal der 
Erwartbarkeit einer Vergütung nach den Umständen aus § 612 Abs. 1 BGB regelmäßig an-
ders bewerten lässt als etwa bei Verein und Stiftung. Dies ist einerseits für die Geschäftsfüh-
rungsorgane, andererseits für Aufsichtsräte oder vergleichbare Drittorgane zu untersuchen. 
Außerdem stellt sich die Frage, ob diese allgemeinen Maßstäbe für Kapitalgesellschaften bei 
                                                             
1029 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 10; Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 111 ff.; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 41 ff. Darüber hinaus ist nach einer Auffassung 
auch eine satzungsgestützte Bestellung durch Dritte ausgeschlossen (Einzelheiten umstritten): 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 43 ff. Weniger kritisch demgegenüber Altmep-
pen, in: Roth/Altmeppen8, § 52 Rn. 11 ff.; Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 140. 
1030 Siehe hierzu genauer C.IV.1.b.bb(2)(c), S. 158 ff. 
1031 GmbH-spezifische Übersichten bei U. H. Schneider, in: Scholz-GmbHG11, § 52 Rn. 287; Spindler, 
in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 173 ff.; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 47 ff., 52. 
1032 Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 Rn. 26, 58; Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 108 f.; 
Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 Rn. 29, 50 ff. (57). 
1033 Siehe in Grundzügen bereits obige Ausführungen zum Verein bei A.II.3.b.cc, S. 34 ff. In diesem 
Kontext ist darauf hinzuweisen, dass die Rechtsfolge des § 612 BGB nach allgemeinem Verständ-
nis nur eine fixe Vergütung sein kann. Erfolgsabhängige Vergütungsarten – aber auch Überstunden 
und Mehrarbeit – bedürfen wegen ihrer ohnehin großen Unwägbarkeit einer expliziten Vereinba-
rung. Siehe hierzu: OLG Dresden, Urteil v. 5.12.1996 (7 U 1338/96) NJW-RR 1997, 1535–1536 
(1536); Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 91; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 364 
jeweils m.w.N. Grds. anderer Auffassung Müller-Glöge, in: MüKo-BGB7, § 612 Rn. 26. 
C. Kapitalgesellschaften 
177 
solchen, die gemeinnützigen Standards gerecht werden wollen, unverändert angewendet wer-
den können, oder ob sich bei diesen besondere Lösungen ergeben. 
a. GmbH-Geschäftsführer und AG-Vorstand 
Ist ein Anstellungsvertrag nur konkludent geschlossen worden, oder schweigt dieser zur 
Frage der Vergütung, so kann aufgrund der prinzipiellen Konzeption der Kapitalgesellschaf-
ten als Unternehmensträger grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass eine angemes-
sene Vergütung für eine geschäftsführende Tätigkeit den Umständen nach zu erwarten war, 
sodass § 612 BGB greift. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die zumindest in Teilen wirtschaft-
liche Tätigkeit für den Organwalter nicht lediglich einen – insbesondere zeitlich – geringen 
Umfang hat.1034 Allerdings sind unter zwei Gesichtspunkten in dieser Hinsicht Zweifel ange-
bracht: wenn der Geschäftsführer oder Vorstand selbst Mitglied der Körperschaft, also 
GmbH-Gesellschafter oder Aktionär ist, oder wenn es sich bei der Gesellschaft um eine ge-
meinnützige handelt. 
aa. Selbstorganschaft 
Während Fremdgeschäftsführer – insbesondere wenn die Tätigkeit sich mit ihrem (sonstigen) 
Berufsbild deckt –regelmäßig die Vermutung für eine Entlohnung ihrer Tätigkeit für sich 
beanspruchen können,1035 gibt es Gründe, dies bei Selbstorganen anders zu bewerten. Insbe-
sondere kann sich die Pflicht zur Geschäftsführung aus dem Eigentümerstatus ergeben, wenn 
das Verhältnis zur Körperschaft entsprechend – etwa mitgliedschaftlich – ausgeformt ist, wo-
bei insbesondere der Anspruch auf den Gewinn aus § 29 Abs. 1 S. 1 GmbHG eine adäquate 
Gegenleistung zur ansonsten unentgeltlichen Geschäftsführung darstellen kann.1036 In diesem 
Zusammenhang müssen die Gesamtumstände betrachtet werden, allen voran das Maß der 
Beteiligung an der Gesellschaft, wobei für einen in nicht unerheblichem Maße beteiligten 
Gesellschafter-Geschäftsführer im Zweifel kein Anspruch aus § 612 BGB ableitbar sein 
dürfte.1037 
Selbst bei der AG ist vereinzelt geurteilt worden, dass Aktionäre aus Interesse an der Wert-
entwicklung ihres Kapitals eine Vorstandstätigkeit unentgeltlich ausüben würden.1038 Aller-
                                                             
1034 Ihrig/Schäfer, Rn. 195; Müller-Glöge, in: MüKo-BGB7, § 612 Rn. 6 
1035 Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, § 6 Rn. 91; Brouwer, BB 2010, 865 (869); Paefgen, in: Ulmer-
GmbHG2, § 35 Rn. 347; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 60. 
1036 So etwa Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 Rn. 348. 
1037 BGH, Versäumnisurteil v. 21.7.2008 (I ZR 39/07) NZG 2008, 783–785 (784 f.); OLG Frankfurt, 
Urteil v. 10.6.1992 (9 U 73/91) GmbHR 1993, 358–360 (359 f.); Altmeppen, in: Roth/Altmeppen8, 
§ 6 Rn. 91; Müller-Glöge, in: MüKo-BGB7, § 612 Rn. 10; Paefgen, in: Ulmer-GmbHG2, § 35 
Rn. 348. Hierbei ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass der Rechtsgrund in diesen Konstellati-
onen regelmäßig nicht in einem Anstellungsvertrag, sondern in der korporationsrechtlichen Bezie-
hung zu finden ist, auf welche aber gleichwohl – zumindest prinzipiell – der gesamte § 612 BGB 
(entsprechende) Anwendung finden kann. Siehe hierzu bereits oben A.II.3.b.cc, S. 34 ff. 
1038 OLG Stuttgart, Urteil v. 13.3.2002 (20 U 59/01) AG 2003, 211–213 (213); Spindler, in: MüKo-
AktG4, § 84 Rn. 87. 
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dings lag dem angegebenen Urteil ein Sachverhalt zugrunde, bei dem die Aktionäre von Be-
ginn an keine reinen Investoren, sondern die Gründer eines Unternehmens waren, das sich in 
fraglicher Zeit in der Start-Up-Phase befand und damit typischerweise (noch) sehr persona-
listisch geprägt war.1039 Dass in diesem Kontext auch unentgeltliche Beiträge von jedem Ein-
zelnen zur Geschäftsleitung erwartbar waren, lässt sich leichter nachvollziehen, als in der 
typischen Aktionärskonstellation einer gAG, die insbesondere gegenüber der gGmbH dann 
gewählt werden dürfte, wenn es darum geht, einer großen Anzahl von Nutznießern eine Teil-
habe an der Gesellschaft zu ermöglichen, andererseits aber eine gewisse Unverbindlichkeit 
durch Übertragbarkeit zu gewährleisten.1040 Damit lässt sich jedenfalls das Argument dieser 
Entscheidung nicht ohne Weiteres auf die AG übertragen, sodass es bei dieser auch im Fall 
von Aktionären im Vorstand auf eine Einzelfallbetrachtung ankommen muss, für die es keine 
grundlegende Vermutung geben kann.1041 
bb. Andere Wertung für gemeinnützige Kapitalgesellschaften? 
Einige Stimmen halten es zumindest für möglich, dass die Tätigkeit als Geschäftsführer in 
einer gemeinnützige oder anderweitig ideelle Zwecke verfolgenden Gesellschaft bei fehlen-
der Regelung schon ganz prinzipiell eine Unentgeltlichkeit indizieren kann.1042 Auf die AG 
dürfte sich dies schon von vornherein nicht ohne Weiteres übertragen lassen, da das AktG in 
seinen Normen1043 eindeutiger von einer grundsätzlichen Vergütung der Vorstände ausgeht, 
worüber sich nicht einfach – jedenfalls nicht ohne (gesellschafts-) vertragliche Regelung – 
hinweggesetzt werden kann. 
Gegen eine solche pauschalierende Bewertung sprechen zudem tatsächliche Aspekte des 
Dritten Sektors. In den letzten Jahren hat eine zunehmende Professionalisierung der gemein-
nützigen Tätigkeit eingesetzt, die – neben positiven pekuniären Effekten für Vollzeit-Be-
schäftigte sowie Beratungs- und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften – letzten Endes auch ei-
nen gesteigerten Gemeinnutzen mit sich bringen. Phänomene wie Social Entrepreneurship1044 
tragen – kontrolliert durch die bestehenden Mechanismen zur Verwirklichung der sozialen 
Marktwirtschaft – dazu bei, das Gemeinwohl zu fördern, ohne dass es hierbei außer Frage 
stünde, ob die entsprechenden Akteure eine angemessene Vergütung erhalten. Es lässt sich 
zwar anzweifeln, ob Letztere – als regelmäßig gerade nicht den Status der Gemeinnützigkeit 
erreichende Entitäten – den angemessenen Maßstab für genuin gemeinnützige Kapitalgesell-
                                                             
1039 So waren die beiden Vorstände und ein Aufsichtsratsmitglied die einzigen Anteilseigner, letzterer 
gar nur in Bezug auf 5 % der Aktien: vgl. OLG Stuttgart, Urteil v. 13.3.2002 (20 U 59/01) AG 
2003, 211–213 (211). 
1040 Siehe zu diesem phänotypischen Vorteil der (g)AG bereits in der Einleitung C.II.2, S. 120. 
1041 Einige Stimmen sehen aufgrund der allgemeinen Konzeption der AG – teils in expliziter Ableh-
nung obigen Urteils – sogar eine Vermutung für eine Vergütung gegeben: Hüttemann, DB 2009, 
1205 (1207); Seibt, in: Schmidt/Lutter-AktG3, § 84 Rn. 29. 
1042 Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 35 Rn. 60; diesen folgend: Schütz/v. Zydowitz, npoR 
2/2010, 37 (39); unklar U. H. Schneider/Sethe, in: Scholz-GmbHG10, § 35 Rn. 167. 
1043 Vgl. insbesondere §§ 84, 87 AktG. 
1044 Siehe statt aller nur Momberger. 
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schaften darstellen, eine zwingende Verbindung zwischen im allgemeinen Wortsinne gemein-
nütziger Tätigkeit und einer unentgeltlichen Betätigung vermag dieses Phänomen dennoch 
zu zerstreuen.1045 
Problematisch ist darüber hinaus insbesondere ein weiterer Aspekt. Der Wertungsmaßstab 
des § 612 BGB ist prinzipiell ein empirischer, namentlich die Erwartbarkeit aufgrund einer 
faktischen Üblichkeit, auch wenn diese in gewisser Weise – etwa durch Branchenfokussie-
rung – wertend in die eine oder andere Richtung gewichtet wird. Damit können Phänomene, 
die etwa aus steuerrechtlichen Erwägungen Eingang in Vertragsgestaltung und Gesellschafts-
praxis erhalten haben, direkten Einfluss auf die eigentlich hiervon zunächst strikt zu tren-
nende zivilrechtliche Wertung nehmen.1046 Wenn also das Gemeinnützigkeitsrecht bestimmte 
Qualitäten von Vergütung durch drohenden Entzug der Steuerprivilegien unterbindet, finden 
dessen tatsächliche Folgen Einzug in die Bewertung, ob überhaupt ein zivilrechtlicher Ver-
trag zustande gekommen ist. Abgemildert wird das Problem durch die reelle – weil in der 
Macht eines jeden Gesellschafterkreises stehende – Möglichkeit, im Wege eindeutiger ver-
traglicher Regelungen dem § 612 BGB schon von vornherein keinen Anwendungsraum zu 
bieten, sowie durch die Überlegung, dass diese Wechselwirkung zwischen Rechtsgebieten 
für alle Teilrechtsgebiete gleichermaßen gilt und überdies eine logische Folge der durch die 
Schaffung des § 612 BGB gewonnenen Vorteile – insbesondere für das Vertragsrecht – ist. 
Es lassen sich gar Argumente finden, warum in der gGmbH eine geschäftsführende Tätigkeit 
erst recht vergütet werden muss, jedenfalls für Geschäftsführer aus dem Gesellschafterkreis. 
Diese verzichten nämlich, wie bereits dargestellt, automatisch auf ihren Anspruch auf Ge-
winnbeteiligung gem. § 29 Abs. 1 S. 1 GmbHG, um den steuerlichen Anforderungen gerecht 
zu werden. Wird dieser Anspruch ansonsten als Argument dafür bemüht, dass Gesellschafter-
Geschäftsführer daneben unentgeltlich an der Leitung der Geschäfte mitwirken, muss im um-
gekehrten Fall ebenso das Gegenteil gelten. Jedenfalls lässt sich daraus der Schluss ziehen, 
dass in der gGmbH eine Unterscheidung zwischen Gesellschafter- und Fremdgeschäftsführer 
– und damit eine unterschiedliche Bewertung – aus sachlichen Gründen deutlich weniger 
tragfähig ist. 
Zusammenfassend ist damit einer allgemeinen Vermutung gegen eine Vergütung der Ge-
schäftsführertätigkeit in gemeinnützigen Kapitalgesellschaften nicht zu folgen. Entscheidend 
ist allein der Einzelfall im Vergleich mit seinen entsprechenden Bezugspunkten und in Abs. 2 
auch -größen. Dabei kann sich bei Fortsetzung der in letzter Zeit zu beobachtenden Professi-
onalisierung bzw. Kommerzialisierung des Dritten Sektors aufgrund der empirischen Wirk-
weise des § 612 BGB ohnehin ergeben, dass eine Vergütung allgemein üblich und damit er-
                                                             
1045 Dies lässt sich auch statistisch unterfüttern, wenn bei Krimmer u.a., S. 39 knapp 70 % der befrag-
ten gGmbHs zumindest Teilen ihrer Beschäftigten eine Vergütung gewähren, bzw. hiervon sogar 
36,7 % allein mit hauptamtlichen Mitarbeitern besetzt sind. 
1046 Man braucht nur an die zivilrechtlichen Auswirkungen einer Vermeidung von vGA bei der Ge-
sellschafter-Geschäftsführervergütung zu denken. Siehe hierzu bereits oben C.IV.2.a.cc(3)(b)(bb), 
S. 168. 
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wartbar ist. Dies teleologisch, also normativ, von vornherein zu reduzieren stellt eine Vermi-
schung der Ebenen des Gesellschafts- und des Steuerrechts dar1047 – auch wenn diese Vermi-
schung der Mechanik des § 612 BGB inhärent ist – und hilft den Begünstigten der Tätigkeit 
im Dritten Sektor letztendlich nicht, was umgekehrt auch ein teleologisches Argument dar-
stellt. 
Eine Berücksichtigung des Status als gemeinnützig muss aber zumindest im Rahmen der Be-
messung des konkreten Umfangs der vertraglich begründeten Entlohnung erfolgen. Dies 
ergibt sich aus dem der Üblichkeit der Vergütung zugrundeliegenden Branchenbezug. Die 
Üblichkeit kann nur in Relation zu vergleichbaren Tätigkeitsfeldern bemessen werden, wobei 
die Eigenart einer fehlenden Gewinnorientierung durchaus eine Rolle für die Bezifferung der 
üblichen Entlohnung spielen kann. Dabei können sogar die unterschiedlichen Tätigkeitsbe-
reiche innerhalb einer NGO – Verwaltung, konkrete Projektarbeit oder Fundraising – für die 
Bestimmung einer üblichen Vergütung relevant sein. Insofern muss sich der § 612 in seiner 
Anwendbarkeit auch an den Vorgaben der Selbstlosigkeit orientieren, soweit diese entspre-
chend in der Satzung verankert wurde.1048 
b. Aufsichtsrat in AG und GmbH 
In Bezug auf den Aufsichtsrat stellt § 113 Abs. 1 AktG nicht nur die Möglichkeit dar, die 
Tätigkeit des Aufsichtsrats zu vergüten, sondern auch die Anforderung, die konkrete Höhe in 
der Satzung festzusetzen oder durch einen Hauptversammlungsbeschluss zu bewilligen. Da-
raus folgt nach herrschender Meinung, dass ohne das Vorliegen einer dieser Voraussetzungen 
keine Vergütung bezahlt werden soll, insbesondere § 612 BGB somit entweder allgemein 
keine Anwendung findet oder zumindest mangels Vorliegen der tatbestandlichen Vorausset-
zungen keinen Anspruch begründet.1049 Zum Schwur kommt es hier, wenn man neben der 
korporationsrechtlichen Beziehung einen ergänzenden Anstellungsvertrag zulässt.1050 
Anders – jedenfalls für die Aufsichtsratstätigkeit von Nicht-Gesellschaftern – wird dies je-
doch für die (gewerblich tätige) GmbH gesehen, insbesondere mit Verweis auf die höhere 
Flexibilität und Gestaltungsoffenheit des GmbHG.1051 Daher können deren Aufsichtsräte den-
jenigen der AG gegenüber einen Vorteil haben, weil auf ihre Tätigkeit der § 612 BGB prin-
                                                             
1047 Motivation hierfür dürfte in den meisten Fällen sein, dass lediglich mündlich und/oder konkludent 
geschlossene Verträge als Rechtsgrund für Vergütungsleistungen einer Beweiswirkung gegenüber 
der Finanzverwaltung entbehren. 
1048 Zum Wechselspiel zwischen satzungsmäßiger Gemeinnützigkeit und der Anwendbarkeit von 
§ 612 BGB siehe ausführlich bereits oben A.II.3.b.cc(2), S. 35 ff. 
1049 Aufgrund des rein korporationsrechtlichen Verhältnisses schon per se keine Anwendbarkeit: Ha-
bersack, in: MüKo-AktG4, § 113 Rn. 27; Koch, in: Hüffer/Koch12, § 113 Rn. 2; Kort, in: FS Hüf-
fer, 483–500 (484 f.); Mertens/Cahn, in: KK-AktG3, § 113 Rn. 43. 
1050 Siehe zum Meinungsstand einerseits (AG) C.IV.1.b.aa, S. 153, andererseits (GmbH) C.IV.2.b.aa, 
S. 175. 
1051 Heermann, in: Ulmer-GmbHG2, § 52 Rn. 123; Zöllner/Noack, in: Baumbach/Hueck21, § 52 
Rn. 60. A.A. aber – als Konsequenz der Einordnung der Rechtsbeziehung als exklusiv organschaft-
lich – Spindler, in: MüKo-GmbHG2, § 52 Rn. 225; ebenfalls a.A. Lutter/Krieger/Verse, 
Rn. 1215 f. m.w.N. 
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zipiell angewandt werden kann, auch wenn dies de facto wohl selten zu einem positiven Er-
gebnis der damit eröffneten Prüfung führen dürfte, weil die Nichtregelung hinsichtlich eines 
lediglich fakultativen Organs – insbesondere im gemeinnützigen Kontext – eine gewisse In-
dizwirkung dahingehend haben dürfte, dass eine Vergütung gerade nicht gewollt war. 
4. Notwendigkeit der Verankerung im Gesellschaftsvertrag 
a. GmbH-Geschäftsführer 
Aus rechtlicher Warte gibt es – in Umkehrung der obigen Argumentation bei Verein und 
Stiftung1052 – für eine Geschäftsführervergütung keinen Satzungsvorbehalt, da bei den prin-
zipiell gewerblich agierenden Kapitalgesellschaften keinerlei Verweise ins Auftragsrecht be-
stehen, um das Organverhältnis zu charakterisieren.1053 War es zwischenzeitlich teilweise um-
stritten, ob aus den Ausführungen des BMF1054 auch ein Satzungsvorbehalt für Kapitalgesell-
schaften abgeleitet werden sollte, ist es heute zu Recht allgemeine Auffassung, dass insofern 
eine Differenzierung zwischen Verein und Stiftung einerseits und den Kapitalgesellschaften 
andererseits besteht.1055 
Ein faktisches Bedürfnis eines Niederschlags in die Satzung – entweder durch konkrete Fest-
legungen oder eine Öffnungsklausel – ergibt sich demgegenüber jedoch insbesondere dort, 
wo mangels grundsätzlicher Anwendbarkeit oder typischen Nichtvorliegens der Vorausset-
zungen des § 612 BGB eine fehlende Vergütungsvereinbarung nicht überwunden werden 
kann, wie etwa bei der Vergütung der Gesellschafter-Geschäftsführer. 
b. AG-Vorstand 
Grundsätzlich gilt für die Vorstände einer Aktiengesellschaft dasselbe wie für die Geschäfts-
führung in der GmbH, hier geht sogar das Gesetz zumindest mittelbar von der Möglichkeit, 
wenn nicht sogar Üblichkeit, einer Vergütung aus, wie sich etwa in § 87 AktG zeigt. Bei der 
AG kommt eine Kompetenzkollision erschwerend hinzu. Die Realisation eines Vergütungs-
anspruchs obliegt gem. § 87 Abs. 1 AktG zwingend dem Aufsichtsrat, was dazu führt, dass 
eine Regelung in der Satzung durch die Hauptversammlung gar nicht erfolgen darf.1056 
                                                             
1052 Ausführlich A.II.3.c, S. 38 ff. 
1053 Hüttemann, DB 2009, 1205 (1209); Möller, SteuerConsultant 08/2010, 22 (24); Schütz/v. Zydo-
witz, npoR 2/2010, 37 (39). 
1054 Insbesondere BMF-Schreiben v. 22.4.2009 (IV C 4-S 2121/07/0010), juris. Zu dessen Bedeutung 
für zivilrechtliche Fragen siehe oben A.II.3.c.aa(1)(b), S. 40 ff. 
1055 So schon Hüttemann, DB 2009, 1205 (1209); sich diesem anschließend Brouwer, BB 2010, 865 
(866). Dafür sprechen neuerdings auch im Umkehrschluss die Ausführungen zu den entsprechen-
den Neuregelungen durch das ESG im AEAO (Nr. 24 zu § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO). Siehe dazu etwa 
Kirchhain, DStR 2014, 289 (295). 
1056 Siehe hierzu bereits oben C.IV.1.a.cc, S. 152 sowie speziell K.-P. Martens, in: FS Hüffer, 647–
662 (659 f.); Schwan, S. 70 jeweils mit umfangreichen Nachweisen. 
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c. Aufsichtsrat 
Etwas anders liegt die Situation für den Aufsichtsrat in der AG.1057 Hier muss im Gegenzug 
eine Unentgeltlichkeit der Aufsichtsratstätigkeit explizit in der Satzung festgesetzt werden, 
wenn die Festlegung einer Vergütung der Haupt- bzw. Gesellschafterversammlung untersagt 
werden soll. Dies ist allerdings insofern wenig effektiv, als ihr regelmäßig als Eigentümeror-
gan die Satzungsautonomie obliegt, sie sich somit selbst dieser Beschränkung umgehend wie-
der entledigen kann.1058 
Wird in § 113 Abs. 1 S. 2 AktG festgelegt, dass eine Vergütung in der Satzung festgesetzt 
werden muss, so stellt dies nur eine von zwei möglichen Alternativen – neben der auch bei 
Fehlen jedweder Regelung insofern satzungskonformen Bewilligung durch die Haupt- bzw. 
Gesellschafterversammlung – dar. Es gibt allerdings auch Stimmen, die mit Verweis auf die 
faktische Unüblichkeit der Vergütung von Aufsichtsräten in Kapitalgesellschaften des Dritten 
Sektors fordern, dass dort ein darauf lautender Anspruch in die Satzung aufgenommen wer-
den sollte, was von der Argumentation her allerdings eher in Richtung des § 612 BGB 
zielt.1059 
 
                                                             
1057 Und damit wegen § 52 Abs. 1 GmbHG auch für den fakultativen Aufsichtsrat in seiner Grundform. 
1058 Interessant in diesem Kontext ist die Frage, ob hierzu eine qualifizierte Mehrheit nach § 179 Abs. 2 
S. 1 AktG erforderlich ist, oder die bei der Herabsetzung der Vergütung einschlägige einfache 
Mehrheit des § 113 Abs. 1 S. 4 AktG entsprechende Anwendung findet. Dabei dürfte der Charak-
ter letzterer Norm als Ausnahmeregelung sowie der Schutzzweck in Richtung des Gesellschafts-
vermögens und gerade nicht der Aufsichtsräte für eine qualifizierte Mehrheit sprechen. 
1059 So etwa v. Holt/Koch, Rn. 118c. 
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A. Das Recht der steuerbegünstigten Zwecke (§§ 51 ff. AO) 
Die staatliche Unterstützung des Dritten Sektors in Deutschland erfolgt nicht nur in Gestalt 
direkter finanzieller Zuwendungen, sondern ebenso durch Steuervergünstigungen in Form 
von persönlichen oder sachlichen Steuerbefreiungen sowie ermäßigten Steuersätzen.1060 Die 
Entlastungen müssen dabei die konkreten Eigenarten der jeweiligen Steuerart berücksichti-
gen, sodass diese nicht zentral, sondern in den einschlägigen Einzelsteuergesetzen in ihren 
Rechtsfolgen ausdifferenziert werden.1061 
Die Umstände, unter denen einer Organisation ein förderungswürdiger Wert für die Allge-
meinheit zugebilligt werden kann,1062 lassen sich rechtsformneutral und losgelöst von spezi-
fischen Steuerobjekten festlegen und sind somit zentral in der Abgabenordnung als „Allge-
meiner Teil“1063 des Rechts der steuerbegünstigten Zwecke ausgestaltet. Dadurch soll insbe-
sondere eine spezialgesetzliche Verwässerung dieses Begriffs verhindert werden. Aufgrund 
der allgemeinen Gültigkeit dieses Status in allen Teilgebieten des Steuerrechts,1064 hat dieser 
                                                             
1060 Dennoch ist für beide Formen der Unterstützung je nach Weite des Begriffsverständnisses der 
Begriff der (direkten vs. indirekten) Subvention gebräuchlich: Herbert, BB 1991, 178 (178); Lang, 
DStZ 1988, 18 (21). § 12 StabG sowie der auf dessen Abs. 2 beruhende Subventionsbericht der 
Bundesregierung differenziert zwischen Finanzhilfen und Steuervergünstigungen, begreift aber 
Subventionen als deren Oberbegriff: vgl. etwa BMF, 26. Subventionsbericht, S. 111 ff. 
1061 Induktive Übersichten über die konkreten Privilegierungen bei Gersch, in: Klein-AO13, § 51 Rn. 2; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 1.25 ff.; ders., KSzW 2014, 158 (164 f.); Lang, DStZ 1988, 18 
(19 ff.). Hierzu zählen insbesondere Körperschaftsteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG), Gewerbesteuer 
(§ 3 Nr. 6 S. 1 GewStG), Erbschaft- und Schenkungsteuer (§ 13 Abs. 1 Nr. 16– 18 ErbStG), 
Grundsteuer (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 GrStG) und Umsatzsteuer (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 lit. a sowie thematisch 
relevante sachliche Steuerbefreiungen in § 4 Nr. 14 ff. UStG). Zusätzlich werden Zuwendungen 
durch andere Steuersubjekte in Gestalt von Spenden privilegiert und damit ein Anreiz geschaffen, 
von anderer als staatlicher Seite „komplementäre“ bzw. indirekte finanzielle Vorteile zu schaffen: 
Droege, S. 96 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 1.65 ff., 8.1; Koenig, in: Koenig-AO3, § 51 
Rn. 1; weitere indirekte Vorteile – auch außerhalb des Steuerrechts – bei Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 51 Rn. 15 ff. (Lfg. 243 Juli 2017); Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 2 
(Lfg. 143 Januar 2016). Zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung all dieser Unterstützungen 
siehe etwa Droege, S. 367 ff.; Isensee, in: FS Dürig, 33–65 (42 ff.); Lang, DStZ 1988, 18 (26 ff.); 
Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (21 ff.). 
1062 Siehe zu dieser Funktion etwa Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (57 f.); Koenig, in: Koenig-
AO3, § 51 Rn. 1 f.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, Vor §§ 51–68 Rn. 35 ff. (Lfg. 242 Mai 
2017); Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 4 (Lfg. 143 Januar 2016). 
1063 Hey, in: Tipke/Lang22, § 20 Rn. 1; Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 1 (Lfg. 143 Januar 2016); 
ähnlich Gersch, in: Klein-AO13, § 51 Rn. 1. Zur Rechtsformneutralität siehe Hüttemann, DStJG 
26 (2003), 49–75 (53 f.). 
1064 Teilweise rekurrieren auch andere Gesetze auf diese Einstufung: vgl. nur § 4 S. 2 GmbHG, § 153a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 StPO. Diese und weitere Beispiele bei ders., KSzW 2014, 158 (164). Für eine 
zentrale Regelung der rechtlichen Belange des Dritten Sektors de lege ferenda außerhalb des Steu-
errechts ders., in: FS Baums, 623–639 (637 ff.). 
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allerdings oft in der öffentlichen Wahrnehmung eine über diese rechtliche Einordnung hin-
ausgehende faktische Ausstrahlungswirkung, die bisweilen einem „staatliche[n] Gütesiegel“ 
gleichkommt.1065 
I. Übersicht über die Anforderungen 
Die derart funktional eingeordneten Anforderungen an die Gemeinnützigkeit finden sich – 
ihrem Charakter als zumindest im Steuerrecht allgemein wirksam entsprechend – im Dritten 
Abschnitt des Zweiten Teils der Abgabenordnung in den §§ 51 ff. Dort legt § 51 Abs. 1 pro-
grammatisch fest, dass die – einzelsteuergesetzlich ausfüllungsbedürftige – Rechtsfolge der 
Steuervergünstigung nur „Körperschaften“ im Sinne des (§ 1 Abs. 1) KStG zustehen kann, 
wobei hierzu i.V.m. § 51 Abs. 1 S. 2 nicht nur die Körperschaften im engeren – zivilrechtli-
chen – Sinne zu zählen sind, sondern selbst nichtrechtsfähige Stiftungen als steuersubjekts-
fähige Vermögensmasse.1066 
Diese Körperschaften müssen nach dem programmatischen Wortlaut des § 51 Abs. 1 AO 
steuerbegünstigte Zwecke in ausschließlicher und unmittelbarer Weise verfolgen. Diese Tat-
bestandsmerkmale werden in den folgenden §§ 52 ff. AO in ihren individuellen Anforderun-
gen näher ausgestaltet, während § 58 AO einige Ausnahmen von einzelnen Grundprinzipien 
in sich vereint. Komplettiert werden letztere durch die Selbstlosigkeit in § 55 AO, deren ge-
naue Verortung und Reichweite nicht unumstritten ist.1067 § 51 Abs. 3 AO schließt solche 
Organisationen bereits prinzipiell von den Steuervergünstigungen aus, deren Handeln und 
Wirken die Völkerverständigung oder gem. § 4 BVerfSchG den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes sowie die demokratische Grundordnung gefährdet.1068 
Die §§ 61 ff. AO beinhalten schließlich ergänzende Regelungen, etwa zu Vermögensbindung 
(§ 61) und Rücklagen (§ 62) sowie der Behandlung von wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
(§ 64) und Zweckbetrieben (§§ 65 ff.). 
                                                             
1065 So wörtlich (und zu weiteren Auswirkungen) Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 1.8; ders., KSzW 
2014, 158 (164). 
1066 BFH, Urteil v. 16.11.2011 (I R 31/10) BFH/NV 2012, 786–790; Gersch, in: Klein-AO13, § 51 
Rn. 4; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 2.49 ff.; Streck, in: Streck KStG8, § 1 Rn. 37, 41; a.A. 
(keine nichtrechtsfähigen Stiftungen) Koenig, in: Koenig-AO3, § 51 Rn. 15. Natürliche Personen 
und Personengesellschaften können damit nach geltender Rechtslage prinzipiell nur in den Genuss 
indirekter Steuervergünstigungen kommen, wie sie in Interaktion mit gemeinnützigen Körper-
schaften entstehen: Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (50 f.); ders., Gemeinnützigkeit, 
Rn. 1.41 ff., 2.83 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 51 Rn. 15; Schunk, DStR 2017, 1748 (1748); kri-
tisch zur lex lata Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 51 Rn. 27 (Lfg. 243 Juli 2017). Vgl. 
auch die Erwägungen de lege ferenda bei Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (53); ders., KSzW 
2014, 158 (158); B. D. Ullrich, S. 82 ff.; Wedemann NZG 2016, 645 (648 ff.). 
1067 Zu den Grundprinzipien des Gemeinnützigkeitsrechts siehe überblicksartig Droege, S. 112 ff.; 
Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (54 ff.); ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 4.1 f.; Schauhoff, in: 
Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 1 ff.; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 37 ff.; 
v. Wallis/Steinhardt, S. 53 ff. Hierzu wird entgegen der Gesetzessystematik als eigenständiges 
Prinzip auch das Gebot der Gegenwartsnähe gezählt: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.1 f. 
sowie genauer unten D.I, S. 300. 
1068 Zu den – hier nicht weiter beleuchteten – Einzelheiten siehe nur ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 3.13. 
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Diesen Vorgaben muss einleuchtenderweise nicht nur die (tagtägliche) tatsächliche Ge-
schäftsführung entsprechen, wie §§ 59 Hs. 2, 63 AO klarstellen, sondern nach §§ 59 f. AO 
sogar die „Satzung“ an sich. Das Vorliegen all dieser Voraussetzungen wird nicht allgemein, 
sondern rückwirkend und isoliert von Amts wegen für jeden einzelnen Veranlagungszeitraum 
inzidenter im Rahmen der jeweiligen Steuerart geprüft und ist damit Bestandteil der daraus 
folgenden Steuer- bzw. Freistellungsbescheide (§ 155 AO).1069 Allerdings lässt sich die Ge-
meinnützigkeitskonformität der Satzung neuerdings gem. § 60a AO in einem gesonderten 
Verfahren bereits im Vorhinein feststellen.1070  
II. Privilegierter Zweck (§§ 52–54 AO) 
Auch wenn die Regelungen der §§ 51 ff. AO oftmals insgesamt als „Gemeinnützigkeitsrecht“ 
bezeichnet werden, differenziert die AO die steuerbegünstigten Zwecke zwischen (in enge-
rem Sinne) gemeinnützigen (§ 52), mildtätigen (§ 53) und kirchlichen Zwecken (§ 54), wel-
che sich zwar in ihren jeweiligen Ausprägungen unterscheiden, prinzipiell jedoch in ihrer 
rechtlichen Behandlung gleichberechtigte steuerbegünstigte Zwecke sind, wie sich bereits aus 
§ 51 Abs. 1 S. 1 AO ergibt.1071 
Der Zweck ist hierbei in besonderer Qualität als Verbandszweck gemeint, er muss gerade das 
konstituierende Element der jeweiligen Körperschaft sein.1072 Dieser muss allerdings nach 
dem Wortlaut der §§ 59 ff. AO über die oberflächlich programmatische Ebene hinaus den 
wirklichen Kern der verbandsmäßigen, zielgerichteten Betätigung darstellen. Er muss sich 
folglich in finalem – also auf die Erfüllung gerichtetem – Handeln der Körperschaft ausprä-
gen, ohne dass es allerdings auf den (zwischenzeitlichen) Erfolg dieser Tätigkeit ankäme.1073 
Dabei ergibt es sich, dass die Körperschaft zwar definitorisch eines Zwecks bedarf, nicht aber, 
dass dieser zwingend ihr Alleinzweck ist. Auch wenn eine Steuerprivilegierung immer nur – 
unbeschadet der partiellen Steuerpflicht wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe – einheitlich für 
                                                             
1069 Zu diesem Verfahren siehe die Darstellungen bei Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 10 Rn. 1 ff.; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.10 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, Vor §§ 51–68 
Rn. 50 ff. (Lfg. 242 Mai 2017); Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 6 ff. (Lfg. 143 Januar 2016), 
§ 60a Rn. 2 ff. (Lfg. 144 April 2016). Vgl. auch BFH, Urteil v. 13.11.1996 (I R 152/93) BStBl II 
1998, 711–715 (714) (=BFHE 181, 396). 
1070 Siehe hierzu genauer unten bei A.VI.3, S. 205. 
1071 Es können aber in den konkreten einzelgesetzlichen Ermäßigungstatbeständen auch Differenzie-
rungen vorgenommen werden. Vgl. etwa die Notarkostenermäßigung nur für mildtätige und kirch-
liche Körperschaften in § 91 (Abs. 2) GNotKG. Zur Verfassungsmäßigkeit der (inhaltsgleichen 
Vorgänger-) Norm siehe BGH, Beschluss v. 19.6.2013 (V ZB 130/12) NJW-RR 2014, 183–185 
(184 f.). 
1072 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.2 f.; allgemein zum Verbandszweck K. Schmidt, § 4 II. 
Diese besondere Stellung drückt sich damit auch zwingend in der Satzung der Körperschaft aus. 
Vgl. genauer unten A.VI, S. 201 ff. 
1073 Dies spielt vor allem im Rahmen des Tatbestandsmerkmals der Förderung eine wichtige Rolle. 
BFH, Urteil v. 13.12.1978 (I R 39/78) BStBl II 1979, 482–488 (486) (=BFHE 127, 330); ders., 
Urteil v. 23. 7. 2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (932) (=BFHE 203, 251); Halaczinsky, 
in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 2 ff., 36 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.4; Musil, 
in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 40, 47 (Lfg. 240 November 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, 
§ 52 Rn. 8 (Lfg. 143 Januar 2016). Daher können bereits vorbereitende Handlungen eine Steuer-
begünstigung begründen. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Gegenwartsnähe unter D.I, S. 300. 
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das Steuersubjekt erfolgen kann (Ausschließlichkeit, § 56 AO1074), können dieser auch meh-
rere (steuerbegünstigte) Zwecke zugrunde liegen.1075 
1. Gemeinnützige Zwecke (§ 52 AO) 
Die Gemeinnützigkeit i.e.S. wird in § 52 Abs. 1 als Tätigkeit definiert, die „darauf gerichtet 
ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern.“ 
Die Förderung gerade der Allgemeinheit ist dabei – nicht nur in Abgrenzung zu mildtätigen 
und kirchlichen Zwecken – das prägende Charakteristikum, wie sich auch daran zeigt, dass 
diese in den Sätzen 2 und 3 des Abs. 1 näher umrissen wird.1076 Dabei geht es nicht allein um 
die Gesamtheit oder bloße Mehrheit aller Rechtssubjekte, sondern vielmehr um ein – im plu-
ralistisch demokratischen Sinne – allgemeines oder öffentliches Interesse und damit eher um 
ein normatives als ein rein faktisches, sodass eine Förderung des Gemeinwohls der passendere 
Begriff ist, weil so die dahinter stehende Wertung besser zum Ausdruck kommt.1077 Die Tä-
tigkeit des Förderns bezeichnet dabei das entsprechende zweckgerichtete Vorgehen und 
ergibt sich somit maßgeblich aus dem Kontext des jeweils zu verfolgenden Ziels.1078 
                                                             
1074 Genauer siehe sogleich unter A.III, S. 191 ff. 
1075 BFH, Urteil v. 20.12.1978 (I R 21/76) BStBl II 1979, 496–498 (497) (=BFHE 127, 360); Gersch, 
in: Klein-AO13, § 51 Rn. 3, § 59 Rn. 1; dies gilt mittlerweile selbst für nebeneinander verfolgte 
gemeinnützige und mildtätige Zwecke: Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 10; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.164; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 53 Rn. 7 
(Lfg. 236 Januar 2016). 
1076 Ähnlich Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.21. Näher zu diesen negativen Abgrenzungen ebd., 
Rn. 3.33 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 64 ff. (Lfg. 240 November 2016); 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 10 ff. (Lfg. 143 Januar 2016). 
1077 Konkreter zum ausfüllungsbedürftigen Wertebegriff der Allgemeinheit bzw. des Gemeinwohls 
siehe BFH, Urteil v. 31.1.1973 (II R 51, 58, 62/69) BStBl II 1973, 690 (691) (=BFHE 109, 383); 
„grundsätzlich nach objektiven Kriterien zu beurteilen“: Ders., Urteil v. 13.12.1978 (I R 39/78) 
BStBl II 1979, 482–488 (485 [+ ff.]) (=BFHE 127, 330); sehr umfangreich Droege, S. 15 ff., 
112 ff.; Isensee, in: HStR IV3, § 71 Rn. 1 ff.; Isensee, in: FS Dürig, 33–65 (34, 52 ff.); außerdem 
Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 29 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.21 ff.; Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 202; Lang, DStZ 
1988, 18 (22); Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (11 ff.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 3 ff. 
(Lfg. 143 Januar 2016) jeweils m.w.N. Plakativ kann dies soweit führen, dass auch die Förderung 
eines einzelnen in dieser Hinsicht bedeutenden Individuums (bspw. die Unterstützung Sacharows 
als Ausdruck der Förderung der Menschenrechte) als im allgemeinen gesellschaftlichen Interesse 
stehend angesehen werden kann: Beispiel bei Lang, DStZ 1988, 18 (23); ähnlich Seer, DStJG 26 
(2003), 11–48 (31). A.A. wohl (Allgemeinheit als „demokratische Mehrheitsvorstellung“) Musil, 
in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 61 (Lfg. 240 November 2016); schärfer noch („Allge-
meinheit als Mehrheit“) Leisner-Egensperger in Vorauflage § 55 Rn. 25, 61 ff.; ähnlich RFH, Ur-
teil v. 10.7.1934 (I A 42/34) RStBl 1935, 324–326 (324 f.); differenzierter Buchna/Leichin-
ger/Seeger/Brox, S. 59 ff. Zuzustimmen ist den Gegenstimmen allerdings darin, dass auch in der 
Anforderung „auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet“ bereits eine wertende Einschrän-
kung zu erblicken ist. 
1078 Tiefergreifende allgemeingültige Definitionsversuche der Rechtsprechung haben sich daher auch 
nicht als zielführend erwiesen. Vgl. etwa BFH, Urteil v. 13.12.1978 (I R 39/78) BStBl II 1979, 
482–488 (484) (=BFHE 127, 330); ders., Urteil v. 23.11.1988 (I R 11/88) BStBl II 1989, 391–393 
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Auch wenn diese Eingangsdefinition weiten interpretatorischen Spielraum bieten könnte, 
sind die zulässigen konkreten Zwecke in einem Zweckkatalog in Abs. 2 S. 1 – weitgehend 
unsystematisch1079 – abschließend angeführt. Hiervon kann jedoch nach S. 2 f. eine zustän-
dige Landesfinanzbehörde Ausnahmen zulassen, wenn ein Zweck der materiellen Bestim-
mung der Gemeinnützigkeit nach obiger Definition entspricht.1080 Sowohl Umfang, themati-
sche Breite als auch die im Einzelnen wenig restriktiven Formulierungen des Zweckkatalogs 
ermöglichen weitreichende Interpretationsräume, bei denen die allgemeine Definition besten-
falls hintergründig relevant ist.1081 Das führt dazu, dass der allgemeinen Definition in Abs. 1 
nicht nur in der Rechtsanwendungspraxis eher subsidiäre Bedeutung beigemessen wird.1082 
2. Mildtätige und kirchliche Zwecke (§§ 53, 54 AO) 
Mildtätige Zwecke stellen eine aus historisch gewachsenen Gründen eigenständige Form der 
steuerbegünstigten Zwecke dar, die sich durch die Förderung besonders hilfebedürftiger In-
dividuen auszeichnen.1083 Die Förderung der Allgemeinheit ist dabei – anders als in § 52 AO 
                                                             
(392) (=BFHE 155, 461); sowie Kritik bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.19 f. Allgemein 
zur Förderung siehe außerdem Gersch, in: Klein-AO13, § 52 Rn. 10; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 40 ff. (Lfg. 240 November 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 
Rn. 8 f. (Lfg. 143 Januar 2016). 
1079 Kritik an dieser losen und von der Einflussnahme durch Interessenverbände geprägten Aneinan-
derreihung jüngst bei Strachwitz, npoR 2014, 306 (307 f.); vgl. auch („ausgefranster Katalog“): 
Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (26 f.); „deklassierte Gemeinnützigkeit“: Tipke, StuW 1989, 165 
(165). 
1080 Zu dieser bislang praktisch kaum relevanten Öffnungsklausel siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.80, 3.150 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 52 Rn. 67; Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 70 ff. 
(Lfg. 143 Januar 2016). 
1081 Vgl. Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 52; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.24 f., 3.152 f.; noch weiter geht Lang, DStZ 1988, 18 (23): Abs. 2 verleite „dazu, den Grund-
gedanken der Gemeinnützigkeit zu übergehen“. So betreffen auch die meisten der Rechtsprechung 
zugrundeliegenden Streitigkeiten das Für und Wider einer Subsumtion unter einen dieser spezifi-
schen Tatbestände: BFH, Urteil v. 23.11.1988 (I R 11/88) BStBl II 1989, 391–393 (=BFHE 155, 
461); Schleswig-Holsteinisches FG, Urteil v. 22.3.1996 (I 535/92) EFG 1996, 940–943; diese und 
weitere Beispiele bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.24. 
1082 BFH, Urteil v. 29.10.1997 (I R 13/97) BStBl II 1998, 9–12 (11) (=BFHE 184, 226); so ähnlich 
auch Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.17 a.E., 3.26 f.; vgl. außerdem Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 70; Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 47 ff.; Hofmeister, DStZ 1999, 
545 (545); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 6 Rn. 51. A.A. mit Verweis auf den gesetzes-
wörtlichen Vorbehalt des § 52 Abs. 2 S. 1 AO Gersch, in: Klein-AO13, § 52 Rn. 15; Koenig, in: 
Koenig-AO3, § 52 Rn. 27; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 10, 100 f. (Lfg. 240 
November 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 17 (Lfg. 143 Januar 2016); letztlich unklar: K.-
H. Bauer, FR 1989, 61 (65 f.). Diesen Verweis beschränkt BFH, Urteil v. 29.10.1997 (I R 13/97) 
BStBl II 1998, 9–12 (11) (=BFHE 184, 226) aber – wenn auch bewusst und explizit in Teilen 
gegen den Wortlaut – aus teleologischen Überlegungen auf die Sätze 2 und 3 des Abs. 1. 
1083 Zur historischen Entwicklung siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.157 f.; Koenig, in: Ko-
enig-AO3, § 53 Rn. 1; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 53 Rn. 1 ff. (Lfg. 236 Januar 
2016); Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (27). 
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– nicht Teil des Anforderungsprofils.1084 Die genauere Bestimmung der tatbestandlichen Hil-
febedürftigkeit findet nach der Normsystematik in den Gruppen körperliche, geistige oder 
seelische (§ 53 Nr. 1) sowie wirtschaftliche (§ 53 Nr. 2) Hilfebedürftigkeit statt und ist in 
beiden Ausprägungen nahe an den Festlegungen der Sozialgesetzgebung ausgestaltet.1085 
Die Begünstigung kirchlicher Zwecke gem. § 54 AO hat zunächst durch Anknüpfung an den 
Status als Körperschaft öffentlichen Rechts einen staatskirchenrechtlichen Kontext, der zu-
gleich den Anwendungsbereich merklich eingrenzt. Diese Körperschaften sind schließlich für 
sich genommen bereits als Teil des Staates persönlich etwa gem. § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG nur 
für ihre Betriebe gewerblicher Art (§ 4 KStG)  überhaupt (unbeschränkt) steuerpflichtig.1086 
Einer Privilegierung kirchlicher Zwecke bedürfte es damit aus ihrer Perspektive ohnehin nur 
für (außerhoheitliche) wirtschaftliche Betätigungen, wobei die Einkünfteerzielung an sich 
auch in der kirchlichen Spielart – schon aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit – keinerlei 
Anlass für eine Steuerbegünstigung oder gar „allgemeine Abgabenfreiheit“ der Kirchen 
gibt.1087 Der hauptsächliche Anwendungsbereich liegt damit in Fällen, in denen derartige 
kirchliche Entitäten von selbständig zivilrechtlich ausgestalteten Körperschaften gefördert 
werden. Diese können sich sozusagen akzessorisch auf deren kirchliche Zwecke berufen.1088 
                                                             
1084 Trotzdem dient die diesem jedenfalls mittelbar innewohnende gemeinwohlfördernde Tendenz zu-
mindest in Teilen der Rechtfertigung der Steuerbegünstigung: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.159; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 53 Rn. 7 (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 53 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). Dies zeigt sich insbesondere an der wohl als tele-
ologische Reduktion zu bezeichnenden Einschränkung in AEAO Nr. 3 zu § 53 für den Fall, dass 
alle geförderten Personen untereinander ausnahmslos familiäre Nähe zu den Mitgliedern (o.ä.) der 
Körperschaft aufweisen. Kritisch dazu aber zu Recht Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 105; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.161; Kirchhain, S. 46 ff.; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützig-
keit3, § 6 Rn. 81; Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 10 f. (Lfg. 143 Januar 2016). 
1085 Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 12 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.165, 3.168; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 53 Rn. 14, 34 ff. (Lfg. 236 Januar 
2016). Vgl. auch die speziellen Zweckbetriebsregelungen in § 68 Nr. 3 AO. Zu weiteren Einzel-
heiten siehe Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 105 ff.; Halaczinsky, in: Wallenhorst/Ha-
laczinsky7, D. Rn. 6 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.157 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, 
§ 53 Rn. 7 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 53 Rn. 22 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 6 Rn. 81 ff.; Schleder, Rn. 425 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, 
§ 53 Rn. 3 ff. (Lfg. 144 April 2016); v. Wallis/Steinhardt, Rn. 42 ff. 
1086 Beispiele für Körperschaften solchen Status sehr umfangreich bei Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 54 Rn. 15 ff. (Lfg. 242 Mai 2017); außerdem Halaczinsky, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, D. Rn. 20; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.178. 
1087 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 115 f.; Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 20; 
Koenig, in: Koenig-AO3, § 54 Rn. 2; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 54 Rn. 7, 11 
(Lfg. 242 Mai 2017). 
1088 Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 21 f.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, 
§ 54 Rn. 7, 10 (Lfg. 242 Mai 2017); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 6 Rn. 87; Schleder, 
Rn. 438. Siehe zu den weiteren Einzelheiten Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 114 ff.; Ha-
laczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 20 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.177 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 54 Rn. 14 ff. (Lfg. 242 Mai 2017); Schau-
hoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 6 Rn. 87; Schleder, Rn. 438 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, § 53 
Rn. 2 ff. (Lfg. 144 April 2016); v. Wallis/Steinhardt, Rn. 48. Anhand dieses öffentlich-rechtlichen 
Status abzugrenzen ist dies folglich auch von den insofern subsidiären Fällen von Religionsge-
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3. Vereinbarkeit von Zweck und Vergütung 
Grundsätzlich ist die Vergütung von Organen sowohl mit der Verfolgung gemeinnütziger 
Zwecke i.e.S. als auch mildtätiger und kirchlicher Zwecke vereinbar.1089 Fördernde Tätigkeit 
wird grundsätzlich nach ihrem Nutzen für die Rezipienten bemessen und nicht nach der zu-
grundeliegenden Motivation des Fördernden. Das schließt nicht prinzipiell aus, für eine ent-
sprechend zeit- oder arbeitsaufwändige Tätigkeit eine – angemessene – Vergütung zu erhal-
ten, solange diese nicht (zumindest hintergründig) zum eigentlichen Zweck der Betätigung 
wird.1090 Maßgebliches Kriterium der Vereinbarkeit ist also weniger der individuelle Zweck, 
sondern vielmehr die konkrete Einhaltung der Grundprinzipien der Selbstlosigkeit, Aus-
schließlichkeit und Unmittelbarkeit1091 sowie der sonstigen Vorgaben, etwa zur gemeinnützi-
gen Mittelverwendung.1092 
Hinzu kommt, dass die Schaffung von Arbeitsplätzen nach allgemeiner Auffassung keinen 
gemeinnützigen, geschweige denn anderweitig steuerbegünstigten Zweck darstellen kann, so-
lange nicht die Beschäftigung lediglich Ausprägung der übergeordneten Verfolgung ander-
weitig privilegierter Zwecke ist – etwa gemeinnütziger (bspw. Drogenprävention, Alten- oder 
Jugendhilfe)1093 oder mildtätiger Art.1094 Dann kann bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen 
in den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben solcher Beschäftigungsgesellschaften sogar ein 
Zweckbetrieb erblickt werden.1095 
                                                             
meinschaften, die lediglich unter § 52 Abs. 2 Nr. 2 AO fallen, bzw. deren Förderung durch För-
derkörperschaften i.S.d. § 58 Nr. 1 AO. Vgl. dazu Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 115; Hüt-
temann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.177; Koenig, in: Koenig-AO3, § 54 Rn. 3; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 54 Rn. 9 f., 26 f. (Lfg. 242 Mai 2017). 
1089 Auch wenn bei letzteren statusrechtliche Besonderheiten beachtet werden müssen, die allerdings 
nicht Gegenstand der Darstellung sein sollen. 
1090 So selbst die ansonsten wohl systemwidrig enge Darlegung in AEAO Nr. 2 zu § 53. 
1091 Siehe hierzu gesondert sogleich. 
1092 Eine Ausnahme könnte lediglich in einem Teil des Anwendungsbereichs des § 52 Abs. 2 Nr. 25 
AO vorliegen. Sofern bürgerschaftliches Engagement hier mittels ehrenamtlicher Tätigkeit (im 
engeren, sprich unentgeltlichen Sinne) gefördert wird, ist die Möglichkeit der Vergütung u.U. zu-
mindest eingeschränkt. Andererseits dürfte es auch in diesem Fall angezeigt sein, zwischen der 
ehrenamtlichen Tätigkeit an sich und ihrer Administration zu differenzieren. Allerdings ist diese 
relativ junge Norm ohnehin in ihrer Funktionsweise und Reichweite umstritten: vgl. Gersch, in: 
Klein-AO13, § 52 Rn. 49; Halaczinsky, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, D. Rn. 150; Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 3.146; Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 69 (Lfg. 143 Januar 2016): „überflüs-
sige Vorschrift“; positiv („begrüßenswert“) soweit ersichtlich nur Leisner-Egensperger, in: Hüb-
schmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 42 (Lfg. 201 November 2008); differenzierter in der Folge Musil 
(Lfg. 240 November 2016) § 52 Rn. 256. 
1093 Vgl. nur § 52 Abs. 2 Nr. 3, 4, 10, 17 AO. 
1094 BFH, Urteil v. 31.1.1973 (II R 51, 58, 62/69) BStBl II 1973, 690 (691) (=BFHE 109, 383); ders., 
Urteil v. 26.4.1995 (I R 35/93) BStBl II 1995, 767–769 (768 f.) (=BFHE 177, 339); Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 3.63 f.; strenger aber noch (wohl, um rechtspolitischen Änderungsdruck 
aufzubauen) Dehesselles, DB 2005, 72 (74 f.). 
1095 Zu denken wäre insbesondere an § 68 Nr. 3 AO im Zusammenhang mit behinderten Menschen. 
Vgl. darüber hinaus zur grundsätzlichen Vereinbarkeit mit den allgemeinen Anforderungen in § 65 
AO, wenn berufsqualifizierende oder sozialpädagogische Aspekte eine Rolle spielen, das obiter 
dictum bei BFH, Urteil v. 26.4.1995 (I R 35/93) BStBl II 1995, 767–769 (769) (=BFHE 177, 339). 
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III. Ausschließlichkeit (§ 56 AO) 
1. Allgemein 
a. Bedeutung 
Die Bedeutung der Ausschließlichkeit als Grundprinzip des Gemeinnützigkeitsrechts lässt 
sich bereits daran bemessen, dass sie nicht nur in der Eingangsnorm des „Allgemeinen Teils“ 
des Rechts der steuerbegünstigten Zwecke (§ 51 Abs. 1 S. 1 AO), sondern auch in einzelnen 
Begünstigungstatbeständen noch einmal explizit hervorgehoben wird.1096 Teleologisch ergibt 
sich ihre Bedeutung nicht zuletzt daraus, dass sie eine bedeutende Rolle in der Legitimierung 
– und damit letztlich gesellschaftlichen Anerkennung – der Steuerprivilegierung spielt.1097 
b. Inhalt 
aa. Satzungsmäßige Ausschließlichkeit 
Der knappe Gesetzeswortlaut legt lediglich dar, dass eine Körperschaft hierzu „nur ihre steu-
erbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke“ verfolgen darf. Dies bedeutet in Bezug auf die 
Ausprägungsdimensionen der §§ 59 ff. AO, dass nicht nur ein satzungsmäßiger Verbands-
zweck die Qualität eines steuerbegünstigten Zwecks erreichen muss, sondern dass bei meh-
reren in der Satzung verankerten Zwecken ein jeder von ihnen diese Voraussetzungen erfüllen 
muss (satzungsmäßige Ausschließlichkeit). Eine teilweise Gemeinnützigkeit kann es nach 
dem Willen des Gesetzgebers nicht geben.1098 
bb. Ausschließlichkeit der Geschäftsführung 
Es bedeutet gleichzeitig, dass auch die tatsächliche Geschäftsführung einzig diesen in der 
Satzung festgeschriebenen Zwecken gelten bzw. dienen darf. Jede Tätigkeit (und Untätigkeit) 
                                                             
1096 Siehe nur § 5 Abs. 1 Nr. 9 S. 1 KStG, § 12 Abs. 2 Nr. 8 lit. a UStG. 
1097 Droege, S. 183 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.7; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, 
§ 56 Rn. 1 (Lfg. 242 Mai 2017); siehe dort auch zur Bedeutung dieses Prinzips für die weitere 
Konzeption und Entwicklung des Gemeinnützigkeitsrechts. 
1098 Zu diesem Aufspaltungsverbot siehe in ständiger Rspr. BFH, Urteil v. 20.12.1978 (I R 21/76) 
BStBl II 1979, 496–498 (497) (=BFHE 127, 360); ders., Urteil v. 4. 4. 2007 (I R 76/05) BStBl II 
2007, 631–634 (634); BFH, Urteil v. 23. 2. 2012 (V R 59/09) BStBl II 2012, 544 (547) 
(=BFHE 237, 255); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 186; Droege, S. 181 f.; Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 4.6 ff.; ders., DStJG 26 (2003), 49–75 (57 f.); Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 56 Rn. 4 (Lfg. 242 Mai 2017); Seer, in: Tipke/Kruse, § 56 Rn. 1, 3 
(Lfg. 144 April 2016) sowie AEAO Nr. 2 zu § 56. Nicht zu verwechseln ist dies allerdings mit der 
partiellen Steuerpflicht wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe, die insofern schlicht eine inhaltliche 
Einschränkung der ansonsten ganzheitlich festgestellten Zweckadäquanz darstellt. 
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der Körperschaft muss darauf ausgerichtet sein, dem laut Satzung verfolgten Zweck zu die-
nen.1099 Dies ist allerdings weniger restriktiv und kurzsichtig gemeint als es auf den ersten 
Anschein wirkt, da sich die Ausschließlichkeit auf den ideellen Endzweck beschränkt und 
gerade nicht die Mittel zu dessen Erreichung beschneiden soll.1100 Die Geschäftsführung darf 
– und soll – Bestrebungen umfassen, die final dazu dienen, langfristig eine bestmögliche För-
derung des gesetzten Zwecks zu bewirken, ungeachtet deren kurzfristiger (Neben-) Effekte. 
Daher steht die Ausschließlichkeit gerade nicht einer (renditeorientierten) Vermögensverwal-
tung, sonstigen Mittelbeschaffung oder dem Aufbau einer Verwaltung entgegen, da diese zu-
mindest dazu geeignet, wenn nicht notwendig sind, um eine wie auch immer geartete Förde-
rung überhaupt zu bewerkstelligen. Damit ist die langfristige und endgültige Ausrichtung der 
Tätigkeit als Mittel zum Zweck entscheidend, nicht hingegen durch eventuelle Zwischenziele 
reflexartig hervorgerufenen Effekte für gemeinnützigkeitsfremde oder sogar genuin -schäd-
liche Belange.1101 
Diese vergleichsweise extensive Interpretation der Ausschließlichkeit ist jedoch nur dann 
zweckmäßig, wenn sie sowohl in Hinsicht ihrer zeitlichen Ausdehnung als auch in ihrer Wir-
kungsferne und -mittelbarkeit sowie in Bezug auf persönliche Auswirkungen begrenzt wird, 
wozu das Gebot der Selbstlosigkeit (§ 55 AO), der Gegenwartsnähe, sowie das Unmittelbar-
keitsgebot (§ 57 AO) dienen.1102 Andererseits finden sich in § 58 AO einige Regelungen, die 
                                                             
1099 Insbesondere ist die Verfolgung weiterer – also nicht in der Satzung festgeschriebener – Zwecke, 
selbst wenn diese materiell gemeinnützig sein sollten, nicht mit der Ausschließlichkeit vereinbar. 
Vgl. AEAO Nr. 2 zu § 56 sowie Gersch, in: Klein-AO13, § 56 Rn. 1; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 56 Rn. 2, 5 (Lfg. 242 Mai 2017); Schleder, Rn. 525; Seer, in: Tipke/Kruse, 
§ 56 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). Eine institutionalisierte Ausnahme hiervon bestand in jüngerer 
Zeit für Maßnahmen der Flüchtlingshilfe: vgl. BMF-Schreiben v. 22.9.2015 (IV C 4-
S 2223/07/0015:015), BStBl I 2015, 745 sowie dazu Schunk, DStR 2017, 1748. 
1100 Ähnliche Einschätzung („auf den ersten Blick rigoros“) bei Seer, in: Tipke/Kruse, § 56 Rn. 4 
(Lfg. 144 April 2016); vgl. außerdem Koenig, in: Koenig-AO3, § 56 Rn. 2; Schauhoff, in: Hdb 
Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 1. 
1101 Siehe hierzu ausführlich BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (63 f.) 
(=BFHE 165, 484); ders., Urteil v. 21.10.1999 (I R 14/98) BStBl II 2000, 325–327 (326) 
(=BFHE 190, 372); ders., Urteil v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (932) 
(=BFHE 203, 251); ders., Urteil v. 4.4.2007 (I R 76/05) BStBl II 2007, 631–634 (634); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 184 ff.; Gersch, in: Klein-AO13, § 56 Rn. 2 f.; Hofmeister, 
DStJG 26 (2003), 159–176 (161 ff.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.10 ff.; Koenig, in: Ko-
enig-AO3, § 56 Rn. 2 f.; M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (185 ff.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 56 
Rn. 2, 4 (Lfg. 144 April 2016) sowie sehr klar auch AEAO Nr. 1 zu § 56. Sehr pointiert Hütte-
mann, DStJG 26(2003), 49–75 (58): „Ausschließlichkeit der Ziele, nicht der Mittel“. Damit wird 
die Frage, ob die Mittelbeschaffung sogar durch dem ideellen Zweck entgegenlaufende Maßnah-
men erreicht werden darf – beispielsweise der Verkauf von Gebrauchtwagen durch eine Umwelt-
organisation – (rechtlich) letztlich nur noch im Rahmen der Abgrenzung zwischen wirtschaftli-
chem Geschäftsbetrieb und Zweckbetrieb relevant: Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 
(163 ff.). Dies ist in vielerlei Hinsicht oftmals wieder eine Frage der subjektiven Einstellung der 
Organe. Es geht weniger um die objektive Eignung geschweige denn tatsächliche positive Aus-
wirkung der Geschäftstätigkeitskomponenten auf den verfolgten Zweck, als vielmehr um die Fi-
nalität, das Abzielen bzw. die Ausrichtung allen Handelns auf gerade diesen Zweck. 
1102 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.15; Droege, S. 181 nennt dies anschaulich „teleologische, 
personale und zeitliche Engführung“. Mehr dazu sogleich. 
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– teilweise in Anlehnung an bestimmte rechtsformspezifische Phänomene – einzelne Aus-
nahmen vom Ausschließlichkeitsgebot erlauben.1103 Als solche lassen sich auch die Regelun-
gen zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb sowie den Zweckbetrieben einordnen.1104 
2. Vergütung im Lichte der Ausschließlichkeit 
Auf die Organvergütung bezogen bedeutet dies, dass Organe als primäre Protagonisten der 
Geschäftsführung per Definition ihre Tätigkeit darauf ausgerichtet haben, die Zweckverfol-
gung der Körperschaft – je nachdem sogar in personam – darzustellen, oder zumindest durch 
konzertierte Einbindung weiterer Personen zu lenken. Damit dient ihr konkretes (pflichtge-
mäßes) Handeln, jedenfalls aber ihre allgemeine organisatorische Einbindung aus Sicht der 
Körperschaft, beispielhaft ausschließlich dem verfolgten Zweck. Dass sie je nach Ausgestal-
tung des Arbeitsumfangs sowie der darauf aufbauenden Entlohnung persönlich daneben den 
Zweck verfolgen ihren Lebensunterhalt zu verdienen, ist insofern ein Nebeneffekt, der die 
ausschließliche Ausrichtung auf den gemeinnützigen Zweck nicht zu beeinflussen ver-
mag.1105 Damit sind Vergütungsbeziehungen so lange mit der Ausschließlichkeit zu verein-
baren, wie sie nicht von ihrem Umfang oder dem Verhältnis zwischen Beitrag zur Zwecker-
reichung und Vergütung dazu umschlagen, Selbstzweck zu sein.1106 
                                                             
1103 Zu denken wäre hier zuvorderst an die begrenzte Versorgung der Stifterfamilie (Nr. 6) oder die 
Abhaltung geselliger Veranstaltungen (Nr. 7), aber auch die anderen Regelungen beinhalten – re-
lativ spezifische – Ausnahmen hiervon, wobei es im Speziellen schwierig sein kann (aber regel-
mäßig auch kaum notwendig), die Ausnahmen dezidiert einzelnen zugrundeliegenden Prinzipien 
zuzuordnen. Vgl. Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 187; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 4.18 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 58 Rn. 15 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 58 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). 
1104 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 186 f.; Gersch, in: Klein-AO13, § 56 Rn. 2; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 56 Rn. 13 f. (Lfg. 242 Mai 2017); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, 
§ 7 Rn. 2; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 39. 
1105 Es ist indes misslich – nicht nur wegen der irreleitenden Verknüpfung mit der Semantik des Ide-
alvereins – hierbei von der Unschädlichkeit eines „Nebenzwecks“  zu reden (so aber 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 184 ff.; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. 
Rn. 44; ähnlich, wenn auch als „untergeordneter Nebenzweck“: Lang, DStZ 1988, 18 [24]), da 
dies insoweit ungenau ist, wie der zweite Zweck dem Endzweck horizontal gleichgeordnet wird, 
und weil der Begriff in anderer Bedeutung im Kontext der mittlerweile überholten Geprägetheorie 
auftauchte, was letztlich erneut die schwierige Abgrenzung zur Selbstlosigkeit belegt (Zwischen-
zweck wäre insofern passender, wird aber verständlicherweise – weil weniger plakativ und schluss-
endlich auch nicht erhellender – soweit ersichtlich nicht verwendet). 
1106 Selbstzweckhaftigkeit als allgemeines Negativ-Kriterium der Ausschließlichkeit auch bei BFH, 
Urteil v. 4.4.2007 (I R 76/05) BStBl II 2007, 631–634 (634); siehe außerdem Gersch, in: Klein-
AO13, § 56 Rn. 3; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.12; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, 
§ 56 Rn. 4, 14 (Lfg. 242 Mai 2017); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 4; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 56 Rn. 2 (Lfg. 144 April 2016) sowie AEAO Nr. 1 zu § 56. Aus gesetzessystema-
tischen Gründen (Konzeption des § 55 AO) ist die genaue Bestimmung dieser Selbstzweckhaf-
tigkeit oftmals mit der Frage der Selbstlosigkeit oder weiteren Fragen der Mittelverwendung ver-
quickt, weswegen eine minutiöse Auseinandersetzung im Rahmen dortiger Ausführungen erfolgen 
soll: siehe unten B. (S. 217 ff.). Zur schwierigen Abgrenzung zwischen Selbstlosigkeit und Aus-
schließlichkeit siehe auch Droege, S. 183 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 56 Rn. 2; Lang, DStZ 
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IV. Unmittelbarkeit (§ 57 AO) 
1. Allgemein 
Die Unmittelbarkeit steuerbegünstigter Zweckverfolgung hat als Grundprinzip eine ver-
gleichbare Stellung und Bedeutung wie die Ausschließlichkeit.1107 Die allgemeine Definition 
der Unmittelbarkeit findet sich in § 57 Abs. 1 S. 1 AO und stellt bezüglich der steuerbegüns-
tigten satzungsmäßigen Zwecke lediglich die Anforderung, dass die Körperschaft „selbst 
diese Zwecke verwirklicht“ und ist damit ausfüllungsbedürftig. Letztlich handelt es sich bei 
der gesamten Frage der Unmittelbarkeit um eine wertende personenspezifische Zurechnung 
des (Organ-) Handelns der Körperschaft zu – ihr wertungsgemäß eigenen – konkreten Maß-
nahmen der Verfolgung des individuell steuerbegünstigten Zwecks.1108 
Dabei ergibt sich die Bewertung dieser persönlichen Nähe gerade nicht in Relation zum Ge-
meinwohl, sondern immer in Bezug auf den konkreten satzungsgemäßen Zweck.1109 Dies mag 
auf den ersten Blick keinen Unterschied machen, allerdings ist es einzelnen steuerbegünstig-
ten Zwecken eigen, dass sie eher – im untechnischen Wortsinn – mittelbare Auswirkungen 
auf das allgemeine Wohl haben, aber dennoch vom Gesetzgeber als förderungswürdig be-
trachtet werden.1110 Unmittelbarkeit als terminus technicus des Gemeinnützigkeitsrechts 
                                                             
1988, 18 (24); Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 21 (Lfg. 236 Januar 2016) bzw. 
§ 56 Rn. 11 f. (Lfg. 242 Mai 2017). 
1107 Allerdings wurde diese ursprünglich überhaupt erst aus dem Prinzip der Ausschließlichkeit abge-
leitet. Noch kein eigenständiger Grundsatz, sondern Teil der Ausschließlichkeit bei RFH, Be-
schluss v. 3.12.1920 (II B 22/20) RFHE 4, 120–121 (121); siehe auch Fricke, S. 6 ff.; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.7; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 57 Rn. 1 ff. (Lfg. 243 Juli 
2017). Allgemein zur Unmittelbarkeit siehe etwa BFH, Urteil v. 6.2.2013 (I R 59/11) BStBl II 
2013, 603–606 (=BFHE 241, 101); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 187 ff.; Droege, S. 187 ff.; 
Fricke; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.35 ff.; ders., DStJG 26 (2003), 49–75 (54 ff.); Hütte-
mann/Schauhoff, FR 2007, 1133; Schleder, Rn. 526 ff.; Schunk, npoR 2016, 53; R. Wallenhorst, 
in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 45 ff.; v. Wallis/Steinhardt, Rn. 53. 
1108 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.35; Seer, in: Tipke/Kruse, § 57 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). 
Fricke, S. 19, 64 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 57 Rn. 2; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, 
§ 57 Rn. 11 f. (Lfg. 243 Juli 2017) sprechen hierbei ausnahmslos von „Selbstverwirklichung“. 
1109 Droege, S. 190 f.; Hüttemann/Schauhoff, FR 2007, 1133 (1133); Schleder, Rn. 530 f. 
1110 Zu denken wäre etwa an die Förderung des Wohlfahrtswesens (§ 52 Abs. 2 Nr. 9 AO), die Förde-
rung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern (§ 52 Abs. 2 Nr. 18 AO), die Förderung 
des Sports durch die wohl überwiegend nicht selber Aktiven (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO), oder in 
besonderem Maße auch die Verfolgung kirchlicher Zwecke durch zivilistische Körperschaften 
(vgl. § 54 AO sowie oben A.II.2, S. 188.). Ein Beispiel für einen steuerbegünstigten Zweck, der 
aus sich heraus einen sehr direkten Bezug zu positiven Auswirkungen für das Gemeinwohl hat, ist 
die Mildtätigkeit, wenn man die Rezipienten als spürbare Partikel der Allgemeinheit betrachtet 
und nicht erst auf daraus folgende Entlastungseffekte für die Sozialsysteme abstellt. Davon abge-
sehen gibt es auch innerhalb eines Zwecks – wie schon im Zusammenhang mit dem Sport ange-
deutet – unterschiedlich direkte Förderungsansätze, bei denen sich kontextbezogen die Frage stellt, 
ob dies nach Sinn und Zweck der Privilegierung noch hinreichend zielführende Handlungen sind, 
oder diese etwa allgemein-wirtschaftlichem Handeln gleichzusetzen sind. Vgl. dazu insbesondere 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.38 ff. 
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meint somit immer auch eine Abwesenheit von Intermediären, die aus eigenständigem An-
trieb der jeweils konkret-individuellen Zweckverfolgung dergestalt nahe stehen, dass die Ver-
folgung nicht mehr der gegenständlichen Körperschaft zuzurechnen ist, es letztlich also an 
einer Rechtfertigung für steuerliche Privilegien mangelt.1111 
2. Vergütung im Lichte der Unmittelbarkeit 
„Unmittelbares“ Agieren einer juristischen Person kann es ohnehin nur durch das Handeln 
oder Unterlassen in Gestalt ihrer Organe geben. Ohne dass es hierzu weiterer Regelungen 
bedürfte, wird folglich deren Verhalten – ebenso wie solches der unter ihnen angesiedelten 
verfassungsmäßigen Vertreter – der Körperschaft auch in puncto Unmittelbarkeit bereits nach 
allgemeinen Regeln zugerechnet.1112 Ob diese dafür eine Vergütung erhalten oder nicht, ist 
weniger eine Frage der Unmittelbarkeit als vielmehr der Ausschließlichkeit und Selbstlosig-
keit.1113 Eine Vergütung ist nach den Vorgaben des § 57 AO sogar für der Körperschaft in 
keiner Weise angehörige Personen möglich, sobald diese die nicht allzu hohe Hürde der Ein-
stufung als Hilfsperson gem. § 57 Abs. 1 S. 2 AO überwinden.1114 Auch die Gründung von 
                                                             
1111 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 187 f.; Holland, DStR 2010, 2057 (2058); Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 4.36 f. Man kann insofern berechtigterweise von der „persönliche[n]“ Unmit-
telbarkeit bzw. Realisation – in Abgrenzung zur sachlichen – reden: Hüttemann/Schauhoff, FR 
2007, 1133 (1134 f.); Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 57 Rn. 11 (Lfg. 243 Juli 2017); 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 57 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). Unmittelbarkeit impliziert dabei auch in 
der Grundform kein solitäres oder isoliertes Vorgehen. Auch die konzertierte Zusammenarbeit mit 
anderen Körperschaften – ob steuerbegünstigt oder nicht – schadet nicht, solange eine eigenstän-
dige unmittelbare Förderbeziehung zu dem verfolgten Zweck bestehen bleibt und sich gerade nicht 
auf die Förderung fremder Förderung beschränkt; vgl. dazu BFH, Urteil v. 17.2.2010 (I R 2/08) 
BStBl II 2010, 1006–1009 (1008 f.) (=BFHE 228, 388); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, 
S. 190 f.; Holland, DStR 2010, 2057 (2057 f.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.41 f.; Koenig, 
in: Koenig-AO3, § 57 Rn. 2; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 57 Rn. 13 (Lfg. 243 Juli 
2017); Schunk, npoR 2016, 53 (53, 55 f.). Auf die erfolgreiche Zweckerreichung kommt es ins-
gesamt – auch in Einklang etwa mit dem Ausschließlichkeitsgebot – ebenso wenig an, auch die 
Vorbereitung (zurechenbar) eigener Handlungen ist unmittelbar im Sinne des § 57 AO. Vgl. BFH, 
Urteil v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (632) (=BFHE 203, 251); Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 4.36; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 57 Rn. 12 (Lfg. 243 Juli 2017); 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 57 Rn. 2 (Lfg. 144 April 2016). 
1112 Droege, S. 187; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.45. Sehr weit (selbst Erfüllungsgehilfen 
gem. § 278 BGB, unabhängig von § 57 Abs. 1 S. 2 AO) Koenig, in: Koenig-AO3, § 57 Rn. 2; Mu-
sil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 57 Rn. 13 (Lfg. 243 Juli 2017). 
1113 Zur Abgrenzung dieser Grundsätze zur Unmittelbarkeit siehe Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spi-
taler, § 57 Rn. 17 f. (Lfg. 243 Juli 2017). Selbst die Vergütung von Verwaltungsangestellten unter 
Organrang ist prinzipiell bloße „Hilfstätigkeit“ und damit – unschädlich mittelbare – Verfolgung 
des satzungsgemäßen Zwecks, solange sie diesem tatsächlich dient: Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 188. 
1114 Dabei können nach herrschender Meinung rein tatsächliche Beziehungen und daraus resultierende 
Einwirkungsmöglichkeiten zwischen Körperschaft und Hilfsperson für eine Zurechnung ausrei-
chen. BFH, Urteil v. 31.10.1957 (III 158/57 U) BStBl III 1958, 170–174 (174) (=BFHE 66, 438); 
Vereinsmitglieder als Hilfsperson: ders., Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 
(63 f.) (=BFHE 165, 484); Personalgestellung durch einen Gesellschafter: ders., Urteil 
v. 26.4.1995 (I R 35/93) BStBl II 1995, 767–769 (768) (=BFHE 177, 339); FG Niedersachsen, 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
196 
Tochtergesellschaften schadet der Unmittelbarkeit der Muttergesellschaft und der Vergütung 
ihrer Organe nicht, jedenfalls solange für letztgenannte noch eine gewisse Tätigkeit im ideel-
len Bereich verbleibt und keine auf reine Holdingaufgaben beschränkte juristische Person 
entsteht.1115 Hinzu kommt, dass die Organpersonen gem. § 58 Nr. 4 AO neben ihrer Haupttä-
tigkeit selbst für gewerbliche Tochtergesellschaften aktiv sein dürfen, ohne die Gemeinnüt-
zigkeit der Mutterkörperschaft zu gefährden.1116 
V. Selbstlosigkeit (§ 55 AO) 
1. Überblick 
Das Kriterium der Selbstlosigkeit findet in §§ 52 Abs. 1, 53 S. 1, 54 Abs. 1 AO Erwähnung 
und gilt damit unterschiedslos für alle steuerbegünstigten Zwecke. Seine spezielle Ausgestal-
tung findet es nach der amtlichen Überschrift in § 55 AO. Dessen Abs. 1 beinhaltet die Le-
galdefinition nach der Selbstlosigkeit vorliegt, „wenn dadurch nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke – zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke – ver-
folgt werden“.1117 Mit dieser Selbstlosigkeit „im engeren Sinne“ werden durch den folgenden 
                                                             
Urteil v. 8.4.2010 (6 K 139/09) juris; Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 191 f.; Holland, DStR 
2010, 2057 (2059); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.46 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 57 
Rn. 2; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 48 ff. A.A. (Notwendigkeit einer Weisungs-
unterworfenheit) aber die Finanzverwaltung: AEAO Nr. 2 (Sätze 2 und 4) zu § 57 sowie sich dem 
anschließend M. Orth, S&S (Rote Seiten) 5/1999, 1 (8 f.); Scher, DStR 2003, 727 (728); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 47. Kritisch wird dieser Streit insbesondere 
bei sog. Konsilleistungen im Gesundheitssektor: Haaf, DStR 2012, 159 (160 ff.). Die Abgrenzung 
zwischen Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen (§§ 278, 831 BGB) kann unter vergleichenden 
Wertungsgesichtspunkten dahingehend überzeugen, dass das Erfordernis einer Weisungsgebun-
denheit einer – hier nicht ersichtlichen – teleologischen Anknüpfung bedarf: Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 4.48; sogar weitergehend die Begriffe Hilfsperson und Erfüllungsgehilfe wertungs-
mäßig gleichsetzend Droege, S. 187; Seer, in: Tipke/Kruse, § 57 Rn. 3 (Lfg. 144 April 2016); 
ebenso wohl F. Schröder, DStR 2008, 1069 (1071). 
1115 Ähnlich problematisch liegt die Situation, wenn in umgekehrter Richtung Vergütungsempfänger 
in rechtlich selbständige Beschäftigungsgesellschaften ausgegliedert werden. Diese sind dann – 
gerade auch im Wertungsvergleich mit genuin gewerblichen Personaldienstleistern – selbst prin-
zipiell nicht mehr als unmittelbar einen steuerbegünstigten Zweck verfolgend anzusehen. Die 
Hilfspersonentätigkeit für die weiterhin privilegierte (Ursprungs-) Körperschaft steht zwar einer 
eigenständigen Steuerprivilegierung nicht entgegen, begründet sie aber jedenfalls nicht aus sich 
heraus: AEAO Nr. 2 (Satz 9) zu § 57; BFH, Urteil v. 17.2.2010 (I R 2/08) BStBl II 2010, 1006–
1009 (1008 f.) (=BFHE 228, 388); ders., Urteil v. 6.2.2013 (I R 59/11) BStBl II 2013, 603–606 
(605) (=BFHE 241, 101); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.54 ff. (zur „mangelnden Kon-
zernneutralität“ des Gemeinnützigkeitsrechts siehe vertiefend ders., FR 2016, 969 [972 f.]); siehe 
auch Hüttemann/Schauhoff, FR 2007, 1133 (1137 f.); M. Orth, S&S (Rote Seiten) 5/1999, 1 (8 f.); 
F. Schröder, DStR 2008, 1069 (1075 f.); Schunk, npoR 2016, 53 (55). 
1116 Zu Personenidentitäten in Geschäftsführungspositionen siehe Scher, DStR 2003, 727 (727), sowie 
genauer unten D.IV.4.d, S. 316 ff. 
1117 Auch der Grundsatz der Selbstlosigkeit muss sich satzungsmäßig und in der tatsächlichen Ge-
schäftsführung niederschlagen: Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 15, § 60 Rn. 1; Schön, in: FG 
Flume, 265–299 (276, 280 f.). Allgemein zum Selbstlosigkeitsgebot siehe etwa RFH, Urteil 
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Halbsatz die in den § 55 Abs. 1 Nr. 1–5 sowie Abs. 2 und 3 enthaltenen Regelungen zur ge-
meinnützigen Mittelverwendung verknüpft, sodass der § 55 AO eine Selbstlosigkeit „im wei-
teren Sinne“ beinhaltet.1118 
2. Selbstlosigkeit im engeren Sinne 
Auf den ersten Blick weisen Ausschließlichkeit und Selbstlosigkeit eine große Schnittmenge 
auf, da eigenwirtschaftliche Belange nicht Gegenstand der in den §§ 52–54 AO aufgeführten 
Zwecke sind. Zur eigenständigen Komponente wird die Selbstlosigkeit damit erst, wenn man 
sie als subjektives Element des „Tatbestands“ der Steuerbegünstigung versteht.1119 
Es sind Konstellationen denkbar, in denen eine ansonsten in jedweder Hinsicht den Anforde-
rungen an eine Steuerbegünstigung genügende Tätigkeit allein daraus motiviert ist, die Pro-
tagonisten in Lohn und Brot zu bringen und zu halten. Auch wenn im Gemeinnützigkeitsrecht 
keine individuelle Gesinnungsprüfung stattfindet, so bedarf es zur Rechtfertigung des an und 
für sich tendenziell den Gemeinnutzen beschränkenden Steuerverzichts dennoch eines gewis-
sen Gemeinsinns auf Seiten der privilegierten Körperschaft in Gestalt ihrer Organe.1120 Dies 
ist noch deutlicher der Fall, wenn die Fördertätigkeiten nur Mitgliedern der Körperschaft 
                                                             
v. 17.7.1930 (III A 6/30) RStBl 1930, 702; BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 
62–65 (64 f.) (=BFHE 165, 484); ders., Urteil v. 7.3.2007 (I R 90/04) BStBl II 2007, 628–631 
(=BFHE 217, 413); Bopp, DStZ 1999, 123; Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 117 ff.; Droege, 
S. 198 ff.; Hüttemann, in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 (201 f.); ders., Gemeinnützigkeit, 
Rn. 4.67; Leisner-Egensperger, DStZ 2008, 292; J. Martens, S. 78 ff.; Schleder, Rn. 442 ff.; 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 60 ff.; v. Wallis/Steinhardt, Rn. 49 ff.; 
Walz, JZ 2002, 268 (271 ff.). Zur geschichtlichen Entwicklung dieser Vorschrift siehe Droege, 
S. 198 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 1 ff. (Lfg. 236 Januar 2016). 
1118 Wie bereits im Rahmen der Ausschließlichkeit dargelegt, ist diese systematische Anbindung weder 
zwingend noch überhaupt isoliert möglich, was sich bereits daran zeigt, dass diese Vorgaben früher 
in § 4 Abs. 2 GemVO noch im Rahmen der Ausschließlichkeit beheimatet waren. Vgl. Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.67 f.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 25 f. (Lfg. 236 Ja-
nuar 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016); Walz, JZ 2002, 268 (273). 
Die Anforderungen der Nr. 1–5 sollen daher – auch insoweit sie die Selbstlosigkeit i.e.S. nur kon-
kretisieren – eigenständig im Rahmen der gemeinnützigen Mittelverwendung unter B., S. 217 ff. 
behandelt werden. 
1119 Droege, S. 201 f.; Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (67 f.); ders., Gemeinnützigkeit, 
Rn. 4.69 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 19 f. (Lfg. 236 Januar 2016) – anders 
noch Leisner-Egensperger, § 55 Rn. 20 (Lfg. 220 November 2012) –; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 
Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 60a; ebenso 
wohl Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 4. A.A. aber wohl Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 1. 
1120 RFH, Urteil v. 26.7.1929 (I A a 238/29) RFHE 25, 284–288 (285); BFH, Urteil v. 26.4.1989 
(I R 209/85) BStBl II 1989, 670–673 (672) (=BFHE 157, 132); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, 
S. 117 ff.; Droege, S. 198 ff.; J. Martens, S. 86; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 20 
(Lfg. 236 Januar 2016); Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (32 f.); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Ha-
laczinsky7, C. Rn. 60a. Zur Begründung der Notwendigkeit eines solchen subjektiven Elements 
siehe Droege, S. 198 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.73; Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 
(14); Walz, JZ 2002, 268 (273). A.A. noch (auch wenn unklar bleibt, warum es zwischen zwei rein 
objektiven Sphären dortiger „Indizwirkung“ bedürfen soll) Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 20 (Lfg. 220 November 2012). 
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selbst zugutekommen, unabhängig davon, ob diese Einschränkung bereits in der Satzung fest-
gelegt oder erst durch die tatsächliche Geschäftsführung offenbar wird.1121 
a. Eigenwirtschaftliche Zwecke der Mitglieder 
Auch wenn sich dies ohnehin teleologisch relativ genau bestimmen ließe, liefert das Gesetz 
weitgehend hilfreiche Ausführungen dazu, welche natürlichen und juristischen Personen als 
„Mitglieder“ der steuerbegünstigten Körperschaften (i.S.d. KStG) zu werten sind.1122 Darüber 
hinaus ist allerdings überwiegend anerkannt, dass auch (vertretungsberechtigte) Fremdorgane 
und prinzipiell sogar nahestehende Personen aus teleologischen Erwägungen ebenfalls Maß-
stab für die Eigenwirtschaftlichkeit der Zwecke sein können, da es insofern kein Unmittel-
barkeitserfordernis gibt.1123 
Nach der in § 55 Abs. 1 S. 1 AO hervorgehobenen Konkretisierung sind als eigenwirtschaft-
liche Zwecke vornehmlich „gewerbliche Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke“ anzusehen. 
Diese kennzeichnen sich durch eine Gewinnerzielungsabsicht in der erwerbswirtschaftlichen 
Sphäre der individuellen Mitglieder, wie sie etwa bei Einkünften nach § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1–
4 EStG zugrunde liegt. Es reichen in diesem Bereich allerdings wirtschaftliche Vorteile in 
jedweder Form.1124 Dabei kann die Tatsache, dass eine überwiegende Zahl der Mitglieder sich 
in der Hauptsache einer dieser Erwerbsgattungen zuordnen lässt – sie also beispielsweise 
Landwirte oder Freiberufler sind – bei einem korrespondierenden Zweck dafür sprechen, dass 
die Selbstlosigkeit und damit die Steuerbegünstigung insgesamt verneint werden muss.1125 
                                                             
1121 Rechtstechnisch würde allerdings in erstgenanntem Fall schon kein steuerbegünstigter Zweck vor-
liegen: Vgl. § 52 Abs. 1 S. 2 AO; RFH, Urteil v. 17.7.1930 (III A 6/30) RStBl 1930, 702 (702); 
BFH, Urteil v. 28.6.1989 (I R 86/85) BStBl II 1990, 550–553 (551) (=BFHE 157, 416); sehr an-
schaulich P. Fischer, FR 2004, 147 (148 f.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.72, 4.75. 
1122 Insbesondere konkretisiert Abs. 3 dies für Stiftungen und BgA. 
1123 FG Köln, Urteil v. 15.7.2004 (13 K 2530/03) EFG 2005, 222–225 (223 f.); Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 4.76; ders., Wirtschaftliche Betätigung, S. 66; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 
Rn. 11. Zur konkreten Ausfüllung der nahestehenden Person siehe insofern parallelisierbar unten 
im Rahmen der vGA B.II.3.a, S. 228 ff. 
1124 RFH, Beschluss v. 3.12.1920 (II B 22/20) RFHE 4, 120–121 (120); Droege, S. 212 f.; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.77; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 3 (Lfg. 144 April 2016). 
1125 Eine althergebrachte Meinung aus der Rechtsprechung sieht in solchen Fällen sogar eine Beweis-
lastumkehr: RFH, Urteil v. 26.7.1929 (I A a 238/29) RFHE 25, 284–288 (285); ders., Urteil 
v. 3.6.1929 (I A a 664/28) RStBl 1929, 493–494 (493 f.); BFH, Urteil v. 22.8.1952 (III 256/51 U) 
BStBl III 1952, 270–271 (271) (=BFHE 56, 705); sich dem anschließend Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 123; ähnlich auch Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 46 f. (Lfg. 236 Ja-
nuar 2016); gegen eine solche Beweislastumkehr aber zuvor Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 35 ff. (Lfg. 220 November 2012). Etwas moderater Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 4.77 mit einem Wertungsvergleich zur Vermutung in § 344 Abs. 1 HGB (als 
verstärkendes Argument auch bei RFH, Urteil v. 3.6.1929 [I A a 664/28] RStBl 1929, 493–494 
[494]). Alle diese Argumente können aber höchstens in stark abgeschwächter Form für angestellte 
(Selbst-) Organwalter gelten, da bei diesen – bei entsprechendem zeitlichen Umfang ihrer Organ-
tätigkeit – gerade keine Zweckentfremdung der gemeinnützigen Tätigkeit für die (damit regelmä-
ßig nicht nur zeitlich nachrangige anderweitige „eigentliche“) eigenwirtschaftliche Tätigkeit vor-
liegen dürfte. 
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Nach wohl überwiegender Auffassung können auch finanzielle Vorteile im rein privaten Be-
reich – den Erwägungen bezüglich der Ausweitung auf nahestehende Personen in ihrer indi-
rekten Wirkweise entsprechend – eigenwirtschaftliche Zwecke begründen, während rein im-
materielle Vorteile nach relativ eindeutiger Vorgabe des Gesetzgebers der Selbstlosigkeit 
nicht im Weg stehen können.1126 
b. Vorrangige Verfolgung („in erster Linie“) 
Es ist nachvollziehbar realitätsnah, keine monokausalen Begründungsmodelle für die Moti-
vation der Akteure in gemeinnützigen Körperschaften zugrunde zu legen und ein gewisses 
Nebeneinander von eigenwirtschaftlichen und steuerbegünstigten Zwecken zuzulassen. Dies 
hat jedoch zur Folge, dass die Abgrenzung, ab welcher Intensität individuell gebilligte Ne-
benwirkungen zu Hauptbeweggründen oder -zwecken umschlagen, entsprechend schwierig 
und einzelfallbezogen erfolgen muss.1127 Nach verbreiteter Auffassung ist das Regime der 
übrigen Anforderungen an die Gemeinnützigkeit auf objektiver Seite bereits dergestalt rest-
riktiv, dass eine relativ strenge Auslegung der Selbstlosigkeit in dieser Hinsicht nicht sach-
gerecht erscheint, da grobe Fälle ohnehin durch das Ausschließlichkeitsgebot verhindert wer-
den.1128 Letztlich ist jedweder Versuch einer vornehmlich objektiven Anknüpfung an be-
stimmte Quantitäten zum Scheitern verurteilt, weil sich hinter der Wertungsfrage letztlich 
eine situative Abwägungsentscheidung zwischen dem Gemeinnutzen auf der einen und dem 
Eigennutz der Mitglieder auf der anderen Seite verbirgt.1129 
c. Eigenwirtschaftliche Zwecke der Körperschaft 
Im Zuge der früher geltenden Geprägetheorie war überwiegend anerkannt, dass sich § 55 AO 
auch auf eigenwirtschaftliche Zwecke der Körperschaft selbst erstreckt. Die Unterhaltung ei-
nes (steuerpflichtigen) wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes, der in Hinsicht auf den gerierten 
                                                             
1126 FG Köln, Urteil v. 15.7.2004 (13 K 2530/03) EFG 2005, 222–225 (223); Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 118; Droege, S. 209 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.79 f.; Musil, in: Hüb-
schmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 47 (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (32 f.); 
Walz, JZ 2002, 268 (274). 
1127 Siehe zur Gemengelage der Motivationen Frey/Osterloh, DBW 57 (1997), 307–321 (308 ff.); 
Walz, JZ 2002, 268 (271). Seer, DStJG 26 (2003), 11–48 (33) spricht – im Kontext des § 10b EStG 
in Anlehnung an Paul Kirchhof – anschaulich von einem unschädlichen „individualnützige[n] Re-
flex“. 
1128 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.81; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 5 f.; Leisner-E-
gensperger, DStZ 2008, 292 (293); a.A. J. Martens, S. 82 f. 
1129 Droege, S. 202 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.81 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 
Rn. 6. Daher kann das Abstellen auf die Mehrheit der Mitglieder kein universelles Hilfsmittel sein. 
Anders aber RFH, Urteil v. 26.7.1929 (I A a 238/29) RFHE 25, 284–288 (285); ders., Urteil 
v. 3.6.1929 (I A a 664/28) RStBl 1929, 493–494 (493); BFH, Urteil v. 21.3.1952 (III 271/51 S) 
BStBl III 1952, 112–113 (112) (=BFHE 56, 280); FG Saarland, Urteil v. 21.8.1981 (I 74-75/78) 
EFG 1982, 214–215 (215); Scholtz, in: Koch/Scholtz5, § 55 Rn. 4; v. Wallis/Steinhardt, Rn. 50. 
Diese Abwägung birgt allerdings die Gefahr in sich, statt der der Selbstlosigkeit wesentlichen sub-
jektiven Erheblichkeit in Richtung eines objektiven Nutzens für die Allgemeinheit abzudriften, was 
dem Sinn und Zweck der Bestimmung zuwiderlaufen würde. 
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Umsatz und die zeitliche Inanspruchnahme der Mitglieder einen klaren Schwerpunkt („in 
erster Linie“) der Tätigkeit der Organisation darstellte, sollte – auch aus dem ihm inhärenten 
Gewinnstreben – als eigenwirtschaftlicher Zweck gegen die Selbstlosigkeit verstoßen.1130 
Seit der Aufgabe der Geprägetheorie durch den BFH hat sich dieses Problem weitgehend 
erledigt. Solange besagte Tätigkeit nur die gewählte Form der Mittelbeschaffung für die ei-
gentliche Zweckverfolgung darstellt und den sonstigen Vorgaben entspricht, muss dieses 
Verhalten auch als selbstlos charakterisiert werden.1131 Damit verbleibt ein Anwendungsbe-
reich für die Eigenwirtschaftlichkeit quasi nur mehr für die Mitglieder der Körperschaft.1132 
3. Vergütung im Lichte der Selbstlosigkeit (i.e.S.) 
Die Vergütung spielt im Rahmen des § 55 AO nicht nur im Zusammenhang der Mittelver-
wendung eine Rolle, sondern kann auch für die Selbstlosigkeit im engeren Sinne problema-
tisch sein. Erfolgt eine steuerbegünstigte Tätigkeit aus der Sicht der Protagonisten primär zur 
Sicherung des eigenen Lebensunterhaltes und ist der konkrete Zweck damit austauschbar und 
beliebig, kann die Körperschaft schon mangels der selbstlosen Verfolgung des satzungsmä-
ßigen Zwecks von Anbeginn an nicht als steuerbegünstigt angesehen werden. 
Auf der anderen Seite ist die Sicherung des Lebensunterhalts für jeden Einzelnen aus der 
Natur der Sache eine Angelegenheit von einer gewissen Bedeutung.1133 Dies führt dazu, dass 
sie zumindest für hauptamtliche Organwalter1134 regelmäßig jedenfalls gleichbedeutend mit 
der gemeinnützigen Zweckverfolgung sein dürfte, ohne dass dies nach der Zielrichtung der 
Norm ein wesentliches Hindernis darstellte, solange nicht aus anderen Gründen – etwa der 
                                                             
1130 BFH, Urteil v. 26.4.1989 (I R 209/85) BStBl II 1989, 670–673 (672) (=BFHE 157, 132); ders., 
Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); sowie überblicks-
artig Bopp, DStZ 1999, 123 (123 f.); Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 76 ff.; ders., Ge-
meinnützigkeit, Rn. 4.90 ff.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 91 ff. (Lfg. 236 Ja-
nuar 2016). 
1131 So nunmehr BFH, Urteil v. 4.4.2007 (I R 76/05) BStBl II 2007, 631–634 (634). In der Folge auch 
AEAO Nr. 3 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1. Vgl. außerdem Droege, S. 207 ff.; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 
Rn. 2; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.100 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 9; Musil, in: 
Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 25 f. (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 
Rn. 5 f. (Lfg. 144 April 2016); S. Unger, DStZ 2010, 141 (142 f.); ebenso wohl schon Bopp, DStZ 
1999, 123 (124 f.). A.A. noch (wenig überzeugend) Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 25 ff., 50 f., 57, 59 (Lfg. 220 November 2012). 
1132 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.99; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 5 f. (Lfg. 144 April 
2016); ebenso wohl Droege, S. 208 f.; S. Unger, DStZ 2010, 141 (142 f.); sowie schon M. Orth, 
DStJG 26 (2003), 177–228 (192 f.). A.A. aber insofern AEAO Nr. 1 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie 
BFH, Urteil v. 4.4.2007 (I R 76/05) BStBl II 2007, 631–634 (634); Bopp, DStZ 1999, 123 (126); 
Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 2; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 9; J. Martens, S. 82 ff. 
1133 Dieser Aspekt ist im Übrigen auch der Grund dafür, dass eine Steuerprivilegierung aus Gründen 
der Gemeinnützigkeit aus grundsätzlichen Erwägungen allein Körperschaften gewährt wird: Hüt-
temann, DStJG 26 (2003), 49–75 (50 f.). 
1134 Zur Konturlosigkeit des Begriffs der Hauptamtlichkeit im Kontext des Dritten Sektors siehe 
Boubaris, S. 7 f. 
A. Das Recht der steuerbegünstigten Zwecke (§§ 51 ff. AO) 
201 
Tatsache, dass die Beschäftigten der Körperschaft zugleich einen Großteil der Mitglieder dar-
stellen – die Selbstlosigkeit insgesamt in Frage steht.1135 Dies ergibt sich auch daraus, dass 
die vergütete Person regelmäßig ohnehin Einschnitte in der Vergütungshöhe in Kauf nehmen 
muss, wofür eine ideelle Motivation typischerweise nicht fernliegend ist.1136 
Diese inneren Vorgänge, Prioritäten oder undokumentiert mündlichen Absprachen zwischen 
den Organpersonen (in spe) müssen praktischerweise an äußerlich wahrnehmbaren Faktoren 
festgemacht werden und dürften damit nicht selten schwer zu belegen sein. Es lassen sich 
aber auch Fälle denken, in denen etwa durch die bloße Masse an angeblich verfolgten Zwe-
cken eine fehlende Ernsthaftigkeit festzumachen ist, oder spätestens auf der Ebene der Mit-
telverwendung das Ausmaß der Verwaltungskosten einen Schluss darauf zulässt, dass die 
Administration einen selbstzweckhaften und damit eigennützigen Schwerpunkt hat. 
VI. Satzungsmäßige Gemeinnützigkeit (§§ 59 ff. AO) 
1. Allgemeine Anforderungen an die Satzung 
Die dargestellten Anforderungen an gemeinnützige Organisationen und ihre Tätigkeit müssen 
nicht lediglich irgendwie Einzug in die Satzung der jeweiligen Körperschaft erhalten, sondern 
diese muss ihnen in vollem Umfang entsprechen. Damit wird durch § 59 AO nicht nur die 
Konformität der Satzung mit den gesetzlichen Vorgaben sichergestellt, indem sie zu einer 
formellen Voraussetzung jedweder Steuervergünstigung an sich gemacht wird, sondern 
gleichsam in Verbindung mit § 60 f. AO auch ein Mindestinhalt vorgegeben. 
a. Satzungserfordernis 
Aus der Eigenart als Körperschaft folgt regelmäßig für jedes potentiell gemeinnützige Steu-
ersubjekt, dass es bereits zu seiner rechtlichen Entstehung einer Satzung bedarf, an der sich 
auch die Gemeinnützigkeit messen lassen muss. Das Gesetz definiert die Satzung i.w.S. als 
Satzung, Stiftungsgeschäft oder sonstige Verfassung der Körperschaft (§ 59 AO). Sollte ein 
                                                             
1135 Droege, S. 202; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.82; J. Martens, S. 87 f. 
1136 Zur vertrauensbildenden Wirkung dieses Verzichts auf Außenstehende siehe Walz, JZ 2002, 268 
(274). Allerdings ist nicht mehr gefordert, dass die Vergütung im Rahmen einer früher vertretenen 
„Opferbereitschaft“ bzw. „-willigkeit“ – vgl. BFH, Urteil v. 21.3.1952 (III 271/51 S) BStBl III 
1952, 112–113 (112) (=BFHE 56, 280); ders., Urteil v. 13.12.1978 (I R 39/78) BStBl II 1979, 
482–488 (487) (=BFHE 127, 330); ders., Urteil v. 26.4.1989 (I R 209/85) BStBl II 1989, 670–673 
(672) (=BFHE 157, 132); Thiel, DB 1992, 1900 (1900) – unterhalb der Angemessenheit angesie-
delt sein muss, um eigenwirtschaftliche Zwecke auszuschließen. Dieses systemfremd moralinsaure 
und die Regelungen des § 55 AO überlagernde Kriterium ist nach überwiegender Auffassung ent-
behrlich oder auf einen Gemeinsinn abgeschwächt: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.105 f.; 
Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 4; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 19 f. 
(Lfg. 236 Januar 2016); tendenziell anders aber wohl („opferwilliges Handeln“) Buchna/Leichin-
ger/Seeger/Brox, S. 118 f.; Scholtz, in: Koch/Scholtz5, § 55 Rn. 4. Zur Frage der Auswirkung die-
ser etwaigen Erwartungen auf die Angemessenheit der Vergütung siehe auch C.III.2.b, S. 255 ff. 
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Körperschaftsteuersubjekt (i.S.d. KStG) an sich keine Satzung aufweisen, etwa weil es zivil-
rechtlich unselbständig ist, so ist die Schaffung einer solchen folglich aufgrund der §§ 59 f. 
AO notwendige Voraussetzung für die Erlangung eines Status als gemeinnützig.1137 
b. Ausgestaltung und Mindestinhalt 
Nicht wenige Anforderungen an die Körperschaft sind solcher Gestalt, dass es einer aktiven 
individuellen Regelung oder zumindest Erwähnung in der Satzung bedarf, um ihnen zu ent-
sprechen. Dies kann etwa daher rühren, dass ein Zweck seiner Natur nach zwingend genauer 
bestimmt werden muss, oder dass Anforderungen der Gemeinnützigkeit dem allgemein-ge-
setzlichen Regelfall der jeweiligen Körperschaft diametral entgegenstehen – zu denken wäre 
etwa an die Ansprüche auf Gewinnausschüttung der Kapitalgesellschafter. 
aa. Notwendiger Mindestinhalt nach §§ 59, 60 AO 
Der originäre und vornehmlich identitätsstiftende Bestandteil der Satzung ist bereits nach 
dem Wortlaut der §§ 59 f. AO eine Darstellung der zu verfolgenden Zwecke, deren Überein-
stimmung mit §§ 52–54 AO sowie die gemeinnützigkeitsadäquate geplante Art und Weise 
der Verwirklichung derselben, insbesondere also die Entsprechung der §§ 55–57 AO.1138 Die 
verfolgten Zwecke müssen abschließend in der Satzung geregelt werden und nach ihrer An-
zahl und inhaltlichen Korrelation erkennen lassen, dass sie nicht nur potentiell in ferner Zu-
kunft verfolgt werden sollen.1139 In Bezug auf die Art und Weise der Zweckverfolgung muss 
sich aus der Satzung eindeutig ergeben, dass diese selbstlos, ausschließlich und unmittelbar 
i.S.d. §§ 55 ff. AO erfolgen soll. 
Aufgrund des Wortlauts des § 60 Abs. 1 S. 1 AO ergibt sich für diese gemeinnützigkeits-
rechtlichen Kernbestandteile der Satzung ein verschärftes Bestimmtheitserfordernis.1140 Dies 
wirkt sich insbesondere auf die Notwendigkeit einer hinreichend konkreten und lebensnahen 
Darstellung der angestrebten Arten der Zweckverwirklichung aus, die anders als der Zweck 
                                                             
1137 Zu denken wäre etwa an nichtrechtsfähige Vereine und Stiftungen sowie BgA: vgl. BFH, Urteil 
v. 31.10.1984 (I R 21/81) BStBl II 1985, 162–164 (163 f.) (=BFHE 142, 386); Gersch, in: Klein-
AO13, § 59 Rn. 1; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.127; Koenig, in: Koenig-AO3, § 59 
Rn. 1 f.; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 59 Rn. 5 f. (Lfg. 235 Oktober 
2015); Seer, in: Tipke/Kruse, § 59 Rn. 4 (Lfg. 144 April 2016). 
1138 Übersichten zum Mindestinhalt finden sich etwa bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.129 ff.; 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 59 Rn. 4 f. (Lfg. 144 April 2016); speziell zur Stiftung Fischer/Ihle, DStR 
2008, 1692 (1696 ff.). 
1139 Gewisse Spielräume bestehen aber: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.130, 4.135; vgl. auch 
D.I, S. 300 ff. 
1140 BFH, Urteil v. 13.12.1978 (I R 39/78) BStBl II 1979, 482–488 (483 f.) (=BFHE 127, 330); ders., 
Urteil v. 23.11.1988 (I R 11/88) BStBl II 1989, 391–393 (392) (=BFHE 155, 461); Gersch, in: 
Klein-AO13, § 60 Rn. 1; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.134 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, 
§ 59 Rn. 4; Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). 
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an sich nicht abschließend dargestellt werden müssen, sondern auch eine entwicklungsoffene 
Typisierbarkeit transportieren können.1141 
bb. Satzungsmäßige Vermögensbindung (§ 61 AO) 
Die satzungsmäßige Vermögensbindung konkretisiert die ohnehin aus § 59 i.V.m. § 55 
Abs. 1 Nr. 4 AO bestehende (tatsächliche) Verpflichtung, dass die gemeinnützige Verwen-
dung des Körperschaftsvermögens auch über die Existenz ebendieser hinaus gesichert sein 
muss, dass also die Satzung von Beginn an Regelungen darüber enthalten muss, welchen – 
ebenfalls gemeinnützigen – Zwecken oder konkreten Steuersubjekten die entsprechenden 
Werte im Zuge der wie auch immer gearteten Beendigung der gemeinnützigen Körperschaft 
zukommen sollen.1142 
cc. Bedeutung der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) 
Nach § 60 Abs. 1 S. 2 AO sind konkrete zwingende Mindestbestandteile der jeweiligen Sat-
zung – in Teilen rechtsformspezifisch modifiziert – in einer Mustersatzung in Anlage 1 zu 
§ 60 AO festgelegt.1143 Dies dient der Verwaltungsvereinfachung, da entsprechend übernom-
                                                             
1141 BFH, Urteil v. 29.8.1984 (I R 203/81) BStBl II 1984, 844 (846) (=BFHE 142, 51); ders., Urteil 
v. 6.10.2009 (I R 55/08) BStBl II 2010, 335 (336) (=BFHE 226, 525); Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 232; Fischer/Ihle, DStR 2008, 1692 (1697); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 4.136; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60 Rn. 1 f., 6; Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 60 Rn. 5 f. (Lfg. 235 Oktober 2015); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 6 
(Lfg. 144 April 2016). Vgl. auch § 1 Abs. 3 der Mustersatzung (s.u.): „Der Satzungszweck wird 
verwirklicht insbesondere durch...“. 
1142 Genauer hierzu siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.137 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 61 
Rn. 2 ff.; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 61 Rn. 2 ff. (Lfg. 235 Oktober 
2015); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 1 ff. (Lfg. 144 April 2016). Zur praktisch immensen Be-
deutung dieser Voraussetzung siehe nur BFH, Urteil v. 20.12.2006 (I R 94/02) BStBl II 2010, 331 
(=BFHE 216, 269); ders., Urteil v. 17.9.2013 (I R 16/12) BStBl II 2014, 440 (=BFHE 243, 319); 
FG Münster, Urteil v. 8.3.2012 (2 K 2608/09 E) EFG 2012, 1539–1543 – Persche (II) –. Beendi-
gung sind nach dem Gesetzeswortlaut (Abs. 1) in diesem Zusammenhang Auflösung, Aufhebung 
oder Wegfall des bisherigen Zwecks. Zu spezifischen Ausnahmen bei Stiftungen siehe Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.142. Der eigentliche Regelungsgehalt ist wohl die extensive Rechtsfolge 
in Abs. 3, die über § 63 Abs. 2 AO auch auf die tatsächliche Geschäftsführung Anwendung findet. 
Allerdings hat diese Ausweitung im Rahmen eines Veranlagungszeitraums in Anbetracht der Tat-
sache, dass prinzipiell jedweder Verstoß gegen die strengen Anforderungen zu einer vollumfäng-
lichen Versagung der Steuerprivilegierung führt, kaum eine Bedeutung. Anders sieht dies jedoch 
– je nach Finanzierungsstruktur der Körperschaft – in Bezug auf die dann drohende bis zu zehn-
jährige Nachversteuerung nach § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO aus: Gersch, in: Klein-AO13, § 61 
Rn. 3; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.146 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 61 Rn. 7 ff.; Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 4 f. (Lfg. 144 April 2016). 
1143 Genauer zur Mustersatzung Gersch, in: Klein-AO13, § 60 Rn. 2; Köster, DStZ 2010, 166; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 60 Rn. 3 ff. (Lfg. 144 April 2016); B. Ullrich, DStR 2009, 2471; zur historischen 
Entwicklung dieser „Beförderung“ einer Regelung aus dem AEAO siehe Hüttemann, Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 4.125. 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
204 
mene Formulierungen keiner eingehenden Prüfung bedürfen, was unter anderem dadurch not-
wendig wurde, dass positiv geprüfte Satzungen seit 2004 Vertrauensschutz genießen.1144 Al-
lerdings gilt diese strenge Vorgabe gem. Art. 97 § 1f Abs. 2 EGAO nur für Neugründungen 
oder -gestaltungen oder Satzungsänderungen, die seit dem 1.1.2009 erfolgt sind.1145 Hinzu 
kommt, dass nach allgemeiner Auffassung trotz Implementierung in das Gesetz nicht der 
exakte Wortlaut aus der Mustersatzung übernommen werden muss, aber zumindest die sich 
ohnehin aus dem Gesetz ergebenden Schlüsselworte wie „ausschließlich“, „selbstlos“ und 
„unmittelbar“.1146 
Für die Organvergütung ergeben sich hier durchaus einschlägige Vorgaben, insbesondere 
§§ 3–5 (zzgl. rechtsformspezifischer Modifikationen und Ergänzungen unter „Weitere Hin-
weise“), die insofern aber hauptsächlich die Anforderungen aus § 55 Abs. 1 (Nr. 1 und 3) 
sowie § 61 AO wiedergeben, bzw. lediglich in die satzungsgemäßere konkrete (Ist-) Form 
übersetzen.1147 
dd. Zeitliche Vorgaben 
In zeitlicher Hinsicht müssen diese Voraussetzungen für jeden in concreto betrachteten steu-
erlich relevanten Veranlagungs- oder Bemessungszeitraum oder sonstigen Entstehungszeit-
punkt ausnahmslos erfüllt sein (§ 60 Abs. 2 AO).1148 Das bedeutet gleichzeitig, dass Nach-
besserungen der Satzung, durch die das Entsprechen der steuerlichen Vorgaben überhaupt 
                                                             
1144 Vgl. BMF-Schreiben v. 17.11.2004 (IV C 4-S 0171-120/04), BStBl I 2004, 1059. Heute üben diese 
Funktion vornehmlich die Bescheide nach § 60a AO aus; vgl Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 3, 
9. Zum subsidiären bzw. gebliebenen begrenzten Anwendungsbereich des Vertrauensschutzes 
siehe AEAO Nr. 4 zu § 59 sowie Gersch, in: Klein-AO13, § 59 Rn. 4; Hüttemann, Gemeinnützig-
keit, Rn. 4.144. 
1145 Siehe hierzu auch Gersch, in: Klein-AO13, § 60 Rn. 3; Schauhoff/Kirchhain, FR 2013, 301 (305); 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 3 (Lfg. 144 April 2016). 
1146 Im Einzelnen umstr. (insbesondere erscheint es sachgerecht, an die Satzungen ausländischer NPO 
weniger strenge Anforderungen in Bezug auf den Wortlaut zu stellen): vgl. einerseits BFH, Urteil 
v. 20.12.2006 (I R 94/02) BStBl II 2010, 331 (333) (=BFHE 216, 269); andererseits ders., Urteil 
v. 23.7.2009 (V R 20/08) BStBl II 2010, 719 (720) (=BFHE 226, 445); insgesamt großzügig B. 
Ullrich, DStR 2009, 2471 (2471 ff., 2473); „wichtige Schlüsselbegriffe – ausschließlich, selbstlos, 
unmittelbar – müssen in der Satzung auftauchen“: Gersch, in: Klein-AO13, § 60 Rn. 2; Leisner-
Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60 Rn. 8 (Lfg. 235 Oktober 2015); ähnlich Köster, 
DStZ 2010, 166 (169); (für Spendenempfängereinrichtungen aus dem EU/EWR-Ausland) Hütte-
mann/Helios, DB 2009, 701 (705); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.129; ebenso Schau-
hoff/Kirchhain, FR 2013, 301 (305); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 4 (Lfg. 144 April 2016); un-
klar Koenig, in: Koenig-AO3, § 59 Rn. 4, § 60 Rn. 7; enger („möglichst wortgetreu“): Buchna/See-
ger/Brox, S. 258; weniger streng aber nunmehr Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 231 f. Auch 
der Umkehrschluss aus AEAO Nr. 2 zu § 60 AO wäre die prinzipiell wörtliche Übernahme. Zu 
„selbstlos“ beachte aber AEAO Nr. 4 zu § 60. 
1147 So wird die Mustersatzung auch generell von Teilen des Schrifttums als bestenfalls überflüssig 
bezeichnet. Vgl. B. Ullrich, DStR 2009, 2471 (2473): „ihr kommt kaum Mehrwert zu“. 
1148 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.124; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60 Rn. 8 f.; Leisner-E-
gensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60 Rn. 18 f. (Lfg. 235 Oktober 2015); Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 60 Rn. 7 (Lfg. 144 April 2016). Konkret zu den einzelnen Steuerarten siehe AEAO 
Nr. 7 zu § 60 AO. 
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erst geschaffen wird, bei einer Veranlagung nach Zeiträumen erst für den nachfolgenden Ver-
anlagungszeitraum relevant werden können.1149 
2. Sinn und Zweck dieser Anforderungen 
Die Pflicht, dass auch die Satzung der juristischen Person den Vorgaben der §§ 51 ff. AO 
vollumfänglich entsprechen muss, wodurch diese erheblichen Einfluss auf die konkrete Aus-
gestaltung nehmen, wirkt aus zivilrechtlicher Perspektive zunächst merkwürdig.1150 Sie wird 
jedoch plausibel, wenn man die Satzung als Blaupause für die Alltagstätigkeiten der Körper-
schaft begreift. Es lässt sich aus der Satzung – durch ihre zivilrechtliche Wirkung auf die 
Ausgestaltung der juristischen Person sowie durch die organisationsrechtliche Bindung der 
Organe zu gemeinnützigkeitskonformer Geschäftsführung – bereits eine gewisse (verfahrens-
ökonomische) Prognose einer gesamtheitlich gemeinnützigen Kriterien gerecht werdenden 
Betätigung ableiten. Diese rechtfertigt es, der NPO – trotz der im Endeffekt nur retrospektiv 
möglichen Anerkennung der Gemeinnützigkeit1151 – schon im laufenden Veranlagungszeit-
raum gewisse Vorteile zuzubilligen.1152 Das wichtigste Beispiel hierfür ist die Erlaubnis, Mit-
gliedsbeiträge oder Spenden gegen Ausstellung einer Zuwendungsbestätigung zu empfangen, 
um den Entrichtenden ein gewissen Maß an Rechtssicherheit bieten zu können.1153 
3. Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO 
Dies findet seine Ausformung neuerdings darin, dass die Satzung bereits vor der Aufnahme 
der (nicht nur vorbereitenden) faktischen Geschäftsführung als Ausgangspunkt für den Erlass 
eines Grundlagenbescheids (i.S.d. §§ 179 ff. AO) dienen kann, welcher die satzungsmäßige 
Gemeinnützigkeit bindend feststellt. Die Rechtsgrundlage und das zugehörige Verfahren fin-
den sich in § 60a AO geregelt.1154 Danach erfolgt die Feststellung gem. § 60a Abs. 2 AO von 
                                                             
1149 Vgl. auch AEAO Nr. 8 zu § 60. Zur hiermit verbundenen Frage der zeitlichen Wirkung der zivil-
rechtlich Wirksamkeit durch Registereintragung nur Koenig, in: Koenig-AO3, § 60 Rn. 9; Leisner-
Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60 Rn. 19 (Lfg. 235 Oktober 2015) m.w.N. 
1150 Zu den Auswirkungen auf die (zivilrechtlichen) Satzungsbestimmungen gemeinnütziger Stiftun-
gen siehe nur Fischer/Ihle, DStR 2008, 1692 (1692 ff.). 
1151 Siehe hierzu bereits oben A.I, S. 185. 
1152 Diese und weitere – in Teilen rechtspolitische – Erwägungen bei Droege, S. 176 f.; Hüttemann, 
DStJG 26 (2003), 49–75 (51 f.); ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 4.123 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, § 59 
Rn. 1 (Lfg. 144 April 2016). 
1153 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 418, 455 ff.; Droege, S. 104 f.; Leisner-Egensperger, in: Hüb-
schmann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 25 ff. (Lfg. 235 Oktober 2015); Schleder, Rn. 1460; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 60a Rn. 4 (Lfg. 144 April 2016). Zu denken ist insbesondere an § 10b Abs. 4 S. 1 
EStG und § 9 Abs. 3 KStG. 
1154 Siehe hierzu Gersch, in: Klein-AO13, § 60a Rn. 1 ff.; Hüttemann, DB 2013, 774 (775 f.); ders., 
Gemeinnützigkeit, Rn. 7.6 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 2 ff.; Leisner-Egensperger, in: 
Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 7 ff. (Lfg. 235 Oktober 2015); Schauhoff/Kirchhain, FR 
2013, 301 (304 ff.); Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 6 ff. (Lfg. 143 Januar 2016) bzw. § 60a 
Rn. 3 ff. (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 181 ff. 
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Amts wegen erst im Rahmen der Veranlagung zur Körperschaftsteuer, kann jedoch ohne wei-
tere Voraussetzungen zuvor von der Körperschaft beantragt werden.1155 Die nachfolgende 
Satzungsgemäßheit der tatsächlichen Geschäftsführung (§ 63 AO) ist dabei nicht Gegenstand 
der Entscheidung, kann folglich ihrer Natur nach auch bei absehbarem Widersprechen keine 
entscheidungserhebliche Vorbelastung bewirken.1156 
Als Dauerverwaltungsakt wirkt der Bescheid überperiodisch, bis er nach § 60a Abs. 3–5 AO 
von Rechts wegen seine Bindungswirkung verliert, oder von der zuständigen Behörde geän-
dert oder aufgehoben wird.1157 Die daraus erwachsende Feststellungswirkung besteht nicht 
nur zugunsten der direkten Privilegien der Körperschaft selbst, sondern auch zugunsten der 
Veranlagung ihrer Förderer. Allerdings bringt sie aufgrund ihrer Beschränkung auf die for-
melle satzungsmäßige Gemeinnützigkeit keinen letztendlich belastbaren Vertrauensschutz, 
da eine fehlerhafte tatsächliche Geschäftsführung den Spendenabzug noch vereiteln kann.1158 
Dennoch kann es – auch eingedenk der bereits mehrfach dargestellten Nachteile – unter die-
sem Aspekt durchaus von Vorteil sein, gewisse Festlegungen zur konkreten Vergütung von 
Organwaltern in die Satzung aufzunehmen und somit verbindlich absegnen zu lassen.1159 
                                                             
1155 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.6 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 4; Schauhoff/Kirch-
hain, FR 2013, 301 (306); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60a Rn. 5 ff. (Lfg. 144 April 2016). 
1156 Anders aber der sog. „Missbrauchsvorbehalt“ der Finanzverwaltung, vgl. AEAO Nr. 2 zu § 60a 
Abs. 1 AO. Ähnlich Gersch, in: Klein-AO13, § 60a Rn. 2; Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 10 ff. (Lfg. 235 Oktober 2015); kritisch Hüttemann, Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 7.6 ff. Vgl. auch den alternativen und vorzugswürdigen Lösungsansatz in AEAO Nr. 4 
zu § 63 AO. 
1157 Vgl. zu Einzelheiten Gersch, in: Klein-AO13, § 60a Rn. 11 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 7.7 ff.; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 32 ff. (Lfg. 235 Okto-
ber 2015); Schauhoff/Kirchhain, FR 2013, 301 (306); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60a Rn. 3, 8 ff. 
(Lfg. 144 April 2016). Beachte auch AEAO Nr. 3 zu § 59. 
1158 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.145, 8.20 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 3; Schau-
hoff/Kirchhain, FR 2013, 301 (305); Seer, in: Tipke/Kruse, § 60a Rn. 2 ff. (Lfg. 144 April 2016). 
Aus dem Telos des ESG für eine Ausweitung des Schutzniveaus jedenfalls Außenstehender plä-
dierend Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 27 f. (Lfg. 235 Oktober 
2015). Ergänzend tritt ohnehin der Vertrauensschutz nach § 10b Abs. 4 S. 1 EStG hinzu, wenn 
eine Zuwendungsbestätigung erteilt wurde. Außerdem ist die Feststellung nach § 60a AO regel-
mäßig ein brauchbares Indiz für eine entsprechende Geschäftsführung, wenn der Nachweis deren 
Fehlerhaftigkeit nicht gelingt; vgl. Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 3. Die Beweislast liegt aber 
grundsätzlich bei der die Steuerprivilegierung erstrebenden Körperschaft: BFH, Urteil 
v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (931 f.) (=BFHE 203, 251). Dieses „Wegberei-
ten“ der materiellen Gemeinnützigkeit ist zumindest ein wichtiger Teilaspekt des Telos der sat-
zungsmäßigen Gemeinnützigkeit an sich: Seer, in: Tipke/Kruse, § 59 Rn. 3 (Lfg. 144 April 2016). 
1159 Ähnlich Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.145. Hierfür kämen insbesondere dynamische Ver-
weise in entsprechende Vergütungsordnungen in Frage. Zu deren Rolle i.R.d. Angemessenheits-
prüfung siehe unten C.III.2.b, S. 255 ff. 
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4. Rechtsfolgen bei Verstößen gegen die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit 
Stellt sich im Rahmen der Prüfung der Satzung heraus, dass diese in auch nur irgendeinem 
Punkt von den dargestellten Voraussetzungen abweicht, so ist die Gemeinnützigkeit insge-
samt zu verneinen und für den relevanten Betrachtungszeitraum oder -punkt1160 grundsätzlich 
jedweder steuerlicher Vorteil zu versagen.1161 Diese in formeller Hinsicht festgestellte Un-
vereinbarkeit mit den Anforderungen des Gemeinnützigkeitsrechts wirkt absolut und erfolgt 
auf einer Vorstufe gänzlich ungeachtet der tatsächlichen Geschäftsführung nach § 63 AO. In 
der Finanzverwaltungspraxis sind allerdings – unter nachvollziehbarer (zumindest impliziter) 
Anknüpfung an den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz oder konkrete Billigkeitsgründe gem. 
§§ 163, 227 AO – bei kleineren Verstößen weniger gravierende Sanktionen zu beobach-
ten.1162 Drastischer können die Rechtsfolgen ausfallen, wenn nach jahrelanger gemeinnützi-
ger Tätigkeit durch eine Satzungsänderung die satzungsmäßige Vermögensbindung wegfällt. 
Dann ist aufgrund der Rückwirkungsfiktion des § 61 Abs. 3 AO gem. § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 
AO eine bis zu zehnjährige Nachversteuerung möglich.1163 
5. Folgerungen für die Organvergütung 
Ungeachtet der im ersten Teil dargestellten zivilrechtlichen Vorgaben und Anforderungen an 
die Satzung gilt nach vereinzelter Auffassung für den Blickwinkel der AO, dass die Eröffnung 
einer über bloßen Aufwendungsersatz hinausgehenden Vergütung ungeachtet der jeweiligen 
Rechtsform stets explizit in der Satzung verankert werden muss.1164 Aufgrund der eindeutigen 
zivilrechtlichen Situation ist die Frage der (insofern ohnehin redundanten) Notwendigkeit ei-
ner Satzungsregelung für Vereine und Stiftungen zusätzlich auch aus steuerrechtlicher Warte 
letztlich unerheblich. Für Kapitalgesellschaften würde sich diese Pflicht hingegen (in Abwei-
chung von den gesellschaftsrechtlichen Vorgaben) erstmalig aus den Anforderungen der sat-
zungsmäßigen Gemeinnützigkeit ergeben. Allerdings muss die Satzung bereits aufgrund der 
                                                             
1160 Hierfür kommt es wieder maßgeblich auf die Eigenarten der jeweiligen Einzelsteuer an: vgl. oben 
A.VI.1.b.dd, S. 204. 
1161 Becker, DStR 2010, 953 (954); Bopp, DStZ 1999, 123 (124); Gersch, in: Klein-AO13, § 60 Rn. 5; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.143 ff. 
1162 Siehe die Beispiele und Nachweise bei Becker, DStR 2010, 953 (954); Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 233; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.143; Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 60a Rn. 17 (Lfg. 235 Oktober 2015); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützig-
keit3, § 6 Rn. 98; Seer, in: Tipke/Kruse, § 60 Rn. 6 (Lfg. 144 April 2016). Dies ist typischerweise 
insbesondere dann der Fall, wenn die tatsächliche Geschäftsführung materiell gemeinnützig war. 
Vgl. zusätzlich § 63 Abs. 4 AO sowie AEAO Nr. 4 zu § 59 und Nr. 8 zu § 60, denen ein ähnlicher 
Gedanke zugrunde liegen dürfte. 
1163 Deren Folgen hängen allerdings von der Finanzierungsstruktur der Körperschaft ab. Je mehr diese 
steuerlich unprivilegierte Einnahmen – also etwa aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben – zu ver-
zeichnen hatte, desto weniger gravierend fällt die Nachzahlungspflicht aus. Vgl. hierzu pointiert 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.146 ff., 4.148. Dies gilt im Übrigen auch für einen Verstoß 
gegen die an sich vorliegende satzungsmäßige Vermögensbindung im Bereich der tatsächlichen 
Geschäftsführung: § 63 Abs. 2 sowie erläuternd Gersch, in: Klein-AO13, § 61 Rn. 4; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.149. 
1164 So sehr allgemein Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 23, § 60 Rn. 1. AEAO Nr. 24 zu § 55 Abs. 1 
Nr. 3 postuliert diese Anforderung allerdings nur für Vereins- und Stiftungsvorstände. 
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Vorgaben der Mustersatzung Regelungen darüber enthalten, dass Mitglieder „keine Zuwen-
dungen aus Mitteln der Körperschaft“ (§ 3 Satz 2 der Mustersatzung) erhalten und auch sonst 
keine Personen „durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt“ werden dürfen (§ 4 
der Mustersatzung).1165 Einer weitergehenden expliziten Regelung oder Begrenzung bedarf 
es insofern nicht, zumal eine Vergütung – sofern sie in angemessener Höhe erfolgt und auch 
sonst der gemeinnützigen Mittelverwendung entspricht – wie dargestellt ohnehin nicht per se 
den Grundprinzipien steuerbegünstigter Tätigkeit zuwiderläuft. Letztlich ist die Organvergü-
tung damit primär eine Frage der konkreten Ausgestaltung beziehungsweise deren Verein-
barkeit mit der gemeinnützigen Mittelverwendung und demnach schwerpunktmäßig der tat-
sächlichen Geschäftsführung. Eine über die Formulierungen der Mustersatzung hinausge-
hende explizite Öffnungsklausel ist damit jedenfalls für Kapitalgesellschaften keine zwin-
gende Voraussetzung zur Anerkennung der Gemeinnützigkeit.1166 
VII. Tatsächliche Geschäftsführung (§ 63 AO) 
Auch wenn die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit programmatische Wichtigkeit aufweist, 
muss sich der gemeinnützige Charakter einer Unternehmung letztlich dauerhaft und aus-
nahmslos im Alltagsgeschäft bewähren. 
1. Grundsätzliche Anforderungen 
Dementsprechend findet sich in § 63 Abs. 1 AO die – den § 59 AO (Hs. 2) konkretisierende 
– Vorgabe, dass auch die tatsächliche Geschäftsführung auf die ausschließliche und unmit-
telbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und hierbei den in der Satzung 
festgelegten Anforderungen entsprechen muss.1167 Dies wird allein rückwirkend im Veranla-
gungsverfahren in Bezug auf die jeweiligen Einzelsteuern inzident bewertet und ist damit 
Inhalt des konkreten Steuerbescheides gem. § 155 AO.1168 Da sich erst durch Hinzutreten 
dieser letzten Voraussetzung die Gewährung der Steuerprivilegierungen insgesamt entschei-
den lässt, dient sie oftmals zugleich als konkreter Aufhänger für die Gesamtentscheidung.1169 
Da eine juristische Person faktisch nicht ohne Hilfe natürlicher Personen – geschweige denn 
„eigenverantwortlich“ – handeln kann, findet bei der Prüfung typischerweise eine Bewertung 
                                                             
1165 Diese Regelungen geben insofern nahezu wortwörtlich die Vorgaben zur Selbstlosigkeit in § 55 
Abs. 1 Nr. 1 S. 2 bzw. Nr. 3 AO wieder. 
1166 Für eingetragene Genossenschaften ergibt sich dies schon aus dem Wortlaut des insofern eindeu-
tigen § 24 Abs. 3 S. 1 GenG. 
1167 Allgemein zu § 63 AO siehe Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 10 Rn. 65 ff.; Brill, S. 73 ff.; 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 263 ff.; Gersch, in: Klein-AO13, § 63 Rn. 1 ff.; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.152 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 63 Rn. 1 ff.; Kümpel, DStR 2001, 
152; Seer, in: Tipke/Kruse, § 63 Rn. 1 ff. (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, C. Rn. 182 ff.; v. Wallis/Steinhardt, Rn. 59. 
1168 BFH, Urteil v. 11.3.1999 (V R 57, 58/96) BStBl II 1999, 331–333 (332); Hüttemann, Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 7.10. Vgl. außerdem AEAO Nr. 3 zu § 51 Abs. 1 sowie Nr. 3 zu § 59 AO. 
1169 FG Hamburg, Urteil v. 30.5.1991 (II 39/90) EFG 1991, 749–750 (750); Gersch, in: Klein-AO13, 
§ 59 Rn. 1; Koenig, in: Koenig-AO3, § 60a Rn. 5. Hinzu treten noch Prüfungen der Vorgaben in 
§§ 58, 62 AO. 
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des Handelns natürlicher Personen statt, welches sodann als Organhandeln der Körperschaft 
zugerechnet werden muss. Hierbei gelten prinzipiell die allgemeinen Zurechnungsregeln für 
Handlungen und Wissen, wie sie etwa auch bei Haftungsfragen angewendet werden (insb. 
§ 31 BGB, § 34 AO).1170 Durch die Verweisungstechnik der §§ 59 ff. AO in die §§ 51 ff. AO 
kommen für solche Geschäftsführungsverstöße alle nur denkbaren Vorgaben an gemeinnüt-
zige Tätigkeit in Betracht.1171 Besonderes Augenmerk legt Abs. 5 auf Verfehlungen, die sich 
im Zusammenhang mit Zuwendungsbestätigungen ergeben können, als eigenständige Aus-
prägung, die sich nicht lediglich aus einem Verstoß gegen Satzungsvorgaben ergibt.1172 
Da sich faktische Vorgänge anderweitig im Nachhinein kaum im Einzelnen nachvollziehen 
lassen, werden den Körperschaften diesbezüglich in Abs. 3 adäquate Dokumentationspflich-
ten auferlegt.1173 In zeitlicher Hinsicht gilt durch den Verweis des Abs. 2 in § 60 Abs. 2 AO 
                                                             
1170 Seltene Befassungen mit der spezifischen Zurechnung i.S.d. § 63 AO sind etwa die relativ exten-
siven Entscheidungen BFH, Urteil v. 29.8.1984 (I R 215/81) BStBl II 1985, 106–108 (107 f.) 
(=BFHE 142, 243); sowie ders., Urteil v. 27.9.2001 (V R 17/99) BStBl II 2002, 169–171 (170 f.) 
(=BFHE 197, 314); Rechtsprechungsübersicht bei Brill, S. 295 ff. Vgl. außerdem allgemein ders., 
S. 293 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.155 ff., 159; Jansen, FR 2002, 996 (998); Koenig, 
in: Koenig-AO3, § 63 Rn. 4; Kümpel, DStR 2001, 152 (155 f.); Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 63 Rn. 9 f. (Lfg. 235 Oktober 2015); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützig-
keit3, § 9 Rn. 28; Seer, in: Tipke/Kruse, § 63 Rn. 5 (Lfg. 144 April 2016). 
1171 Plakative Beispiele aus der Rspr. m.w.N. bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.160; systema-
tische Beispiele bei Kümpel, DStR 2001, 152 (153 ff.). Zu denken ist hier vor allem an Verstöße 
gegen das Gebot der Selbstlosigkeit (§ 55 AO). Darüber hinaus kommen auch ganz allgemeine 
Verstöße gegen die Rechtsordnung in Betracht, die Rechtsprechung prüft recht kleinlich allein, ob 
sich die Körperschaft „innerhalb der verfassungsmäßigen Ordnung“ betätigt hat: BFH, Urteil 
v. 29.8.1984 (I R 215/81) BStBl II 1985, 106–108 (107) (=BFHE 142, 243); ders., Urteil 
v. 27.9.2001 (V R 17/99) BStBl II 2002, 169–171 (170 f.) (=BFHE 197, 314); zustimmend Küm-
pel, DStR 2001, 152 (156); Versuch der Typisierung anhand verschiedener Fallgruppen bei Brill, 
S. 87 ff.; leicht einschränkend AEAO Nr. 5 zu § 63. Große Teile des Schrifttums stufen dies aller-
dings aus teleologischen Gründen als zu weitreichend ein und fordern qualitativ, dass sich aus Art 
und Intensität der jeweiligen Normverletzung negative Schlüsse auf die Verfolgung der Gemein-
nützigkeit insgesamt ziehen lassen müssen und die Rechtsverletzung nicht lediglich „bei Gelegen-
heit“ der gemeinnützigen Tätigkeit erfolgte: Ausdruck bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 3.73 f.; sehr ausführlich Brill, S. 183 ff.; Jansen, FR 2002, 996 (997 f.); Koenig, in: Koenig-
AO3, § 63 Rn. 3; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 52 Rn. 31 ff. (Lfg. 240 November 
2016); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 27; ders., DStJG 26 (2003), 133–153 
(144 ff.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 52 Rn. 15 f. (Lfg. 143 Januar 2016) sowie § 63 Rn. 4 (Lfg. 144 
April 2016); ein derartiger Verstoß lag auch BFH, Urteil v. 13.7.1994 (I R 5/93) BStBl II 1995, 
134–137 (136 f.) (=BFHE 175, 484) zugrunde. Eine nicht nur geringe Schwelle dürfte hierbei der-
weil in der Zurechnung dieser nicht selten schwierig als allein gesellschaftlich motiviert zu kate-
gorisierenden Taten liegen (s.o.). 
1172 Einzelheiten bei Gersch, in: Klein-AO13, § 63 Rn. 5 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 63 Rn. 13; Leis-
ner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 63 Rn. 23 ff. (Lfg. 235 Oktober 2015); Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 63 Rn. 16 ff. (Lfg. 144 April 2016). Vgl. auch AEAO Nr. 3 zu § 63 AO sowie 
§ 10b Abs. 4 EStG. Weitere konkrete Arten des Fehlverhaltens finden sich bei AEAO Nr. 5 zu 
§ 63 AO. 
1173 Gersch, in: Klein-AO13, § 63 Rn. 3; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.153; Koenig, in: Koenig-
AO3, § 63 Rn. 8; Kümpel, DStR 2001, 152 (156 f.); Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 63 Rn. 13 ff. (Lfg. 235 Oktober 2015); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützig-
keit3, § 9 Rn. 37; M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (183 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 63 Rn. 9 f. 
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auch für die Geschäftsführung, dass sie den Vorgaben über die gesamte für die Veranlagung 
relevante Zeit(spanne) entsprechen muss.1174 
2. Reichweite der Anforderungen 
Nicht nur bei Einbindung steuerbegünstigter Körperschaften in eine Konzernstruktur, son-
dern auch sonst bestehen zwischen unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen verschiedene Ver-
knüpfungen, bei welchen sich insbesondere die Frage stellt, ab welchem Grad rechtlicher 
Entfernung oder Verselbständigung dortige Vergütungsexzesse eine negative Auswirkung 
auf die gemeinnützigkeitskonforme Betätigung des Ausgangsobjekts der Betrachtung selbst 
haben können. Dies bemisst sich im Wesentlichen nach der (steuer-) rechtlichen Qualifikation 
der angesprochenen Sphären, sodass zwischen diesen zu differenzieren ist. 
a. Ideeller Bereich 
Selbstverständlich gelten die Vorgaben für den Bereich der ideellen Tätigkeit im eigentlichen 
Sinne. Dies findet demnach nicht nur auf Personen Anwendung, die in konkrete Fördertätig-
keiten1175 eingebunden sind, sondern auch für die Vergütungen derjenigen, die mit der Ver-
waltung dieser Tätigkeiten und der Körperschaft an sich betraut sind, solange diese Aktivitä-
ten nicht eindeutig – und sei es nur anteilig1176 – einer der anderen Sphären zuzuordnen sind. 
b. Vermögensverwaltung 
Abgesehen davon, dass die Vermögensverwaltung – insbesondere bei Stiftungen – ohnehin 
einen Kernbereich der (allgemeinen) Vorstandstätigkeit darstellen dürfte und die Berücksich-
tigung der herausgearbeiteten Vergütungsstandards damit rein inhaltlich kaum von der ideel-
len Betrachtung differenziert werden kann, müssen die Vorgaben schon deswegen in diesem 
Bereich berücksichtigt werden, weil die Vermögensverwaltung in den seltensten Fällen recht-
lich verselbständigt und Teil der steuerbefreiten Sphäre der Körperschaft ist. Folglich dürfen 
selbst Organmitglieder, die ressortmäßig allein mit der Anlage und Mehrung des Körper-
schaftvermögens betraut sind – was je nach dessen Größe eine ausfüllende Tätigkeit selbst 
für mehrere Personen der Fall sein kann –, nur den Anforderungen der AO entsprechende 
                                                             
(Lfg. 144 April 2016). Dies entspricht auch der allgemeinen Beweislastverteilung: BFH, Urteil 
v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (931 f.) (=BFHE 203, 251). Siehe auch AEAO 
Nr. 1 zu § 63 mit Hinweis auf §§ 140 ff. AO und das Handelsrecht. Zu den allgemeinen Bilanzie-
rungspflichten gemeinnütziger Körperschaften und der Einordnung des § 63 Abs. 3 AO in dieses 
System siehe ausführlich Krimmer u.a., S. 79 ff.; 128 ff.; sowie speziell zu Stiftungen Hüttemann, 
in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 (207 f.); ders., in: NPLY 2012/13, 81–105. 
1174 Vgl. ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 4.154, 4.164; Koenig, in: Koenig-AO3, § 63 Rn. 7; Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 30 f. Zu den entsprechenden einzelsteuerlichen Ausprägungen 
siehe bereits oben A.VI.1.b.dd, S. 204. 
1175 Zur Bewertung der Zweckbetriebe siehe sogleich. 
1176 Zur gemischten Veranlassung von Personalkosten siehe D.IV.4, S. 313 ff. 
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Vergütungen erhalten, selbst wenn sie insofern direkt mit kommerziellen Vermögensverwal-
tern konkurrieren, die mitunter Vergütungen erhalten, deren Vereinbarkeit mit den gemein-
nützigen Vorgaben zumindest zweifelhaft erscheint.1177 Hieran zeigt sich außerdem, dass sich 
die Vermögensverwaltung in ihren Ausprägungen mit Mittelbeschaffungscharakter kaum von 
den Bewertungen im Rahmen der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe unterscheiden kann, da 
die Übergänge mitunter fließend sind. 
c. Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb wird trotz der durch ihn begründeten partiellen Steuer-
pflicht – anders als etwa BgA – an sich nicht als rechtlich verselbständigt angesehen, sondern 
lediglich als integraler Bestandteil eines Steuersubjekts, sodass Interaktionen zwischen Kör-
perschaft und ihrem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb keinerlei Wirkung nach außen ha-
ben.1178 Damit sind diese Tätigkeiten und die hieran gestellten Anforderungen in ihrer Be-
wertung schon rein rechtlich mit denjenigen, die gegenüber den Organen der Körperschaft 
selbst erfolgen, nicht nur gleich, sondern schlicht identisch, sodass auch die Leitung der wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe unabhängig ihres konkretes Status nur angemessen vergütet 
werden dürfen.1179 
Dagegen könnte höchstens sprechen, dass sich wirtschaftliche Geschäftsbetriebe insbeson-
dere als Werkzeug der Mittelbeschaffung funktional – jedenfalls seit Aufgabe der Gepräge-
theorie – viel näher an allgemeinen marktwirtschaftlichen Maßstäben orientieren dürfen, wie 
es sich als Kehrseite seit jeher in der partiellen Steuerpflicht widerspiegelt.1180 Dies muss 
indes kein Widerspruch sein. In dem denkbaren Fall, dass der Geschäftsführer eines Mittel-
beschaffungsbetriebs ein in absoluten Zahlen stattliches Auskommen bezieht, ist dieses den-
                                                             
1177 Allerdings kann diese Vergütungspraxis unter Umständen (jedenfalls in absoluten Zahlen) dem 
vermögensverwaltenden Vorstand mittelbar ebenso zum Vorteil gereichen, wenn sie im Rahmen 
eines Fremdvergleichs herangezogen wird. 
1178 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.19. 
1179 BFH, Urteil v. 28.10.2004 (I B 95/04) BFH/NV 2005, 160–162 (161 f.); Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 127, 155; Grambow, Rn. 306; Herbert, BB 1991, 178 (180); Herfurth/Dehesselles, 
S&S 1/2000, 22 (22); Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548); Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 24; 
Kümpel, DStR 2001, 152 (155); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 21; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 55 Rn. 16, 22 (Lfg. 144 April 2016). Ebenso auch AEAO Nr. 13 zu § 64 Abs. 2 in 
Bezug auf § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 3 AO. Allerdings kann bei der Frage, was genau ange-
messen ist, die Eigenart als wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb etwa aufgrund einer – wenn auch auf 
die Mittelbeschaffung zweckgerichteten – Profitorientierung eine Rolle spielen: vgl. C.V.3.c.bb, 
S. 292. In diesem Zusammenhang ist noch darauf hinzuweisen, dass auch im Zuge der Gesamtsal-
dierung des einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes (§ 64 Abs. 2 AO) keine Kompensa-
tion von überhöhten Vergütungen stattfinden kann: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.51. 
1180 BFH, Urteil v. 28.10.2004 (I B 95/04) BFH/NV 2005, 160–162 (161); sehr energisch in diese 
Richtung Trzaskalik, StuW 1986, 219 (229); vgl. auch Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 127; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68; noch weiter geht – jedenfalls in Bezug auf die Dimension 
der Summe aller Personalkosten – Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 20: „Einer ge-
sonderten Prüfung, ob die Gehälter vor dem Hintergrund der Gemeinnützigkeit angemessen sind, 
bedarf es nicht, solange sie marktüblich sind.“. 
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noch mit den gemeinnützigen Vorgaben vereinbar, wenn es in Bezug auf die Leistungen die-
ser Person marktüblich ist und insbesondere in einem wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis zu 
den hierdurch gerierten Erträgen zum Einsatz für den verfolgten Zweck steht. 
Zudem wird – wie schon die Vermögensverwaltung – die geschäftsführende Tätigkeit für den 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, seine Leitung und/oder Überwachung jedenfalls in kleinen 
und mittleren Organisationen in aller Regel ohnehin (auch personell) von der allgemeinen 
Geschäftsführung und damit Organtätigkeit kaum zu trennen sein. Insofern ergibt sich de 
facto ebenso wenig ein Unterschied zur erfolgten Bewertung der Anforderungen an die Or-
ganvergütung. 
d. Zweckbetriebe 
In der Bewertung unterscheiden sich in diesem Punkt die (rechtlich unselbständigen) Zweck-
betriebe nicht von den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, wie sich bereits daraus ergibt, 
dass das Gesetz – vgl. nur § 65 Nr. 1 AO – Zweckbetriebe als qualifizierte weil privilegierte 
Formen der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe ansieht. Damit muss auch in ebendiesen den 
gemeinnützigen Vorgaben an die Organvergütung entsprochen werden.1181 Dies ergibt sich 
erst recht aus der Eigenart der Zweckbetriebe als in die unmittelbare Zweckverfolgung ein-
gebundene und damit wieder der steuerfreien Sphäre zuzurechnende Einheiten.1182 
e. Gesellschaftsbeteiligungen 
Hält eine steuerbegünstigte Körperschaft Anteile an einer anderen Gesellschaft, stellt sich – 
insofern unabhängig von der Frage, welcher Sphäre die daraus resultierenden Erträge zuzu-
ordnen sind1183 – die Frage, inwiefern ihr eventuelle Vergütungsexzesse in dieser Gesellschaft 
im Rahmen ihrer eigenen Steuerbefreiung vorgehalten werden können. Dies kann ihr nach 
(allgemeinen) rechtlichen Grundsätzen nur dann zum Nachteil gereichen, wenn sie überhaupt 
eine entsprechende Einwirkungsmöglichkeit hatte, etwaige gemeinnützigkeitswidrige Vergü-
tungspraxen im Vorfeld zu verhindern oder zumindest nachträglich zu unterbinden. Dies wird 
allgemein dann angenommen, wenn die Körperschaft einen Einfluss auf die Gesellschaft hat, 
der als beherrschend zu qualifizieren ist.1184 
                                                             
1181 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 127. 
1182 Selbst wenn wirtschaftliche Geschäftsbetriebe also anders als die ideelle Tätigkeit i.e.S. und die 
Vermögensverwaltung behandelt werden würden, spräche grundsätzlich nichts dagegen, die 
Zweckbetriebe als Rückausnahme wieder den strengeren Vorgaben zu unterstellen. 
1183 Siehe dazu genauer D.IV.4.d.aa(2), S. 317 ff. 
1184 Das ist prinzipiell immer gegeben, wenn es sich um die (mitunternehmerische) Beteiligung an 
einer (gewerblich geprägten) Personengesellschaft handelt: vgl. BFH, Urteil v. 27.7.1988 
(I R 113/84) BStBl II 1989, 134–135 (134) (=BFHE 146, 500); M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–
228 (196); Seer, in: Tipke/Kruse, § 64 Rn. 8 (Lfg. 144 April 2016); vgl. zudem AEAO Nr. 3 zu 
§ 64 Abs. 1 sowie BMF-Schreiben v. 2.2.2016 (IV C 2–S 2706-a/14/10001), BStBl I 2016, 200 
(Rz. 11). 
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Die rechtliche Verselbständigung ist insbesondere bei einer hundertprozentigen Tochter(ka-
pital)gesellschaft eher formeller Natur, da die Mutterkörperschaft als alleinige Anteilsinha-
berin eine gemeinnützigkeitsadäquate Mittelverwendung nicht nur aktiv steuern kann, son-
dern bei eigenverantwortlichen (faktischen) Verfehlungen der Geschäftsführung auch ent-
sprechend ihren Einfluss geltend machen muss. Alles, was die Inhaberkörperschaft an schäd-
licher Mittelverwendung in ihrem Einflussbereich zulässt, ist für sie selbst und ihre steuerli-
chen Privilegien schädlich.1185 Folglich erstrecken sich die Vorgaben insbesondere der AO 
zur gemeinnützigkeitskonformen Vergütung ebenso auf Gesellschaften, über die eine hinrei-
chende Kontrolle ausgeübt werden kann.1186 
f. Ergebnis 
Damit muss die steuerbegünstigte Körperschaft nach allgemeiner Auffassung nicht lediglich 
in der ideellen Sphäre, sondern grundsätzlich in allen Tätigkeitsbereichen den benannten ge-
setzlichen Vorgaben entsprechen und ihren Einfluss geltend machen.1187 Dazu zählen insofern 
auch Beteiligungen an anderen Gesellschaften, wenn diese in quantitativer oder qualitativer 
Weise zur Beherrschung durch die steuerbegünstigte Körperschaft führen. 
3. Rechtsfolgen bei Verstoß 
Grundsätzlich gestaltet sich die Rechtsfolge eines Verstoßes gegen § 63 AO wie bei einem 
Verstoß gegen die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit, was sich aus der gemeinsamen Erwäh-
nung in § 59 AO ergibt. Demnach ist Rechtsfolge die Versagung der Gemeinnützigkeit in 
Gestalt der daraus anderenfalls folgenden Privilegierungen, indem ein entsprechender (unpri-
vilegierter) Steuerbescheid erlassen wird.1188 
                                                             
1185 So auch explizit („‚Durchgriff‘ durch die – an sich rechtlich selbständige – Kapitalgesellschaft 
zulässig“): Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 161 f. bei einer – nicht nur nominellen – Mehrheit 
der Stimmrechte. Dies gilt nicht nur für den eindeutigen Fall, dass die Tochtergesellschaft damit 
ihrer eigenen Gemeinnützigkeit schadet, sondern selbst für den Fall, dass sie quasi als wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb von Anfang an in vollem Umfang steuerpflichtig war. 
1186 BFH, Urteil v. 30.6.1971 (I R 57/70) BStBl II 1971, 753–754 (754) (=BFHE 103, 56); ders., Urteil 
v. 27.3.2001 (I R 87/99) BStBl II 2001, 449–451 (450) (=BFHE 195, 239). Vgl. ebenso 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 129 f.; sowie Ihle, RNotZ 2009, 621 (637); M. Orth, DStJG 
26 (2003), 177–228 (196), der in diesem Kontext außerdem auf die Betriebsaufspaltung hinweist. 
Insofern unterscheiden sich diese Kriterien von denen der Abgrenzung einer Beteiligung zwischen 
Vermögensverwaltung und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, bei denen auch eine hundertpro-
zentige Beteiligung noch nicht gegen die Verortung in der Vermögensverwaltung sprechen muss: 
zu diesen siehe D.IV.4.d.aa(2), S. 317. Auf Mutter- und Schwestergesellschaften besteht logi-
scherweise prinzipiell keinerlei Einfluss. 
1187 So etwa Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 127; Herbert, BB 1991, 178 (179, 186 f.); Koenig, in: 
Koenig-AO3, § 55 Rn. 24. 
1188 Zu den konkreten Ausprägungen dieser Regelbesteuerung siehe sehr anschaulich Becker, DStR 
2010, 953 (956 ff.); Bopp, DStZ 1999, 123 (124); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.164 f.; 
Kümpel, DStR 2001, 152 (157). Insbesondere ist auch daran zu denken, dass die Rückausnahme 
von der partiellen Steuerpflicht für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe mit einem Jahresumsatz von 
bis zu 35.000 € in § 64 Abs. 3 AO dann ebenfalls nicht mehr greift. 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
214 
Die qualitative und quantitative Ausprägung des Verstoßes bzw. der Verstöße spielt dabei 
grundsätzlich keine Rolle. Die Rechtsfolge, die keine graduellen Abstufungen kennt, greift 
nach dem Gesetzeswortlaut schon bei kleinsten Verfehlungen. Eine positivierte Ausnahmere-
gelung zu diesen starren und mitunter harschen Konsequenzen findet sich jedoch in § 63 
Abs. 4 AO. Liegt der Verstoß in einer unzulässigen Mittelansammlung (i.e. Verstoß gegen 
das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung), besteht die Möglichkeit, diese Mittel innerhalb 
einer von Seiten der Finanzverwaltung gesetzten (angemessenen) Frist den privilegierten 
Zwecken zuzuwenden.1189 Gelingt dies, greift die Fiktion des § 63 Abs. 4 S. 2 AO und die 
Geschäftsführung gilt als den Voraussetzungen entsprechend erfolgt.1190 
Darüber hinaus gibt es im Schrifttum eine lebhafte Diskussion, ob und unter welchen Um-
ständen kleinere, singuläre und insbesondere reversible Verstöße nach allgemeinen Regeln 
die ansonsten zwingende Verweigerung abwenden können. Nach überwiegender Auffassung 
ergibt sich insofern bereits aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip gegenüber im weiteren 
Sinne gemeinnützigen Körperschaften ein Bagatellvorbehalt, der sich insbesondere aus den 
oft existenzbedrohenden Folgen der (unerwarteten) Regelbesteuerung legitimiert.1191 
Eine besonders drastische Rechtsfolge greift demgegenüber jedoch, wenn gegen Bestimmun-
gen i.S.d. § 61 AO – also solche der gemeinnützigen Vermögensbindung – in tatsächlicher 
Hinsicht verstoßen wurde. Dann ist durch Verweisung in § 63 Abs. 2 (i.V.m. § 61 Abs. 2 AO) 
                                                             
1189 Daher weist diese Ausnahme eine gesteigerte Bedeutung für zu Unrecht gebildete oder später un-
zweckmäßig gewordene Rücklagen nach § 62 Abs. 1 AO auf: R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Ha-
laczinsky7, C. Rn. 137. 
1190 Zur rechtlichen Natur dieser Regelung und Einzelfragen des Prozederes siehe Gersch, in: Klein-
AO13, § 63 Rn. 4; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.166 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 63 
Rn. 11 f.; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 63 Rn. 19 ff. (Lfg. 235 Oktober 
2015). Das zugrundeliegende Ermessen der Finanzverwaltung dürfte sich bei höchstens fahrlässi-
gem Verhalten regelmäßig auf Null reduzieren oder auf die Entscheidung über die Dauer der Frist 
beschränken: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 174 f., 277 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 4.167; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 63 Rn. 19 f. (Lfg. 235 Oktober 
2015); Seer, in: Tipke/Kruse, § 63 Rn. 15 (Lfg. 144 April 2016). Abhängig von den konkreten 
Umständen werden Fristen zwischen zwei und drei Jahren für potentiell angemessen gehalten: 
Koenig, in: Koenig-AO3, § 63 Rn. 12; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 63 
Rn. 20 (Lfg. 235 Oktober 2015); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 34; R. Wallen-
horst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 155. 
1191 Siehe hierzu bei satzungsmäßigen Verstößen bereits oben A.VI.4, S. 207 sowie speziell Becker, 
DStR 2010, 953 (954 f.); Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 10 Rn. 80; Hüttemann, Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 4.163; vgl. außerdem Brill, S. 233 ff., 251 ff.; Leisner-Egensperger, DStZ 2008, 292 
(294); Schauhoff, DStJG 26 (2003), 133–153 (144 f.); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 
Rn. 21, 24; in diesem Kontext fragwürdig pauschal großzügig (Sanktion überhaupt erst ab grob 
fahrlässigen Handlungen): Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548). Zur Ausweitung auch auf größere 
(aber reversible) Verfehlungen im Rahmen der Mittelverwendung siehe Herbert, BB 1991, 178 
(189); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.161; Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 (318); Schau-
hoff, DStJG 26 (2003), 133–153 (147 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 17 (Lfg. 144 April 2016); 
Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 (499). Zu „bloßen Bedenken hinsichtlich des Spendenab-
zugs“ als unzureichendem Grund für eine Aberkennung siehe aus der Rechtsprechung BFH, Urteil 
v. 3.12.1996 (I R 67/95) BStBl II 1997, 474–476 (475 f.) (=BFHE 182, 258). 
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eine weitreichende Rückwirkung und damit bis zu zehnjährige Nachversteuerung mög-
lich.1192 Nach neuerer Auffassung des BFH, kann auch ein (tatsächlicher) Verstoß gegen die 
Selbstlosigkeit in Gestalt der § 55 Abs. 1 Nr. 1–3 AO zu einer Rechtsfolge der zehnjährigen 
Nachversteuerung nach §§ 61 Abs. 3, 63 Abs. 2 AO führen.1193 Dies kann jedoch schon aus 
teleologischen Gründen richtigerweise nur dann der Fall sein, wenn der Verstoß wertungs-
mäßig mit einem solchen nach Nr. 4 vergleichbar schwerwiegend ist.1194 
4. Folgerungen für die Organvergütung 
a. Allgemein 
Für die Vergütung ergibt sich hieraus die Pflicht einer vollständigen Dokumentation sowie 
die Vorgabe, in der tatsächlichen Gewährung nicht über das in der Satzung verankerte Maß 
hinauszugehen, was regelmäßig ohnehin durch zivil- und steuerrechtliche Normen in ande-
rem Kontext sichergestellt wird. Allerdings ist das Vorliegen einer Fehlverwendung prinzi-
piell nicht zwingend von der zivilrechtlichen Wirksamkeit oder Beständigkeit der Leistung 
abhängig, sodass allein die faktische Ebene der gemeinnützigkeitsschädlichen Vergütungs-
zahlung ausschlaggebend ist. 
b. Sanktionenkatalog 
Dabei ergibt sich in der Gesamtschau ein ausdifferenzierter Sanktionenkatalog, dessen poten-
tielle Anwendbarkeit auf (den gemeinnützigen Vorgaben widersprechende) Vergütungsleis-
tungen in vollem Umfang gegeben ist. Bei lediglich geringen Verfehlungen greift der allge-
meine Bagatellvorbehalt aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit für alle Formen staatli-
cher Gewalt. Einschlägig können hierbei Abweichungen von einer angemessenen Vergütung 
                                                             
1192 Die zehn Jahre sind nach wohl herrschender Ansicht nicht als Spielraum des Gestaltungsermessens 
graduell an die Schwere der Verfehlung anzupassen, sondern starre Rechtsfolge; a.A. soweit er-
sichtlich nur Döring/Fischer, DB 2007, 1831 (1835 f.). Siehe allgemein auch Gersch, in: Klein-
AO13, § 61 Rn. 4, § 63 Rn. 2. 
1193 BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (229) (=BFHE 231, 28). Siehe 
hierzu jetzt auch AEAO Nr. 6 zu § 61. Ebenso Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spi-
taler, § 61 Rn. 11 (Lfg. 235 Oktober 2015). Kritisch Gersch, in: Klein-AO13, § 61 Rn. 4, § 63 
Rn. 2; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.149; M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (215 f.); 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 61 Rn. 7 (Lfg. 144 April 2016); Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 
(499 f.); sehr differenziert Kirchhain, FR 2011, 640 (642 ff.); aus der Zeit vor dem BFH-Urteil: 
Döring/Fischer, DB 2007, 1831 (1835 f.); Herbert, BB 1991, 178 (190). 
1194 Dies wiederum liegt nach überzeugender Darlegung etwa bei Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, 
§ 10 Rn. 118 nur dann vor, wenn quasi das gesamte Vermögen der Körperschaft durch dieses Vor-
gehen irreversibel fehlverwendet wird, denn nur dieser Fall ist Nr. 4 immanent. Vgl. auch den 
diesem entsprechenden Sachverhalt in angegebenem Urteil sowie Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 
497 (499 ff.). 
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in niedrigen einstelligen Prozentbereichen ebenso wie in der Gesamtschau nachrangige Ein-
zelleistungen sein.1195 
Bei Verstößen gegen § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO kann bzw. soll das Finanzamt eine Frist zur nach-
träglichen Verwendung eines entsprechenden Betrags für die satzungsmäßigen Zwecke an-
ordnen. Dies kann etwa der Fall sein, wenn zeitnah zu verwendende Mittel aus dem ideellen 
Bereich für eine – ansonsten betriebswirtschaftlich vernünftige – Mittelbeschaffung in Form 
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs umgeleitet werden, was für damit zusammenhän-
gende Personalkosten nicht ohne Weiteres einer zeitnahen Mittelverwendung entspricht. 
Bei allen „normalen“ Verstößen gegen die tatsächliche Geschäftsführung sind die gemein-
nützigen Privilegien für den gesamten gegenständlichen Veranlagungszeitraum zu versagen. 
Dies dürfte für vergütungsbezogene Mittelfehlverwendungen die häufigste Rechtsfolge sein. 
Nach umstrittener Ansicht der Rechtsprechung und Verwaltung findet darüber hinaus jedoch 
die an sich nur auf Verstöße gegen die Vermögensbindung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4 AO) gem. § 63 
Abs. 2 i.V.m. § 61 Abs. 3 AO anwendbare zehnjährige Nachversteuerung auch auf Mittel-
fehlverwendungen im Sinne der § 55 Abs. 1 Nr. 1–3 AO Anwendung, wenn der Verstoß so 
gravierend ist, dass er wertungsmäßig einer Verletzung der Vermögensbindung gleichkommt. 
Zwar stellen Vergütungsexzesse ganz prinzipiell Verstöße gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 3 
AO dar, sodass auch diese Sanktion sehr häufig anwendbar wäre. Allerdings findet diese um-
strittene Ausweitung contra legem nach richtiger Ansicht nur auf absolute Extremfälle An-
wendung, sodass ihre praktische Bedeutung auch für die Organvergütung eher nachrangig 
sein dürfte. 
                                                             
1195 Dabei ist zu beachten, dass dieser Ebene noch die Frage vorgeschaltet ist, ab welchem Grad von 
Überschreitung einer bestimmten Durchschnittsvergütung überhaupt eine Unangemessenheit vor-
liegt. Im Rahmen der vGA-Prüfung werden erst Überschreitungen von 10–20 % der durch den 
Fremdvergleich errechneten Höhe überhaupt als unangemessen betrachtet, weil die Angemessen-
heit nicht als punktueller Wert, sondern als Bandbreite verstanden wird: siehe etwa BFH, Urteil 
v. 28.6.1989 (I R 89/85) BStBl II 1989, 854–857 (856) (=BFHE 157, 408); ders., Urteil 
v. 17.10.2001 (I R 103/00) BStBl II 2004, 171–179 (176 f.) (=BFHE 197, 68); ders., Urteil 
v. 4.6.2003 (I R 24/02) BStBl II 2004, 136–139 (138) (=BFHE 202, 494); BMF-Schreiben 
v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 23), sowie genauer unten C.I.3, 
S. 246 m.w.N. Einen m.E. fragwürdigen weil jahresübergreifend kumulativen Maßstab legt dabei 
FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (270 
[Rz. 105 ff.]) an; genauer zu dieser Kritik siehe Kampermann, npoR 2017, 271 (273 f.). 
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B. Vergütung als Problem der gemeinnützigen Mittelverwendung 
Die Vergütung der Organe einer steuerbegünstigten Organisation kann zwar in offensichtli-
chen Fällen bereits gegen die satzungsmäßige Gemeinnützigkeit verstoßen, regelmäßig erfol-
gen die vergütungsbezogenen Verstöße aber im Rahmen der soeben dargestellten tatsächli-
chen Geschäftsführung und hierbei insbesondere im Zusammenhang mit Vorgaben über die 
gemeinnützige Mittelverwendung.1196 Diese wird in der Abgabenordnung vornehmlich im 
Rahmen der Selbstlosigkeit in § 55 Abs. 1 AO geregelt1197 und findet dort verschiedene Aus-
prägungen, die in Bezug auf die Organvergütung im Einzelnen einer genaueren Betrachtung 
bedürfen. Von nachrangigem Interesse sind unter diesem Gesichtspunkt jedoch die Vorgaben 
der Nr. 2 und 4, die in der Sache nur das Ausscheiden von Mitgliedern aus der Gesellschaft 
sowie die Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft an sich im Blick haben und dafür 
Sorge tragen sollen, dass auch in diesen Situationen die privilegierten Mittel weiterhin nur 
steuerlich begünstigten Zwecken zugutekommen.1198 
I. Allgemeines Gebot zweckmäßiger Mittelverwendung 
(§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 AO) 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 AO leitet die Vorschriften zur Mittelverwendung programmatisch mit 
der Formulierung „Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden.“ ein. Während sich an dieser Vorgabe einmal mehr die faktische Überschnei-
dung der Prinzipien der Ausschließlichkeit und der Selbstlosigkeit manifestiert,1199 sorgt die 
wenig spezifische Wortwahl für ein Konkretisierungsbedürfnis der Tatbestandsmerkmale 
Mittel sowie deren Verwendung.1200 
1. Begriff der Mittel 
Mittel sind „nicht nur die der Körperschaft durch Spenden, Beiträge und Erträge ihres Ver-
mögens und ihrer wirtschaftlichen Zweckbetriebe zur Verfügung stehenden Geldbeträge, 
                                                             
1196 Dabei können natürlich auch Vorgaben in der Satzung bereits – dann quasi institutionalisierte – 
Verstöße gegen das Gebot der gemeinnützigen Mittelverwendung darstellen. 
1197 Zu dieser logisch nicht zwingenden Einordnung siehe bereits oben A.V, S. 196. 
1198 Zum zugrundeliegenden Grundsatz der Vermögensbindung siehe auch A.VI.1.b.bb, S. 203. 
1199 Ähnlich Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.12; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 
April 2016). 
1200 Die Darstellung wird dadurch erschwert, dass sich die Mittelverwendung in allgemeiner Form in 
vielen Belangen kaum isoliert von den Vorgaben der zeitnahen Mittelverwendung i.S.d. § 55 
Abs. 1 Nr. 5 AO aufbereiten lässt. Siehe symptomatisch die mehrfache Vermischung bei Gersch, 
in: Klein-AO13, § 55 Rn. 4 f. Daher werden die einschlägigen Ausnahmetatbestände der Mittelver-
wendung erst im Rahmen der zeitnahen Mittelverwendung thematisiert: D.III, S. 305 ff. 
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sondern sämtliche Vermögenswerte der Körperschaft“.1201 Damit unterliegen auch im Rah-
men der Vermögensverwaltung oder anderweitig eingebundene Vermögenswerte1202 – nicht 
nur die ihnen entstammende Erträge – prinzipiell dem Begriff der Mittel und damit der dies-
bezüglichen Verwendungspflicht.1203 Nach verbreiteter Auffassung mindern jedoch beste-
hende Verbindlichkeiten teilweise bereits vor ihrer Erfüllung die zur Verfügung stehenden 
Mittel. Dies ist der Fall, wenn sie zugewendeten Vermögenswerten bereits im Zeitpunkt der 
Übertragung auf die steuerbegünstigte Körperschaft anhaften, etwa als Auflagen, Vermächt-
nisse oder auch in Form dinglicher Belastungen.1204 
Darüber hinaus kann es bei den steuerbegünstigten Körperschaften Vermögenswerte geben, 
die nach besagten Kriterien zwar zu den Mitteln zu rechnen sind, die aber bestimmungsgemäß 
– unter Aufgabe der diesbezüglichen Spendenbegünstigung auf Geberseite – überhaupt keiner 
Verwendungspflicht für die satzungsmäßigen Zwecke unterliegen.1205 
                                                             
1201 So wörtlich BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); 
ders., Urteil v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (164) (=BFHE 186, 546); vgl. au-
ßerdem Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 4; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.16 f.; Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 70; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 81. 
Auch in AEAO Nr. 3 f. zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 hat sich diese Interpretation niedergeschlagen. Dieses 
extensive Verständnis der Mittel dient insbesondere einem möglichst weitreichenden Schutz im 
Rahmen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO: vgl. BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 
62–65 (64) (=BFHE 165, 484); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.17. Zum Verhältnis der Be-
griffe „Mittel“ und „Vermögen“ siehe einleuchtend Herbert, BB 1991, 178 (178). 
1202 Nach überwiegender Auffassung erstreckt sich der Mittelbegriff nicht auf Nutzungen und Leistun-
gen, sondern beginnt erst bei aus deren Einsatz zur Mittelerzielung folgenden geldwerten Vermö-
gensgegenständen: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 125 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.22 m.w.N. 
1203 Diese insbesondere für Stiftungen bei strenger Auslegung unter Umständen lebensbedrohliche 
Vorgabe wird in der Gesamtschau dadurch relativiert, dass rechtlich oder auch nur faktisch gebun-
dene Mittel vom Gebot der zeitnahen Mittelverwendung (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO, s.u.) wieder aus-
genommen werden, sodass bereits eine werterhaltende Anlage dieser Mittel den Vorgaben „vor-
läufig“ genügt und sie lediglich final für die satzungsmäßigen Zwecke selbst eingesetzt werden 
müssen – was bei den prinzipiell auf ewig errichteten Stiftungen in der unbestimmten (oder u.U. 
sogar schlechthin ungewissen) Zukunft liegt. Anderer Ansatz noch (wenn auch vermutlich eher 
semantischer Natur) bei Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 129 ff. 
(Lfg. 220 November 2012), die bereits von „nicht einsetzbare[n] Mittel[n]“ spricht; anders nun-
mehr Musil § 55 Rn. 127 ff. (Lfg. 236 Januar 2016): „nicht einzusetzende Mittel“; ähnlich wie 
Leisner-Egensperger aber R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 72a. 
1204 BFH, Urteil v. 21.1.1998 (II R 16/95) BStBl II 1998, 758 (759) (=BFHE 185, 54); vgl. außerdem 
Leisner-Egensperger, DStZ 2008, 292 (297); speziell zum dahinter stehenden Nettoprinzip M. 
Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (209 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 10 (Lfg. 144 April 
2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 76 f.; AEAO Nr. 12 zu § 55 Abs. 1 
Nr. 1. Beachte aber die unverständliche Einschränkung in AEAO Nr. 13 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1. 
1205 Dies folgt – insbesondere im Kontext des Verlustausgleichs – aus der Entscheidung BFH, Urteil 
v. 13.11.1996 (I R 152/93) BStBl II 1998, 711–715 (=BFHE 181, 396); vgl. dazu Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 5.71; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 131 (Lfg. 236 Januar 
2016). Problematisch können solche Zuwendungen allerdings darüber hinaus bezüglich der Aus-
schließlichkeit der tatsächlichen Geschäftsführung werden. 
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2. Verwendung nur für satzungsmäßige Zwecke 
Die Verwendung für satzungsmäßige Zwecke richtet sich in ihrer Ausprägung nach den Ei-
genarten des individuell verfolgten Zwecks und den in der Satzung dargelegten Arten seiner 
Förderung. Allgemein lässt sich jedoch sagen, dass eine Verwendung primär die Aufwendung 
von Geld- oder Sachmitteln ist, die eine unmittelbare Förderung der jeweiligen Zwecke im 
Sinne der Satzung darstellt.1206 Der Begriff der Unmittelbarkeit darf dabei wie bereits darge-
stellt nicht zu eng verstanden werden. Daher zählen auch Mittel, die in Zweckbetrieben ein-
gesetzt werden als im Sinne der Vorgaben verwendet.1207 
Auch notwendige Begleitaufwendungen in angemessener Höhe, die die Körperschaft selber 
tätigt, sind nach diesem Verständnis noch eine „unmittelbare“ Verwendung für satzungsmä-
ßige Zwecke.1208 Hierunter fallen insbesondere Verwaltungskosten, also Aufwendungen für 
Personal und Verwaltung, Öffentlichkeitsarbeit und Verbandsmitgliedschaften, sowie Aus-
gaben zur konkreten Mitglieder- oder Spendenwerbung.1209 
Daran zeigt sich, dass in Bezug auf die zulässigen Aufwendungen das ansonsten weitrei-
chende Veranlassungsprinzip (§ 4 Abs. 4 EStG1210) nicht uneingeschränkt zur Anwendung 
gelangt. Jede Mittelverwendung muss sich und die ihr inhärente steuerliche Begünstigung 
immer an den satzungsmäßigen Vorgaben und damit letztlich an ihrem Nutzen für die Allge-
meinheit messen lassen, was insbesondere dazu führt, dass jedwede Aufwendung in Bezug 
auf den durch sie verfolgten Zweck notwendig und der Höhe nach angemessen sein muss. 
Unangemessenes Ausgabenverhalten führt zwangsläufig dazu, dass an anderer Stelle Mittel 
zur effektiveren – und unter Umständen nachhaltigeren – Förderung des verfolgten Zwecks 
fehlen.1211 Die stark subjektiv-liberale Wertung des Veranlassungsprinzips wird dadurch in-
sofern normativ eingeschränkt, als Finalität nur dann in Bezug auf eine Mittelverwendung 
                                                             
1206 BFH, Urteil v. 5.2.1992 (I R 63/91) BStBl II 1992, 748–750 (749) (=BFHE 168, 35): „unmittel-
bare[r] Einsatz der zugewendeten Geld- oder Sachwerte für steuerbegünstigte Zwecke“; vgl. au-
ßerdem Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.29, 5.55. 
1207 Siehe ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.30; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 10 (Lfg. 144 April 2016). 
Als Erst-recht-Schluss aus § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 2 AO lässt sich auch die Erkenntnis ziehen, dass 
die Anschaffung nutzungsgebundenen Vermögens ganz allgemein eine konforme Mittelverwen-
dung ist; vgl. dazu Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.56 ff. 
1208 BFH, Urteil v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (=BFHE 203, 251); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 127; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.31 ff. 
1209 Siehe AEAO Nr. 18 ff. zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.31 ff., 5.41 ff.; 
M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (213 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 April 
2016); a.A. bezüglich letzterer aber Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 5, 13. Genauer sogleich im 
Rahmen der Verwaltungskosten: B.I.3.c, S. 222. 
1210 Siehe dazu allgemein BFH, Urteil v. 29.10.1991 (VIII R 148/85) BStBl II 1992, 647 (=BFHE 167, 
309); Heinicke, in: Schmidt-EStG36, § 4 Rn. 480, 483; Hey, in: Tipke/Lang22, § 8 Rn. 213 ff.; 
Wied, in: Blümich139, § 4 EStG Rn. 555 ff. (Lfg. 139 November 2017) sowie sogleich B.II.3.a.aa, 
S. 228 ff. 
1211 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 126 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.33. 
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anerkannt wird, wenn sie auf „wirtschaftlich sinnvolle“ Ausgaben abzielt.1212 Allerdings ver-
bleibt der Körperschaft hierbei ein gewisser Einschätzungsspielraum.1213 
Überdies ist die Zuspitzung wichtig, dass die Verwendung nur für satzungsmäßige Zwecke 
für sich genommen – bei aller Realitätsferne dieser isolierten Betrachtung – keine zeitliche 
Aussage beinhaltet, sodass allein die finale Verwendung der Mittel für die entsprechenden 
Zwecke von dieser Vorgabe geschützt wird, mit entsprechender sachlicher Nähe zum Institut 
der Vermögensbindung. Die wesentlich stärker einschneidenden und damit potentiell viru-
lenteren Anforderungen ergeben sich aus dem Zusammenspiel mit der zeitnahen Mittelver-
wendung in § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO. 
3. Konkrete Ausprägungen der Verwendung 
Neben diesen mehr oder minder eindeutigen Fällen gibt es Verwendungsarten, bei denen die 
Einhaltung der strengen Voraussetzungen an die gemeinnützige Mittelverwendung fragwür-
dig ist oder nur unter besonderen Voraussetzungen anerkannt wird. Diese Kategorien sind 
insbesondere durch ihnen zugrundeliegende Rechtsprechungslinien und Diskussionshistorien 
immer noch als plakative Schlagworte präsent, auch wenn in ihnen im Grunde dieselben 
grundsätzlichen Fragen der Mittelverwendung symptomatisch werden.1214 
a. Verwendung im Rahmen der Mittelbeschaffung 
Dies gilt etwa für den (dauerhaften) Einsatz von Geldmitteln zur Generierung von Erträgen 
in Vermögensverwaltung oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, wenn dem die Überle-
gung zugrunde liegt, durch die künftigen – langfristig höheren – Erträge (mit zeitlicher Ver-
zögerung) dem verfolgten Zweck nachhaltiger und effektiver dienen zu können. 
Dogmatisch bieten sich in diesen Konstellationen regelmäßig zwei Anknüpfungspunkte an. 
Thesaurierte Erträge können bereits aus der Definition der Mittel ausgeklammert werden, was 
aber gegen das allgemein relativ weit gefasste Verständnis dieses Begriffes verstößt. Dieses 
stellt nämlich nicht auf Erträge und deren Zufluss ab, sondern umfasst wie dargestellt prinzi-
piell sämtliche Vermögenswerte, auch wenn diese zur weiteren Mittelerzielung eingesetzt 
werden. Daher hat sich in den letzten Jahren die Auffassung durchgesetzt, dass solche Beträge 
zwar grundsätzlich auch zu den Mitteln zu zählen sind, sie aber von der letztendlich allein 
relevanten Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung ausgenommen sind, wenn sie durch er-
                                                             
1212 Vgl. ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.33 f.; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 139 f. 
(Lfg. 236 Januar 2016); M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (209); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 
Rn. 10 (Lfg. 144 April 2016). Dies darf jedoch nicht zu einem „Gebot der Sparsamkeit“ überin-
terpretiert werden: Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 (176); v. Holt, in: Winheller/Gei-
bel/Jachmann, § 55 AO Rn. 10; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 140 (Lfg. 236 Ja-
nuar 2016); so aber Trzaskalik, StuW 1986, 219 (228); sowie – jedenfalls als stiftungs(zivil)recht-
liche Organpflicht – in Anlehnung an entsprechende landesrechtliche Vorgaben Stürner, S. 324 ff. 
1213 So explizit FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–
271 (266 [Rz. 60]). 
1214 Siehe hierzu nur S. Unger, DStZ 2010, 141 (145). 
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wartbar höhere Erträge – für die bestimmte abstrakte Voraussetzungen bestehen – dem steu-
erbegünstigten Zweck langfristig zumindest ebenso dienen, wie bei ihrer unverzüglichen Zu-
wendung.1215 Die diesbezüglichen Ausführungen erfolgen daher hauptsächlich im dortigen 
Kontext.1216 
Damit liegt aufgrund der lediglich finalen Pflicht zur Verwendung unmittelbar für satzungs-
mäßige Zwecke in diesen Fällen – jedenfalls solange damit nicht die Wahrscheinlichkeit einer 
Mittelvernichtung verbunden ist – mangels Mittelabfluss zumindest (noch) keine Fehlver-
wendung vor.1217 
b. Verlustausgleich 
Einen kritischen Sonderfall der fehlerhaften – weil unter Umständen endgültig aufzehrenden 
– Verwendung von Mitteln in Vermögensverwaltung und wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb 
stellt die Frage des Verlustausgleichs dar. 
Zunächst ist für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb1218 festzustellen, dass aufgrund der Sal-
dierung gemäß § 64 Abs. 2 AO ein Verlustausgleich in einigen Konstellationen schlicht nicht 
notwendig ist, da Verluste eines einzelnen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs mit Gewinnen 
                                                             
1215 Siehe etwa zur Reinvestition in wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben in Form einer gesetzlich nicht 
(speziell) geregelten Rücklage: BFH, Urteil v. 13.11.1996 (I R 152/93) BStBl II 1998, 711–715 
(713 f.) (=BFHE 181, 396); ders., Urteil v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (163 f.) 
(=BFHE 186, 546); ders., Beschluss v. 1.7.2009 (I R 6/08) BFH/NV 2009, 1837–1838 (1837 f.); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 181; Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548 f.); Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 5.18, 6.53 – anders noch ders., Wirtschaftliche Betätigung, S. 81 f.; Knoop, 
DStR 2006, 1263 (1265); Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 29; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 9 Rn. 88; Thiel, DB 1992, 1900 (1901 f.); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Ha-
laczinsky7, C. Rn. 144b f. Dies hält die Finanzverwaltung aber nicht davon ab, derlei Ausnahmen 
primär § 55 Abs. 1 Nr. 1 zuzuordnen: vgl. AEAO Nr. 3 ff. zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 gegenüber Nr. 27 
zu § 55 Abs. 1 Nr. 5. Zu vergleichbaren Verwendungen im Bereich der Vermögensverwaltung 
siehe Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 179; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.90, 6.43 ff.; 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 88 f.; Thiel, DB 1992, 1900 (1906); R. Wallen-
horst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 144d. 
1216 Siehe unten D.III, S. 305 ff. 
1217 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.30, 5.46 f. Dies dürfte de facto dazu führen, dass bei einer 
überhöhten Gewinnthesaurierung als Rechtsfolge regelmäßig nur eine Fristsetzung zur nachträg-
lichen Mittelverwendung gem. § 63 Abs. 4 AO ermessensfehlerlos beschieden werden kann, nicht 
aber (unvermittelt) die Gemeinnützigkeit versagt werden darf; so überzeugend Hofmeister, DStJG 
26 (2003), 159–176 (172). Interessant ist überdies die Tatsache, dass der Einsatz von Mitteln in 
der insofern funktional ähnlichen Mitglieder- und Spendenwerbung im Grunde allein durch die 
Verwaltungskostenquote beschränkt wird.  
1218 Allgemein zum Verlustausgleich im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und in der Vermögensver-
waltung siehe Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 131 ff.; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 6 ff.; 
v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 87 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 6.14 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 12 f. (Lfg. 144 April 2016); S. Unger, DStZ 2010, 
141 (144 ff.). 
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aus daneben bestehenden verrechnet werden, sodass überhaupt erst von einem Verlust ge-
sprochen werden kann, wenn dieses Gesamtsaldo negativ ist.1219 In diesem Zusammenhang 
werden einzelne – eigentlich saldierbare – Verluste folglich erst dann problematisch, wenn 
sich von ihnen auf eine langfristig negative Gewinnprognose schließen lässt, die wegen 
Selbstzweckhaftigkeit des Geschäftsbetriebs mangels Absicht der Mittelerzielung die Selbst-
losigkeit im engeren Sinne und damit die Gemeinnützigkeit insgesamt in Frage stellen kann.  
Daher liegt ein fragwürdiger Verlustausgleich nur in solchen Konstellationen vor, in denen 
Mittel der ideellen Sphäre zum Verlustausgleich in wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben oder 
der Vermögensverwaltung1220 eingesetzt werden. Sollten derweil in den vorhergegangenen 
sechs Jahren im (einheitlichen) wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb Gewinne mindestens in 
Höhe besagter Verluste erwirtschaftet worden sein, so ist ein Verlustausgleich in ebendieser 
Höhe möglich, da dies lediglich als Rückgabe früherer zwingender Gewinnabführungen an-
gesehen wird.1221 Dies erfolgt ungeachtet einer etwaigen zwischenzeitlich erfolgten Verwen-
dung, wie sie logischerweise aus der Frist in § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 3 resultiert, und des damit 
faktischen nicht mehr Vorhandenseins dieser Mittel. Darüber hinaus ist eine Verwendung 
zweckgebundener Mittel ebenfalls nicht schlechthin unmöglich, jedoch nur in sehr engen 
Grenzen – insbesondere lediglich vorübergehend – unschädlich.1222 
Gegen diese aus weitgehend unsystematischen Einzelfällen bestehenden Regelungen regt 
sich seit längerem Kritik, die insbesondere eine prognoseorientierte Bewertung dieser ergeb-
nis- (bzw. verlust-) orientierten Bewertung gegenüber bevorzugt, weil letztere beispielsweise 
ungünstige Zufälle in keiner Weise berücksichtigt, klares Missmanagement aber bei ebenso 
zufälligen Erfolgen unsanktioniert lässt.1223 
c. Verwaltungskosten 
Eine eigenständige Rubrik von Ausgaben, die bei näherer Betrachtung im Einzelnen den 
strengen Anforderungen an die – insbesondere ausschließliche und unmittelbare – Mittelver-
wendung unter Umständen nicht genügen, die aufgrund ihrer praktischen Notwendigkeit aber 
                                                             
1219 Vgl. AEAO Nr. 4 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 132 f.; v. Holt, 
in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 88. Das bedeutet indes nicht, dass überhöhte Vergü-
tungen dergestalt kompensiert werden könnten: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.51. 
1220 Spezifisch hierzu siehe AEAO Nr. 9 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 14 
(Lfg. 144 April 2016). 
1221 Siehe AEAO Nr. 4 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 7; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 6.16. 
1222 Zu den konkreten Anforderungen siehe AEAO Nr. 5–8 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie BFH, Urteil 
v. 13.11.1996 (I R 152/93) BStBl II 1998, 711–715 (=BFHE 181, 396); ders., Beschluss 
v. 1.7.2009 (I R 6/08) BFH/NV 2009, 1837–1838; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 6 ff.; Koenig, 
in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 16; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 12 f. (Lfg. 144 April 2016). Dies 
betrifft insbesondere gemischt genutzte Wirtschaftsgüter (und entsprechend eingesetztes Perso-
nal), Anlaufverluste, sowie Fehlkalkulationen. Ebenso trifft dies auf zulässige (sonstige) Rückla-
gen zu. Siehe dazu unten im Rahmen des § 62 AO D.III.3, S. 306. 
1223 Daher befürworten einige Stimmen in der Literatur die Anwendung der einkommensteuerrechtli-
chen Liebhabereigrundsätze: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.21 ff.; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 172 f. (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 13 
(Lfg. 144 April 2016). 
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dennoch bis zu einer gewissen Höhe unschädlich sind, sind die Verwaltungskosten.1224 Da-
runter versteht man allen Aufwand, der eine Zweckverwirklichung im engeren Sinne über-
haupt erst ermöglicht, etwa Aufwendungen für die Einrichtung und Unterhaltung von Büro-
räumen, für Angestellte, Webpräsenzen und vergleichbare mit einer Institutionalisierung zu-
sammenhängende Ausgaben.1225 
Es gab – aus nachvollziehbaren Motiven, insbesondere praktikabler Rechtssicherheit1226 – 
mehrfach Bestrebungen, die Frage nach der Angemessenheit von Verwaltungskosten dahin-
gehend zu vereinfachen, gewisse verbindliche Quoten festzulegen, deren Überschreitung 
ganz prinzipiell eine Unangemessenheit darstellen sollte. In der Regel wird hierfür eine Ober-
grenze von 50 % angeführt.1227 Allerdings ist die Literatur überwiegend der Auffassung, dass 
starre Quoten – in Anbetracht der potentiellen Vielzahl an Umständen und Gegebenheiten – 
niemals eine den zugrundeliegenden Wertungen gerecht werdende Lösung darstellen kön-
nen.1228 Es muss immer auf den konkreten Einzelfall ankommen, für den eine Vielzahl von 
                                                             
1224 Geserich, DStR 2001, 604 (604) spricht in diesem Zusammenhang tatsächlich von „mittelbare[n] 
Ausgaben“, Herbert, BB 1991, 178 (179) von einer teleologischen Reduktion des Unmittelbar-
keitserfordernisses. Funktional sind diese letztlich ein Korrektiv dafür, dass das Verbot der Ge-
winnausschüttung gegen hohe Personalkosten kein scharfes Schwert sein kann, da eine exzessive 
Ausstattung in aller Regel lediglich dazu führt, dass schon gar keine Gewinne entstehen können. 
1225 BFH, Urteil v. 18.12.2002 (I R 60/01) BFH/NV 2003, 1025–1027 (1026) zählt hierzu Ausgaben, 
die „zur Begründung und Erhaltung der Funktionsfähigkeit und damit auch zur Verfolgung des 
satzungsgemäßen Zwecks erforderlich sind“. Überblicksartig zu den – begrifflich nicht überall 
einheitlich umrissenen – Verwaltungskosten siehe Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 13; Geserich, 
DStR 2001, 604; Herbert, BB 1991, 178 (179, 183); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.41 ff.; 
M. Orth, S&S (Rote Seiten) 5/1999, 1 (7 f.); ders., DStJG 26 (2003), 177–228 (211 ff.); Schauhoff, 
DStR 2002, 1694; Schiffer, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 9 Rn. 112 ff.; Schleder, Rn. 481 ff.; Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, 
C. Rn. 91 ff. Für Personalkosten enthalten derweil die Regelungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 bzw. 
Nr. 3 im Einzelnen speziellere Vorgaben. 
1226 Etwa in Gestalt von Aufgreifgrenzen in der Finanzverwaltung: Geserich, DStR 2001, 604 (606); 
Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548); M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (212). 
1227 Vgl. AEAO Nr. 18 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1; FG Baden-Württemberg, Urteil v. 6.12.1990 (X K 
236/86), n.v. (zitiert bei FG Köln, Beschluss v. 28.1.1998 [6 V 6194/97] EFG 1998, 755–756 
[755]); wichtig insofern aber BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 
(324) (=BFHE 186, 433): die AO kenne „keine absoluten oder prozentualen Quoten für die Ver-
waltungskosten“; ähnlich in der Folge ders., Beschluss v. 23.2.1999 (XI B 128/98) BFH/NV 1999, 
1055–1056 (1056); ders., Urteil v. 18.12.2002 (I R 60/01) BFH/NV 2003, 1025–1027 (1026); für 
den entschiedenen Fall erachtete der BFH allerdings im Anschluss an diese mahnende Feststellung 
exakt ebendiesen Maßstab als konkret angemessen. Überblicksartig mit umfangreichen Nachwei-
sen: v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 11 ff.; R. Wallenhorst, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, C. Rn. 92. Über einzelne Stiftungsaufsichtsbehörden – im Rahmen der ihnen 
obliegenden Überwachung eines ehemals in einigen Ländern festgeschriebenen (stiftungsrechtli-
chen) Sparsamkeitsgebots – wurde kolportiert, dass sie sich in ihrem Entschließungsermessen für 
eine Angemessenheit an einem Prozentsatz zwischen 10 und 30 % orientieren: Feick, ZSt 2007, 
152 (153); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (39) m.w.N. Vgl. außerhalb des Steuer-
rechts zur Rechtmäßigkeit eines Sammlungsverbots wg. überhöhter Verwaltungskosten von über 
75% auf Basis des § 9 Abs. 3 Nr. 2 des rheinland-pfälzischen Sammlungsgesetzes: OVG Rhein-
land-Pfalz, Beschluss v. 16.3.2007 (7 B 10090/07) juris. 
1228 Geserich, DStR 2001, 604 (606); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.41 f., 5.51; Schauhoff, in: 
Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 19; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 April 2016). 
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Faktoren erheblich ist. Damit ist ein Ausgabeverhalten als angemessen einzustufen, wenn es 
„wirtschaftlich sinnvoll ist und dazu beiträgt, dass ein möglichst hoher Anteil der Mittel un-
mittelbar und effektiv [den verfolgten Zwecken] zugutekommt“.1229 
d. Unschädliche Betätigungen gem. § 58 AO 
§ 58 AO beinhaltet einen Katalog von Betätigungen, die aufgrund ihrer besonderen prakti-
schen Bedeutung als unschädlich für die Steuerbegünstigung eingestuft werden, obwohl sie 
im Kern gegen einzelne Grundprinzipien der §§ 51 ff. AO verstoßen. Dies betrifft in einigen 
Aspekten auch die gemeinnützige Mittelverwendung, sodass etwa die Mittelweitergabe 
(Nr. 2–5), die Unterstützung der Stifterfamilie (Nr. 6) oder geselliger Zusammenkünfte 
(Nr. 7) durch Mittel der Körperschaft erfolgen dürfen, ohne dass diese dadurch ihrer Gemein-
nützigkeit verlustig würde.1230 Für die Organvergütung interessant ist hier hauptsächlich 
Nr. 4, die eine zeitweise Überlassung von Personal – und damit mittelbar auch die Aufwen-
dungen für dessen Vergütung – an andere steuerbegünstigte Körperschaften gestattet.1231 
                                                             
A.A. (allgemeine Bedeutung der 50 %-Grenze): R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. 
Rn. 92. Dies muss natürlich konsequenterweise in beide Richtungen gelten; a.A. insofern unver-
ständlicherweise Herbert, BB 1991, 178 (183), der einstellige Verwaltungsquoten für generell un-
verdächtig erachtet. 
1229 Vgl. wörtlich BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433). Erhellende Darstellungen dieser Abwägungsvorgänge („Zweck-Mittel-Rela-
tion“) bei Geserich, DStR 2001, 604 (606 f.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.40; Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 19; Schleder, Rn. 483 ff. Genauer werden diese Maßstäbe im 
Rahmen der Angemessenheit beleuchtet: siehe C., S. 243 ff. Sehr häufig werden etwa selbst alle 
anderen Tätigkeitsbereiche deutlich überwiegende Kosten zur Einwerbung von Mitgliedern und 
Spenden in der Anfangsphase einer Körperschaft toleriert, solange sie erfolgversprechend sind und 
bleiben, was aufgrund der sich einstellenden Erfolge prognostiziert, oder zumindest ab einer (teil-
weise) absehbaren Erfolglosigkeit korrigiert werden kann. Vgl. dazu AEAO Nr. 18 f. zu § 55 
Abs. 1 Nr. 1 sowie BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433). Relativiert wird die Fragestellung überdies dadurch, dass gerade bei Körper-
schaften, die ihre Finanzierung maßgeblich durch Spenden bewerkstelligen, eine niedrige Verwal-
tungskostenquote seitens der Spendenwilligen oftmals als Ausweis besonderer Qualität betrachtet 
wird, sodass im Wettbewerb der potentiellen Spendenempfänger Kostenquoten über 25 % wenig 
erfolgversprechend sein dürften. Dies spiegelt sich im empirischen Befund bei Sandberg, in: Ver-
gütungsstudie 2014, 49–139 (61), wonach die Verwaltungskosten bei 85 % der befragten Stiftun-
gen höchstens 20 %, bei 67,8 % sogar höchstens 10 % betrugen. Vgl. auch – mit Verweis auf die 
Kategorien des Deutschen Zentralinstituts für soziale Fragen (DZI) – Geserich, DStR 2001, 604 
(606); zur herausragenden Bedeutung dieser Außenwahrnehmung für die Verwaltungsorganisa-
tion und Kostenstruktur von Förderkörperschaften empirisch Sprengel, in: NPO in RWG, 283–
306 (301, 303); kritisch zur Bedeutung solcher Grenzen aber Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.41; Schiffer, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 9 Rn. 115 ff.; vgl. auch zur – aus einer geringen 
Verwaltungskostenquote folgenden – dem Stiftungszweck oft einen Bärendienst erweisenden Un-
terprofessionalisierung der Stiftungsarbeit Wenzler, npoR 2014, 309 (311 f.). 
1230 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.70. 
1231 Im Kern ist dies lediglich eine Lockerung des Unmittelbarkeitsgebots; vgl. nur ders., Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 4.64. 
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4. Organvergütung im Lichte zweckmäßiger Mittelverwendung 
Zweckverwirklichende Maßnahmen müssen notwendigerweise von natürlichen Personen 
durchgeführt werden, weil juristischen Personen als rechtliches Konstrukt keinerlei Real-
handlungen ausführen können, aber nur sie taugliche Adressaten von Steuerbegünstigungen 
sind. Die adäquate Vergütung der damit einhergehenden Tätigkeit verstößt – solange die Ver-
fassung der juristischen Person dem nicht widerspricht – folglich nicht gegen die (ausschließ-
lich) zweckmäßige Mittelverwendung. Ein zweckmäßiges Agieren ist ohne Handlungen na-
türlicher Personen nicht möglich, eine allein unentgeltliche Tätigkeit hierbei weder notwen-
dig zielführend noch – mit Ausnahme des Idealvereins – im Regelfall rechtlich gefordert. Je 
mehr sich die Aufgaben der jeweiligen Organwalter in Richtung eines hauptamtlichen Tätig-
keitsumfangs bewegen, desto schwerer wird es rein faktisch sein, überhaupt geeignetes Per-
sonal zu finden, sofern dieses keine dem Aufwand entsprechende Vergütung erhält. Die Vor-
teile eines in Vollzeit arbeitenden Geschäftsführers gegenüber zehn Personen, die jeweils vier 
Stunden Arbeitszeit aufbringen, liegen dabei auf der Hand. Damit steht das allgemeine Gebot 
der zweckmäßigen Mittelverwendung einer Organvergütung nicht prinzipiell im Wege. Glei-
ches gilt auch für sonstige damit in Verbindung stehende Begleitausgaben, etwa im Rahmen 
der Verwaltung. 
Allerdings wird diese grundsätzliche Möglichkeit durch einige weitere Vorgaben in Teilen 
eingeschränkt, auf die im Folgenden näher eingegangen wird. Die Vergütung eines Organen-
gagements außerhalb der ideellen Sphäre – auch bei nur teilweiser (also gemischter) Tätigkeit 
ebenda – kann durch das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung eingeschränkt sein.1232 Da-
neben werden Zuwendungen an natürliche Personen insbesondere durch das Zuwendungs-
verbot des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO sowie das Verbot zweckfremder Drittbegünstigung des 
§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO weiter begrenzt, im Besonderen auf eine angemessene Höhe. Die An-
gemessenheit ist auch in der Gesamtschau der Kostenstruktur der maßgebliche Horizont, um 
zu verhindern, dass die Verwaltung zum Selbstzweck wird und damit gegen weitere Prinzi-
pien des Rechts der Steuerbegünstigung verstößt, insbesondere die Ausschließlichkeit. 
II. Zuwendungsverbot für Mitglieder (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 AO) 
In unmittelbarem Anschluss an die zweckmäßige Mittelverwendung findet sich in Satz 2 eine 
Konkretisierung in Bezug auf die Mitglieder der Körperschaft. Diese soll – im Kern die Vor-
gaben des Satzes 1 lediglich veranschaulichend, nicht aber erweiternd – die Ausschüttung 
von Gewinnen an letztgenannte ebenso verhindern wie sonstige Zuwendungen aus den Mit-
teln der Gesellschaft.1233 
                                                             
1232 Siehe hierzu sogleich genauer: D.IV.4, S. 313 ff. 
1233 Allgemein hierzu siehe Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 15 f.; Herbert, BB 1991, 178 (184 f.); 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.61 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 19; Musil, in: Hüb-
schmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 176 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 9 Rn. 16 f., 114; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 16 ff. (Lfg. 144 April 2016); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 105 ff. 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
226 
1. Empfänger 
Die Norm soll verhindern, dass Mittel der Körperschaft für andere als die satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet werden, was regelmäßig der Fall ist, wenn sie ohne entsprechende Ge-
genleistung an die Mitglieder der Körperschaft gehen. Letztlich ist dies lediglich Ausdruck 
der Gebote der Ausschließlichkeit und Selbstlosigkeit. Da Stiftungen und BgA keine Körper-
schaften im gesellschaftsrechtlichen Sinne sind, wird die Schutzwirkung durch Abs. 3 ent-
sprechend auf den Empfang seitens solcher Personen erstreckt, die den Mitgliedern einer 
Körperschaft insofern funktional ähneln, als sie etwa über entsprechenden Einfluss oder zu-
mindest eine in der Institutionalisierung begründete Nähe verfügen.1234 
Dies bedeutet, dass die Norm in Bezug auf die Vergütung von Organpersonen jedenfalls Be-
deutung für solche natürlichen Personen hat, die neben ihrer Anstellung auch eine originär 
körperschaftliche Beziehung zur juristischen Person aufweisen.1235 Überwiegend wird der 
Kreis der tatbestandlichen Empfänger zudem auf solche Personen ausgeweitet, die den „Mit-
gliedern“ nahestehen.1236 
2. Gewinnanteile und sonstige Zuwendungen 
Neben den aus plakativen Gründen vorangestellten Gewinnausschüttungen an Mitglieder als 
Eigenkapitalgeber, die evident gegen die Vorgabe des Satzes 1 verstoßen, sind die sonstigen 
Zuwendungen ein weiterer Anwendungsbereich der Norm.1237 Zuwendung ist hierbei nach der 
                                                             
1234 Bei der Stiftung sind dies teleologisch nachvollziehbar der Stifter und seine Erben. Siehe auch 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.62. Für öffentlich-rechtliche Trägerkörperschaft und deren 
Eigengesellschaft anschaulich: BFH, Urteil v. 27.11.2013 (I R 17/12) BStBl II 2016, 68–74 (71 f.) 
(=BFHE 244, 194). 
1235 Das ist also insbesondere bei Vereinsvorständen, Gesellschafter-Geschäftsführern der GmbH, aber 
auch – i.V.m. Abs. 3 – bei Stiftern und deren Nachkommen in Stiftungsvorstand oder Stiftungs-
Aufsichtsorganen der Fall. 
1236 Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 16; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.76; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 55 Rn. 16 (Lfg. 144 April 2016). Im Einzelfall wird sich Leistung an eine derartige 
Person auch mit ersparten Aufwendungen seitens des Mitglieds als sonstige Zuwendung qualifi-
zieren lassen. Überdies lassen sich unausgewogene Zahlungen an Dritte – mit derselben Rechts-
folge – mühelos über § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO erfassen (in diesem Sinne etwa das Beispiel bei 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 161). 
1237 Unterschiedlich wird bisweilen gehandhabt, ob eine Verwendung, die einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung entspricht, im Geiste des § 8 Abs. 3 S. 2 KStG unter die erste Alternative, oder unter 
die sonstigen Zuwendungen fällt, was im Ergebnis natürlich unerheblich ist: vgl. BFH, Beschluss 
v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1538); Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 15 
unter Bezugnahme auf BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (228) 
(=BFHE 231, 28); Herbert, BB 1991, 178 (184); Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 19; Musil, in: 
Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 194 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 
Rn. 16 (Lfg. 144 April 2016); nebulös v. Wallis/Steinhardt, Rn. 51 bzw. für einen Unterfall unter 
die sonstigen („unangemessene[n]“) Zuwendungen soweit ersichtlich Schauhoff, in: Hdb Gemein-
nützigkeit3, § 9 Rn. 114. Für letztere Auffassung spricht, dass die Anknüpfung an eine mitglied-
schaftliche Beziehung – auch wenn diese der vGA im Kontext des § 8 Abs. 3 S. 2 KStG wesentlich 
ist und insofern in Alt. 1 „mitgedacht“, bzw. auch einem offenen Gewinnanteil per se begrifflich 
B. Vergütung als Problem der gemeinnützigen Mittelverwendung 
227 
Rechtsprechung zu verstehen als „ein wirtschaftlicher Vorteil, den die Körperschaft bewußt 
unentgeltlich oder gegen zu geringes Entgelt einem Dritten zukommen läßt“.1238 Davon er-
fasst sind folglich nicht nur Geldleistungen, sondern prinzipiell alle wirtschaftlichen Vorteile 
– etwa ersparte Aufwendungen – wie sie beispielsweise bei der nicht kostendeckenden Über-
lassung körperschaftseigener Räumlichkeiten bzw. anderer nutzbarer Vermögensbestandteile 
sowie beim Verzicht auf Ansprüche (oder sonstiger Nichtgeltendmachung) gegen das Mit-
glied entstehen.1239 
Bereits aus dem Wortlaut der Norm folgt überdies, dass nicht schlechthin jede Zuwendung 
an die Mitglieder schädlich in Bezug auf die steuerlichen Privilegien sein kann, sondern nur 
solche, die aus den Mitteln der Körperschaft erfolgen.1240 Auch wenn die Mittel wie darge-
stellt entsprechend weit verstanden werden, lassen sich Konstellationen denken, in denen 
nach dieser Einschränkung keine tatbestandliche Zuwendung vorliegt. Bewirkt die Körper-
schaft beispielsweise, dass Dritte – selbst wenn diese darin einen Akt mittelbarer Förderung 
der Körperschaft an sich erblicken – ihren Mitgliedern wirtschaftliche Vorteile etwa in Form 
von Preisnachlässen oder besonderen Konditionen zukommen lassen, so ist dies für die steu-
erliche Bewertung der Körperschaft selbst unschädlich.1241 
Allerdings gibt es Konstellationen, in denen eine zweckmäßige Leistung an eine natürliche 
Person, die (auch) Mitglied der Körperschaft ist, dennoch mit dieser Vorgabe vereinbar ist, 
wenn diese gleichsam tauglicher Repräsentant des geförderten Satzungszwecks ist, etwa 
wenn ein Hilfebedürftiger Mitglied einer mildtätigen Körperschaft ist.1242 Daher steht das Zu-
wendungsverbot an Mitglieder immer unter dem teleologischen Vorbehalt des übergeordne-
ten S. 1, dass in der mutmaßlichen „sonstigen Zuwendung“ nicht ungeachtet des Empfängers 
                                                             
durchaus inhärent sein kann – im Rahmen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 semantisch allein Teil der zweiten 
Alternative ist. 
1238 So BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484). 
1239 Vgl. BFH, Beschluss v. 20.12.1995 (I B 111/94) BFH/NV 1996, 383; ders., Urteil v. 17.12.1997 
(I R 58/97) BStBl II 1998, 357–359 (358 f.) (=BFHE 185, 220); FG München, Urteil v. 29.2.1996 
(15 K 4332/93) EFG 1996, 938–940 (940); FG Münster, Urteil v. 11.3.2005 (9 K 1567/00 K) EFG 
2005, 1003–1004 (1003 f.); unter dem Aspekt der Eigenwirtschaftlichkeit: FG Köln, Urteil 
v. 15.7.2004 (13 K 2530/03) EFG 2005, 222–225 (223); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, 
S. 153 f.; Herbert, BB 1991, 178 (184); Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 19; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 179 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 16 
(Lfg. 144 April 2016); Strahl, GmbHR 2016, 1194 (1196). Als Verzicht wird auch das Unterlassen 
der Erwirkung einer Anpassung an geänderte Preisniveaus zum Nachteil der Körperschaft angese-
hen: (zur vGA) BFH, Urteil v. 7.12.1988 (I R 25/82) BStBl II 1989, 248–250 (249) (=BFHE 155, 
349); zum umgekehrten Fall (unschädliche Anpassung an „gewichtige neue Umstände“) i.R.d. 
§ 55 Abs. 1 AO: FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 66. Zu denken ist 
im Übrigen auch an Fälle der Vergabe oder Entgegennahme (zum Nachteil der Körperschaft) 
marktunüblicher Darlehen: FG München, Urteil v. 29.2.1996 (15 K 4332/93) EFG 1996, 938–940 
(940); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 153 f. 
1240 So ebenfalls BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); 
vgl. auch Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.64 (a.E.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 10, 18 
(Lfg. 144 April 2016). 
1241 Siehe v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 84; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 9 Rn. 22, 114. 
1242 Vgl. auch Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 154; die Hilfebedürftigkeit in concreto aber vernei-
nend: FG München, Urteil v. 29.2.1996 (15 K 4332/93) EFG 1996, 938–940 (939). Weitere, we-
niger holzschnittartige Beispiele bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.64. 
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primär ein Akt der Zweckverfolgung zu erblicken ist.1243 Dies gilt ebenso für Zuwendungen, 
die durch § 58 AO als unschädliche Mittelverwendung definiert werden.1244 
3. „In ihrer Eigenschaft als Mitglieder“ 
Daher bedarf es eines belastbaren Unterscheidungskriteriums, um einer Zuwendung den Cha-
rakter beimessen zu können, dass ihre causa primär im körperschaftlichen Verhältnis mit dem 
Zuwendungsempfänger zu erblicken ist. Da dies von seinem Ursprung her ein tendenziell 
subjektives Moment1245 ist, bedarf es einer handhabbaren Ableitung von (objektiven) äußeren 
Umständen auf diese Motivation. Hierzu bieten sich nach allgemeiner Auffassung die 
Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung an. 
a. Die Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung 
aa. Hintergrund: Veranlassung von Betriebsausgaben 
In allgemein ertragsteuerlicher Hinsicht muss eine Vergütung nur geringe Voraussetzungen 
erfüllen, um als Betriebsausgabe anerkannt zu werden. Betriebsausgaben werden in § 4 
Abs. 4 EStG definiert als „Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind“. Das hierbei 
zum Ausdruck kommende Veranlassungsprinzip1246 ist seinem Grunde nach eine kausale 
Verknüpfung von finalem Handeln und dem Erfolgen von Aufwendungen zu diesem Zweck. 
Abzugrenzen sind Betriebsausgaben dabei von solchen Aufwendungen, die nicht durch den 
                                                             
1243 BFH, Urteil v. 13.4.1956 (III 242/55 U) BStBl III 1956, 171 (=BFHE 62, 462); ders., Urteil 
v. 3.12.1996 (I R 67/95) BStBl II 1997, 474–476 (475) (=BFHE 182, 258); Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 5.64; Kümpel, DStR 2001, 152 (154); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 
Rn. 16; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 106 f.; auch das Zuteilwerden einer 
Weiterbildung kann eine zweckdienliche Maßnahme darstellen: Herbert, BB 1991, 178 (185). 
Auch diese Form der Zweckverfolgung kann in Gestalt von vergünstigten Darlehen daherkommen: 
AEAO Nr. 15 ff. zu § 55 Abs. 1 Nr. 1; genauer Kirchhain, DStR 2012, 2313 (2314). Außerdem 
kann in kleineren Zuwendungen an Mitglieder auch ein Akt der Mitgliederbetreuung im Sinne 
einer nachhaltigen Spenden- und Mitgliedereinwerbung bzw. -erhaltung gesehen werden: AEAO 
Nr. 10 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie konkreter Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 155 ff. (gute Leit-
linien); D. J. Fischer, NWB 2015, 2602 (2606) nimmt Bezug auf die 60 €-Grenze aus R 19.5 
Abs. 4 und R 19.6 LStR bzgl. § 19 EStG; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 16; Geserich, DStR 
2001, 604 (607); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.64; Kümpel, DStR 2001, 152 (154); Musil, 
in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 190 f. (Lfg. 236 Januar 2016); R. Wallenhorst, in: 
Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 107 f. 
1244 Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 23. 
1245 Vgl. nur die Formulierung „bewußt“ in o.g. Zuwendungs-Definition des BFH. Hinzu tritt die Di-
mension, dass es sich wertungsmäßig um die inneren Vorgänge einer juristischen Person handelt, 
was de facto in Gestalt ihrer Organe erfolgt, was BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 
1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484) in der Formulierung berücksichtigt, dass die Unangemessen-
heit „zumindest einem der Vorstandsmitglieder [...] bekannt war oder bei sorgfältiger Prüfung des 
Werts der vereinbarten gegenseitigen Leistungen hätte bekannt sein müssen“. 
1246 Hey, in: Tipke/Lang22, § 8 Rn. 213 ff.; Wied, in: Blümich139, § 4 EStG Rn. 555 ff. (Lfg. 139 No-
vember 2017). 
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Erwerbszweck begründet werden, also insbesondere – zumindest teilweise – außerbetrieblich 
motiviert sind, was prinzipiell unabhängig davon ist, ob die Ausgaben für den Erwerb not-
wendig, üblich, zweckmäßig oder erfolgreich sind.1247 
Um einem Missbrauch dieser wenig restriktiven Kriterien entgegenzuwirken, sind Zahlun-
gen, die zwar vordergründig Betriebsausgaben darstellen, im Kern aber das besondere recht-
liche Verhältnis zwischen Empfänger und leistender juristischer Person zum Anlass für eine 
unverhältnismäßige Zuwendung – und damit streng genommen nicht für eine Einkommens-
erzielung, sondern Einkommensverwendung1248 – nehmen, als verdeckte Gewinnausschüt-
tungen gem. § 8 Abs. 3 S. 2 KStG vom Abzugsverbot des S. 1 erfasst.1249 Diese Regelung gilt 
nicht nur für die bei einschlägigen Präjudizien überwiegend gegenständlichen Kapitalgesell-
schaften, sondern für sämtliche (mitgliedschaftlich organisierten) Körperschaften, folglich 
für alle hier dargestellten Formen von juristischen Personen mit Ausnahme der (mitgliedslo-
sen) Stiftung.1250 
                                                             
1247 So etwa BFH, Urteil v. 29.10.1991 (VIII R 148/85) BStBl II 1992, 647 (=BFHE 167, 309); Hei-
nicke, in: Schmidt-EStG36, § 4 Rn. 480, 483; Hey, in: Tipke/Lang22, § 8 Rn. 217, 231. Diese ur-
sprünglich tendenziell rein subjektive Bewertung mit erheblichem Entscheidungsspielraum wird 
mittlerweile nach überwiegender Auffassung zusätzlich um einen objektiven Faktor ergänzt, so-
dass ein gewisser tatsächlicher oder wirtschaftlicher Zusammenhang mit dem Betrieb ebenfalls 
gegeben sein muss: BFH, Beschluss v. 21.11.1983 (GrS 2/82) BStBl II 1984, 160–166 
(=BFHE 140, 50); ders., Beschluss v. 21.9.2009 (GrS 1/06) BStBl II 2010, 672 (=BFHE 227, 1); 
Heinicke, in: Schmidt-EStG36, § 4 Rn. 480 f.; Lang/Seer, FR 1994, 521 (524 ff.); Wied, in: Blü-
mich139, § 4 EStG Rn. 556 ff. (Lfg. 139 November 2017). 
1248 Frotscher, GmbHR 1998, 23 (24); Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (358); Pezzer, S. 59 f., 
73 f.; Schön, in: FG Flume, 265–299 (267 ff.); Wassermeyer, DB 2001, 2465 (2466); Typisierun-
gen der denkbaren Verwendungsarten und weitere Charakterisierung der Erzielung und Verwen-
dung bei Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (209 f. bzw. 213 f.). 
1249 Allgemein zur vGA Bauschatz; Böhmer; Briese, GmbHR 2005, 597; Frotscher, DStJG 20 (1997), 
205–249; ders., GmbHR 1998, 23; Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 70 ff.; Janssen, vGA; ders., 
NWB 2008 Fach 4, 5239; Knobbe-Keuk, § 19 I (S. 642 ff.); Kohlhepp; Neumann; Niehus/Wilke, 
SteuerStud 2009, 357; Oppenländer; Pezzer; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 142 ff.; Wil-
helmy, FR 2007, 470; zur historischen Entwicklung dieses Rechtsinstituts siehe nur Bauschatz, 
S. 17 ff. Zu vGA in Gestalt von Spenden siehe Pezzer, S. 76 ff.; A. Zimmermann, S. 103 ff. 
1250 Grds. und systematisch erstreckt sich die Anwendung der vGA auf sämtliche in § 1 Abs. 1 KStG 
angeführten Arten von Steuersubjekten. Die weiteren „tatbestandlichen“ Voraussetzungen begren-
zen in der Folge allerdings den Kreis auf solche, die eine zumindest mitgliedschaftsähnliche Struk-
tur aufweisen. BFH, Urteil v. 22.9.1959 (I 5/59 U) BStBl III 1959, 37 (=BFHE 70, 98); für einen 
VVaG: ders., Urteil v. 13.11.1991 (I R 45/90) BStBl II 1992, 429–432 (=BFHE 166, 335); ders., 
Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1538); FG Sachsen-Anhalt, Urteil 
v. 17.10.2012 (3 K 1574/07) juris, Rz. 67; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.64; Janssen, vGA 
(8. Aufl.) Rn. 51, 610 ff.; Kohlhepp, § 1 Rn. 60 ff., § 5 Rn. 100 ff.; Pel, DB 2004, 1065 (1067 ff.); 
Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 144, 175; Walz, JZ 1988, 312; A. Zimmermann, S. 57 f.; 
somit jedenfalls für (rechtsfähige) Vereine, Genossenschaften, VVaG und BgA. A.A. (auch bei 
Stiftungen grds. möglich) Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 8 Rn. 100; (partiell) Kohlhepp, § 1 
Rn. 61, § 5 Rn. 95 ff. Dagegen spricht – neben der schwachen Stellung von Stifter(familie) und 
Destinatären – insbesondere der Vorrang des § 10 Nr. 1 KStG. So jetzt auch explizit BFH, Urteil 
v. 12.10.2011 (I R 102/10) BStBl II 2014, 484–486 (485) (=BFHE 235, 394). 
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bb. Voraussetzungen 
Die Voraussetzungen, unter denen eine verdeckte Gewinnausschüttung vorliegt, werden von-
seiten des Gesetzes nicht festgelegt1251 und sind daher von jeher stark durch Kasuistik und 
schwere Systematisierbarkeit gekennzeichnet und umstritten.1252 Der BFH definiert die ver-
deckte Gewinnausschüttung seit einem Urteil von 19891253 als „eine Vermögensminderung 
oder verhinderte Vermögensmehrung, die durch das Gesellschaftsverhältnis veranlaßt sind, 
sich auf die Höhe des Einkommens auswirken und in keinem Zusammenhang mit einer offe-
nen Ausschüttung stehen“.1254 Die Abgrenzung zur offenen Ausschüttung bietet nur geringen 
Erkenntnisgewinn und ist in Einzelfällen sogar zumindest missverständlich,1255 die anderen 
Voraussetzungen bedürfen einer näheren Betrachtung. 
(1) Vermögensminderung oder verhinderte Vermögensmehrung 
Die zu untersuchende Handlung oder das Unterlassen eines Organs muss zu einer – im Ver-
gleich mit dem hypothetisch „korrekten“ Verhalten1256 – nachteiligen Veränderung der finan-
ziellen Situation der Gesellschaft führen. Da hierzu im Unterschied zur offenen Ausschüttung 
verschleiernde rechtliche Vehikel gewählt werden, handelt es sich üblicherweise um (schuld-
rechtliche) Austauschverträge, die erst bei näherer Betrachtung ein synallagmatisches Defizit 
zulasten der Gesellschaft offenbaren. Dies sind insbesondere Dienst- oder Werkverträge, in 
denen die Gewinnausschüttung in Form von übermäßigem Festgehalt, variablen Vergütungs-
bestandteilen, Pensionszusagen oder anderweitigen geldwerten Vorteilen enthalten sein kann, 
                                                             
1251 A.A. (etwas spitzfindig) Reiß, StuW 1996, 337 (343). 
1252 So auch Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (205 f.); ders., GmbHR 1998, 23 (23, 33); Hey, in: 
Tipke/Lang22, § 11 Rn. 79: „geradezu überbordende Kasuistik“; „für den Rechtsanwender fast un-
überschaubar“: Neumann, S. V; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 160. Verschärfend kommt 
hinzu, dass sich der Großteil der Literatur vor 2001 im Speziellen mit den Auswirkungen auf das 
Anrechnungsverfahren auseinandersetzt. Zur heutigen Rechtslage siehe Neumann, S. 41 ff. 
1253 BFH, Urteil v. 22.2.1989 (I R 9/85) BStBl II 1989, 631–633 (632) (=BFHE 156, 428); seitdem 
dem Grunde nach st. Rspr., vgl. etwa ders., Urteil v. 6.12.1995 (I R 88/94) BStBl II 1996, 383–
385 (383) (=BFHE 179, 322); ders., Urteil v. 18.12.1996 (I R 139/94) BStBl II 1997, 301 
(=BFHE 182, 184); ders., Urteil v. 5.3.2008 (I R 12/07) BFH/NV 2008, 1273–1276 (=BFHE 220, 
454). Zu entsprechenden – immer noch nicht abgeschlossenen – Ausdifferenzierungen und Ent-
wicklungslinien siehe nur Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 160 ff. 
1254 Dabei werden die Voraussetzungen – wie auch die Rechtsfolgen – seitdem prinzipiell losgelöst 
von der Situation des empfangenden Gesellschafters festgestellt: Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 
Rn. 72; Müller, DStJG 17 (1994), 289–319 (291). 
1255 Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (217); Kohlhepp, § 2 Rn. 10; Oppenländer, S. 15; Reiß, 
StuW 1996, 337 (344); a.A. aber mit nachvollziehbaren Argumenten und weiteren Nachweisen 
Böhmer, S. 36 f. 
1256 Hier droht eine systemwidrige „Soll-Ertrags-Besteuerung“, die in vielfacher Hinsicht fragwürdig 
ist, vom BFH teils aber als gewünscht angesehen wird. Vgl. BFH, Urteil v. 7.12.1988 (I R 25/82) 
BStBl II 1989, 248–250 (249) (=BFHE 155, 349); ders., Urteil v. 2.2.1994 (I R 78/92) BStBl II 
1994, 479–483 (481) (=BFHE 173, 412); kritisch Schön, in: FG Flume, 265–299 (266 f., 297). 
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des Weiteren Darlehen zu unüblichen Konditionen (in beide Richtungen), oder unter- bzw. 
überwertige Ver- bzw. Ankäufe.1257 
(2) Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis 
Nach überwiegender Auffassung kennzeichnet sich die Frage nach der Veranlassung durch 
das Gesellschaftsverhältnis – dem zentralen Element obiger Definition – primär durch eine 
Abgrenzung zu einer betrieblichen Veranlassung nach dem allgemeinen Maßstab, wie er auch 
in § 4 Abs. 4 EStG (i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG) enthalten ist.1258 Es geht also vereinfacht ausge-
drückt um die zweckgerichtete – mit anderen Worten finale und nicht lediglich kausale – 
Verfolgung von Interessen der Gesellschafter, denen gegenüber mit diesen konfligierende 
Eigeninteressen der Gesellschaft zurücktreten müssen.1259 Dieses nur in Teilen rein objektiv 
feststellbare Merkmal wird in der Anwendungspraxis regelmäßig durch – je nach technischer 
Einordnung1260 – Typisierungen oder (Anscheins-) Vermutungen1261 zu konkretisieren sein, 
wozu unterschiedliche Maßstäbe zur Verfügung stehen. 
(a) Empfänger 
Eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis setzt per Definition aufseiten der Be-
günstigten eine mit der leistenden Körperschaft gesellschaftsrechtlich verbundene natürliche 
oder juristische Person voraus. Bei den Kapitalgesellschaften ist also tauglicher Adressat ei-
ner verdeckten Gewinnausschüttung ein Anteilseigner, bei Vereinen ein Mitglied und zwar 
grundsätzlich unabhängig vom Umfang der Beteiligung bzw. der mitgliedschaftlichen 
Rechte. Das bloße Bestehen dieser besonderen rechtlichen Nähe gibt einen ersten – wenn 
auch vielfältig widerlegbaren – Anhaltspunkt dafür, dass ebendiese für die unübliche Behand-
lung zumindest einer von mehreren Beweggründen ist.1262 Da der Effekt einer unmittelbaren 
                                                             
1257 Diese und weitere Beispiele bei Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 79 ff.; Neumann, S. 326 ff.; Nie-
hus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (358 f.); Schön, in: FG Flume, 265–299 (282). Die dem zugrun-
deliegenden Mechanismen beschreibt sehr anschaulich Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 
(214 ff.). Der Grund für eine solche Gestaltung liegt – neben der erfolgreichen Verschleierung – 
auch in der regelmäßig nachteiligen Besteuerung einer offenen Ausschüttung von Gewinnen: Wil-
helmy, FR 2007, 470 (471 ff.). 
1258 Sog. Veranlassungsprinzip – siehe hierzu beispielhaft BFH, Urteil v. 23.5.1984 (I R 294/81) 
BStBl II 1984, 673 (675) (=BFHE 141, 266); außerdem Böhmer, S. 24; Briese, GmbHR 2005, 597 
(598); Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (223 f.); Gosch, DStZ 1997, 1 (2 f.); Hey, in: 
Tipke/Lang22, § 11 Rn. 73; so nunmehr auch Wassermeyer, DB 2001, 2465 (2466 f.); anders noch 
ders., DB 1994, 1105; a.A. (Maßstab sui generis in Form des Fremdvergleichs) Bauschatz, S. 27, 
32 ff. 
1259 Ders., S. 26; Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (215 f.); ders., GmbHR 1998, 23 (24 f.); Gosch, 
in: Gosch KStG3, § 8 Rn. 285; Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (359); Pezzer, S. 66 ff.; Schön, 
in: FG Flume, 265–299 (282 f.). 
1260 Böhmer, S. 107 ff.; Oppenländer, S. 181 ff.; Pezzer, S. 81 ff. 
1261 Formulierung bei Bauschatz, S. 27. 
1262 Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 176 f. 
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Begünstigung des Gesellschafters allerdings leicht zu umgehen ist, sind auch indirekte wirt-
schaftliche Vorteile – etwa zugunsten diesem nahestehender Personen1263 – von einer tatbe-
standlichen Veranlassung erfasst.1264 
(b) Maßstab 
(aa) Fremdvergleich 
Das bedeutendste zur Konkretisierung dieser Veranlassung entwickelte Werkzeug oder Hilfs-
kriterium ist der Fremdvergleich.1265 Dieser dient dazu, die subjektiven Elemente der Veran-
lassung – sofern sich diese nicht konkret bestimmen lassen1266 – auf Tatsachenebene durch 
objektive Kriterien zu bewerten und mithin Schlüsse auf die Motivation zu ziehen bezie-
hungsweise diese zu indizieren und damit einem externen Beweis zugänglich zu machen.1267 
                                                             
1263 Diese Nähebeziehung kann selbst gegenüber juristischen Personen bestehen und vielfältiger Natur 
sein, etwa ebenfalls gesellschaftsrechtlich, familienrechtlich, schuldrechtlich oder in Einzelfällen 
auch schlicht faktisch bedingt sein. Siehe hierzu im Einzelnen aus steuerlicher Sicht zuvorderst 
Stollenwerk, S. 89 ff.; außerdem Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (359 f.); Schwedhelm, in: 
Streck KStG8, § 8 Rn. 191. Ausführlich zu „Arbeitsverhältnisse[n] mit Angehörigen“: Wied, in: 
Blümich139, § 4 EStG Rn. 940 (Lfg. 139 November 2017). 
1264 Frotscher, GmbHR 1998, 23 (28 ff.); Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 73; Kohlhepp, § 2 Rn. 40 ff.; 
Neumann, S. 344 ff.; Schön, in: FG Flume, 265–299 (295 f.); Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 
Rn. 182 ff. Ebenso sind auch Befreiungen des Gesellschafters von Verbindlichkeiten gegenüber 
Dritten oder der Gesellschaft selbst taugliche Begünstigungen: Hat eine Körperschaft ihrem 
Selbstorgan gegenüber einen Anspruch auf Rückzahlung oder Schadensersatz wegen unangemes-
sener Vergütung, so liegt in der – endgültigen, etwa aufgrund von Verjährung – Unterlassung einer 
Geltendmachung dieses Anspruchs regelmäßig eine verdeckte Gewinnausschüttung: siehe Frot-
scher, GmbHR 1998, 23 (30 f.); Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 77. 
1265 Unter dieser Bezeichnung erst in der Folge der neuen vGA-Definition angewandt, etwa bei BFH, 
Urteil v. 2.12.1992 (I R 54/91) BStBl II 1993, 311–314 (312) (=BFHE 170, 119); 205 ders., Urteil 
v. 2.2.1994 (I R 78/92) BStBl II 1994, 479–483 (480 f.) (=BFHE 173, 412); ders., Urteil 
v. 17.5.1995 (I R 147/93) BStBl II 1996, 204–206 (=BFHE 178, 203) – Nur-Pension –; vgl. au-
ßerdem Bauschatz, S. 44 ff.; Böhmer, S. 24 ff.; Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 73; Neumann, 
S. 12 f.; Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (359); Oppenländer, S. 143 ff.; Wassermeyer, DB 
1994, 1105; ders., in: FS Offerhaus, 405–418; zur historischen Entwicklung s. Schön, in: FG 
Flume, 265–299 (284 f.). Vereinzelt wird auch der Begriff Drittvergleich synonym verwendet: 
Janssen, vGA, Rn. 323 f., 1150; Schön, in: FG Flume, 265–299 (284 f.). Bauschatz, S. 32 ff., sieht 
den Fremdvergleich gar als eigenen vollwertigen Gradmesser der verdeckten Gewinnausschüttung 
anstelle des Veranlassungsprinzips: „Der Fremdvergleich ist nicht lediglich ein Unterfall der Ver-
anlassungsprüfung, sondern ein eigenständiger Prüfungsmaßstab.“. Dagegen statt vieler nur Op-
penländer, S. 37 ff. Genauer zu diesem – in verschiedentlichem Kontext angewandten – Maßstab 
im für die Gemeinnützigkeit relevanteren Anwendungsfall der Selbstlosigkeit s.u. C.III.3, 
S. 257 ff. 
1266 Zu dieser oft nur theoretisch verfügbaren, prinzipiell aber vorzugswürdig heranzuziehenden Prü-
fung Bauschatz, S. 27; Böhmer, S. 25; Gosch, in: Gosch KStG3, § 8 Rn. 277 f.; Oppenländer, 
S. 43, 107 f.; Stollenwerk, S. 82 f.; Wassermeyer, DB 2001, 2465 (2467); a.A. wohl Müller, DStJG 
17 (1994), 289–319 (305); unklar Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (225). 
1267 BFH, Urteil v. 25.6.1996 (VIII R 28/94) BStBl II 1997, 202 (205) (=BFHE 181, 133); Hey, in: 
Tipke/Lang22, § 11 Rn. 74; Oppenländer, S. 107 f. 
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Hierzu wird der jeweilige Sachverhalt in seinen Einzelausprägungen auf die Frage hin unter-
sucht, ob eine derartige Leistung auch gegenüber Personen konkret üblich war (oder hypo-
thetisch wäre1268), die sich nicht durch ein besonderes Verhältnis zur Gesellschaft auszeich-
nen. Gelingt dieser Vergleich, ist also eine Fremdüblichkeit zumindest hypothetisch festzu-
stellen, so spricht dies an sich gegen eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis. 
(bb) Weitere Aspekte 
Dieser Prüfung liegt regelmäßig als Untermaßstab die – autonom steuerrechtlich zu interpre-
tierende1269 – „Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters“ zugrunde.1270 
Daneben bestehen noch weitere Kriterien, die sich schwer in eine Systematik einordnen las-
sen, manchmal als neben dem Fremdvergleich gleichberechtigte Indizien in Richtung Veran-
lassung betrachtet werden, manchmal vertikal als Unterkriterien in ebendiesen integriert wer-
den. Dies sind etwa die Üblichkeit, die Angemessenheit oder die Ernstlichkeit der Vereinba-
rung.1271 Auf eine genaue Hierarchie kann es aber schon alleine deshalb nicht ankommen, da 
diese ohnehin aus der Gewichtung der Einzelumstände zwangsläufig individuell zumindest 
modifiziert wird, wenn nicht gar sich hieraus überhaupt erst ergeben kann. Im Endeffekt 
kommt es ohnehin auf eine Gesamtschau der Gegebenheiten und deren kumulative Indizwir-
kung für die allem übergeordnete Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis an.1272 
                                                             
1268 Zum hypothetischen Fremdvergleich siehe BFH, Urteil v. 4.6.2003 (I R 24/02) BStBl II 2004, 
136–139 (138) (=BFHE 202, 494); Böhmer, S. 26; Janssen, NWB 2008 Fach 4, 5239 (5248 ff.) 
jeweils m.w.N. Siehe genauer auch unten C.III.3, S. 257 ff.. 
1269 Böhmer, S. 27 f.; Frotscher, GmbHR 1998, 23 (25); Pezzer, FR 1996, 379 (379); zu den Unter-
schieden trotz gemeinsamer Wurzeln mit Handels- und Gesellschaftsrecht siehe Frotscher, DStJG 
20 (1997), 205–249 (219, 227 f.); anders noch BFH, Urteil v. 16.3.1967 (I 261/63) BStBl III 1967, 
626–627 (627). 
1270 Vgl. ders., Urteil v. 16.3.1967 (I 261/63) BStBl III 1967, 626–627 (627); ders., Urteil v. 5.10.1994 
(I R 50/94) BStBl II 1995, 549–551 (=BFHE 176, 523); „nur ein Teilaspekt des Fremdvergleichs“: 
ders., Urteil v. 6.12.1995 (I R 88/94) BStBl II 1996, 383–385 (384) (=BFHE 179, 322); Apel, AuA 
2007, 550 (550); Bauschatz, S. 45 ff.; sehr ausführlich Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 
(227 ff.); ders., GmbHR 1998, 23 (25 ff.); Gosch, DStZ 1997, 1 (2); Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 
Rn. 73; Müller, DStJG 17 (1994), 289–319 (291, 305 ff.); „Maßstab zur Konkretisierung des 
Fremdvergleichs“: Böhmer, S. 26 ff.; „Unterform des hypothetischen Fremdvergleichs“: Wasser-
meyer, DB 2001, 2465 (2467); ähnlich Spitaler/Niemann, Rn. 187. Lange Zeit war dies allein der 
Maßstab für die Feststellung einer vGA. Siehe hierzu die Übersicht bei Schwedhelm, in: Streck 
KStG8, § 8 Rn. 161. Teilweise entwickelte sich der Dritt-/Fremdvergleich auch als Kernbestandteil 
gerade dieser Sorgfalt heraus; so etwa bei Frotscher, GmbHR 1998, 23 (25). 
1271 Bilsdorfer, S. 99 ff.; Böhmer, S. 30 ff., 41; Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (242 f.); Janssen, 
vGA (8. Aufl.) Rn. 74 ff.; Wassermeyer, DB 2001, 2465 (2467); klarer Schwerpunkt auf der Ernst-
lichkeit bei Gosch, DStZ 1997, 1 (2); kritisch: Frotscher, GmbHR 1998, 23 (27 f.); sowie Schön, 
in: FG Flume, 265–299 (286 ff.). Teilweise wird auch die Vorteilseignung (s.u.) als solches Krite-
rium angesehen. 
1272 Siehe als Beispiel für solche prägenden Umstände eines Einzelfalls FG Münster, Urteil 
v. 11.12.2012 (13 K 125/09 F) EFG 2013, 516–520; bestätigt durch BFH, Urteil v. 22.10.2015 
(IV R 7/13) BStBl II 2016, 219–223 (222 f.) (=BFHE 251, 335) zur Frage der gegenteiligen Indiz-
wirkung der Festlegung von Geschäftsführerbezügen durch einen extern besetzten GmbH-Beirat. 
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(cc) Relevanter Zeitpunkt 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bewertung der Veranlassung und damit insbesondere der 
Frage nach der Üblichkeit von Erfolgen und Qualität der Vermögensveränderung ist der Ab-
schluss der zugrundeliegenden – tatsächlichen, nicht notwendigerweise rechtlich wirksamen 
– Vereinbarung durch die vertretungsberechtigten Organe.1273 
(c) Veranlassung und Vergütung 
Bei der Vergütung als Phänotyp der verdeckten Gewinnausschüttung dient dieser Vergleich 
dazu festzustellen, ob die Vergütungsleistung überhaupt dem Grunde nach, in einem zweiten 
Schritt dann in ihrer konkreten Ausprägung – also bezüglich der Höhe bzw. des Umfangs – 
angemessen war.1274 Dabei kommt es bei einzelnen Organwaltern auf die kumulative Band-
breite aller Vergütungsbestandteile an, gleichzeitig kann bei mehreren Organwaltern auch die 
Gesamtbelastung aller – an und für sich angemessenen – Vergütungen eine unangemessene 
Übervorteilung der Gesellschaft darstellen.1275 Nur der das angemessene Maß übersteigende 
Betrag ist hierbei durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst und damit Gegenstand einer 
verdeckten Gewinnausschüttung. Für den angemessenen Bestandteil liegt hingegen prinzipi-
ell eine betriebliche Veranlassung vor, wobei dieser natürlich bei einer schon dem Grunde 
nach fehlenden Angemessenheit gleich null ist.1276 
cc. Verschärfte Maßstäbe für beherrschende Gesellschafter 
Bisweilen hat die Rechtsprechung für verdeckte Gewinnausschüttungen gegenüber beherr-
schenden Gesellschaftern strengere Maßstäbe angesetzt als die soeben skizzierten.1277 Bei 
                                                             
1273 St. Rspr., vgl. ders., Urteil v. 18.12.1996 (I R 139/94) BStBl II 1997, 301 (=BFHE 182, 184); 
ders., Urteil v. 8.11.2000 (I R 70/99) BStBl II 2005, 653 (=BFHE 193, 422). Ebenso Gosch, in: 
Gosch KStG3, § 8 Rn. 370 f.; Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 76 f.; Schwedhelm, in: Streck 
KStG8, § 8 Rn. 208 ff., 227 ff. 
1274 Hierzu siehe Janssen, vGA, Rn. 1128 ff., 1150 ff. sowie eingehend im Rahmen der Angemessen-
heit der Vergütung unten bei C., S. 243 ff. Eine nicht unbedeutende Rolle spielen hierbei gerade 
in letzter Zeit Pensionszusagen. Vgl. nur BFH, Urteil v. 17.5.1995 (I R 147/93) BStBl II 1996, 
204–206 (=BFHE 178, 203) – Nur-Pension –; ders., Urteil v. 5.3.2008 (I R 12/07) BFH/NV 2008, 
1273–1276 (=BFHE 220, 454); ders., Urteil v. 11.9.2013 (I R 28/13) BStBl II 2014, 726–732 
(=BFHE 244, 262); ders., Urteil v. 23.10.2013 (I R 60/12) BStBl II 2015, 413–416 (=BFHE 244, 
256); sowie die ausschweifenden Ausführungen bei Neumann, S. 356 ff.; Weber-Grellet, in: 
Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 17 ff. 
1275 BFH, Beschluss v. 9.2.2011 (I B 111/10) BFH/NV 2011, 1396; Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 
Rn. 80 f. Dieses Hilfsgriffs bedarf es allerdings dann nicht, wenn die bloße Vielzahl der Vorstände 
oder Geschäftsführer bereits ein unangemessenes Verhältnis von Arbeitsbelastung durch Ge-
schäftsführung und Vergütung für jeden Einzelnen signalisiert. 
1276 Janssen, NWB 2008 Fach 4, 5239 (5247); Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (358). 
1277 Siehe etwa BFH, Urteil v. 11.12.1985 (I R 164/82) BStBl II 1986, 469 (470) (=BFHE 146, 126); 
ders., Urteil v. 7.12.1988 (I R 25/82) BStBl II 1989, 248–250 (249 f.) (=BFHE 155, 349); ders., 
Urteil v. 22.2.1989 (I R 9/85) BStBl II 1989, 631–633 (632) (=BFHE 156, 428); „Der anzuwen-
dende Maßstab ist ein wesentlich anderer.“: ders., Urteil v. 6.12.1995 (I R 88/94) BStBl II 1996, 
383–385 (384) (=BFHE 179, 322); ders., Urteil v. 5.3.2008 (I R 12/07) BFH/NV 2008, 1273–1276 
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diesen oder ihnen zuzurechnenden Personen sei insofern selbst eine dem Fremdvergleich 
standhaltende Leistung als verdeckte Gewinnausschüttung anzusehen, wenn nicht rechtzeitig 
im Vorfeld eine klare und eindeutige, zumindest zivilrechtlich wirksame Vereinbarung ge-
troffen und diese später überhaupt erfüllt worden sei.1278 Auch wenn mitunter unklar ist, ob 
der BFH dies als eigenständige hinreichende bzw. „formale/formelle“ Tatbestandsmerkmale 
– mithin als absolute Maßstäbe – oder lediglich als widerlegbares verschärftes Indiz für eine 
Veranlassung betrachtet, stößt diese verallgemeinernde Sonderbehandlung in der Literatur 
auf Kritik, solange darin nicht lediglich ein Erfahrungssatz für die Indiziengewichtung im 
Rahmen insbesondere des Fremdvergleichs erblickt wird, sie sich also nahtlos in das allge-
meine Bewertungssystem einbinden lässt.1279 
dd. Rechtsfolge 
Wird einer Vermögensminderung oder verhinderten -mehrung nach diesen Kriterien die Qua-
lität einer verdeckten Gewinnausschüttung beigemessen, hat dies Auswirkungen sowohl für 
die Gesellschaft, als auch für das begünstigte Mitglied.1280 Auf Seiten der Körperschaft min-
dern die Ausschüttungen in diesem Fall gem. § 8 Abs. 3 S. 2 KStG das Einkommen nicht, 
was dazu führt, dass dieser Betrag dem Ergebnis hinzugerechnet wird, sodass sich in der 
Folge die Steuerpflicht entsprechend erhöht.1281 
                                                             
(=BFHE 220, 454); ders., Beschluss v. 22.4.2009 (I B 162/08) BFH/NV 2009, 1458; ders., Urteil 
v. 11.9.2013 (I R 28/13) BStBl II 2014, 726–732 (=BFHE 244, 262). Siehe hierzu allgemein und 
ausführlich Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (235 ff.); Gosch, DStZ 1997, 1 (3 f.); Schwed-
helm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 320 ff. Eine aufbereitete Übersicht über die geschichtliche Ent-
wicklung findet sich bei Böhmer, S. 63 ff. 
1278 Zu den Einzelheiten dieser Anforderungen siehe ders., S. 249 ff.; Janssen, vGA, Rn. 3 ff.; Kohl-
hepp, § 4 Rn. 21 ff.; Neumann, S. 13 ff.; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 330 ff. 
1279 Zu Einzelheiten siehe Böhmer, S. 63 ff.; zur dogmatischen Einordnung dieser Sonderbedingungen 
ebd. S. 103 ff.; Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (236 ff.); Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 78; 
Pezzer, FR 1996, 379 (380); Schön, in: FG Flume, 265–299 (290 ff.). Zum besonderen Problem 
der Unvereinbarkeit mit § 41 AO siehe nur Frotscher, GmbHR 1998, 23 (33). Teilweise relativiert 
der BFH allerdings auch seine eigenen Anforderungen durch äußere Faktoren, etwa durch eine 
weitgehend großzügige Bewertung von Fällen des Selbstkontrahierens i.S.d. § 181 BGB bei Al-
leingesellschafter-Geschäftsführern: BFH, Urteil v. 23.10.1996 (I R 71/95) BStBl II 1999, 35–37 
(37) (=BFHE 181, 328); weitere Relativierungstendenzen dargestellt bei Bauschatz, S. 71 ff. 
1280 Auf die Behandlung seitens des Gesellschafters soll hier abhängig vom allgemeinen Betrachtungs-
winkel der Darstellung nicht näher eingegangen werden. Siehe hierzu ausführlich Hey, in: 
Tipke/Lang22, § 11 Rn. 88; Kohlhepp, § 5 Rn. 144 ff.; Pezzer, S. 170 ff.; Schwedhelm, in: Streck 
KStG8, § 8 Rn. 285 ff. jeweils m.w.N. Zur Frage, inwieweit die Ergebnisse der beiden Ebenen 
gleichlaufen können oder müssen siehe Böhmer, S. 49 f.; Briese, GmbHR 2005, 597 (604 ff.); 
Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 89 f.; Kohlhepp, § 5 Rn. 235 ff.; Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 
357 (362 f.); Schulte/Behnes, BB-Special 2007 Nr. 9, 1 (1) ebenfalls m.w.N. 
1281 Siehe zu den umstrittenen Einzelheiten – insbesondere, ob dies innerhalb oder außerhalb der Steu-
erbilanz zu erfolgen hat – Briese, GmbHR 2005, 597 (598 ff.); Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–
249 (210 ff.); Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 88; Janssen, vGA (8. Aufl.) Rn. 231 ff., 251 ff.; 
Kohlhepp, § 5 Rn. 1 ff.; Niehus/Wilke, SteuerStud 2009, 357 (361); Oppenländer, S. 217 ff.; Pez-
zer, S. 119 ff.; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 280 ff. jeweils m.w.N. 
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Verschärft werden diese steuerlichen Auswirkungen dadurch, dass auch eine erfolgreiche zi-
vilrechtliche Rückforderung vonseiten der Gesellschaft1282 diese Konsequenzen nach Ansicht 
zumindest der Rechtsprechung – quasi als „actus contrarius“1283 – aus steuerlicher Sicht nicht 
rückgängig zu machen vermag.1284  
b. Gemeinnützigkeitsspezifische Anwendung dieser Grundsätze 
Im Zuge der Heranziehung dieser Bewertungsmaßstäbe auf das Gebiet der gemeinnützigen 
Mittelverwendung ergeben sich damit die folgenden Anforderungen. 
aa. Notwendige Voraussetzung einer unschädlichen Zuwendung: 
Bestehender Anspruch auf die Leistung 
Zunächst einmal bedarf es daher eines alternativen Anlasses für die Leistungsbeziehung, der 
regelmäßig nur in einem – synallagmatischen – Anspruch zu erblicken ist. Nur bei vorheriger 
Festlegung eines (ausgewogenen) Leistungsaustauschs wird dieser die Zuwendung über das 
gesellschaftliche Näheverhältnis hinaus belastbar begründen können.1285 Daher ist in concreto 
für die steuerliche Bewertung der unschädlichen Mittelverwendung die detaillierte Klärung 
der schuld- und gesellschaftsrechtlichen Situation mitsamt aller (gesellschaftsform-) spezifi-
schen – im ersten Teil dargestellten – Anforderungen zwingend notwendig.1286 Besteht auf 
die Zuwendung kein Anspruch, spricht eine anderweitig kaum widerlegbare Vermutung da-
für, dass primär das Gesellschaftsverhältnis und damit privatnützige Erwägungen die aus-
schlaggebende Motivation waren. War hierbei schon – was aus der Konsequenz des § 60 AO 
                                                             
1282 Zu hierzu potentiell einschlägigen vertraglichen und gesetzlichen Anspruchsgrundlagen siehe 
Fiedler, S. 4 ff.; Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 91; Müller, DStJG 17 (1994), 289–319 (302 ff., 
318); Pezzer, S. 189 f.; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 306. 
1283 So Müller, DStJG 17 (1994), 289–319 (316). 
1284 BFH, Urteil v. 23.5.1984 (I R 266/81) BStBl II 1984, 723–726 (725 f.) (=BFHE 141, 261); ders., 
Urteil v. 29.5.1996 (I R 118/93) BStBl II 1997, 92–95 (93 f.) (=BFHE 180, 405); ders., Urteil 
v. 14.7.2009 (VIII R 10/07) BFH/NV 2009, 1815–1817 (1816); ebenso Müller, DStJG 17 (1994), 
289–319 (316 ff.); jedenfalls im Ergebnis zustimmend: Reiß, StuW 1996, 337 (350 ff.). Zu den 
teils ungewöhnlichen bilanziellen Folgen siehe Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 91; Oppenländer, 
S. 249 ff. Siehe außerdem die Übersicht bei Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 307; sowie 
Janssen, vGA (8. Aufl.) Rn. 362 ff. Kritik an dieser Auffassung u.a. bei: Fiedler, S. 109 ff.; Pezzer, 
S. 194 f.; Schwedhelm, in: Streck KStG8, § 8 Rn. 308 ff. Im Kontext der vGA als Mittelfehlver-
wendung im Rahmen der Selbstlosigkeit (§ 55 AO) kann eine Rückabwicklung mit entsprechender 
Wirkung – unter bestimmten Voraussetzungen – sogar noch überzeugender begründet werden: 
Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 (500 f.). 
1285 Vgl. BFH, Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1538); ders., Beschluss 
v. 5.8.2011 (I B 25/11) BFH/NV 2011, 2009–2010 (2009 f.); FG Hamburg, Urteil v. 19.6.2008 
(5 K 165/06) juris, Rz. 149 ff.; FG Sachsen-Anhalt, Urteil v. 17.10.2012 (3 K 1574/07) juris, 
Rz. 65 ff.; v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 48 f.; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 180 ff. (Lfg. 236 Januar 2016). 
1286 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 160 f.; Hüttemann, DB 2009, 1205 (1206); ders., Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 5.63; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (36); Schütz/v. Zydowitz, npoR 
2/2010, 37 (38); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 105a. Zur besonderen Be-
deutung der Satzung aus diesem Blickwinkel einmal mehr Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 15. 
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regelmäßig der Fall sein dürfte – laut der Verfassung der gewährenden juristischen Person 
höchstens eine angemessene Vergütung möglich, so besteht auf eine (im zivilrechtlichen 
Sinne) unangemessene Vergütung unter Umständen schon gar kein Anspruch, wenn das für 
die Körperschaft handelnde Organ hierbei außerhalb seiner Befugnisse handelte.1287 
bb. Qualitative Überprüfung dieses Anspruchs: Fremdvergleich 
Das Vorliegen eines derartigen Anspruchs bedeutet aber aufgrund der Vertragsautonomie 
nicht, dass der Anspruch in einem angemessenen Verhältnis zur Gegenleistung des Empfän-
gers steht. Dies ist aber notwendig, um insbesondere der ausschließlichen und selbstlosen 
Mittelverwendung zu entsprechen, da bei insuffizienter Gegenleistung staatlich privilegierte 
Mittel gerade nicht für die steuerbegünstigten Zwecke der Körperschaft verwendet werden, 
sondern für die Eigeninteressen des Zuwendungsempfängers.1288 Auch für die inhaltliche 
Überprüfung bei Vorliegen eines Anspruchs in Bezug auf dessen Angemessenheit werden die 
Maßstäbe der verdeckten Gewinnausschüttung entsprechend herangezogen, insbesondere der 
Fremdvergleich.1289 Nur bei einer wertmäßig nicht oberhalb des marktüblichen Niveaus lie-
genden Gegenleistung kann eine Veranlassung, die allein im körperschaftlichen Verhältnis 
wurzelt, prinzipiell ausgeschlossen werden.1290 
Die Anwendung des Fremdvergleichs als vorrangigem Maßstab der Abwägung darf aller-
dings nicht dazu verleiten, das Institut der verdeckten Gewinnausschüttung in all seinen Be-
wertungsbestandteilen und teils kasuistischen wie unsystematischen Auswüchsen mit einer 
Prüfung gem. § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO gleichzusetzen. Letzterer liegt ein eigenständiger, 
                                                             
1287 Siehe hierzu genauer im vereinsrechtlichen Kontext Erster Teil A.II.3.f.aa, S. 75 f.; anders aber in 
Bezug auf eine gegen § 87 Abs. 1 AktG verstoßende Vergütung in der (g)AG: Erster Teil 
C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141. Dann scheitert die Gemeinnützigkeit steuerrechtlich bereits vor einer 
(eigenständigen) inhaltlichen bzw. materiellen Angemessenheitsprüfung. Vgl. nur Hüttemann, DB 
2009, 1205 (1206). Noch anders liegt es, wenn die Organstellung nach den zivilrechtlichen Vor-
gaben unentgeltlich – dazu, was in diesem Kontext „ehrenamtlich“ bedeutet siehe Erster Teil 
A.II.3.d, S. 56 ff. – erfolgen soll: Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 17 (Lfg. 144 April 2016). 
1288 Vgl. hierzu AEAO Nr. 11 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1. Den Aspekt des adäquaten Leistungsaustauschs 
merkwürdigerweise ausklammernd: FG München, Urteil v. 29.2.1996 (15 K 4332/93) EFG 1996, 
938–940 (940). Zur Rolle des Mitgliedsbeitrags für die Bemessung der Gegenleistung siehe 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 156; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 16, 23; Herbert, BB 
1991, 178 (185); Reimer/Waldhoff, FR 2002, 318 (324); ohne Begründung demgegenüber kritisch 
aber Leisner-Egensperger, DStZ 2008, 292 (299). 
1289 BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); ders., Urteil 
v. 3.12.1996 (I R 67/95) BStBl II 1997, 474–476 (475) (=BFHE 182, 258); ders., Beschluss 
v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539; ders., Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) 
BStBl II 2012, 226 (228) (=BFHE 231, 28); ders., Urteil v. 27.11.2013 (I R 17/12) BStBl II 2016, 
68–74 (71 f.) (=BFHE 244, 194); FG Münster, Urteil v. 11.3.2005 (9 K 1567/00 K) EFG 2005, 
1003–1004 (1003); Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 (176); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.63; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 180, 220 (Lfg. 236 Januar 2016); Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 16 (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, 
C. Rn. 108a. Siehe hierzu genauer oben B.II.3.a.bb(2)(b)(aa), S. 232 sowie vergütungsspezifisch 
unten C.III.3, S. 257 ff. 
1290 Es ist natürlich in diesem Zusammenhang wichtig, darauf zu achten, dass die angemessene Ge-
genleistung für die Körperschaft überhaupt einen Nutzen zur Zweckverfolgung darstellt: Herbert, 
BB 1991, 178 (185). 
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genuin gemeinnützigkeitsrechtlicher Maßstab zugrunde, der sich an den teleologischen Vor-
gaben insbesondere der AO orientieren muss und sich zwar der bewährten Gradmesser der 
vGA bedienen darf, diese aber strikt bereichsspezifisch anzuwenden hat. Auch wenn sich 
aufgrund der Überschneidung der Maßstäbe insbesondere in Gestalt des Fremdvergleichs der 
Regelsatz aufstellen lässt, dass, wo eine vGA vorliegt, auch eine Zuwendung wider besagtes 
Verbot – oder das der Begünstigung in Nr. 3 – gegeben ist, lässt sich dies aufgrund der Viel-
zahl der sonstigen Anforderungen an die vGA weder umkehren, noch verallgemeinern.1291 
Das ergibt sich anschaulicherweise schon aus den in § 58 AO enthaltenen Ausnahmen, die 
im Einzelnen durchaus Fälle von verdeckten Gewinnausschüttungen enthalten können.1292 
Letztlich unterscheiden sich beide Prüfungen zudem nicht nur durch die spezifischen tatbe-
standlichen Wertungen, sondern auch durch die merklich abweichenden Rechtsfolgen.1293 
4. Bedeutung für die Vergütung von Organpersonen 
Damit lässt sich festhalten, dass § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO für die Vergütung von Selbstor-
ganen – also solchen Organwaltern, die sich über ihre Anstellung hinaus durch eine eigen-
ständige korporative Beziehung zu den juristischen Personen als Mitglied, Anteilseigner, oder 
persönlich einer Stiftung Nahestehender auszeichnen – wesentliche Beschränkungen mit sich 
bringt. In (überwiegender) Wertungs-Parallele zur vGA1294 muss auf die Vergütung – gerade 
auch als Steigerung zu bloßem Aufwendungsersatz – rechtzeitig ein (belegbarer1295) An-
spruch bestehen, dessen zivil- und gesellschaftsrechtlichen Voraussetzungen je nach Rechts-
form und Organ erheblich variieren. Darüber hinaus muss dessen Inhalt im Sinne der §§ 51 ff. 
AO zur Zweckverfolgung notwendig und damit vom Umfang her angemessen sein, da die 
                                                             
1291 Vgl. BFH, Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539; FG Hamburg, Urteil v. 
19.6.2008 (5 K 165/06) juris; FG Sachsen-Anhalt, Urteil v. 17.10.2012 (3 K 1574/07) juris, 
Rz. 65 ff.; weniger präzise R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 106. Genauer 
zum Verhältnis von vGA und Zuwendungs- bzw. Begünstigungsverbot: FG Hamburg, Urteil 
v. 19.6.2008 (5 K 165/06) juris, Rz. 80 ff., 155; Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 8 Rn. 100 
(a.E.); Grambow, Rn. 308; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (43); Schauhoff, in: Hdb 
Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 114 f.; Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 (498 f.). 
1292 So dies., DB 2011, 497 (499). 
1293 Genauer hierzu (Rechtsfolge eines Gemeinnützigkeitsverstoßes gegenüber vGA deutlich schärfer, 
jedoch nicht komplett ausnahmslos): Bott, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 10 Rn. 80 ff.; Hüttemann, 
Gemeinnützigkeit, Rn. 4.162 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, Vor § 51 Rn. 8 (Lfg. 143 Januar 2016). 
1294 Vgl. zum Verhältnis von vGA und § 55 Abs. 1 AO zuletzt anschaulich FG München, Urteil 
v. 25.4.2016 (7 K 1252/14), EFG 2017, 753–756 (Rz. 19 ff. [juris]); Revision beim BFH anhängig 
(V R 67/16). 
1295 Das führt jedoch nach richtiger Auffassung nicht soweit, dass die verschärften (formalen) Anfor-
derungen der vGA für beherrschende Gesellschafter (siehe bereits B.II.3.a.cc, S. 234) auf die ge-
meinnützigen Anforderungen übertragen werden: siehe vorrangig Schauhoff, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 9 Rn. 114; jedenfalls in Bezug auf § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO: Hofmeister, DStJG 26 (2003), 
159–176 (175 f.); Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (196 f.). A.A. aber FG Saarland, Urteil 
v. 2.10.1996 (1 K 85/95) EFG 1997, 38 (38); dass., Urteil v. 30.8.2000 (1 K 223/96) EFG 2000, 
1352–1354 (1353); ähnlich wohl Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 153, 161; Grambow, 
Rn. 308; v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann § 55 AO Rn. 101; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 194 (Lfg. 236 Januar 2016); unklar Mecking, in: Vergütungsstudie 
2014, 17–48 (43); vermittelnd (keine Rückwirkung erlaubt, aber auch keine Schriftlichkeit gefor-
dert) Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 (499). 
B. Vergütung als Problem der gemeinnützigen Mittelverwendung 
239 
Beweggründe der übermäßigen Entlohnung sonst in zweckfremden privatnützigen Bereichen 
zu vermuten sind. Maßstab hierfür ist der Fremdvergleich. 
Insbesondere ist zu beachten, dass die Einhaltung wortgleicher Vorgaben zivil- inklusive ge-
sellschaftsrechtlicher Natur in Gesetz oder Satzung1296 aufgrund der unterschiedlichen 
Zweckrichtung nicht notwendigerweise einer Erfüllung auch der gemeinnützigen Vorgaben 
entsprechen muss. Dies gilt insbesondere für die Frage einer Vergütung von Vorständen und 
Geschäftsführern, wenn in der Satzung in Abstimmung mit dem Satzungszweck eine „ehren-
amtliche“ Tätigkeit festgeschrieben wurde, oder sich eine solche aus dem Gesetz ergibt.1297 
III. Zweckfremde (Dritt-) Begünstigung (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO) 
Nach § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO darf die Körperschaft „keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen be-
günstigen.“1298 
1. Personeller Anwendungsbereich 
(in Abgrenzung zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO) 
Auch wenn sich diese Norm im Endeffekt bezüglich Regelungszweck, tatbestandlicher Vo-
raussetzungen und Rechtsfolge weitestgehend mit Nr. 1 Satz 2 deckt, unterscheiden sie sich 
in ihrem Anwendungsbereich doch in einzelnen Punkten – im Wortlaut jedoch nur vorder-
gründig –, was sich nicht zuletzt auch anhand unterschiedlicher Organpersonen zeitigt. Wäh-
rend erstgenannter Norm ein – wenn auch weit verstandener – Mitgliederbegriff zugrunde 
liegt, erweitert Nr. 3 dies in personeller Hinsicht uneingeschränkt auf Dritte, also Nichtmit-
glieder.1299 Folglich betrifft dies neben den in Nr. 1 S. 2 ausgeklammerten reinen Angestellten 
                                                             
1296 Auch wenn aufgrund der notwendigen Verankerung der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit allein 
zivilrechtlich motivierte Satzungsklauseln in diesem Bereich eher die Ausnahme bilden dürften, 
zumal diese zumindest bis zur Wortlautgrenze als den gemeinnützigen Vorgaben entsprechend 
ausgelegt werden müssen. 
1297 Zur Auslegung dieses Begriffs siehe oben Erster Teil A.II.3.d, S. 56 ff. Dafür, dass eine Vergütung 
in diesem Falle regelmäßig schädlich ist: BFH, Beschluss v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 
1536–1539 (1538); FG Hamburg, Urteil v. 19.6.2008 (5 K 165/06) juris, Rz. 151; Buchna/Leichin-
ger/Seeger/Brox, S. 159 ff. 
1298 Allgemein zu dieser Norm siehe Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 22 ff.; Herbert, BB 1991, 178 
(180); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.67 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 24; Musil, in: 
Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 212 ff. (Lfg. 236 Januar 2016); Schauhoff, in: Hdb Gemein-
nützigkeit3, § 9 Rn. 115; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, 
in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 108 f. 
1299 Hier hinter verbirgt sich wohl nichts anderes als eine – wenn auch konzeptionell wenig zwingende 
– Subsidiarität der Nr. 3 gegenüber dem Zuwendungsverbot an Mitglieder, sodass sie etwa auch 
Zuwendungen an Mitglieder erfasst, wenn diese im Einzelfall gerade nicht aufgrund körperschaft-
licher Nähebeziehung, sondern wie gegenüber einem Dritten erfolgen. Insbesondere lässt sich kein 
strenges Alternativverhältnis zwischen den beiden Tatbeständen ausmachen; so auch Herbert, BB 
1991, 178 (184); Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 24; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 
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oder weiter entfernten Personen wie beispielsweise bloßen Leistungsempfängern auch 
Fremdorgane – etwa GmbH-Geschäftsführer, die nicht gleichzeitig Gesellschafter sind – so-
wie nicht unter die Ausweitung in Abs. 3 fallende Organwalter bei der Stiftung.1300 
2. Sachlicher Anwendungsbereich 
a. Zweckfremde Ausgaben bzw. unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
Der Norm gegenständlich sind zweckfremde Ausgaben sowie unverhältnismäßig hohe Ver-
gütungen. Auch wenn diese beiden „Alternativen“ erneut aus Gründen der Veranschauli-
chung sehr spezifiziert erscheinen mögen, sind sie letztlich nichts anderes als auf bloße Bei-
spielhaftigkeit reduzierbare Konkretisierungen (bzw. in Gestalt der Vergütung je nachdem 
sogar Unter-Konkretisierungen) der allgemeinen Vorgabe des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 AO, 
keine Mittel für satzungsfremde Zwecke zu verwenden. Dabei stellt Letztere ihrerseits streng-
genommen bereits eine Konkretisierung der Gebote der Ausschließlichkeit und Selbstlosig-
keit in Bezug auf die Mittelverwendung dar.1301 Folglich gelten im Wesentlichen die gleichen 
Wertungen wie bereits für Nr. 1 Satz 2 herausgestellt.1302 Letztlich ist es damit abermals not-
wendig, aber nicht tendenziell ausgeschlossen, dass die „Ausgaben“ der Körperschaft einen 
hinreichend unmittelbaren Ausfluss ihrer Zweckverfolgung darstellen, obgleich eine Motiva-
tion aus einer persönlichen Nähebeziehung regelmäßig in Abgrenzung zu Nr. 1 Satz 2 ohne-
hin weniger naheliegt.1303 Hat die Zuwendung aber Entgeltcharakter, so bedeutet dies einmal 
mehr, dass diese Ausgabe in einem angemessenen Verhältnis zu den empfangenen Gegen-
leistungen der Dritten stehen und auf einem entsprechenden Anspruch fußen muss.1304 Dies 
wird für Vergütungen in der zweiten „Alternative“ noch einmal merklich expliziter formuliert 
                                                             
(Lfg. 144 April 2016); leicht anders (weitgehende Überschneidung der Normen ohne Rangverhält-
nis) aber wohl: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 158; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 22; ähn-
lich (Überschneidung und Konkretisierung) Mecking, SB 2017, 140 (140). 
1300 Feick, ZSt 2007, 152 (153); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.67; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 213 (Lfg. 236 Januar 2016); Schütz/v. Zydowitz, npoR 2/2010, 37 
(38). Teilweise wird auch die – normsystematisch eher fernliegende – Neigung ersichtlich, Nr. 3 
aufgrund der expliziten Nennung als lex specialis für alle Vergütungsfragen anzusehen, sodass 
auch Alleingesellschafter-Geschäftsführer in Bezug auf ihre Vergütung unter die Nr. 3 zu fassen 
wären: so explizit Weidmann/Kohlhepp, DB 2011, 497 (498); außerdem wohl BFH, Urteil 
v. 28.10.2004 (I B 95/04) BFH/NV 2005, 160–162 (161); ders., Beschluss v. 12.10.2010 
(I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (228) (=BFHE 231, 28); Kirchhain, DB 2014, 1831 (1832); Küm-
pel, DStR 2001, 152 (155); v. Wallis/Steinhardt, Rn. 51 (a.E.). 
1301 Vgl. Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.67. 
1302 Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 22; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.67. 
1303 Anders mag sich dies wiederum für Gesellschaftern nahestehende Personen und Festangestellte 
darstellen. 
1304 BFH, Beschluss v. 5.8.2011 (I B 25/11) BFH/NV 2011, 2009–2010 (2009 f.); Gersch, in: Klein-
AO13, § 55 Rn. 22 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.67; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 
(Lfg. 144 April 2016). 
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als für die Mitglieder, was allerdings nicht bedeutet, dass für Dritte ein schärferer Maßstab 
zu gelten hätte. Auch hier ist der Fremdvergleich das maßgebende Kriterium.1305 
b. Hierdurch erfolgende Begünstigung 
In der „Begünstigung“ ist nach überwiegender Auffassung ein Finalitätsmoment enthalten, 
welches voraussetzt, dass subjektiv auf Seiten der die Ausgaben und Vergütungen ausführen-
den Geschäftsführungsorgane Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis von der Unverhältnis-
mäßigkeit der Vergütungshöhe vorliegt. Dies dürfte regelmäßig nur dann erfüllt sein, wenn 
die Überschreitung in Bezug auf einen Fremdvergleich nicht lediglich fragwürdig, sondern 
zumindest signifikant, eher schlechthin unvertretbar war.1306 
IV. Zusammenfassung der Vorgaben an die Organvergütung 
Damit ergeben sich sowohl für Fremd- als auch Selbstorgane in Bezug auf ihre Vergütung 
vergleichbare Anforderungen. Die Leistungen müssen auf einem insbesondere satzungskon-
formen Anspruch beruhen, was jedenfalls dann nicht erfüllt sein kann, wenn sie in Bezug auf 
die Gegenleistung des Empfängers als unangemessen anzusehen sind. Dies bedeutet jedoch 
umgekehrt nicht, dass gerade im Bereich wissenschaftlicher, künstlerischer oder sportlicher 
Zweckverfolgung generell hohe Vergütungen verwehrt bleiben müssen. Sie müssen lediglich 
                                                             
1305 Gersch, in: Klein-AO13, § 55 Rn. 24; Herbert, BB 1991, 178 (180); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.68; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 24; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 
Rn. 215 (Lfg. 236 Januar 2016); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 115; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 (Lfg. 144 April 2016). Das bedeutet natürlich nicht, dass sich die Eigen-
schaft als externer Vergütungsempfänger im Einzelnen nicht als Faktor in der Anwendung des 
Fremdvergleichs anders niederschlagen kann, als dies bei Selbstorganen der Fall ist. Im Übrigen 
zeigt sich hier, dass der eigentlich synonyme Begriff „Drittvergleich“ in diesem Kontext missver-
ständlich ist, bzw. einer Korrektur dahingehend bedürfte, dass zum Vergleich ein anderer (also 
fremder) Dritter herangezogen werden muss; vgl. auch Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 
(175 f.). 
1306 So ders., DStZ 1999, 545 (548); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68; Mecking, in: Vergü-
tungsstudie 2014, 17–48 (36); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 115; zu § 55 Abs. 1 
Nr. 1 AO: BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); 
daran zeigt sich, dass ein solches subjektives Moment keine exklusive Eigenart des § 55 Abs. 1 
Nr. 3 AO ist, sondern auch das Tatbestandsmerkmal „in ihrer Eigenschaft als Mitglieder“ des Nr. 1 
Satz 2 solche Elemente aufweist. Im Rahmen der vGA – deren Maßstäbe hier zurate gezogen wer-
den können – sind Rechtsprechung und Finanzverwaltung der Auffassung, dass jedenfalls ab einer 
Überschreitung der Angemessenheitsgrenze um 20 % eine verdeckte Gewinnausschüttung vor-
liegt: ders., Urteil v. 28.6.1989 (I R 89/85) BStBl II 1989, 854–857 (856) (=BFHE 157, 408); 
BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 23). Das FG Meck-
lenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (268 f. [Rz. 84]) 
zieht diesen Sicherheitszuschlag daher wie selbstverständlich auch i.R.d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO 
heran. Dies steht logischerweise in einer Wechselbeziehung zu den Bagatellgrenzen bei der Aber-
kennung der Gemeinnützigkeit: Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 17 (Lfg. 144 April 2016). Gleich-
zeitig lässt sich dies auch als Anpassung an den Maßstab der Ausstellerhaftung in § 10b Abs. 4 
S. 2 EStG deuten: Geserich, DStR 2001, 604 (607); Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548). 
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der durch die Empfänger dargestellten Zweckverwirklichung wertmäßig entsprechen, was 
insbesondere in diesen beispielhaften Bereichen bis in erhebliche Höhen möglich ist.1307 
Damit wird die wirtschaftliche Angemessenheit der gezahlten Vergütung zum letztgültigen 
Bewertungskriterium der Vereinbarkeit einer Organvergütung mit den Vorgaben des Ge-
meinnützigkeitsrechts. Die Frage der Angemessenheit und ihres Verständnisses bedarf daher 
einer weitergehenden Betrachtung. 
                                                             
1307 So insbesondere auch Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 158; Gersch, in: Klein-AO13, § 55 
Rn. 24; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 106; ähnlich BFH, Beschluss 
v. 8.8.2001 (I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1537 f.). Zur Vergütung von Sportlern im 
Rahmen sportlicher Veranstaltungen beachte aber die umfangreichen Sonderbestimmungen zur 
Zweckbetriebseigenschaft in AEAO Nr. 27–40 zu § 67a Abs. 3. 
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C. Angemessene Vergütung im Sinne der Gemeinnützigkeit 
I. Begriffsbestimmung 
1. Allgemein 
Wie schon der Begriff des „Ehrenamtes“ ist auch die Angemessenheit – einer wie auch immer 
gearteten Entlohnung – ein Begriff, der in vielfältigen normativen Kontexten verwendet wird, 
ohne dass dem eine einheitliche – geschweige denn gesetzliche – Definition zugrunde 
läge.1308 Dies ist schon aus der Warte erklärbar, dass dem Begriff selbst inhaltlich ein Konzept 
der (kontextsensitiven) Relation zu eigen ist. Was angemessen ist, lässt sich nicht abstrakt im 
luftleeren Raum bestimmen, sondern orientiert sich aus seiner selbst immer an den zu be-
trachtenden Umständen.1309 Angemessenheit ist stets eine Beziehung oder Proportion zwi-
schen zumindest zwei Bezugsgrößen. Auch wenn sich im Einzelnen vielleicht eine „absolute“ 
Unangemessenheit festmachen ließe, so erreicht sie diesen Status nicht eo ipso, sondern aus 
der Gesamtschau aller theoretisch denkbaren Konstellationen.1310 
Für die Rechtswissenschaft ergibt sich daraus einmal mehr, dass die Angemessenheit als Tat-
bestandsmerkmal und unbestimmter Rechtsbegriff immer in ihrem jeweiligen Kontext gese-
hen werden muss, und ihre Definition spezifisch aus ihrem konkreten Sinn und Zweck er-
schlossen werden muss. Letztlich ist die Angemessenheit hierbei ein Postulat der Leistungs-
gerechtigkeit.1311 Dies bedeutet indes im Umkehrschluss nicht, dass nicht an verschiedenen 
Stellen ein vergleichbares Begriffsverständnis zugrunde liegen kann, wenn sich die jeweilige 
Stoßrichtung der Regelungen zumindest in wesentlichen Teilen überschneidet. Die Angemes-
senheit ist allgemeingültiger Ausdruck einer maßvollen Vergütung unter verschiedenen Auf-
hängern, etwa im Rahmen von vGA, sowie anderweitigen Satzungs- oder Gesetzesvorgaben. 
Diese Universalität stützt sich im vorliegenden Kontext insbesondere auf die weitverbreitete 
– zumindest unterschwellige – Anknüpfung an das Institut des Fremdvergleichs.1312 
                                                             
1308 So auch Herfurth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22 (22). 
1309 Vgl. Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123 (116): „für die Beurteilung der Angemessenheit [ist] 
nicht die absolute Vergütungshöhe entscheidend [...], sondern, für welchen Erfolg die Vorstände 
wie viel an Vergütung erhalten“; ähnlich Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (36). Wei-
tere Kritik an absoluten Gehaltsobergrenzen bei: Bors, S. 77 ff.; Janssen, vGA, Rn. 1211. 
1310 Auch wenn dies – soweit erkennbar – nirgends so gehandhabt wird, wäre für diese (zu Recht nicht 
unumstrittene) Größe die Bezeichnung universale Unangemessenheit somit treffender. 
1311 Zur Leistungsgerechtigkeit als „tragender Grundsatz der freien Marktwirtschaft und ein sie mora-
lisch erst rechtfertigendes Axiom“ siehe Peltzer, in: FS Lutter, 571–586 (586); konkret zur Vergü-
tung als deren Ausdruck Feick, ZSt 2007, 152 (153); sowie Richter/Werz, S&S 4/2006, 23 (24 f.). 
1312 „[G]enereller Referenzrahmen“ Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (40); außerdem 
Feick, ZSt 2007, 152 (154); „nicht nur wünschenswert, sondern auch möglich, [...] eine möglichst 
einheitliche dogmatische Grundlegung wie auch einheitliche Maßstäbe für den Fremdvergleich zu 
entwickeln“: P. Fischer, DStZ 1997, 357 (357 f.); Gosch, DStZ 1997, 1 (3) bezeichnet diese Form 
des emanzipierten Fremdvergleichs als „‚objektivierten‘ oder auch materiellen Fremdvergleich im 
weiteren Sinne“. Andererseits benutzt Osterloh, S. 410 f. den Begriff im Kontext der Verträge 
zwischen Familienangehörigen lediglich in Anführungszeichen – vermutlich, um dessen Auswei-
tung zu kritisieren. 
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2. Der Begriff der Angemessenheit im Gemeinnützigkeitsrecht 
Zunächst einmal ist festzustellen, dass der Begriff der „Angemessenheit“ jedenfalls in § 55 
AO nicht explizit verwendet wird. Während § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO auf den ersten Blick über-
haupt keine qualitative Einschränkung formuliert, unterbindet Nr. 3 lediglich die Begünsti-
gung Dritter durch „unverhältnismäßig hohe Vergütungen“. Dies gilt dementsprechend auch 
für individuelle Satzungsbestandteile, die auf der – diesen Normen wörtlich entsprechenden 
– Mustersatzung aufbauen. Dennoch verbirgt sich hinter beiden Regelungen nichts anderes 
als eine Anbindung an ein allgemeineres Verständnis von Angemessenheit. In Nr. 1 findet 
diese durch die Anknüpfung der Formulierung „in ihrer Eigenschaft als Mitglieder“ an den 
Veranlassungsgedanken der vGA und damit letztlich an den materiellen bzw. hypothetischen 
Fremdvergleich Anwendung, dessen zentraler Prüfbegriff die Angemessenheit ist. In Nr. 3 
ergibt sich die negative Formulierung zum einen aus der Entscheidung des Gesetzgebers, die 
Regelung als Verbot auszugestalten. Dass zudem die Formulierung „unverhältnismäßig hohe 
Vergütung“ gewählt wurde, soll berücksichtigen, dass einer unverhältnismäßig niedrigen 
Vergütung nichts im Wege steht, auch wenn dieses Attribut aufgrund der verbotenen Begüns-
tigung eine gewisse Redundanz aufweist, weil üblicherweise kein Empfänger durch unver-
hältnismäßig niedrige Vergütungen begünstigt werden kann. Warum vorliegend der Aus-
druck unverhältnismäßig und nicht unangemessen gewählt wurde, lässt sich rückwirkend 
nicht vollends aufklären, zumal diese Formulierung in nahezu unveränderter Form seit 1954 
besteht.1313 Daher kann die semantische Differenz zwischen den beiden Formulierungen kei-
nen belastbaren Anhalt dafür bieten, dass hiermit unterschiedliche Wertungen intendiert wa-
ren. Die entsprechenden Entwicklungen im Bereich der verdeckten Gewinnausschüttung fan-
den außerdem erst merklich später statt, sodass davon auszugehen ist, dass „unverhältnismä-
ßig“ hier als Synonym dessen verstanden werden darf, was heute im Bereich der vGA als 
„(un-) angemessen“ behandelt wird. Damit kann im Rahmen der gemeinnützigen Mittelver-
wendung ebenso einheitlich von einem Kriterium der Angemessenheit1314 gesprochen wer-
den, ohne dem Gesetzessinn zu widersprechen. 
Im Recht der steuerbegünstigten Zwecke (§§ 51 ff. AO) nimmt die Angemessenheit aber 
auch ansonsten einen bedeutenden Platz ein. Nach überwiegender Auffassung besteht als 
Ausprägung aus dem Zusammenwirken der dargestellten Grundprinzipien – insbesondere des 
Ausschließlichkeitsgebots1315 – für die betroffenen Körperschaften ein allgemeines Gebot des 
angemessenen (d.h. wirtschaftlich sinnvollen) Mitteleinsatzes.1316 Alle Mittel, die über den 
                                                             
1313 § 4 Abs. 2 Nr. 3 GemVO (vom 24.12.1953, BGBl. I, S. 1592) lautete wörtlich: „Die Körperschaft 
darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.“ Dieser Wortlaut wurde dann – mit Aus-
nahme der „Verwaltungs-“(ausgaben) – unverändert in die Abgabenordnung 1977 (vom 
16.3.1976, BGBl. I, S. 613) in den Kontext der neugeschaffenen Selbstlosigkeit gem. § 55 AO 
übernommen. 
1314 So explizit auch Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (183). 
1315 So auch Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 April 2016). 
1316 Formulierung bei Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 139 f. (Lfg. 236 Januar 2016) 
mit Verweis auf BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433). Vgl. ebenso Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 126 f.; Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 5.33; „generelles Angemessenheitsgebot“: Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, 
§ 9 Rn. 19 ff., 115. 
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konkreten Gegenwert für die Zweckverfolgung hinaus verausgabt werden, werden fehlver-
wendet, weil sie den – oftmals privaten, jedenfalls zweckfremden – Belangen des Empfängers 
zugewendet werden und damit an anderer Stelle der effektiven Zweckverfolgung fehlen. 
Im Kontext der Gemeinnützigkeit im weiteren Sinne ist die Angemessenheit des Ausgabe-
verhaltens im Allgemeinen und der Vergütung im Speziellen demnach als gegeben anzuse-
hen, wenn sie „wirtschaftlich sinnvoll ist und dazu beiträgt, dass ein möglichst hoher Anteil 
der Mittel unmittelbar und effektiv [den verfolgten Zwecken] zugutekommt“.1317 Die Bewer-
tung der wirtschaftlichen Sinnhaftigkeit einer Aufwendung zur satzungsgemäßen Zwecker-
füllung erfolgt aus der Sicht der Körperschaft und zwar ex ante und ist damit nur in gewissen 
Grenzen rückwirkend durch Gerichte überprüfbar.1318 
Problematisch an der Frage der Angemessenheit einer Vergütung ist in praktischer Hinsicht 
zudem die relativ geringe Menge an entsprechender Judikatur. Auch wenn es immer um eine 
Wertung im Einzelfall geht und die konkreten Vergütungszahlen der zugrundeliegenden 
Sachverhalte kaum absolute Aussagekraft haben, wäre es hilfreich, mehr Präjudizien zur Ver-
fügung zu haben, anhand derer man belastbare Wertungsmaßstäbe entwickeln könnte, die 
zumindest die Anzahl der Zweifelsfälle reduzieren würden.1319 
Eine ehrenwerte Ausnahme stellt insofern das Urteil des FG Mecklenburg-Vorpommern vom 
21.12.2016 dar.1320 In dieser Entscheidung tritt anhand der Vergütung eines gGmbH-Ge-
schäftsführers die methodische Herangehensweise des Gerichts in bis dato fehlender Deut-
lichkeit zutage, sodass sich von diesem konkreten Fall durchaus Rückschlüsse auf ein allge-
                                                             
1317 Vgl. wörtlich BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433). Erhellende Darstellungen dieser Abwägungsvorgänge („Zweck-Mittel-Rela-
tion“) bei Geserich, DStR 2001, 604 (606 f.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.40; Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 19; Schiffer, in: Schiffer-Beraterpraxis4, § 9 Rn. 113 f.; Sch-
leder, Rn. 483 ff. 
1318 FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (266 
[Rz. 60]); Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548); Schauhoff, DStR 2002, 1694 (1697); S. Unger, DStZ 
2010, 141 (144). 
1319 Problematisch ist insbesondere, dass die veröffentlichten Entscheidungen regelmäßig eindeutige 
Fälle behandeln, wohinter man allerdings auch System vermuten könnte: umgerechnet etwa 
45.000 € brutto jährlich in 1996 und 1997 für einen Dipl.-Informatiker als Alleingeschäftsführer 
angemessen bei BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433) gegenüber knapp 75.000 € – bei laut Satzung ehrenamtlicher Tätigkeit – für 48 
Arbeitstage im Jahr als Vorstandsvorsitzender eines Vereins bei ders., Beschluss v. 8.8.2001 
(I B 40/01) BFH/NV 2001, 1536–1539 (1537 f.) oder gegenüber einem Vorstandsvorsitzenden – 
bei fünf Vorständen, vier Verwaltungsratsmitgliedern und mindestens einem hauptamtlichem Ge-
schäftsführer – mit umgerechnet knapp 60.000 € jährlich in 1984 bei BGH, Urteil v. 14.12.1987 
(II ZR 53/87) NJW-RR 1988, 745 (745) im Kontext der zivilrechtlichen Angemessenheit von Auf-
wandsentschädigungen. Vgl. ebenso den Extremfall der Treberhilfe gGmbH, bei welcher der Ge-
schäftsführer – selbst unter Ausklammerung von Dienstwagen und Wohnvorteilen – in einem Jahr 
zumindest 365.000 € für seine Tätigkeit erhielt: Schönball, Tagesspiegel online (14.12.2011) (ju-
ristische Aufarbeitung etwa bei LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss v. 19.8.2011 [L 15 SO 
154/11 B] juris). 
1320 FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 
(=EFG 2017, 1137); Revision beim BFH anhängig (V R 5/17). Anmerkungen bei Kampermann, 
npoR 2017, 271 sowie Küstermann, S&S 6/2017, 33. 
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meingültiges Konzept der Überprüfung der Angemessenheit – zumindest aus Sicht des er-
kennenden Gerichts – ziehen lassen.1321 Dies betrifft insbesondere die Vornahme eines 
Fremdvergleichs als Ausfluss der vGA-Grundsätze und die Heranziehung von Vergütungs-
studien in diesem Zusammenhang.1322 
3. Die Erscheinungsform der Angemessenheit als Bandbreite 
Entschärft wird das Problem dadurch, dass nach allgemeiner Auffassung die Angemessenheit 
– aufgrund der Schwierigkeiten ihrer Bestimmung – kein punktueller Wert ist, sondern in 
Gestalt einer Bandbreite von Beträgen daherkommt, sodass eine unangemessene Vergütung 
erst bei – nicht lediglich geringfügigem – Überschreiten dieser Bandbreite anzunehmen 
ist.1323 Letztendlich hat die Verortung einer Vergütung in einer solchen Spannweite damit 
primär die Wirkung, dass sich die ohnehin allgemein bestehende Darlegungslast der vergü-
tenden Körperschaft – den in Gestalt der Organperson und ihrer Tätigkeit verkörperten Ge-
genwert anschaulich zu machen und damit ins Gleichgewicht mit der Vergütung zu bringen 
– umso mehr intensiviert, je weiter die konkrete Entlohnung am oberen Ende der Bandbreite 
angesiedelt ist.1324 Gleichsam geht damit das Phänomen einher, dass die Bestimmung der An-
gemessenheit niemals die rechnerische Auflösung einer Gleichung mit nur einem möglichen 
Ergebnis ist, sondern lediglich eine Annäherung darstellen kann.1325 
                                                             
1321 So auch Küstermann, S&S 6/2017, 33: „bemüht, Wegmarken für die Prüfung von Organvergütun-
gen zu setzen“. 
1322 Auf die einzelnen Aspekte dieser Prüfung soll im Folgenden gesondert im konkreten Kontext ein-
gegangen werden. Vgl. aber insgesamt zur methodischen Kritik an der Herangehensweise des Ge-
richts: Kampermann, npoR 2017, 271 (272 ff.). 
1323 Insbesondere fehlt „für die Anwendung einer Mittelwertmethode [innerhalb dieser Bandbreite] im 
deutschen Steuerrecht eine Rechtsgrundlage“: BFH, Urteil v. 17.10.2001 (I R 103/00) BStBl II 
2004, 171–179 (176 f.) (=BFHE 197, 68); vgl. außerdem ders., Urteil v. 4.6.2003 (I R 24/02) 
BStBl II 2004, 136–139 (138) (=BFHE 202, 494); ders., Urteil v. 4.6.2003 (I R 38/02) BStBl II 
2004, 139–142 (141) (=BFHE 202, 500); FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 
(3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (267 [Rz. 65]): Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 (176); 
Kirchhain, DB 2014, 1831 (1836); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (43 f.); Peltzer, in: 
FS Lutter, 571–586 (577 f.); Vogel/Wenzel, KSzW 2014, 190 (196). 
1324 Ähnlich auch Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 (176); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 
17–48 (43 f.); zur Bedeutung des Fremdvergleichs als Werkzeug formeller Typisierung P. Fischer, 
DStZ 1997, 357 (360); Gosch, DStZ 1997, 1 (2); Osterloh, S. 78 ff., 409 ff. Erleichtert wird diese 
Darlegungslast für gemeinnützige Körperschaften allerdings durch die Tatsache, dass die Streuung 
– und damit das konkrete Ausmaß der Bandbreite – in der empirischen Betrachtung der Gesamt-
bezüge von Organpersonen außerordentlich breit ist, selbst wenn der Erhebung gewisse Klassifi-
zierungen vorhergegangen sind, was sich nicht allein mit personenbezogenen Unterschieden er-
klären lässt: Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (99 f.); Tänzer, GmbHR 2003, 754 
(754). Allgemein zur Beweis- bzw. Feststellungslast in Fragen der Angemessenheit Kampermann, 
npoR 2017, 271 (273). 
1325 Begriff beispielsweise bei Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123 (115 f.); vgl. auch BFH, Urteil 
v. 25.2.1958 (I 337/56 U) BStBl III 1958, 229–231 (230) (=BFHE 66, 596). Dies impliziert auch 
die Aussage, dass die Bestimmung der Angemessenheit ihrem Wesen nach nichts anderes als eine 
Schätzung ist (s.u.). 
C. Angemessene Vergütung im Sinne der Gemeinnützigkeit 
247 
II. Dimensionen der (Un-) Angemessenheit 
So unscharf der Begriff der Angemessenheit sich damit darstellt, so unterschiedlich sind die 
Betrachtungs- und Wertungsebenen, auf denen eine Unangemessenheit bemessen und fest-
gestellt werden kann. Auf jeder dieser ineinander verschachtelten Ebenen ist eine Unange-
messenheit isoliert und letztgültig feststellbar, ungeachtet der Wertung auf einer anderen 
Ebene. Auch eine Gesamt-Angemessenheit der Verwaltungskosten vermag demnach – zu-
mindest im Geltungsbereich der §§ 51 ff. AO – einen individuellen Vergütungsexzess nicht 
zu kompensieren.1326 
1. Individuelle Angemessenheit 
a. Partiell 
Demnach kann bereits eine einzelne unverhältnismäßig hohe Festvergütung die Unangemes-
senheit der Vergütung besiegeln.1327 Insbesondere bei der Bewertung der jeweiligen Vergü-
tungsbestandteile eines einzelnen Organwalters spaltet sich die Angemessenheitsprüfung in 
zwei weitere Dimensionen auf. Eine Unangemessenheit kann hier auf vorgelagerter Ebene 
bereits aus der bloßen Art und Weise der Vergütung folgen. Dies ist beispielsweise bei ge-
winnorientierten Unternehmen – im Rahmen einer vGA-Prüfung – regelmäßig der Fall, wenn 
eine variable Vergütung gezahlt wird, die sich allein auf den Umsatz oder gar den Verlust 
einer Körperschaft bezieht, beziehungsweise erst im Nachhinein ohne rechtliche Grundlage 
gewährt wird, gänzlich unabhängig von der konkreten Höhe.1328 Die Unangemessenheit kann 
sich hier auch aus der spezifischen Funktion des Vergütungsempfängers ergeben. Ein Auf-
sichtsorgan sollte prinzipiell keine variable Vergütung erhalten, die sich nach lediglich kurz-
fristig orientierten Größen bemisst, da diese regelmäßig aus (längerfristig) riskanten Ge-
schäftsführungsaktivitäten herrühren, deren Verhinderung gerade die Aufgabe des Aufsichts-
organs gewesen wäre, oder die im Fall der Dividende ihrer Höhe nach sogar mittelbar im 
                                                             
1326 Vgl. auch AEAO Nr. 20 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 sowie FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil 
v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (266 [Rz. 63]); Gersch, in: Klein-AO13, § 55 
Rn. 24; Geserich, DStR 2001, 604 (607); Hofmeister, DStZ 1999, 545 (548); Schauhoff, in: Hdb 
Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 20 ff.; Schleder, Rn. 485. Mit Ausnahme der Verwaltungskosten sind 
diese Dimensionen nach Ansicht der Finanzverwaltung ebenso Bestandteil der „gewöhnlichen“ 
Überprüfung der Geschäftsführervergütung im Rahmen der vGA: BMF-Schreiben v. 14.10.2002 
(IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 4 ff.); P. Zimmermann, DB 2003, 786 (786 f.). 
1327 Im Übrigen ist festzustellen, dass auch eine etwaige Satzungskonformität einer unangemessenen 
Vergütung die Schädlichkeit für die Steuerprivilegierung nicht zu verhindern vermag: Gersch, in: 
Klein-AO13, § 55 Rn. 24; Schön, in: FG Flume, 265–299 (275 f.). Es liegt außerhalb der Satzungs-
autonomie, eine derartige Regelung zu treffen, da es dem Staat als die Vergünstigung Gewährender 
obliegt, die Voraussetzungen hierfür festzulegen. Sollte diese Satzung jedoch (pflichtwidrig) von 
der Finanzverwaltung als gemeinnützigen Vorgaben entsprechend anerkannt worden sein, können 
unter Umständen Vertrauensschutzerwägungen greifen. 
1328 BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 5 f.); Janssen, 
NWB 2008 Fach 4, 5239 (5247); P. Zimmermann, DB 2003, 786 (787). Zur Umsatztantieme ge-
nauer unten C.V.2.c, S. 282 ff. 
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Belieben des empfangenden Organs stünde. Gleiches gilt generell für Überstundenvergütun-
gen von Mitgliedern geschäftsführender Organe.1329 Auch für Pensionszusagen besteht eine 
ausdifferenzierte Kasuistik, unter welchen Bedingungen eine solche schon dem Grunde nach 
als unangemessen anzusehen ist.1330 
Erst wenn die Vergütung ihrer Art nach prinzipiell angemessen sein kann, stellt sich die 
Frage, ob der einzelne Posten in einer Höhe gewährt wurde, die den Umständen entsprach. 
Ist ein einzelner Vergütungsbestandteil so hoch bemessen, dass er an sich schon eine unan-
gemessene Vergütung begründet, so kann dieses Ergebnis nicht mehr durch besonders mo-
derate Quantitäten anderer Vergütungsbestandteile kompensiert werden.1331 Insbesondere bei 
Pensionszusagen kann es wegen Überversorgung zu einer Unangemessenheit der Höhe nach 
kommen, wenn die Ruhebezüge 75 % der Aktivbezüge übersteigen.1332 
b. Gesamtbezüge 
Setzt sich die Gegenleistung für die Organtätigkeit aus mehreren Vergütungselementen zu-
sammen, so ist auch bei isolierter Angemessenheit eines jeden einzelnen Postens eine Unan-
gemessenheit möglich, wenn die Gesamtheit der Bestandteile eine Ausstattung mit sich 
bringt, die in der Summe ein angebrachtes Maß übersteigt.1333 Diese Gesamtschau ergibt sich 
schon aus der Notwendigkeit einer Entlohnung, die wertmäßig deckungsgleich mit den Aus-
wirkungen der Organtätigkeit sein muss, die sich ohnehin allein gesamtheitlich betrachten 
lässt.1334 Diese Dimension spielt insbesondere in der Bewertung der Angemessenheit der 
                                                             
1329 Vgl. Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123 (118 ff.); bzw. BFH, Urteil v. 27.3.2001 (I R 40/00) 
BStBl II 2001, 655–658 (656 f.) (=BFHE 195, 243); sowie die (jedenfalls indizielle) ausnahmslose 
faktische Vermeidung durch die untersuchten Stiftungen bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 
49–139 (101); gegen eine kategorische Übertragung dieser Rechtsprechung auf (Fremd-) Organe 
gemeinnütziger Körperschaften – zugunsten einer individuellen Bewertung der Gesamangemes-
senheit – Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (194). Anders bzgl. „Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit“ selbst der BFH, Urteil v. 14.7.2004 (I R 111/03) BStBl II 2005, 307–309 (308 f.) 
(=BFHE 206, 437). Genauer zu den einzelnen Problemen der variablen Vergütung siehe unten 
C.V, S. 277 ff. 
1330 Dies ist insbesondere der Fall, wenn eine solche für eine Dienstzeit von nur wenigen Jahren ge-
währt wird, es also an der sog. Erdienung fehlt. Vgl. zu den diesbezüglichen vGA-Grundsätzen 
und deren Anwendbarkeit auf die Organe gemeinnütziger Körperschaften nur Schwedhelm, in: 
FS Korth, 181–197 (192 f.). 
1331 Apel, AuA 2007, 550 (550). Auch wenn der Verlust der Gemeinnützigkeit damit unter Umständen 
bereits besiegelt ist, kann es erforderlich sein, die Höhe anderweitig bestehender (unangemessener) 
Vergütungsbestandteile ebenso zu beziffern, wenn eine Nachversteuerung oder Rückforderung 
dieser Beträge in Frage stehen. 
1332 Siehe dazu im gemeinnützigen Kontext Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (193 f.) unter Bezug-
nahme auf BFH, Urteil v. 31.3.2004 (I R 70/03) BStBl II 2004, 937. 
1333 Vgl. Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (194 f.); Spitaler/Niemann, Rn. 56. Begriff des Ge-
samtgehaltsrahmens bei Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 22; Gesamtausstattung 
bspw. bei Tänzer, BB 2004, 2757 (2757); sowie BFH, Urteil v. 4.6.2003 (I R 24/02) BStBl II 2004, 
136–139 (137 f.) (=BFHE 202, 494). 
1334 Siehe zum Umfang der Leistungen, die in diese Gesamtermittlung mit einbezogen werden die 
Auflistung bei Apel, AuA 2007, 550 (550). Dazu gehören insbesondere – tendenziell gestaltungs-
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Höhe einer variablen Vergütung eine erhebliche Rolle, da der BFH hier eine in Bezug auf die 
Festvergütung nachgeordnete Relation fordert.1335 
2. Angemessenheit der Gesamtheit der Vergütungen aller Organmitglieder 
Im Rahmen der Literatur und Rechtsprechung zur Angemessenheit mit Blick auf verdeckte 
Gewinnausschüttungen findet sich häufiger die Summe der Gesamtbezüge aller Organmit-
glieder als Bezugsgröße für die Angemessenheit der Vergütung.1336 Die Bedeutung dieser 
Größe könnte sich reflexartig aus der Beschränkung der Transparenzpflichten in § 285 Nr. 9a 
HGB ergeben, nach der im Zusammenhang mit der Handelsbilanz lediglich die Summe der 
Gesamtbezüge aller Organmitglieder angegeben werden muss, wenn auch für jedes Organ 
separat.1337 
Bei gemeinnützigen Körperschaften ist diese Größe folglich auch nicht unbedeutend. Aller-
dings wird sie in ihrer Funktion dadurch überlagert, dass mit den Verwaltungskosten insge-
samt – bei denen die Personalkosten üblicherweise einen bedeutenden Posten darstellen – 
eine übergeordnete Bezugsgröße besteht. Diese besitzt ohnehin eigenständige Bedeutung, 
stellt aber als sozusagen „letztinstanzlich“ übergeordnete Dimension der Angemessenheit 
von Organvergütungen die bedeutsamere Determinante dar. 
3. Obergrenze: Verwaltungskostenquote 
Auch wenn die Summe aller Organvergütungen noch als angemessen zu charakterisieren ist, 
kann die Gesamtheit der Verwaltungskosten im weiteren Sinne die Grenze zur Unangemes-
senheit übersteigen. Teilweise ist eine Höhe von mehr als 50 % als absolute Obergrenze der 
Verwaltungskosten bezeichnet worden.1338 Sofern man einer Quote – die alleine schon aus 
mathematischen Gründen immer eine an sich relative Größe sein muss – überhaupt die Qua-
lität einer „absoluten“ Grenze beimessen möchte, spricht viel dafür, dass eine solche nicht in 
allen denkbaren Fällen einen tauglichen Maßstab darstellt.1339 
                                                             
missbräuchliche – Sonder- oder Zusatzverträge (beispielsweise Beraterverträge), die nur vorgeb-
lich Gegenleistungen abdecken, die nicht bereits Teil des bekleideten Amts sind; vgl. Stürner, 
S. 440. Ebenso findet sich dieser Maßstab im Rahmen des § 87 Abs. 1 AktG; vgl. nur Semler, in: 
FS Budde, 599–614 (601). 
1335 Vgl. insbesondere BFH, Urteil v. 4.6.2003 (I R 24/02) BStBl II 2004, 136–139 (138 f.) 
(=BFHE 202, 494); genauer hierzu unten C.V, S. 277 ff. 
1336 Siehe etwa („die im externen Fremdvergleich ermittelte Angemessenheit der Geschäftsführerver-
gütung [bezieht] sich regelmäßig auf die Gesamtgeschäftsführung“): ders., Urteil v. 4.6.2003 
(I R 38/02) BStBl II 2004, 139–142 (141) (=BFHE 202, 500). 
1337 Vgl. hierzu auch Hoffmann-Becking, ZHR 169 (2005), 155–180 (172). Einzelbezüge müssen al-
lerdings nach dem neueren § 285 Nr. 9a Satz 5 HGB bei börsennotierten Aktiengesellschaften auf-
gelistet werden. 
1338 Siehe insbesondere immer noch AEAO Nr. 18 f. zu § 55 Abs. 1 Nr. 1. 
1339 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.41 f., 5.51; Richter/Werz, S&S 4/2006, 23 (24); Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 19; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 11 (Lfg. 144 April 2016); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 92. 
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Damit sind im Rahmen der Verwaltungskosten erneut die jeweiligen Umstände entscheidend, 
welche den Zweck fördernden Maßnahmen mit diesem Mitteleinsatz wie genau unterstützt 
wurden und wie diese zueinander in Verhältnis stehen.1340 Problematisch ist hieran insbeson-
dere, dass Personalkosten regelmäßig bei der Unterscheidung der unmittelbaren Zweckver-
folgung und der lediglich mittelbaren Verwaltung auf beide Positionen aufgeteilt werden 
müssen, weil einer juristischen Person ein unmittelbar zweckförderndes Handeln ohne Zuhil-
fenahme ihrer Organmitglieder denklogisch unmöglich ist. Sofern diese folglich nicht unent-
geltlich tätig werden, ist zumindest ein Teil ihres Handelns – und damit der anteilig darauf 
entfallenden Aufwendungen – nicht als Teil der Verwaltungskosten anzusehen, beziehungs-
weise eine Aufteilung tendenziell mit einer gewissen Willkür verbunden.1341 
III. Bestehende Maßstäbe der Angemessenheit 
Die Bemessung einer angemessenen Vergütung kommt in unterschiedlichen Kontexten – ge-
setzlich, vertraglich und im Zuge richterlicher Rechtsfortbildung – vielfältig zum Ausdruck. 
Die Tatsache, dass alle diese Herangehensweisen die Vergütung menschlichen Handelns zum 
Gegenstand haben, lässt es nicht ausgeschlossen erscheinen, dass sich jedenfalls aus einer 
Gesamtschau dieser Maßstäbe Erkenntnisse gewinnen und verallgemeinerbare Rückschlüsse 
in Bezug auf die Vergütung von Organen steuerbegünstigter Körperschaften ziehen lassen. 
Keiner dieser Maßstäbe lässt sich indes ohne Weiteres direkt auf die hier untersuchte Form 
der Vergütung anwenden. Es sind nämlich nicht nur die einzelnen Betrachtungsgegenstände 
– mit entsprechenden Auswirkungen auf die Ergebnisse der Bewertung – unterschiedlich aus-
gestattet, sondern – wenn auch regelmäßig nur in Teilen – die Bewertungskriterien an sich, 
weil sie kontextbezogen mal den Gläubigerschutz vor Augen haben, mal Fiskalinteressen, 
Haftungsfragen oder weitere Teloi.1342 
1. Explizite gesetzliche Regelungen zu angemessener Vergütung 
Die Angemessenheit ist als Tatbestandsmerkmal in unterschiedlichsten Normkontexten ent-
halten. Da diesem unbestimmten Rechtsbegriff aber ein erhebliches Konkretisierungsbedürf-
nis innewohnt, sind nur solche Normen für die nähere vergütungsspezfische Interpretation 
dieses Merkmals erhellend, die sich ohnehin auf diesen Teilaspekt beschränken.1343 
                                                             
1340 Siehe hierzu im Detail bereits oben B.I.3.c, S. 222 ff. 
1341 Vgl. nur Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 20; außerdem ausführlich unter D.IV.4, 
S. 313 ff. Insbesondere droht hier eine Ungleichbehandlung von Förderkörperschaften und opera-
tiv tätigen. 
1342 Dies ist letztlich einmal mehr Ausdruck der Frage nach einer Einheit der Rechtsordnung. Siehe 
hierzu bereits oben Erster Teil A.II.3.d.aa(3), S. 64 ff. 
1343 Weitere Normbeispiele, die aufgrund ihrer konzeptionellen Subsidiarität oder fernliegenden Fo-
kussierung in Bezug auf die Organvergütung ohne interpretatorischen Mehrwert sind, sind etwa 
die §§ 4 Abs. 5 Nr. 7 (zumindest für den for-profit-Bereich a.A. aber Schiffer, BC 2017, 159 
[159 f.]) und 33 Abs. 2 S. 1 EStG; siehe zu deren spezifischer Bedeutung der Angemessenheit 
Bilsdorfer, S. 32 ff. 
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a. Vergütungsmaßstäbe des AktG 
Einige der wenigen expliziten Vorgaben zur Angemessenheit von Organbezügen bietet das 
Aktiengesetz rechtsformspezifisch für die Vergütung von AG-Vorstand und Aufsichtsrat.1344 
aa. Vorstandsvergütung (§ 87 Abs. 1 AktG) 
Zunächst einmal ist festzuhalten, dass § 87 Abs. 1 Satz 1 AktG außergewöhnlich explizite 
Regelungen dazu enthält, wie eine Vergütung in ein angemessenes Verhältnis zur Gegenleis-
tung gesetzt werden kann, indem neben „Aufgaben und Leistungen“ des Organmitglieds auch 
die „Lage der Gesellschaft“ einen Einfluss auf die darstellbare Vergütung hat und „die übliche 
Vergütung nicht ohne besondere Gründe“ überstiegen werden darf. 
An letztem Merkmal zeigen sich allerdings bereits erste Differenzierungsmerkmale im Ver-
gleich mit dem Maßstab des Fremdvergleichs, da bei der Feststellung der „üblichen“ Bezüge 
fraglich ist, ob diese im Sinne eines Fremdvergleichs zu verstehen sind – im Zuge dessen 
primär einzelne Vergütungen untersucht werden, die jedoch von ihren Umständen mit der 
gegenständlich zu bewertenden Vergütung so gut vergleichbar wie möglich sein sollen –, 
oder eher allgemein durchschnittliche Bezüge hierunter zu fassen sind.1345 Zwar wird auch 
die Üblichkeit i.S.d. § 87 AktG nach überwiegender Auffassung als „Branchen-Üblichkeit“ 
verstanden, wodurch Vergütungsmuster jedenfalls in Klassen typisiert werden können. Aller-
dings ist nicht eindeutig, ob dies auch eine spezifische Berücksichtigung der einzelnen Orga-
nisation und ihrer individuellen Anforderungen und Gegebenheiten – gerade in Abgrenzung 
zum Branchen-Durchschnitt – beinhalten soll. Gleichzeitig stellen die besonderen Gründe ein 
weites Einfallstor dar, die den strengen und gut nachprüfbaren Maßstab der üblichen Gehälter 
im Einzelfall – durch mehr oder weniger plausible Argumente – stark verwässern können. 
Hieran zeigt sich auch die Stoßrichtung dieser Norm. Sie gilt weniger den Empfängern der 
Vergütung, als vielmehr dem Aufsichtsrat als Organ, welches diese Entscheidung trifft, dabei 
von seiner Verfassung her allerdings dem Schutz der Eigentümer verpflichtet ist. Es soll hier-
durch sichergestellt werden, dass das in den Aktien verbriefte, investierte Kapital nicht auf-
gebraucht wird und (nach Möglichkeit) eine Dividende gezahlt werden kann. Weil insbeson-
dere ausbleibende Ausschüttungen in der Regel keine existenzgefährdenden oder die Allge-
meinheit beeinträchtigenden Folgen beinhalten, bedürfen die Maßstäbe folglich nicht der 
gleichen Strenge wie bei letztlich existenzwahrenden Schutzvorschriften. 
bb. Aufsichtsratsvergütung (§ 113 Abs. 1 AktG) 
Bei § 113 Abs. 1 S. 3 gilt dies entsprechend für die von der Hauptversammlung festgelegte 
Vergütung des Aufsichtsrats selbst, wobei auffällt, dass schon der Wortlaut von dem des § 87 
AktG dergestalt abweicht, dass zwar die Lage der Gesellschaft und die Aufgaben der Organ-
mitglieder, nicht aber deren Leistungen, geschweige denn die Durchschnittsvergütung eine 
                                                             
1344 Zu den Einzelheiten siehe bereits oben Erster Teil C.IV.1.a.bb(3)(b), S. 141 ff. bzw. 
C.IV.1.b.bb(2), S. 156 ff. 
1345 Zum Vergleich beider Maßstäbe siehe auch Spindler, in: MüKo-AktG4, § 87 Rn. 61; Wackerbarth, 
GmbHR 2009, 65 (67). 
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explizite Rolle spielen. Dies ist aus dem gemeinsamen Telos der beiden Normen zu erklären, 
da die zu schützenden Eigentümer hier selber in Gestalt der Hauptversammlung aktiv werden, 
sodass die Schutzbedürftigkeit in dieser Hinsicht geringer ist als im Rahmen des § 87 AktG. 
Zudem ist die Vorschrift anders als § 87 AktG als schlichte Sollvorschrift1346 ausgestaltet, 
sodass schon das Fehlen einer unmittelbar drohenden Rechtsfolge bei Verstoß eine wertungs-
mäßige Heranziehung im Zuge der rigiden Vorgaben der AO wenig sachdienlich wirken lässt. 
cc. Zwischenergebnis 
Aus all diesen spezifischen Einfärbungen folgt, dass der allgemeingültige Gehalt dieser An-
gemessenheitsmaßstäbe – schon aus der (wenn auch sachlich begründeten) Inkohärenz inner-
halb der Systematik eines einzelnen Gesetzes – vernachlässigbar gering ist. Selbst für die 
Vergütung von gAG-Organmitgliedern können diese aus der steuerlichen Warte kaum hilf-
reiche Anhaltspunkte liefern, geschweige denn für einen rechtsformübergreifenden (gemein-
nützigkeitsrechtlichen) Maßstab nutzbar gemacht werden.1347 
 
b. § 30, 31 GmbHG 
Die Regelungen zur Kapitalerhaltung in §§ 30 f. GmbHG – die wie bereits dargestellt auch 
die Angemessenheit der Vergütung jedenfalls der Gesellschafter-Geschäftsführer betreffen 
können1348 – sind in Ansehung der zivilrechtlichen Auswirkungen der verdeckten Gewinn-
ausschüttung lediglich dazu spiegelbildlich komplementäre Regelungen und bedienen sich 
somit ohnehin der dortigen Maßstäbe zur Ermittlung der Angemessenheit, weisen insofern 
folglich keine eigenständige Interpretationshilfe auf. 
c. § 3 Nr. 26a EStG 
Laut dem ebenfalls relativ neuen § 3 Nr. 26a EStG sind „Einnahmen aus nebenberuflichen 
Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer [steuerbegünstigten Körperschaft] [...] bis zur Höhe 
von insgesamt 720 Euro im Jahr“ für den Empfänger steuerfrei. Auch wenn dieser Maßstab 
nach seinem eigenen Wortlaut nur für nebenberufliche Tätigkeiten anwendbar ist, ließe sich 
aus diesem ableiten, dass eine Vergütung in maximal dieser Höhe stets als angemessen ange-
sehen wird, da die Angemessenheit keine (explizite) tatbestandliche Voraussetzung ist.1349 
Das ist jedoch in dieser Allgemeinheit nicht richtig. Es sind durchaus Fälle denkbar, in denen 
die Mitwirkung einer Person in der Körperschaft einen (zeitlichen) Umfang bedeutet, der eine 
Vergütung selbst in dieser Höhe als nicht gerechtfertigt erscheinen lässt, beispielsweise wenn 
                                                             
1346 Hierzu genauer bereits Erster Teil C.IV.1.b.bb(2)(b), S. 157. 
1347 In rein zivilrechtlicher Hinsicht gibt es aber vereinzelte Stimmen, die diese Bedeutung § 87 AktG 
zumindest mittelbar zusprechen wollen. Siehe hierzu bereits Erster Teil C.IV.2.a.cc(3)(b)(bb), 
S. 168 sowie die Übersicht bei Feick, ZSt 2007, 152 (154) jeweils m.w.N. 
1348 Siehe hierzu oben Erster Teil C.IV.2.a.cc(3)(b)(cc), S. 170. 
1349 So wohl Grambow, Rn. 307. 
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eine weitgehend anspruchslose und lediglich wenige Stunden umfassende einmalige Tätig-
keit mit dem Jahreshöchstsatz vergütet wird. Dies würde einem Stundenlohn von unter Um-
ständen über 100 € entsprechen, was dem Marktwert der Tätigkeit üblicherweise nicht ge-
recht werden dürfte. Es sind auch keine Tendenzen des Gesetzgebers ersichtlich, den § 3 
Nr. 26a EStG als generellen Bagatelltatbestand für Tätigkeitsvergütungen bei ihm gegen-
ständlichen Körperschaften zu begreifen, was schon die Ausführungen des BMF zur Notwen-
digkeit der Begründung eines vertraglichen Anspruchs auf diese Vergütung belegen.1350 Sinn 
und Zweck dieser Norm beschränken sich auf die Steuerfreiheit beim Empfänger, über eine 
im Sinne der Gemeinnützigkeit angemessene Höhe vermag die Norm nach ihrem Selbstver-
ständnis keine verbindliche Auskunft zu geben. 
Stellvertretend an dieser Vorschrift lässt sich damit festhalten, dass es keine materielle allge-
meingültige Untergrenze einer Unangemessenheit geben kann.1351 Auch kleinste Beträge 
können im konkreten Kontext – selbst bei Bestehen eines entsprechenden Anspruchs – eine 
in Anbetracht der Gegenleistung unangemessene Vergütung darstellen. 
d. § 4 Nr. 26 lit. b UStG 
In § 4 Nr. 26 lit. b UStG werden solche prinzipiell steuerbaren Umsätze steuerbefreit, die ein 
Entgelt für „ehrenamtliche Tätigkeit“ beinhalten, welches „nur in Auslagenersatz und einer 
angemessenen Entschädigung für Zeitversäumnis besteht“. Nach bereits dargestellter Ausle-
gung ist eine Entschädigung für Zeitversäumnis zumindest im zivilrechtlichen Kontext als 
Vergütung zu bezeichnen, sodass die Norm sich in ihrer zweiten Alternative auf deren Ange-
messenheit bezieht.1352 
Was genau unter einer angemessenen Entschädigung für Zeitversäumnis zu verstehen ist, 
darüber gibt es im Einzelnen erstaunlich exakte Vorstellungen.1353 Insbesondere in Abschnitt 
4.26.1 Abs. 4 S. 2 UStAE finden sich seit neuerer Zeit sehr dezidierte und nur leidlich strenge 
Regelungen zur konkreten Höhe einer Entschädigung von bis zu 50 € pro Tätigkeitsstunde, 
allerdings begrenzt auf eine jährliche Gesamthöhe – analog der Kleinunternehmergrenze in 
§ 19 UStG – von 17.500 €. 
Gerade aus diesem Zusatz lässt sich jedoch bereits das sehr kontextspezifische Verständnis 
der Angemessenheit ablesen, welches kaum mehr bewirken soll, als Grenzen einer Tätigkeit 
festzulegen, in denen diese noch als – in einem sehr weiten Sinne – „ehrenamtlich“ angesehen 
                                                             
1350 Vgl. nur die Ausführungen bei BMF-Schreiben v. 21.11.2014 (IV C 4-S 2121/07/0010:032), 
BStBl I 2014, 1581. Eine Ausnahme von Verwaltungsseite könnte in Abschnitt 4.26.1 Abs. 5 S. 4 
UStAE erblickt werden, der allerdings seinem Wortlaut nach schon nur „aus Vereinfachungsgrün-
den“ gilt und sich auf den übergeordneten § 3 Nr. 26 EStG bezieht. 
1351 Hiervon unberührt bleibt selbstverständlich der Bagatellvorbehalt als Ausdruck der Verhältnismä-
ßigkeit, dem sich auf Seiten der Rechtsdurchsetzung die Verfolgung etwaiger Vergütungsverfeh-
lungen durch Aberkennung der Gemeinnützigkeit ausgesetzt sieht. 
1352 Allgemein zu dieser Regelung siehe Heidner, in: Bunjes-UStG16, § 4 Nr. 26 Rn. 4; Oelmaier, in: 
Sölch/Ringleb-UStG, § 4 Nr. 26 Rn. 18, 23 ff. (77. EL Juni 2016). 
1353 Siehe etwa Oelmaier, in: Sölch/Ringleb-UStG, § 4 Nr. 26 Rn. 25 f. (77. EL Juni 2016). 
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werden kann.1354 Der Maßstab passt infolgedessen per Definition nicht zur Vergütung haupt-
amtlicher Organe, zumal Orientierungen am tatsächlichen Marktwert der Tätigkeit nach all-
gemeiner Auffassung versagt sind und folgerichtig das bloße Zeitversäumnis als von der Er-
werbstätigkeit abstrakte Größe bewertet werden soll.1355 Darüber hinaus kann allerdings auch 
die Festlegung auf einen Stundenhöchstsatz – wie bereits mehrfach dargelegt – höchstens in 
Bezug auf ihre Praktikabilität überzeugen. 
e. Zusammenfassung 
Im Ergebnis fällt zunächst auf, dass sich viele der spezifisch kodifizierten Vorgaben für die 
Vergütung von für juristische Personen Tätige letztendlich kaum von den Bewertungsmecha-
nismen unterscheiden, die auch dem Fremdvergleich zugrunde liegen – selbst wenn sich dies 
nicht offensichtlich aus dem Wortlaut ergibt – und folglich bei seiner näheren Ausgestaltung 
wenig Neues beizutragen haben. Wenn sich demgegenüber dennoch vereinzelte Normen fin-
den, die in Bezug auf die Vergütung (jedenfalls auch) von Geschäftsführungsorganen spezi-
fischere Festlegungen beinhalten, sind diese Konkretisierungen regelmäßig nicht nur in Be-
zug auf die Ausgestaltung der Vergütung Spezialregelungen, sondern auch einem spezifi-
schen Telos untergeordnet. Dieser konkrete Kontext entzieht die Eigenarten der Festlegung 
einer Verallgemeinerbarkeit, weil die Normen an die Stoßrichtung und individuellen Anfor-
derungen der jeweiligen im Gesetz geregelten Rechtsform oder Steuerart angepasst sind. 
2. Tarifverträge 
Dem Problem, dass die angemessene Vergütung nach der dargestellten Konzeption prinzipi-
ell eine relative und wenig fassbare Größe sein muss, die sich nicht schematisch in absoluten 
Zahlen ausdrücken lässt, ließe sich leicht dadurch beikommen, dass man sich solcher Vergü-
tungssysteme bedient, die für eine Vielzahl von Vergütungsbeziehungen geschaffen wurden, 
und daher die entsprechenden Typisierungen und Schematisierungen in weitreichend aner-
kannter Form bereits mitbringen.1356 Unterschiedliche Anknüpfungspunkte für die Heranzie-
hung dieser Vergütungsordnungen ergeben sich dadurch, dass diese nicht nur als argumenta-
tive Bewertungshilfe im Rahmen eines Fremdvergleichs in Stellung gebracht werden können, 
                                                             
1354 Namentlich in Abgrenzung zu einer nicht mehr lediglich nebenberuflichen Tätigkeit; vgl. insbe-
sondere Abschnitt 4.26.1 Abs. 1 S. 7 UStAE. 
1355 Siehe Abschnitt 4.26.1 Abs. 1 S. 8 UStAE: „Ein Entgelt, das nicht lediglich im Sinne einer Ent-
schädigung für Zeitversäumnis oder eines Verdienstausfalls gezahlt wird, sondern sich an der Qua-
lifikation des Tätigen und seiner Leistung orientiert, steht dem Begriff der ehrenamtlichen Tätig-
keit entgegen.“; sowie ebd. Abs. 5 S. 3. 
1356 Gleiches gilt für gesetzlich kodifizierte Vergütungsordnungen, etwa die Gebührenordnungen der 
Freiberufler, wenn diese in entsprechendem Rahmen für die Zweckverfolgung tätig werden: 
Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 32; Herfurth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22 (23); Mecking, in: Ver-
gütungsstudie 2014, 17–48 (42); Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 (Lfg. 144 April 2016). Auch 
die Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) bzw. der zugehörigen Besoldungsord-
nungen lassen sich tendenziell heranziehen, auch wenn die rechtliche Stellung eines Organwalters 
nicht ohne Weiteres mit einem Beamtenverhältnis zu vergleichen ist. 
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sondern oftmals in der Praxis auch durch explizite Verweise in einzelne Entgeltgruppen un-
mittelbar in die Anstellungsverträge von Organwaltern aufgenommen werden. 
a. Privatwirtschaft 
Vergleichbar der Diskussion im Rahmen der Heranziehung von Vergütungsstudien1357 ist es 
auch bei Tarifverträgen umstritten, ob für NPO ohne Weiteres die Maßstäbe gewerblicher 
(also for-profit-) Unternehmen als Vergleichsgröße betrachtet werden dürfen.1358 Speziell bei 
Geschäftsführungsorganen dürfte sich dieses Problem allerdings rein faktisch – anders als bei 
Vergütungsstudien – dahingehend erledigen, dass im Gegensatz zu Bereichen unmittelbarer 
Zweckverwirklichung – bei denen durchaus allgemeinverbindliche Tarifverträge direkt zur 
Anwendung kommen können1359 – tarifvertragliche Regelungen über die Entlohnung von Ge-
schäftsführern und Vorstandsvorsitzenden schlichtweg nicht existieren, weil diese prinzipiell 
als Arbeitgeber die Gegenseite eines solchen Vertrags repräsentieren. 
b. Öffentlicher Dienst (insbesondere TVöD/TV-L) 
Die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes und der Länder sind im Grunde als Richtschnur 
dahingehend geeignet, dass alle Vergütungen, die sich innerhalb dieses Rahmens bewegen, 
für eine NPO jedenfalls nicht unverhältnismäßig sind.1360 Allerdings lässt dies aufgrund der 
notorischen Finanzierungsnot der öffentlichen Hand gerade nicht den Umkehrschluss zu, dass 
alle Vergütungen, die sich oberhalb des Verdienstes eines Staatsangestellten befinden, damit 
zwingend unangemessen sind, umso mehr, wenn hierfür sachgerechte Gründe angeführt wer-
den können.1361 Solange nicht diese Beträge deutlich übersteigende Vergütungen gezahlt wer-
den, sind die Besoldungssysteme als genaues Instrument zur Bewertung klassischer Grenz-
fälle nicht geeignet, zumal keineswegs von der den Staat entlastenden Funktion des Dritten 
Sektors auf eine dementsprechende Vergütungsphilosophie – sofern man davon in Gestalt 
                                                             
1357 Siehe hierzu genauer C.III.3.b.aa, S. 260. 
1358 Allerdings hält diese Debatte laut Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (141) über ein Viertel der 
dort befragten Stiftungen nicht davon ab, privatwirtschaftliche Gehaltsstrukturen als Kriterium der 
Vergütungsbemessung heranzuziehen; knapp halbiert auf nur noch ein gutes Achtel allerdings bei 
Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (98 f.). 
1359 Zu denken wäre etwa an Tätigkeiten in der Wirtschaftsgruppe „Gaststätten und Beherbergung“ 
oder der Pflegebranche: vgl. das Verzeichnis der für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge 
des BMAS, S. 21 ff., 25. 
1360 Abgesehen von der mittelbaren faktischen Kraft dieser Vereinbarungen lassen sie sich auch als 
eher normative Spielart des – eigentlich rein empirischen – externen Betriebsvergleichs interpre-
tieren. In dieser Richtung wohl auch Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 187 
(Lfg. 236 Januar 2016). 
1361 So auch Geserich, DStR 2001, 604 (607); Herbert, BB 1991, 178 (180); Richter/Werz, S&S 
4/2006, 23 (23). Dies gilt umso mehr für die gesteigerten Anforderungen an einen Vergütungsex-
zess, soweit diese – wie etwa im Rahmen der § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 bzw. Nr. 3 AO – die finalen 
Elemente der Begünstigung indizieren sollen. 
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des Staates überhaupt sprechen mag – geschlossen werden kann.1362 Die staatlichen Vergü-
tungshöhen sind typischerweise unterhalb der in der freien Wirtschaft gezahlten Verdienste 
angesiedelt, gemeinnützige Organisationen sind aber – jedenfalls rechtlich – nicht dazu ver-
pflichtet, sich in den unteren Bereichen solcher Spannweiten zu bewegen.1363 
Bei etwas genauerer Analyse jenseits dieser tendenziell holzschnittartigen Betrachtungen las-
sen sich allerdings selbst bei diesen Vergütungsordnungen Teilbereiche ausmachen, in denen 
– auch wenn die geringe Gesamtvergütung derlei Auswirkungen zunächst eher unverdächtig 
erscheint – sich die Höhe der Bezüge nach Anhaltspunkten wie den privaten Lebensumstän-
den, etwa Familienstand oder Anzahl der Kinder, bemisst. Diese persönlichen Eigenschaften 
wirken sich derweil lediglich teilweise auf die Fördereffektivität der Organtätigkeit aus und 
wären bei strenger Betrachtung unter Umständen nicht zweckgemäß, was auch für einen Ein-
zelposten wie die Geschäftsführervergütung bereits die Versagung der Gemeinnützigkeit ins-
gesamt auslösen kann.1364 Daher sollte sicherheitshalber eine Anknüpfung an derartige Ent-
geltordnungen explizit auf das Grundgehalt beschränkt, oder es sollten zumindest solche Be-
züge explizit ausgeschlossen werden, die einen primären Versorgungscharakter aufweisen. 
Hinzu kommt, dass die konkrete Höhe der Vergütung in Form der Eingruppierung in Entgelt-
gruppen mit jeweiligen Senioritätsstufen den mutmaßlichen Zugewinn an Rechtssicherheit 
bereits wieder aufwiegen können, da die wenigsten NPO in ihrer Organisationsstruktur einer 
Behörde entsprechen dürften. Die vorgeschaltete Ebene der Eingruppierung und -stufung er-
setzt in ihrer nicht gänzlich auszuschließenden Beliebigkeit die Festsetzung der konkreten 
Lohnansprüche.1365 Auch Vergütungsbestandteile, die über feste Vergütung und entspre-
chende Altersbezüge hinausgehen, werden in genannten Tarifverträgen regelmäßig nicht in 
                                                             
1362 So auch explizit Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 
17–48 (42). Anderer Ansicht aber Leisner-Egensperger, DStZ 2008, 292 (299); außerdem wohl 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 (Lfg. 144 April 2016), der diese jedenfalls „heranziehen“ 
möchte; ähnlich Geserich, DStR 2001, 604 (607); „geeignete[r] Vergleichsmaßstab“: Herbert, BB 
1991, 178 (180); Herfurth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22 (22); Sandberg, ZStV 2013, 97 (101); 
Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (140). 
1363 Selbst für Privatschulen in Form einer Stiftung: BVerwG, Urteil v. 22.9.1972 (VII C 27.71) 
BVerwGE 40, 347 (350 f.) (=JZ 1973, 695); vgl. außerdem Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–
176 (176); Kümpel, DStR 2001, 152 (155); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (42); Mu-
sil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 187 f. (Lfg. 236 Januar 2016); Richter/Werz, S&S 
4/2006, 23 (23); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 21; Schiffer, in: Schiffer-Berater-
praxis4, § 9 Rn. 113 f.; Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (182); a.A. aber zumindest empirisch 
aus der – ohnehin mit einer hohen Affinität zum Senioritätsprinzip ausgestatteten – österreichi-
schen Perspektive Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (358, 364). Zur Bedeutung dieser Bandbreiten siehe 
genauer C.I.3, S. 246. 
1364 Umso kurioser werden Konstellationen, in denen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorgaben – bei-
spielsweise des Begünstigungsverbots im Rahmen des § 44 BHO (oder inhaltsgleicher Landesvor-
schriften), welches zuwendungsempfangende Körperschaften zur Vergütung nach den einschlägi-
gen öffentlichen Tarifverträgen verpflichtet – solche Vergütungssysteme zwingend übernommen 
werden müssen. Siehe hierzu erhellend Sprengel, in: NPO in RWG, 283–306 (291); kritisch auch 
Igl/Jachmann/Eichenhofer, Rechtliche Rahmenbedingungen, S. 639. 
1365 Hierbei reicht es, sich zu vergegenwärtigen, dass die hierfür einschlägige – den TVöD ergänzende 
– TV EntgO Bund in der derzeitigen Fassung gut 300 Druckseiten (gegenüber gut 70 beim TVöD) 
umfasst. Auch eine primäre Einordnung nach der abgeschlossenen Ausbildung erscheint wenig 
interessengerecht. Es ist schwer einzusehen, warum ein gesellschaftlich hoch angesehener Stif-
tungsvorstand, der über 200 Mitarbeiter wacht, aber als „Kriegskind“ lediglich über die Mittlere 
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einem Maße vorgesehen, dass sich in dieser Hinsicht ein aus der Perspektive des Dritten Sek-
tors schlüssiges Gesamtkonzept ergäbe.1366 
3. Verdeckte Gewinnausschüttung und Fremdvergleich 
Aufgrund der allgemeinen Auffassung, dass die Werkzeuge der vGA-Prüfung im Rahmen 
des § 55 AO vor dem Hintergrund des Telos der Gemeinnützigkeit betrachtet und entspre-
chend angewandt werden müssen, ergeben sich einige Fragen dahingehend, wie genau diese 
zweckgemäßen Anpassungen auszusehen haben.1367 Zunächst ist jedoch festzuhalten, dass 
die Überprüfung verdeckter Gewinnausschüttungen in den Grundsätzen der ertragsteuerli-
chen Gewinnermittlung wurzelt, welche prinzipiell keine Unterschiede anhand des Status als 
gemeinnützig vollzieht.1368 Das zeigt sich bereits daran, dass § 8 Abs. 3 S. 2 KStG nicht nur 
als Wertungsmaßstab im Rahmen des § 55 Abs. 1 AO herangezogen, sondern auch in seiner 
eigentlichen Form auf die partiell steuerpflichtigen Bereiche der gemeinnützigen Körper-
schaft angewandt werden kann. 
Wenn also im Kontext des § 55 AO davon ausgegangen wird, dass sich die Angemessenheit 
entsprechend der Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung bemessen lässt, so sind die 
unterschiedlichen Ausprägungen und deren Reichweite im Einzelnen umstritten. Insbeson-
dere viele der „formellen“ Kriterien können – aus ihrem profitorientierten Kontext extrahiert 
– nicht mehr ohne Weiteres überzeugen. Das Kriterium der Ernstlichkeit ist beispielsweise 
                                                             
Reife verfügt, in die Entgeltgruppen des mittleren Dienstes eingeordnet werden soll, obwohl sein 
Nutzen für die Stiftung ungleich höher zu bemessen ist; vgl. hierzu auch Spitaler/Niemann, Rn. 41. 
Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (364) weisen sogar darauf hin, dass die Rechtfertigung durch den Ver-
weis auf Vergütungsschemata des öffentlichen Dienstes dahingehend missbraucht wird, bewusst 
höhere Einstufungen vorzunehmen, was das gewonnene Maß an Rechtssicherheit vollumfänglich 
konterkariert. 
1366 Dies findet Bestätigung in der Tatsache, dass eine Orientierung an den Bestimmungen des öffent-
lichen Diensts für Geschäftsführergehälter in Stiftungen weitaus üblicher ist als für Vorstandsmit-
glieder: Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (143 f.). Die Tätigkeit eines typischerweise hauptamt-
lichen Geschäftsführers dürfte sich in dieses Vergütungsschema weitaus unproblematischer ein-
ordnen lassen, als die zumindest in ihrem zeitlichen Umfang schwer zu fassenden Aktivitäten eines 
Vorstandsmitglieds. Indes ist dieser Befund in der neuen Studie in sein Gegenteil verkehrt: Sand-
berg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (98 f. bzw. 116 f.), wonach sich zumindest faktisch 
knapp die Hälfte der befragten Stiftungen auch für Vorstandsmitglieder an eben diesem Gehalts-
rahmen (inkl. BBesG) orientieren, was sich allerdings bei den zugrundeliegenden Daten durch eine 
überdurchschnittlich hohe Zahl von durch öffentlich-rechtliche Körperschaften gegründeten Stif-
tungen erklären lässt: ebd. S. 62, 99. 
1367 Vgl. zu dieser Frage Feick, ZSt 2007, 152 (154); Grambow, Rn. 305; Mecking, in: Vergütungs-
studie 2014, 17–48 (43); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 106, 108a. Dass 
ein absoluter Gleichlauf nicht sachgerecht sein kann, ergibt sich schon aus der unterschiedlichen 
Rechtsfolge einer negativ ausgehenden Angemessenheitsprüfung im Rahmen des § 8 Abs. 3 S. 2 
KStG und des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 AO. Auch der Begriff der – prinzipiell zulässigen – Ge-
winnausschüttung und das daraus folgende Regel-Ausnahme-Verhältnis der vGA könnte selbstlo-
sen Körperschaften – zumindest semantisch – fremder nicht sein. 
1368 Vgl. nur Kirchhain, DB 2014, 1831 (1835); Kümpel, FR 2014, 513 (513 f.); prinzipiell a.A. aber 
(mit Hinweis auf die Vermögensbindung) wohl Schulte/Buttgereit, FR 2014, 509 (510 ff.). Einige 
Ausnahmen hierzu enthält jedoch beispielsweise § 64 AO. 
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im gemeinnützigen Bereich noch weniger belastbar und zielführend als ohnehin schon, weil 
eine un- oder auch teilentgeltliche Betätigung weniger gegen eine tatsächliche Durchführung 
spricht, sondern sich regelmäßig mit altruistischen Motiven erklären lässt. Während der Üb-
lichkeit ein kontextsensitives Element innewohnt, muss dieses bei der Ernstlichkeit eigens 
hinzugedacht werden, um überhaupt brauchbare Bewertungen hervorzubringen.1369 Der „dop-
pelte“ Fremdvergleichsmaßstab1370 überzeugt bei NPO ebenfalls argumentativ weniger, da 
sich entsprechende Nachteile für das Organmitglied in diesem Kontext regelmäßig – sofern 
sie nicht konkret einen existenzbedrohenden Umfang erreichen1371 – erneut mit einer altruis-
tischen Motivation des Organwalters erklären lassen. 
Der kleinste gemeinsame Nenner ist daher – als Kern der vGA-Angemessenheitsprüfung – 
der (materielle) Fremdvergleich.1372 Dieser bemisst die Angemessenheit als tendenziell nor-
mativen Begriff primär anhand der empirischen Üblichkeit, sodass die Begrifflichkeiten in 
diesem Kontext teilweise verschwimmen.1373 Der Vergleich – in Anbetracht seiner Funktion 
als Veranlassungsprüfung1374 – kann in aller Regel zweierlei Betrachtungswinkel einnehmen. 
Es können die Verhältnisse in der Gesellschaft selbst Aufschluss darüber geben, ob ein Teil 
                                                             
1369 Siehe hierzu die allgemeinen Argumente – die sich a fortiori auf den Dritten Sektor übertragen 
lassen – bei Reiß, StuW 1996, 337 (347). Auch Anknüpfungen an das Verhältnis der Vergütung 
zum Gesamtgewinn der Körperschaft – vgl. BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–
62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 10, 14) – können offensichtlich im Rahmen der Gemeinnützigkeit 
kein Kriterium sein; vgl. hierzu genauer unten C.V.2.b, S. 282. 
1370 Also eine Konstellation, bei der die Unüblichkeit einer für die Gesellschaft vorteilhaften Gestal-
tung anhand nachteiliger Aspekte für den Leistungsempfänger festgestellt wird, was wiederum 
Schlüsse darauf zulässt, ob diese Regelung wirklich der Realität entspricht oder eher als Indiz – 
neben weiteren Wertungsgesichtspunkten – für verdeckte anderweitige Leistungsbeziehungen an-
zusehen ist; vgl. BFH, Urteil v. 2.12.1992 (I R 54/91) BStBl II 1993, 311–314 (313) (=BFHE 170, 
119); sowie ausführlich Bilsdorfer, S. 99 ff. m.w.N. 
1371 Zu dieser Problematik siehe BFH, Urteil v. 5.10.1994 (I R 50/94) BStBl II 1995, 549–551 (551) 
(=BFHE 176, 523). 
1372 Siehe hierzu bereits oben B.II.3.b.bb, S. 237 ff. Vgl. allgemein zur Bedeutung des Fremdver-
gleichs als Angemessenheitsmaßstab BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), 
BStBl I 2002, 972 (Rz. 19 ff.); Apel, AuA 2007, 550 (551); P. Fischer, DStZ 1997, 357; Gosch, 
DStZ 1997, 1; Janssen, vGA, Rn. 1250; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (40): „gene-
reller Referenzrahmen“; Stollenwerk, S. 83 ff.; P. Zimmermann, DB 2003, 786 (789). Das war 
nicht immer so: heftige Kritik am Fremdvergleich etwa noch bei Janssen, vGA (8. Aufl.) Rn. 68. 
1373 So Bauschatz, S. 20 (Fn. 34); unter Bezugnahme auf BFH, Urteil v. 3.7.1968 (I 83/65) BStBl II 
1969, 14–15 (15) (=BFHE 93, 514); Gosch, DStZ 1997, 1 (10) bezeichnet die Üblichkeit als maß-
gebliches Kriterium des materiellen Fremdvergleichs i.w.S. Demgegenüber erkennen Bilsdorfer, 
S. 21 f., 99 ff.; P. Fischer, DStZ 1997, 357 (358); sowie ausführlichst Osterloh, S. 78 ff., 412 f. 
hierin eine pragmatisch motivierte Darlegungsvereinfachung bzw. Typisierung seitens der Recht-
sprechung und sehen diesen Gleichlauf in Teilen – insbesondere bezüglich einer Widerlegungs- 
bzw. Rechtfertigungsmöglichkeit seitens der Steuerpflichtigen – mit Recht differenzierter. Siehe 
dazu selbst Gosch, DStZ 1997, 1 (10): dadurch ergebe sich „eine etwas fragwürdige Tatbestands-
verwirkung und – daraus folgend – eine ebenso fragwürdige Beweislastumkehr [zu] Lasten des 
Steuerpflichtigen.“. 
1374 Nach ders., DStZ 1997, 1 (2) geht es darum, „die Spreu vom Weizen zu trennen“, also die gesell-
schaftliche von der privaten Veranlassung. Auf den gemeinnützigen Kontext bezogen handelt es 
sich folglich um die Abgrenzung der selbstlosen bzw. gemeinnützigen von der von Einzelinteres-
sen geprägten Veranlassung. 
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der Vergütung nicht aus selbstlosen Motiven erfolgt ist, oder der Vergleich mit anderen Be-
trieben. Dabei folgt die Reihenfolge dieser Perspektiven einer gewissen Priorität, ausgehend 
von konkreten hin zu eher hypothetischen Vergleichsgrößen.1375 
a. Interner Betriebsvergleich 
aa. Allgemein 
Der interne Betriebsvergleich (auch innerbetriebliche Fremdvergleich) betrachtet eine Ver-
gütung im Vergleich mit anderen innerhalb derselben Körperschaft tatsächlich vereinbarten 
Gehältern, um bei unterschiedlicher Bezahlung auf Veranlassungsmomente außerhalb des 
reinen Anstellungsverhältnisses zu schließen. Dieser ist jedoch nur dann wirklich hilfreich, 
wenn es darum geht, in etwa ebenmäßig qualifizierte Fremd- und Selbstorgane miteinander 
zu vergleichen.1376 Allerdings kann prinzipiell auch ein Vergleich mit Angestellten unterer 
Ebenen Bestandteil des internen Betriebsvergleichs sein.1377 
bb. Entsprechende Anwendung im Rahmen der Gemeinnützigkeit 
Dies ist schon bei for-profit Kapitalgesellschaften auf der Geschäftsführungsebene eine nicht 
allzu häufige Konstellation, was damit für – personell regelmäßig dünner ausgestattete – NPO 
eher in noch größerem Maße gilt.1378 Aber auch ein Vergleich mit unteren Anstellungsebenen 
ist bei Organisationen des Dritten Sektors nur bedingt durchführbar, da insbesondere untere 
Ebenen oftmals mit intrinsisch motivierten Ehrenamtlern oder Geringvergüteten besetzt 
sind.1379 Außerdem muss ein interner Betriebsvergleich bei gemeinnützigen Organisationen 
die spezifischen Wertungen der einzelnen Sphären für eine Vergleichbarkeit berücksichtigen. 
Die Tätigkeit in der Verwaltung kann in ihren Anforderungen an den Organwalter wesentlich 
von derjenigen in der konkreten Projektarbeit oder im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ab-
weichen.1380 
                                                             
1375 Vgl. insbesondere Janssen, NWB 2008 Fach 4, 5239 (5247), der den internen Betriebsvergleich 
als „gewissermaßen der Idealfall“ bezeichnet. 
1376 BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 20); BFH, Urteil 
v. 25.2.1958 (I 337/56 U) BStBl III 1958, 229–231 (230) (=BFHE 66, 596); Janssen, vGA, 
Rn. 1160; Spitaler/Niemann, Rn. 218 ff.; Tänzer, BB 2004, 2757 (2757). 
1377 Wenn auch nur mit Einschränkungen: vgl. etwa BFH, Urteil v. 14.7.2004 (I R 111/03) BStBl II 
2005, 307–309 (308 f.) (=BFHE 206, 437); Evers/Näser/Grätz, Rn. 16, 246 f.; weniger skeptisch 
Janssen, vGA, Rn. 1161 f. 
1378 Bei den mitgliedlosen Stiftungen kann es diese Unterscheidung prinzipiell nicht geben, sofern man 
nicht § 55 Abs. 3 AO diesbezüglich in seiner Reichweite ausweiten möchte. 
1379 Selbst der Vergleich zwischen oberster Leitungsebene in Gestalt der Organe und leitenden Ange-
stellten zeitigt bei NPO andere Ergebnisse als bei gewöhnlichen Unternehmen: vgl. einerseits 
Evers/Näser/Grätz, Rn. 16, 246 f.; Janssen, vGA, Rn. 1161 f.; P. Zimmermann, DB 2003, 786 
(790), nach denen leitende Angestellte durchweg in etwa die Hälfte dessen verdienen, was Ge-
schäftsführer erhalten und andererseits Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (103 bzw. 
119) mit deutlich geringeren Unterschieden. 
1380 Siehe hierzu genauer sogleich C.IV.3.e, S. 277. 
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Hinzu kommt noch eine weitere Einschränkung. Nach der allgemein anerkannten Hierarchie 
der Vergleichswinkel widerlegt ein erfolgreicher interner Betriebsvergleich im Rahmen der 
vGA eine gesellschaftliche Veranlassung derart, dass eine Überprüfung der allgemeinen Üb-
lichkeit im Rahmen des externen Betriebsvergleichs entbehrlich wird.1381 Dies kann aber dann 
nicht überzeugen, wenn die Vergütungskultur in der Körperschaft rein objektiv mit gemein-
nützigen Vorgaben nicht vereinbar ist. Insbesondere in kritischen Grenzfällen, in denen dieser 
objektive Verstoß nicht offensichtlich und daher abstrakt feststellbar ist, muss ohnehin der 
externe Betriebsvergleich aufgrund seiner konzeptionell höheren Allgemeingültigkeit zur 
Feststellung herangezogen werden. Daher vermag der interne Betriebsvergleich im Kontext 
steuerbegünstigter Körperschaften ohnehin nur dann eine Rolle zu spielen, wenn man unter-
stellen kann, dass die sonstigen Organwalter und höheren Angestellten – durch die Finanz-
verwaltung anerkanntermaßen – mit den Vorgaben der AO vereinbare Vergütungen erhalten, 
weil sich der Vergleich dann auf eine objektive Grundlage stützt. Mit guten Gründen lässt 
sich daher auch vertreten, dass der betriebsinterne Fremdvergleich im Kontext von gemein-
nützigen Körperschaften keinerlei Relevanz besitzt.1382 
b. Externer Betriebsvergleich 
aa. Allgemein 
Ist ein innerbetrieblicher Vergleich aus den Umständen nicht ergiebig, erfolgt die Bestim-
mung der Angemessenheit in Form des externen Betriebsvergleichs.1383 Hierbei wird ein Ver-
gleich zur Vergütungssituation solcher Körperschaften gezogen, die dem eigentlichen Be-
trachtungsobjekt strukturell ähnlich sind.1384 Da das Auffinden adäquater Vergleichsgesell-
schaften regelmäßig einen nicht zu überschätzenden Aufwand darstellt und die Angemessen-
heit der dort vorherrschenden Vergütungsstrukturen bei nur wenigen Vergleichsobjekten 
auch schlichtweg unterstellt werden muss, ist es allgemein anerkannt, hierzu einschlägige 
Vergütungsstudien und Gehaltsstrukturuntersuchungen zu Rate zu ziehen, die aufgrund einer 
                                                             
1381 Dies lässt sich damit begründen, dass sich die Veranlassung im Gesellschaftsverhältnis damit hin-
reichend ausschließen lässt: BFH, Urteil v. 14.7.2004 (I R 111/03) BStBl II 2005, 307–309 (308) 
(=BFHE 206, 437); Janssen, NWB 2008 Fach 4, 5239 (5248). 
1382 So jedenfalls für Fremdorgane Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (184 f.); a.A. anscheinend FG 
Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (267 
[Rz. 66]). 
1383 Evers/Näser/Grätz, Rn. 17, 248; Tänzer, BB 2004, 2757 (2757); sowie ausführlich Janssen, vGA, 
Rn. 1163; M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (213) m.w.N. Kritisch demgegenüber aus fakti-
schen Beschränkungen – insbesondere der Informationsbasis – aber Spitaler/Niemann, Rn. 211 ff. 
1384 Allgemein zu dieser Mechanik: Böhmer, S. 88 ff.; Evers/Näser/Grätz, Rn. 248 ff.; Janssen, vGA, 
Rn. 1163 ff.; Kirchhain, DB 2014, 1831 (1835 f.); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 
(40 f.); Neumann, in: Rödder/Herlinhaus/Neumann-KStG, § 8 Rn. 233 f.; P. Zimmermann, DB 
2003, 786 (790). 
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entsprechend repräsentativen Datengrundlage eine erhöhte Aussagekraft besitzen.1385 Teil-
weise kommen zudem entsprechende (betragsmäßige) Auflistungen der Finanzverwaltung in 
Betracht, welcher naturgemäß eine ungleich bessere Datenlage zur Verfügung steht.1386 
Allerdings muss auch bei der Auswahl der entsprechenden Studien Rücksicht auf die Eigen-
arten der jeweiligen Körperschaft genommen werden, um aussagekräftige Ergebnisse zu er-
halten. Dazu gehört beispielsweise, dass nicht ein weltweiter Vergleich aller – oder auch nur 
aller ähnlichen – Rechtsformen zugrunde gelegt wird, sondern primär ein deutscher Maßstab 
herangezogen wird.1387 Selbst der gesamtdeutsche Durchschnitt ist aufgrund der stark diver-
gierenden Ausgestaltung der jeweiligen Unternehmen keine letztgültig belastbare Größe. Die 
verglichenen Körperschaften müssen in ihrer Erscheinungsform der untersuchten vergleich-
bar sein, was regelmäßig dazu führen dürfte, dass bestimmte Filter, etwa die Größe der Kör-
perschaft oder ihre Rechtsform, vorgeschaltet werden. Eine Studie muss also eine belastbare 
Balance finden zwischen wertender Einschränkung des Betrachtungswinkels und einer ver-
bleibenden Quantität der Datengrundlage, die eine Verallgemeinerbarkeit gewährleistet.1388 
Sollte eine solche Datenlage nicht zur Verfügung stehen, ist unter Umständen eine mit diesen 
Kriterien eigens in Auftrag gegebene Studie oder ein entsprechendes Gutachten eine effek-
tive, wenngleich nicht überlegen aussagekräftige und mitunter kostspielige Lösung.1389 Auf-
grund der Eigenart der Angemessenheitsprüfung als Schätzung ist es allerdings letztlich 
ebenso möglich, bestehende (unpassende) Vergleichsdaten als Anhaltspunkt zu nehmen, und 
                                                             
1385 Aus der jüngeren Rspr. etwa BFH, Urteil v. 18.12.2002 (I R 85/01) BFH/NV 2003, 822–824 (823); 
zudem BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 21): „Ein 
externer Betriebsvergleich lässt sich i.d.R. nur unter Heranziehung von nach den Regeln der wis-
senschaftlichen Statistik erstellten neutralen Gehaltsuntersuchungen führen.“; außerdem 
Evers/Näser/Grätz, Rn. 249 f.; sehr detailliert und anschaulich Janssen, vGA, Rn. 1173 ff.; Tänzer, 
GmbHR 2003, 754 (754). 
1386 Zu denken wäre hier insbesondere an die zur Verwaltungsvereinfachung für Fälle der vGA entwi-
ckelte sog. Karlsruher Tabelle; aktuelle Fassung: OFD Karlsruhe Vfg. v. 3.4.2009 (S 274.2/84 – 
St 221), BeckVerw 237510. Diese (bzw. deren Vorgängerversion) auch außerhalb Baden-Würt-
tembergs heranziehend: FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 16.1.2008 (12 K 8312/04 B), 
DStRE 2008, 688–691 (690). Vgl. zusätzlich Kampermann, npoR 2017, 271 (273). 
1387 So selbst für for-profit AGs Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123 (116 f.). Eine Anpassung an 
höhere Lebenshaltungskosten in Ballungsräumen oder im Vergleich Ost/West soll jedoch nach 
BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 17) prinzipiell 
nicht erfolgen, was als versorgungsmäßiger Vergütungsaspekt ohne unmittelbaren Leistungsbezug 
im gemeinnützigen Kontext aber ohnehin mit erhöhtem Begründungsaufwand verbunden wäre. 
1388 BFH, Urteil v. 18.12.2002 (I R 85/01) BFH/NV 2003, 822–824 (823); Evers/Näser/Grätz, 
Rn. 250; Janssen, vGA, Rn. 1174 f. 
1389 Siehe hierzu bereits BFH, Urteil v. 25.2.1958 (I 337/56 U) BStBl III 1958, 229–231 (231) 
(=BFHE 66, 596); keinen über Gehaltsstrukturuntersuchungen hinausgehenden Beweiswert: Hes-
sisches FG, Urteil v. 18.1.2000 (4 K 3248/99) EFG 2000, 1032–1035 (1035); Evers/Näser/Grätz, 
Rn. 253 ff.; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (44); Spitaler/Niemann, Rn. 225 ff. Zur 
grundsätzlichen Informationsasymmetrie, die sich aus der – aufgrund des Steuergeheimnisses nur 
einseitig nutzbaren – Datenlage der Finanzverwaltung selbst ergibt siehe dies., Rn. 213. Sofern 
bereits im Vorfeld ein individuelles Gutachten eingeholt wurde, sollten tunlichst die dort festge-
stellten Obergrenzen eingehalten werden: vgl. FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil 
v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (270 [Rz. 109 ff.]). 
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diese durch sachgerecht bezifferte Auf- oder Abschläge auf die festgestellten Vergütungen 
an die Kennziffern der gegenständlichen Körperschaft anzupassen.1390 
bb. Entsprechende Anwendung im Rahmen der Gemeinnützigkeit 
Es ist in weiten Teilen unnötig, einen – bereits konzeptionell – eigenständigen Fremdver-
gleichsmaßstab des Gemeinnützigkeitsrechts zu bilden und heranzuziehen, da der Fremdver-
gleichsmaßstab per se wie dargestellt kontextsensitiv ist, indem er auf vergleichbare Unter-
nehmen abstellt. Hierbei dürfte in Bezug auf diese wertende Auswahl der zum Vergleich her-
anzuziehenden juristischen Personen deren Status als im Sinne der §§ 51 ff. AO steuerbe-
günstigt eine gewisse Rolle1391 spielen. Daher kann die Vergütung in – regelmäßig steuerbe-
günstigten – Stiftungen des bürgerlichen Rechts auch für gGmbH-Geschäftsführer unter Um-
ständen aufschlussreicher sein, als der rechtsformspezifische Durchschnitt,1392 in dem die 
gGmbH naturgemäß merklich unterrepräsentiert ist, weil sie gegenüber der (im Normalfall 
profitorientierten) GmbH keine eigenständige Rechtsform darstellt. 
Problematisch ist hierbei rein faktisch, dass entsprechende Studien, die sich auf den Dritten 
Sektor beschränken, bislang eher rar sind.1393 Nicht nur aus diesem Grund muss es möglich 
sein – bei ansonsten bestehender, insbesondere größenmäßiger, Vergleichbarkeit – auch kom-
merzielle Unternehmen als Vergleichsmaßstab heranzuziehen.1394 Als Hauptargument spricht 
hierfür, dass die Marktüblichkeit sich nicht an fiktiven Märkten orientieren kann, ein exklusiv 
drittsektorbezogener Arbeitsmarkt allerdings in der Realität nicht existiert und sich NPO in 
                                                             
1390 Vgl. – auch zur lediglich eingeschränkten gerichtlichen Überprüfbarkeit eines solchen Vorgehens 
im Revisionsverfahren – BFH, Urteil v. 27.2.2003 (I R 46/01) BStBl II 2004, 132 (Rz. 24 [juris]): 
„Das FG ist zwar berechtigt und ggf. verpflichtet, solche Untersuchungen zu berücksichtigen; es 
kann aber gleichwohl zu dem Ergebnis kommen, dass die von ihm zu beurteilende Gestaltung 
Besonderheiten aufweist, die eine mehr oder weniger große Abweichung von den Untersuchungs-
ergebnissen rechtfertigen.“ 
1391 Zu diesen rein faktischen, aber prägenden Umständen und deren Auswirkung auf die Kostenstruk-
tur siehe anschaulich Kirchhain, DB 2014, 1831 (1836); Schulte/Buttgereit, FR 2014, 509 (512). 
1392 Für die gGmbH explizit a.A. Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (186). 
1393 Insbesondere kommerzielle Anbieter (bspw. Kienbaum, BBE) haben keine drittsektorspezifischen 
Vergütungsstudien in ihr Standardprogramm aufgenommen. Angemessenheitsprüfung der Ge-
schäftsführervergütung einer gGmbH vorrangig auf Grundlage einer (for-profit bezogenen) BBE-
Studie aber bei FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 
265–271 (267 ff. [Rz. 70 ff.]). Aus wissenschaftlicher Warte gibt es verständlicherweise auch nur 
punktuelle und nicht über Jahre hinweg aktuell gehaltene Studien. Vgl. aber Helmig/Purtschert, 
(allgemein zu NPO, jedoch schwerpunktmäßig in der Schweiz); sowie spezifisch zu (deutschen) 
Stiftungen Sandberg/Mecking ; Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139. 
1394 Dafür jetzt – wenn auch nur i.R.e. obiter dictums – FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil 
v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (267 [Rz. 68 f.]); außerdem zuvor schon Feick, 
ZSt 2007, 152 (154); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (40 f.); Schauhoff, in: Hdb Ge-
meinnützigkeit3, § 9 Rn. 21; Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (182, 186); Strahl, GmbHR 
2016, 1196; jedoch insofern gleichbedeutend mit staatlichen Einrichtungen: Buchna/Leichin-
ger/Seeger/Brox, S. 158; gänzlich kritisch Herfurth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22 (22); ähnlich 
wohl D. J. Fischer, NWB 2015, 2602 (2608), der von einem „Branchenvergleich“ spricht. 
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vielen Bereichen tatsächlich gegen kommerzielle Konkurrenten im Kampf um die besten Ar-
beitskräfte behaupten müssen.1395 Insbesondere ist der privatwirtschaftliche Horizont insofern 
in seinen zugrundeliegenden Wertungen zumindest nicht weniger naheliegend als der des öf-
fentlichen Dienstes.1396 Daher spricht einiges dafür, einen allgemeinen Vergleichsrahmen her-
anzuziehen, solange nicht doch spezifische Vergleichsdaten vorliegen und diese den Erkennt-
nissen des allgemeinen Fremdvergleichs widersprechen.1397 
Dabei ist es im Rahmen einer gerichtlichen Auseinandersetzung über die Angemessenheit 
einer Vergütung letztlich tatsächliche Aufgabe des Finanzgerichts, einen passenden Ver-
gleichsmaßstab zu bestimmen – etwa durch Heranziehung einer passenden Vergütungsstudie 
– und diesen auf den konkreten Fall anzuwenden, auch indem dort gefundene Vergleichsgrö-
ßen an die Gegebenheiten des zu beurteilenden Falls angepasst werden. Daber wird dem Fi-
nanzgericht aus der Perspektive des BFH prinzipiell ein breiter Ermessensspielraum einge-
räumt, der im Rahmen einer Revision nur eingeschränkt überprüfbar ist.1398 
                                                             
1395 So ausdrücklich Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (40 f.); Schiffer, in: Schiffer-Bera-
terpraxis4, § 9 Rn. 114. Außerdem ergibt sich das Vorliegen einer belastbaren Datenlage dort ver-
lässlich aus einer Vielzahl von Transparenzvorschriften, die insbesondere (bilanzierenden) Kapi-
talgesellschaften die Veröffentlichung ihrer Organvergütung auferlegen: vgl. nur § 285 Nr. 9a 
HGB. Aus der hieraus folgenden grundsätzlichen Verfügbarkeit dieser Daten ergibt sich zudem, 
dass ein rein hypothetischer Fremdvergleich in Gestalt des – in Fragen der Angemessenheit ohne-
hin wenig substanziellen – „gedachten ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters“  in Ver-
gütungsfragen kaum jemals eine Rolle spielen kann: siehe nur Janssen, vGA, Rn. 1203 ff. Einen 
etwas anderen Ansatz vertreten Handy/Katz, Journal of Comparative Economics 26 (1998), 246–
261 (248 ff., 251 f.), die nicht nur auf positive Effekte für das Ansehen der Körperschaft hinwei-
sen, wenn Organwalter angeworben werden, die sich mit insofern unterdurchschnittlichen Löhnen 
zufriedengeben, sondern diesen zudem eine Wesensstruktur beimessen, die der gemeinnützigen 
Tätigkeit auch in sonstigen Belangen zuträglich sei. 
1396 Siehe zu letzterem genauer oben C.III.2.b, S. 255. 
1397 Allerdings attestiert beispielsweise die Studie von Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 
(129 ff.) genau solche merklichen Unterschiede zwischen der Vergütung in gemeinnützigen Stif-
tungen und der in der Privatwirtschaft. Für die USA und im internationalen Vergleich ebenso: 
Handy/Katz, Journal of Comparative Economics 26 (1998), 246–261 (250 f.) m.w.N. Eine andere 
internationale Studie kommt (anhand der Betrachtung von Mikrofinanz-Institutionen) zu dem Er-
gebnis, dass sich zwar non- und for-profit-Vergütungsstrukturen im Mittel grundsätzlich ähneln. 
Die Ausprägungen innerhalb der (untersuchten) Gruppe der NPO allerdings eine solche Heteroge-
nität aufweisen, dass diese kaum als fassbare – und damit vergleichbare – Gruppe zu definieren 
sei: Beisland/Mersland, Nonprofit and Voluntary Sector Quarterly 48 (2014), 652 (666 f.). 
1398 Also regelmäßig nur, ob das FG alle maßgeblichen Umstände berücksichtigt und diese ohne Denk-
fehler oder Verstoß gegen allgemeine Erfahrungssätze ausgewertet hat. Besonders anschaulich 
(bzgl. der Berücksichtigung von Gehaltsstrukturuntersuchungen i.R.e. vGA-Prüfung) BFH, Urteil 
v. 27.2.2003 (I R 46/01) BStBl II 2004, 132 (Rz. 24 [juris]): „Das FG ist zwar berechtigt und ggf. 
verpflichtet, solche Untersuchungen zu berücksichtigen; es kann aber gleichwohl zu dem Ergebnis 
kommen, dass die von ihm zu beurteilende Gestaltung Besonderheiten aufweist, die eine mehr 
oder weniger große Abweichung von den Untersuchungsergebnissen rechtfertigen.“ Vgl. außer-
dem spezifisch zur Angemessenheit i.R.d. Gemeinnützigkeit Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 
(185, 191) m.w.N. 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
264 
Ergänzend ist noch anzumerken, dass bei Vergütungsstudien aufgrund der großen Streuung 
der einzelnen Vergütungswerte aus statistischer Warte der ausgewiesene Median – oder zu-
mindest andere empirische Quantile – regelmäßig eine weitaus besser belastbare Größe dar-
stellt als das durch große Schwankungen verzerrte arithmetische Mittel.1399 
c. Zusammenfassung 
Damit ist der Fremdvergleich auch im gemeinnützigen Kontext der vorherrschende Maßstab 
zur Bewertung der (Un-) Angemessenheit von Organvergütungen. Allerdings muss dieser in 
mancherlei Hinsicht konkretisiert werden, um etwa die entsprechenden Vergleichsgrößen bil-
den zu können, da der Maßstab nach überwiegender Auffassung aus seinem originären Kon-
text der vGA isoliert lediglich entsprechend heranzuziehen und damit anzupassen ist. 
4. Verrechnungspreise 
Bei einem Leistungsaustausch zwischen Körperschaften, bei dem die steuerbegünstigte Kör-
perschaft selbst Empfängerin einer Vergütung ist, reicht nach Auffassung der Rechtspre-
chung und Finanzverwaltung – jedenfalls sofern diese Zuflüsse einem wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb (oder Betrieb gewerblicher Art) zuzuordnen sind – ein lediglich kostendecken-
des Entgelt nicht aus, es muss zusätzlich ein (der Höhe nach marktüblicher) Gewinnaufschlag 
erhoben werden.1400 Daraus ließe sich folgern, dass diese Herangehensweise auch außerhalb 
                                                             
1399 So auch prinzipiell FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), 
npoR 2017, 265–271 (267 ff. [Rz. 73 ff.]), das sich allerdings ohne nähere Begründung zur quasi 
unwiderleglichen Bejahung einer Unangemessenheit an einer Verortung der Vergütung oberhalb 
des oberen Quartils (d.h. dem 0,75-Quantil) orientiert; Kritik daran bei Kampermann, npoR 2017, 
271 (272 f.). 
1400 Vgl. zu Gewinnaufschlägen im Kontext der Gemeinnützigkeit BFH, Urteil v. 27.11.2013 
(I R 17/12) BStBl II 2016, 68–74 (72) (=BFHE 244, 194); Kümpel, FR 2014, 51 (53 ff.). Ableh-
nend aber zu Recht – u.a. mit Verweis auf wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die allein an Einzel-
merkmalen der Zweckbetriebseigenschaft scheitern (z.B. §§ 65 Nr. 3, 68 Nr. 3 lit. c, 68 Nr. 9 
Satz 1 AO), und daher als steuerpflichtige Zweckverwirklichungsbetriebe zu bewerten sind – 
v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 25 f., 96; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 6.32; Kirchhain, DB 2014, 1831 (1834 f.); Gewinnaufschlag nur bei BgA und auch dort nur 
i.d.R.: Weitemeyer, FR 2009, 1 (5 ff.); so jetzt auch – obiges Urteil insofern einschränkend – 
AEAO Nr. 2 (Satz 5) zu § 55 Abs. 1 Nr. 1: „Bei steuerbegünstigten Einrichtungen ist aufgrund der 
fehlenden Gewinnorientierung die Erhebung eines Gewinnaufschlags in der Regel nicht marktüb-
lich.“; vgl. dazu Hüttemann, DB 2016, 1338 (1339): „(partieller) Nichtanwendungserlass“, sowie 
Kirchhain, DStR 2016, 505 (506 f.). Anders sieht dies die herrschende Auffassung ohnehin seit 
jeher beim Mitgliedergeschäft von Verein und Genossenschaft – gegenüber den Mitgliedern müs-
sen Entgelte keinen Gewinnaufschlag beinhalten: BFH, Urteil v. 11.10.1989 (I R 208/85) BStBl II 
1990, 88–89 (89) (=BFHE 158, 388); ders., Urteil v. 19.8.1998 (I R 21/98) BStBl II 1999, 99–101 
(100 f.) (=BFHE 187, 18); Kirchhain, DB 2014, 1831 (1837); Schulte/Buttgereit, FR 2014, 509 
(511); Weitemeyer, FR 2009, 1 (6) m.w.N. 
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des Phänomens der Personalgestellung einen eigenständigen und abweichenden Angemes-
senheitsmaßstab darstellt, der isoliert für die – nicht zwangsläufig dieser Thematik unterfal-
lende – Frage der Organvergütung relevant sein kann. 1401 
Bei aller Angreifbarkeit der Auffassung einer Notwendigkeit von Gewinnaufschlägen sowie 
fehlender Vergleichbarkeit der gegenständlichen Leistungsbeziehungen mit einer Organver-
gütung scheitert der zusätzliche Erkenntnisgewinn aus diesem mutmaßlich konkurrierenden 
Maßstab derweil schon auf einer grundsätzlicheren Ebene. Der für diese – regelmäßig kon-
zerninternen – Leistungsbeziehungen herangezogene Maßstab lehnt sich aufgrund seiner Re-
gelungsmaterie inhaltlich an die Kodifizierung des dealing-at-arm’s-length-Prinzips des in-
ternationalen Steuerrechts in § 1 Abs. 1 AStG an.1402 Dieser ist jedoch im Kern als Ergebnis 
jahrelanger wechselseitiger Bezugnahme prinzipiell heute nichts wesentlich anderes als der 
ebenfalls im Rahmen der vGA herangezogene (außerbetriebliche) Fremdvergleich, auch 
wenn er – vgl. S. 4 – in seiner Wirkung über diesen hinausgehen kann.1403 
Dies zeigt sich einerseits bereits daran, dass Satz 1 einen Fremdvergleichsgrundsatz dahinge-
hend definiert, dass Einkünfte so anzusetzen sind, „wie sie unter den zwischen voneinander 
unabhängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen wären“, auch wenn dies nicht 
zwingend bedeuten muss, dass damit ein gänzlich einheitliches Verständnis dieses Begriffes 
zugrunde gelegt werden muss. Andererseits wird diesem Vergleich in Satz 3 zudem der Maß-
stab eines Handelns „nach den Grundsätzen ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter“  
beigeordnet.1404 Zwar konkretisiert Abs. 3 den Fremdvergleich – speziell in Bezug auf eine 
Priorität des tatsächlichen vor dem hypothetischen Fremdvergleich und auf die Behandlung 
von Bandbreiten1405 –, andererseits unterscheiden sich diese Darlegungen überwiegend nicht 
von der vorherrschenden Auffassung zum vGA-Fremdvergleich. Teils sind sie zudem – dem 
ertragsteuerlichen Blickwinkel entsprechend – auf die Lieferung von Waren oder Erbringung 
von Dienstleistungen durch die Körperschaft selbst ausgerichtet und erhellen insoweit nicht 
die Frage angemessener Organvergütung aus Sicht der NPO.1406 
Daher dürfte sich ein Erkenntnisgewinn höchstens aus einer Erweiterung potentiell einschlä-
giger Judikatur ergeben, die allerdings faktisch schon allein dadurch begrenzt wird, dass Ent-
scheidungen, die sich aufgrund grenzüberschreitender Sachverhalte auf § 1 AStG stützen und 
                                                             
1401 So wohl – jedenfalls für verbundene Unternehmen – Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 
Rn. 22 mit Verweis auf BMF-Schreiben v. 23.2.1983 (IV C 5–S 1341–4/83), BStBl I 1983, 218. 
1402 Frotscher, DStJG 20 (1997), 205–249 (232); Kirchhain, DB 2014, 1831 (1836). 
1403 Vgl. zu diesem Verhältnis genauer BMF-Schreiben v. 13.10.2010 (IV B 5–S 1341/08/10003) 
BStBl I 2010, 774 (Rn. 8, 149, 182 f.) sowie Bilsdorfer, S. 24 f., 114 f.; P. Fischer, DStZ 1997, 
357 (357); Kaminski, in: Strunk/Kaminski/Köhler, § 1 AStG Rn. 23 ff. (Lfg. 27 Oktober 2011); 
Kirchhain, DB 2014, 1831 (1832); Neumann, S. 11 ff.; Pohl, in: Blümich 139, § 1 AStG Rn. 35 ff. 
(Lfg. 138 August 2017); Stollenwerk, S. 85, 123 ff. m.w.N. Zu weiteren Unterschieden auf der 
Rechtsfolgenseite (Unwiderlegbarkeit) ders., S. 87. 
1404 Diese Verknüpfung geht vornehmlich auf den Hilfsgriff von Wassermeyer, DB 1994, 1105 
(1108 f.) zurück, der diesen damals dort bereits bestehenden Maßstab aus dem AStG zur vGA-
Prüfung herangezogen hat, weil er das abstrakt entwickelte „Handeln eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters“  als gedankliches Konstrukt ohne Rechtsgrundlage ablehnte. 
1405 Siehe dazu nur Pohl, in: Blümich139, § 1 AStG Rn. 74 ff. (Lfg. 138 August 2017). 
1406 Insofern zeigt sich hier die nicht analogisierbare Eigenschaft als „Ausnahmebestimmung für Aus-
landsbeziehungen“: so BFH, Beschluss v. 26.10.1987 (GrS 2/86) BStBl II 1988, 348–357 (355) 
(=BFHE 151, 523); außerdem Schaumburg, in: Schaumburg-IntStR, Rn. 21.159 f. 
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dabei mit gemeinnütziger Tätigkeit vergleichbare Konstellationen aufweisen, als Folge der 
rigiden Haltung der Finanzverwaltung und des Gesetzgebers bezüglich grenzüberschreitender 
Gemeinwohltätigkeit eher Seltenheitswert haben dürften. 
IV. Wertbildende Faktoren 
Wie bereits im Kontext der Aktiengesellschaft dargelegt, ist ein objektiv und spezifisch be-
rechenbares iustum pretium nicht existent. Es gibt nicht die eine allein richtige Vergütungs-
bandbreite, geschweige denn den einen exakten Einzelwert für die untersuchte Tätigkeits-
konstellation. Korrekterweise handelt es sich daher bei der Festlegung der Obergrenzen tech-
nisch stets um eine Schätzung.1407 Die Eigenart als Schätzung entbindet jedoch gerade nicht 
von der Pflicht, diese auf belastbare Anhaltspunkte und wertende Faktoren zu stützen, welche 
sich nur schwer verallgemeinernd vorhersehen lassen und sich regelmäßig erst aus den kon-
kreten Umständen des Einzelfalls ergeben.1408 
Letztlich lässt sich festhalten, dass sich die angemessene Vergütung erst aus der Gesamtschau 
aller Determinanten1409 ergibt, die einen nachvollziehbaren Einfluss auf die Art und Weise 
der Organtätigkeit darstellen können, deren synallagmatisches und damit – erst recht im Kon-
text der gemeinnützigen Mittelverwendung – wertadäquates Spiegelbild wiederum die hier-
für erhaltene Vergütung ist. Auch wenn sich die potentiellen Bestimmungsgrößen aufgrund 
ihrer denkbaren Fülle nicht erschöpfend auflisten lassen, so gibt es dennoch einige Themen-
komplexe und Oberbegriffe, anhand derer sich die konkret einschlägigen Bemessungshilfen 
brauchbar festmachen lassen.1410 Die zwei Hauptströme dieser Faktoren knüpfen einerseits 
an die vergütete Person, andererseits an die vergütende Körperschaft und die dort vorzuneh-
menden Tätigkeiten an, auch wenn es im Hinblick auf die konkrete Anstellungsposition einen 
Überschneidungsbereich zwischen Körperschaft und Person gibt.1411 
                                                             
1407 Bei nur geringen Abweichungen gehen die Schätzungen des Steuerpflichtigen im Zweifel vor: 
BFH, Urteil v. 25.2.1958 (I 337/56 U) BStBl III 1958, 229–231 (230 f.) (=BFHE 66, 596); ders., 
Urteil v. 28.6.1989 (I R 89/85) BStBl II 1989, 854–857 (855 f.) (=BFHE 157, 408); ders., Urteil 
v. 4.6.2003 (I R 24/02) BStBl II 2004, 136–139 (138) (=BFHE 202, 494); Tänzer, BB 2004, 2757 
(2757); P. Zimmermann, DB 2003, 786 (788). 
1408 Vgl. etwa die Listung bei BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64 f.) 
(=BFHE 165, 484) bzw. BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 
972 (Rz. 10 ff.); sowie allgemein § 162 Abs. 1 S. 2 AO, wonach „alle Umstände zu berücksichti-
gen [sind], die für die Schätzung von Bedeutung sind“. 
1409 Tänzer, BB 2004, 2757 (2758) spricht auch von „Einflussfaktoren“; Evers/Näser/Grätz, Rn. 28 ff. 
sprechen von „Einflußgrößen“. Auch eine Bezeichnung als „typisierende Anhaltspunkte“ ist sach-
gerecht: P. Zimmermann, DB 2003, 786 (788). 
1410 Siehe etwa die Auflistungen bei Feick, ZSt 2007, 152 (154); Helmig/Purtschert, S. 25 ff.; Krönes, 
VM 3/2004, 32 (33); Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (42 f.); Tänzer, GmbHR 2003, 
754 (754 f.); vgl. demgegenüber Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (358 ff.); aus der vGA-Judikatur und 
Verwaltungspraxis ebenfalls erhellend Janssen, vGA, Rn. 1187; zudem aus internationalem Blick-
winkel Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54; Gray/Benson, Nonprofit Ma-
nagement and Leadership 13 (2003), 213–227; Oster, Nonprofit Management and Leadership 8 
(1998), 207–221; Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60. 
1411 Ein Paradebeispiel für dieses Zusammenspiel ist FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 
K,G,F) juris, Rz. 68. Dort erhielt ein FH-Präsident für eine Übergangszeit bis zur Amtsaufnahme 
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Dabei könnte man sich auf den Standpunkt zurückziehen, dass diese ganzen Faktoren letztlich 
alle nur Ausdruck der dahinterstehenden Verantwortung oder der aus ihnen folgenden Anfor-
derungen an den Organwalter sind.1412 Vergütet werden nicht wie bei einem Werkvertrag die 
hohen Umsätze selbst, sondern beispielsweise die aus ihnen folgenden erhöhten Anforderun-
gen im Bereich der Logistik und Organisation sowie etwaige gesteigerte Personalverantwor-
tung. Dennoch können diese konkreten Ausprägungen im Kontext der Ermittlung eines an-
gemessenen Gehalts hilfreicher sein als die abstrakten Variablen Verantwortung und Anfor-
derung, weil sich letztere weder praktikabel bemessen noch vergleichen lassen.1413 Die im 
Folgenden dargestellten Determinanten sind weder abschließend noch – ihrer Funktion im 
Rahmen der Bestimmung eines Typusbegriffs entsprechend – im Einzelnen immer allesamt 
zwingend zu berücksichtigen. Insbesondere steht es den Körperschaften frei, die einzelnen 
Faktoren gegeneinander zu gewichten und spezifische Bewertungsschwerpunkte festzulegen, 
die eigenen Philosophien und Herangehensweisen gemäß die Konzeption eines individuellen 
Vergütungssystems ermöglichen.1414 
1. Funktion dieser Bestimmungsmechanismen 
Die folgenden Determinanten weisen eine doppelte Dimension auf, namentlich eine absolute 
und eine relative, die in unterschiedlichen Funktionszusammenhängen zum Tragen kommen. 
Zunächst helfen diese Einflussgrößen bei der Bestimmung einer angemessenen Vergütung 
im Zuge der Vergütungsverhandlungen. Anhand feststellbarer Gegebenheiten lässt sich im 
Idealfall ein abstrakter Gegenwert der erwartbaren Anforderungen an den Vergütungsemp-
fänger bemessen, der zumindest extreme Ausreißer bei der Entlohnung vermeiden lässt.1415 
Daneben üben diese Kennzahlen eine Funktion im Rahmen des – seiner Natur nach relativen 
– Fremdvergleichs aus, indem sie die Eigenarten der Tätigkeitswirklichkeit dergestalt umrei-
ßen, dass sie sozusagen als Maßstab einer Vergleichbarkeit zwischen Vergütungsempfängern 
                                                             
seines Nachfolgers 20.000 DM monatlich dafür, dass er nach eigener Angabe nur noch „Urkunden 
ausgehändigt und Hände geschüttelt“ habe. Das FG befand jedoch 10.000 DM (im späteren Ver-
lauf 5.000 DM [Rz. 80]) hierfür noch als angemessen, weil es sich nur um eine kurze Übergangs-
zeit handelte und der Professor in der Kontinuität seines Renommees und seiner Beziehungen so-
wie in Form der dennoch abstrakt fortbestehenden Gesamtverantwortung als Geschäftsführer der 
Fachhochschule einen angemessenen Gegenwert bot. Als zusätzlicher Faktor kann auch die Ge-
samtsituation am Arbeitsmarkt oder in der gegenständlichen Branche einen gewissen Einfluss auf 
die Vergütung haben: vgl. Evers/Näser/Grätz, Rn. 65; Spitaler/Niemann, Rn. 42; Werner/Gemein-
hardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (54, 58 f.). 
1412 Tänzer, GmbHR 2003, 754 (754); Spitaler/Niemann, Rn. 43; P. Zimmermann, DB 2003, 786 
(788). 
1413 Ähnlich auch Evers/Näser/Grätz, Rn. 64. 
1414 Diese können verschiedenen betriebswirtschaftlichen Zwecken dienen, etwa der Motivation, Se-
lektion oder Koordination der betroffenen Angestellten: Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (358 ff.); Krö-
nes, VM 3/2004, 32 (38 f.); Winter, DBW 1997, 615. 
1415 Vgl. etwa Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (54). Dies ändert derweil tech-
nisch nichts an der soeben erarbeiteten Eigenart dieser Bestimmung als Schätzung. Siehe auch 
BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 11 ff.), wo diese 
Kriterien auf einer Vorstufe zum Fremdvergleich verortet werden. 
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fungieren können.1416 Dies kann entweder im Vorfeld bei der Selektion der Erhebungspara-
meter des externen Betriebsvergleichs einfließen, oder eine von den daraus folgenden empi-
rischen Befunden abweichende Korrektur bei der Bestimmung der konkret angemessenen 
Höhe argumentativ rechtfertigen. Damit sind diese Mechanismen keine Alternative zum 
Fremdvergleich, sondern sind mit ihm vereinbar und in diesen integrierbar, auch wenn sie 
zusätzlich einen eigenständigen Wert für die Vergütungsbemessung haben können. 
2. Personenbezogene Faktoren 
Zunächst einmal liegt nahe, dass die Eigenschaften der Person des Vergütungsempfängers als 
persönlich zur Tätigkeit Verpflichtetem eine gewichtige Rolle in der Bemessung des (Gegen-) 
Werts seiner Aktivitäten spielen sollten.1417 Die dem Organwalter anhaftenden Eigenschaften 
und Qualifikationen lassen in aller Regel Rückschlüsse bzw. Prognosen auf entsprechende 
Leistungen zu, die derartige Fähigkeiten mit sich bringen, weswegen insbesondere im Vor-
hinein – also etwa dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses und damit dem auch retrospektiv 
allein rechtlich relevanten Bewertungszeitpunkt ex ante – verhältnismäßig belastbare Annä-
herungen an den Wert der späteren tatsächlichen Tätigkeitsbeiträge möglich sind.1418 
a. Ausbildung 
Ein wichtiges wertbildendes Merkmal ist die Ausbildung der Organperson.1419 Allerdings ist 
etwa ein Hochschulabschluss regelmäßig eher eine notwendige Voraussetzung, um überhaupt 
                                                             
1416 Sehr anschaulich – und nah am Wortlaut des § 162 Abs. 1 S. 2 AO – („Besondere zu berücksich-
tigende gehaltssteigernde Umstände“): Hessisches FG, Urteil v. 18.1.2000 (4 K 3248/99) EFG 
2000, 1032–1035 (1034 f.); sowie Janssen, vGA, Rn. 1187; Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 
17–48 (42 f.). 
1417 Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (364 f.) bezeichnen Modelle mit einem Schwerpunkt auf diesen Para-
metern – in Anlehnung an v. Eckardstein, ZfbF 38 (1986), 247–269 – als „personenzentriert“; vgl. 
auch Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (140). 
1418 Daher wird laut Hoffmann-Becking, NZG 1999, 797 (798) in § 87 Abs. 1 AktG auch ganz bewusst 
nicht auf die Leistung, sondern auf die Aufgaben des Vorstands abgestellt, weil sich diese Norm 
primär auf den Zeitpunkt der Anstellung bezieht. Interessant ist in diesem Kontext, dass im Rah-
men der Studien von Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (140 f.); bzw. Sandberg, in: Vergütungs-
studie 2014, 49–139 (99) jeweils etwa 40 % der befragten Stiftungen die Leistung selbst als ein 
Kriterium der Bemessung von Festvergütung (!) zumindest für Vorstände benennt, noch vor Be-
rufserfahrung und Ausbildung. Ob dies auch für die erstmalige Vergütungsabrede bei der Einstel-
lung gilt und wie sich diese bemessen soll, oder ob die anderen Parameter zumindest indiziell 
herangezogen werden, bleibt unklar. 
1419 Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (53); Gray/Benson, Nonprofit Manage-
ment and Leadership 13 (2003), 213–227 (215, 219); Helmig/Purtschert, S. 30; Mecking, in: Ver-
gütungsstudie 2014, 17–48 (42, 44); Tänzer, GmbHR 2003, 754 (755); Werner/Gemeinhardt, 
Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (54); zur signifikanten empirischen Korre-
lation zwischen unterschiedlichen Ausbildungsgraden und der Gesamtvergütung von Stiftungs-
vorständen siehe Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (104 f.); skeptisch aber Spita-
ler/Niemann, Rn. 41. 
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eine vergütete Organstellung eingeräumt zu bekommen.1420 Darüber hinaus dient die Vorbil-
dung kaum einer weiteren Ausdifferenzierung innerhalb dieser regelmäßig vergleichbar gut 
ausgebildeten Organmitglieder, zumal mit noch höher gesteigertem Ausbildungsgrad in aller 
Regel eher eine für die Geschäftsführung weniger gefragte Spezialisierung zunehmen 
dürfte.1421 In Bezug auf die Fähigkeiten des Vergütungsempfängers zählt hierbei zudem allein 
die auf dieser Ausbildung fußende konkrete Leistung für die gemeinnützige Körperschaft, 
nicht jedoch die ansonsten erhaltene Vergütung im eigentlichen Beruf, sofern keine Haupt-
amtlichkeit vorliegt.1422 
Daher ist die Vorbildung des Organwalters eher einseitig belastbar, weil sie zwar eine gewisse 
Leistung indizieren und damit eine dementsprechende Vergütung rechtfertigen kann. Insbe-
sondere im Bereich spendensammelnder Körperschaften können aber auch Qualitäten gefragt 
sein, die sich in keiner gebräuchlichen Form der Ausbildung erwerben lassen, womit ein feh-
lender Ausbildungsgrad umgekehrt keine Vermutung gegen die passende Leistungsfähigkeit 
eines Organmitglieds zulässt.1423 
b. Einschlägige Berufserfahrung 
Nicht nur als Grundlage für Referenzen, sondern auch als Ausweis einer unbestreitbar zweck-
gerechten Betätigung im gegenständlichen Bereich kann der Nachweis einschlägiger Berufs-
erfahrung bedeutende Anhaltspunkte bieten.1424 Die bisherigen Anstellungen und damit ver-
                                                             
1420 Evers/Näser/Grätz, Rn. 62 f.; Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (53); Wer-
ner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (54). 
1421 Vgl. Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 213–227 (223). Allerdings 
gilt dies nach den Zahlen von Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (53); Wer-
ner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (54) zumindest nicht bis 
einschließlich eines Doktorgrads, der – trotz oder wegen der weitgehenden Unüblichkeit dieses 
Ausbildungsgrades in den die Datengrundlage darstellenden USA – eine signifikante Gehaltsstei-
gerung mit sich bringt. Dies gilt nach diesen Feststellungen auch für einen Master- gegenüber 
einem Bachelorabschluss und zudem auch unabhängig von den konkreten Anforderungen an die 
Stelle. Auch eine – allerdings nicht fachfremde (siehe sogleich) – Überqualifikation schlägt sich 
also unmittelbar in der Vergütungshöhe nieder und ist alles andere als selten: Gemeinhardt/Wer-
ner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (53); Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits 
Review 27 (1995), 53–60 (55). 
1422 Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 22 (Lfg. 144 April 2016). Virulent auch bei BFH, Beschluss 
v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) (=BFHE 186, 433): Dipl.-Informatiker als 
Geschäftsführer eines mildtätigen Vereins.  Es ist natürlich nicht ausgeschlossen, dass im Einzel-
fall die Vergütung im „eigentlichen Beruf“ ein (nahezu) objektiver Ausweis der auch der Körper-
schaft in gleichem Maße zugutekommenden Befähigung des Organwalters ist. 
1423 Ähnlich selbst für for-profit GmbHs („Einwände gegen die Angemessenheit der Bezüge [...] kön-
nen nicht mit dem Argument einer fehlenden Hochschulausbildung begründet werden“): Spita-
ler/Niemann, Rn. 41. 
1424 Allgemein zur Berufserfahrung als Einflusskriterium Evers/Näser/Grätz, Rn. 60 f.; Gemein-
hardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (52); Helmig/Purtschert, S. 32; Mecking, in: 
Vergütungsstudie 2014, 17–48 (44); Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 
(1995), 53–60 (54); zur lediglich geringen empirischen Korrelation von Berufserfahrung und Ge-
samtvergütung von Stiftungsvorständen siehe aber Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 
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bundenen Errungenschaften und Erfolge – oder zumindest ausbleibende nennenswerte Fehl-
schläge und Verfehlungen –, die sich in einer fortwährenden Anstellung niederschlagen, ha-
ben insbesondere für den Zeitpunkt der Einschätzung erwartbarer Leistungen bei Vertrags-
schluss ihre Bedeutung, wenn aufseiten der anstellenden Körperschaft noch keine eigenen 
Erfahrungen mit der Arbeitsweise des designierten Organmitglieds gesammelt wurden.1425 
Verstärkt bei spendensammelnden Körperschaften, aber auch bei gewissen Arten von opera-
tiver Zweckverfolgung kommt der Berufserfahrung noch eine weitere Bedeutung zu. In die-
sen Tätigkeitsfeldern sind persönliche Kontakte, individuelles Renommee und entsprechende 
Netzwerke ein bedeutendes Gut, das – wenn auch ungleich schwerer zu bemessen – regelmä-
ßig ein beachtlicher Indikator für die Qualität der künftigen Arbeit wie auch für das Potential 
flexibler Reaktion auf veränderte Umstände ist.1426 
Allerdings ist das Kriterium der Berufserfahrung – jedenfalls in seiner empirischen Bewer-
tung – anfällig für Störfaktoren1427, da beispielsweise kausale Verknüpfungen mit dem bloßen 
Lebensalter schwer zu falsifizieren sind, persönliche Eigenschaften wie Anteilseignerschaft 
bei Kapitalgesellschaften oder Zugehörigkeit zu einer Stifterfamilie einen erheblichen Ein-
fluss auf den Zeitpunkt der erstmaligen Berufung in ein Leitungsorgan sowie die dortige Ver-
weildauer haben können und geschäftsführende Tätigkeiten nur in Einzelfällen überhaupt Be-
rufsanfängern übertragen werden dürften. 
Nur geminderte Aussagekraft dürfte die berufliche Qualifikation des Organwalters auch in 
solchen Konstellationen besitzen, in denen das Verhältnis zur Körperschaft weniger durch 
die (wenn auch unter Umständen daneben bestehende) Anstellung als vielmehr durch das 
korporative Verhältnis geprägt ist. Dies dürfte etwa bei Vorstandsmitgliedern von größeren 
Vereinen der Fall sein, die durch die Mitgliederversammlung primär aufgrund ihrer persön-
lichen Reputation zu Repräsentationszwecken gewählt wurden.1428  
                                                             
(105). Zur demgegenüber „gefühlt“ großen Bedeutung der Berufserfahrung für die Vergütungspo-
litik aus Sicht der Stiftungen selbst siehe dies., in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (98 f.). Genau 
umgekehrt gestaltet sich dieser Widerspruch in Bezug auf das Geschlecht der Organperson: dies., 
in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (98 f., 106 f.); vertieft zur Empirie eines Gender Pay Gap im 
Kontext gemeinnütziger Stiftungen: Sandberg/Schneider/Voigt, ZögU 2017, 177 (183 ff.). Auch 
in Vergütungssystemen des öffentlichen Dienstes hat die Berufserfahrung – typischerweise (aber 
nicht ausschließlich) in Form der Dienstjahre – als Kriterium der Einordnung in die unterschiedli-
chen Besoldungsstufen das zuvor maßgebliche bloße Alter des Vergütungsempfängers abgelöst. 
1425 Vgl. hierzu nur Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (364): „Es werden Aspekte des bisherigen Karrierever-
laufs für Ad-Hoc-Einstufungsentscheidungen herangezogen.“ 
1426 Siehe hierzu etwa FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 38: „Der Kl.in 
sei jedoch daran gelegen gewesen, ‚den Mann zu haben‘ und damit auch dessen Netzwerke und 
Beziehungen.“ (ähnlich auch Rz. 68); Feick, ZSt 2007, 152 (154). 
1427 Vgl. Evers/Näser/Grätz, Rn. 60; Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (105). 
1428 So richtigerweise Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 32 f. 
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c. Rang und Hierarchie 
Gewisse – insbesondere betriebsinterne – Abstufungen werden teils durch den Rang zwischen 
den oder innerhalb der geschäftsführenden Organe begründet.1429 Ein Vorstandsvorsitzender 
erhält als primus inter pares mehr Geld als ein gewöhnliches Vorstandsmitglied, eine darunter 
angesiedelte Geschäftsführung durch leitende Angestellte ohne Organrang – immer voraus-
gesetzt, es handelt sich um einen insbesondere in zeitlicher Hinsicht vergleichbaren Tätig-
keitsumfang – noch einmal weniger.1430 Auch die Aufsichtsorganwalter erhalten in der Regel 
weniger als die aktive Geschäftsführung.1431 Zudem kann die Anzahl der simultan bestellten 
Organmitglieder oder die Existenz einer untergeordneten hauptamtlichen Geschäftsführung 
wiederum den Aufgabenkreis des Vorstands dergestalt entlasten, dass eine umgekehrte Dif-
ferenzierung angezeigt ist.1432 
                                                             
1429 So etwa bei Evers/Näser/Grätz, Rn. 48 ff.; Helmig/Purtschert, S. 27; Mecking, in: Vergütungsstu-
die 2014, 17–48 (42); Spitaler/Niemann, Rn. 45; Tänzer, GmbHR 2003, 754 (755). Brandl u.a., 
ZfP 2006, 356 (365 ff.) bezeichnen Modelle mit einem Schwerpunkt auf diesem Parameter als 
„funktionenzentriert“; vgl. auch Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (140). Dieses Merkmal befin-
det sich systematisch zwischen den personen- und den tätigkeitsbezogenen Faktoren, da das Inne-
haben einer solchen Position oftmals Ausweis einer gewissen Seniorität, eines bestimmten Re-
nommees oder einer besonderen persönlichen Eignung ist, sich aber in mindestens ebensolchem 
Maße auf organisatorische Zusatzanforderungen stützt. 
1430 Die Steigerungen durch den Vorstandsvorsitz sind aber wohl de facto eher vernachlässigbar: Sand-
berg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (101). Die Abstufung zur bloßen Geschäftsführung ist 
demgegenüber in der Realität deutlich signifikanter: Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (142 f.); 
Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (119); noch deutlicher die Zahlen (kommerzieller 
GmbHs) bei Evers/Näser/Grätz, Rn. 247. Eine Stellung als Vorgesetzter gegenüber gewöhnlichen 
Angestellten kann sich allerdings auch für die bloße Geschäftsführung positiv auf die Vergütungs-
höhe auswirken: Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (52); Werner/Gemein-
hardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (56). 
1431 Zumindest auf das Jahr gerechnet; die Vergütung für die einzelne Tätigkeitsstunde kann durchaus 
vergleichbar oder höher ausfallen, was in Bezug auf die Aufsichtsverantwortung auch nachvoll-
ziehbar ist. So erhielten die Aufsichtsratsvorsitzenden der Dax-Konzerne im Jahr 2014 durch-
schnittlich jeweils etwa 390.000 €, wobei die extreme Spanne von 141.500 bis 1.475.300 € reichte: 
Löhr, FAZ v. 22.4.2015, 22. Andererseits kann der aufgrund des Ausschüttungsverbots prinzipiell 
eher stakeholder-orientierte Ansatz in gemeinnützigen Körperschaften auch eine im Vergleich 
dazu deutlich reduzierte, wenn nicht gar – in Abgrenzung zur professionalisierten Geschäftsfüh-
rung – ehrenamtliche Aufsichtstätigkeit rechtfertigen: Vogelbusch, npoR 2013, 130 (132 f.). 
1432 Vgl. hierzu auch Evers/Näser/Grätz, Rn. 51 ff.; Spitaler/Niemann, Rn. 44 ff.; P. Zimmermann, DB 
2003, 786 (788 f.); sowie BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 
972 (Rz. 13). So wurden bei der Volkswagen-Stiftung im Jahr 2016 für die vier hauptamtlichen 
Mitglieder der Geschäftsführung (Generalsekretär und Abteilungsleiter) insgesamt 697.182 € 
(brutto) Lohn, für das als Vorstand agierende – aus vierzehn Mitgliedern bestehende – Kuratorium 
insgesamt lediglich 137.860 € „Aufwandspauschale“ (inkl. Reisekosten) aufgewendet; vgl. Volks-
wagenStiftung, Jahresbericht 2016, S. 72, 78. Neben dem offensichtlichen Unterschied in der zeit-
lichen Beanspruchung (d.h. drei Sitzungen im Jahr) hat auch die Anzahl der Kuratoriumsmitglie-
der einen gewissen Einfluss auf die Vergütung eines jeden Organmitglieds. Vgl. dazu anschaulich 
Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (187), der zudem darauf hinweist, dass dies aufgrund des 
Versorgungscharakters für Pensionszusagen anders ausfallen kann. 
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Auch wenn sich in Bezug auf den hier eingeschränkten Betrachtungswinkel der Organmit-
glieder weniger deutliche Differenzierungsmöglichkeiten ergeben als bei einer allgemeinen 
Angestelltenhierarchie, sind leichte Abstufungen dennoch denkbar.1433 
3. Tätigkeits- und körperschaftsbezogene Faktoren 
Die konkrete Alltagswirklichkeit von Art und Umfang der individuellen Organtätigkeit lässt 
sich oftmals nur schwer antizipieren. Selbst ein Vergleich mit dem unmittelbaren Amtsvor-
gänger – sofern überhaupt vorhanden – muss zwangsläufig hinken, da die individuelle Her-
angehensweise eine erhebliche Abweichung bedingen dürfte.1434 Folglich ist es unerlässlich, 
sich an mittelbaren Einflussfaktoren zu orientieren, die sich sicher bestimmen lassen und le-
diglich aufgrund der Notwendigkeit einer wertenden Einschätzung der Auswirkungen ihres 
nur mittelbaren Einflusses überhaupt dem Charakter einer Schätzung entsprechen. Diese be-
ziehen sich ihrem Kern nach auf die Tätigkeit selbst, die jedoch aus dargelegten Gründen vor 
dem Hintergrund der juristischen Person selbst beleuchtet werden müssen, da hier verlässlich 
messbare Orientierungsgrößen vorhanden sind.1435 
a. Zeitlicher Umfang der Tätigkeit 
Ein erster Anhaltspunkt ist der Umfang der Tätigkeit, welcher sich insbesondere in der durch-
schnittlich aufgewendeten Zeit für die Arbeit in der Körperschaft quantifizieren lässt. Sofern 
in einem Anstellungsvertrag eine konkrete Stundenzahl pro Monat oder Woche als geschuldet 
enthalten ist, so ist diese ein belastbarer – wenn auch nicht letztgültiger1436 – Anhaltspunkt. 
Interessant ist in dieser Hinsicht, dass die Anzahl der Tätigkeitsstunden nicht bloß eine gra-
duelle Aussagekraft besitzt, sondern dass sich hinter überwiegend unentgeltlicher, neben- 
oder hauptamtlicher (bzw. Teil- oder Vollzeit-) Beschäftigung typischerweise diametral un-
terschiedliche Vergütungskonzeptionen verbergen.1437 Dass der zeitliche Umfang oftmals an 
und für sich bereits Ausfluss anderer tätigkeitsbezogenen Determinanten ist, oder zumindest 
gewichtige Interdependenzen bestehen, schadet der Bedeutung dieser Größe nicht, was ins-
besondere von ihrer verlässlich objektiven Bestimmbarkeit herrührt. 
                                                             
1433 Ausnahme wäre lediglich die GmbH in ihrer gesetzlichen Grundform, wenn man eine Differen-
zierung zwischen Fremd- und Selbstgeschäftsführern nicht als sachgerecht erachtet, auch wenn 
dies empirisch dennoch signifikante Unterschiede mit sich bringt: Evers/Näser/Grätz, Rn. 32 ff. 
Diese hierarchische Abgrenzung spielt – einer Heranziehung im Rahmen des Betriebsvergleich 
entsprechend – eine gewichtige Rolle bei der internen Betrachtungsweise. 
1434 Höchstens die jeweiligen Arbeitszeiten lassen sich anhand des Vorgängers bzw. direkt aus dem 
Anstellungsvertrag zufriedenstellend beziffern und damit vergleichen: Feick, ZSt 2007, 152 (154). 
1435 Die folgende Auflistung ist beileibe nicht abschließend. Auch außergewöhnliche Faktoren können 
im Einzelfall die Höhe der angemessenen Vergütung erheblich beeinflussen. Vgl. bspw. zum Ver-
lust an „Privatheit“ durch ein öffentlichkeitswirksames Amt Dehesselles/Katzer/Zayoz, S. 34. 
Dies dürfte umgekehrt nicht gelten, wenn die Prominenz schon vor der Anstellung bestand. 
1436 Vgl. etwa die faktischen Abweichungen bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (101). 
1437 Besonders deutlich wird dies in den differenziert empirischen Feststellungen bei dies., in: Vergü-
tungsstudie 2014, 49–139 (74 ff., 97). 
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Dabei kann die neben einer angeblich hauptamtlich ausgestalteten Anstellung (selbst unent-
geltlich) ausgeübte Tätigkeit für andere Körperschaften umgekehrt indizieren, dass der Tä-
tigkeitsumfang in Wahrheit geringer ist, sodass ein gewisser Abschlag vorzunehmen ist. Dies 
kann wiederum entbehrlich sein, wenn die anderweitige Tätigkeit der Hauptanstellungskör-
perschaft einen entsprechenden Vorteil vermittelt.1438 
b. Größe der NPO 
Die wohl wichtigste Determinante in Bezug auf die be- und anstellende Körperschaft selbst 
ist deren Größe.1439 Diese ist regelmäßig kein Selbstzweck, sondern ein belastbarer Ausweis 
des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeit, der damit einhergehenden Anforderungen 
sowie der Verantwortung der Geschäftsführung an sich.1440 Zu deren Quantifizierung bieten 
sich allerdings grundsätzlich unterschiedliche Messgrößen an: der Umsatz bzw. das Budget, 
insbesondere bei Stiftungen auch die Größe des verwalteten Vermögens bzw. die Bilanz-
summe, die Ertragslage, oder die Anzahl der Mitglieder und/oder Angestellten.1441 Letztlich 
bieten alle diese Messgrößen kontextbezogen ihre individuellen Vor- und Nachteile. 
                                                             
1438 Siehe dazu Schwedhelm, in: FS Korth, 181–197 (187 f.); dies erkennt auch FG Mecklenburg-Vor-
pommern, Urteil v. 21.12.2016 (3 K 272/13), npoR 2017, 265–271 (268 [Rz. 83]) als grundsätz-
lich möglich an. 
1439 Vgl. Evers/Näser/Grätz, Rn. 31 ff.; Körner, NJW 2004, 2697 (2698); Tänzer, BB 2004, 2757 
(2758): „stärkste[r] Bestimmungsfaktor der Vergütungshöhe“; spezifisch für den Non-Profit-Sek-
tor Apel, AuA 2007, 550 (551); Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (360); verantwortlich für über 40 % 
der Varianz der Vorstandsvergütung: Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 
(2003), 213–227 (214, 219, 221); Helmig/Purtschert, S. 29 f.; Oster, Nonprofit Management and 
Leadership 8 (1998), 207–221 (219) jeweils m.w.N. Außerdem BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV 
A 2–S 2742–62/02), BStBl I 2002, 972 (Rz. 11) sowie – im Kontext des § 87 Abs. 1 AktG – Pelt-
zer, in: FS Lutter, 571–586 (574); a.A. allerdings aus empirischer Warte Werner/Gemeinhardt, 
Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (56 f.). Bei letzteren lässt sich dies allerdings 
damit erklären, dass nicht die Organebene, sondern der Gesamtdurchschnitt in einer NPO unter-
sucht wurde, sodass mit zunehmender Größe – und damit zusammenhängend niedrig vergüteten 
Anstellungen, wie die Autoren selbst bekennen – die Zahlen wieder leicht rückläufig sind. 
1440 So auch FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 68; Brandl u.a., ZfP 2006, 
356 (359 f.); Evers/Näser/Grätz, Rn. 31; Grambow, Rn. 305, 309. Das zeigt sich u.a. daran, dass 
bei ansonsten ähnlichen Umständen das durchschnittliche Gehalt eines GmbH-Geschäftsführers 
einzig aufgrund eines im individuellen Vergleich vielfach höheren Umsatzes knapp das Dreifache 
betragen kann: Evers/Näser/Grätz, Rn. 31; Tänzer, GmbHR 2003, 754 (755); ders., BB 2004, 2757 
(2758) spricht sogar vom Fünffachen. Sehr plastisch auch Gray/Benson, Nonprofit Management 
and Leadership 13 (2003), 213–227 (216): „[Organizational size] represents a proxy for organiza-
tional complexity. The management of complex organizations places great demands on the execu-
tives and requires more skill and experience than does the management of smaller, simpler orga-
nizations.“. 
1441 Vgl. BFH, Urteil v. 28.10.2004 (I B 95/04) BFH/NV 2005, 160–162 (161); Dehesselles/Kat-
zer/Zayoz, S. 32; Evers/Näser/Grätz, Rn. 31; Gray/Benson, Nonprofit Management and Lea-
dership 13 (2003), 213–227 (218); Tänzer, GmbHR 2003, 754 (754 f.); zu Stiftungen Her-
furth/Dehesselles, S&S 1/2000, 22 (22); Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (141); Sandberg, in: 
Vergütungsstudie 2014, 49–139 (111 ff.); außerdem („vorrangig anhand der Umsatzhöhe und der 
Beschäftigtenzahl zu bestimmen“) BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), BStBl I 
2002, 972 (Rz. 11). Teilweise werden auch Quotienten aus diesen Größen als am besten belastbare 
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Selbst die Ertragslage ist bei gemeinnützigen Körperschaften trotz der notwendigerweise feh-
lenden Gewinnorientierung kein gänzlich untauglicher Maßstab, sofern man ihn nicht auf die 
untersagte Ausschüttung von Gewinnen bezieht, sondern beispielsweise die eingeworbenen 
oder durch Vermögensverwaltung und wirtschaftliche Geschäftsbetriebe zugeflossenen Mit-
tel betrachtet, die in der Folge für Fördermaßnahmen zur Verfügung stehen.1442 Jedenfalls bei 
kostendeckenden Zweckbetrieben wäre auch der Umsatz eine passende Maßeinheit; bei Vor-
ständen, die ihr Ressort hauptsächlich in Personalangelegenheiten verorten, wäre die Anzahl 
der Mitarbeiter relevant, bei Vereinsvorständen (und Genossenschaften) die Zahl der Ver-
einsmitglieder erheblich.1443 Damit geht es im Endeffekt darum, ein Quantifizierungswerk-
zeug auszuwählen, welches zur Repräsentation der individuellen Verantwortung am besten 
geeignet ist. Dies alles setzt natürlich entsprechende Datengrundlagen voraus, bei deren Feh-
len der Vergleichbarkeit wegen vorrangig auf die wohl am besten dokumentierten Umsatz-
zahlen abzustellen wäre. 
c. Rechtsform 
Bei einer Betrachtung der Ergebnisse unterschiedlicher Vergütungsstudien, die sich regelmä-
ßig auf die Untersuchung der Gehaltsstrukturen einer Rechtsform beschränken, kann man auf 
die Idee kommen, dass bereits die Rechtsform der an- und bestellenden Körperschaft eine 
Aussage darüber treffen kann, wie hoch die Vergütung von Organwaltern ausfallen kann.1444 
                                                             
Werte angesehen, wie beispielsweise das Verhältnis von Budget zur Anzahl der Mitarbeiter („abi-
lity to pay“): Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (53); Werner/Gemeinhardt, 
Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (57 f.). 
1442 Allgemein zur Ertragslage als eigenständige Bestimmungsgröße und ihren Einfluss insbesondere 
auf variable Vergütungsbestandteile siehe BMF-Schreiben v. 14.10.2002 (IV A 2–S 2742–62/02), 
BStBl I 2002, 972 (Rz. 14 ff.); Evers/Näser/Grätz, Rn. 36 ff.; Sandberg, in: Vergütungsstudie 
2014, 49–139 (112 f.). Etwas weiter gefasst könnte die „Lage der Gesellschaft“ (vgl. § 87 Abs. 1 
Satz 1 AktG) auch als eigenständige Determinante angesehen werden, was als Kriterium aber all-
gemein kritisch gesehen wird, weil gerade kurz vor der Insolvenz stehende juristische Personen 
oft mit besonderen Anforderungen an die Geschäftsleitung aufwarten, wenn es nicht um ihre bloße 
Liquidation geht (vgl. z.B. „Turnaround-Manager“): Peltzer, in: FS Lutter, 571–586 (575); vgl. 
außerdem Bors, S. 58 ff.; Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (54); Hoff-
mann-Becking, NZG 1999, 797 (798); sehr umfangreich Spitaler/Niemann, S. 150 ff. jeweils 
m.w.N. Anders aber Mecking, in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (37), der die „finanzielle Situa-
tion“ und „Leistungskraft“ – allerdings eher bezüglich der Verwaltungskostenquote – als Krite-
rium heranziehen möchte. 
1443 Allerdings kann gerade bei gemeinnützigen Körperschaften die Mitwirkung von ehrenamtlichen 
Helfern die Belastbarkeit der Mitarbeiterzahl auch bis zur Unkenntlichkeit beeinflussen (das be-
deutet konkret einen Korrelationskoeffizient von 0,06 bei: Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 
49–139 [114 f.]). 
1444 So bezieht sich Tänzer, GmbHR 2003, 754 (754 f.) auf eine Studie zur Vergütung von Geschäfts-
führern kleiner GmbHs, nach der diese durchschnittlich 134.000 € jährlich verdienen, während 
etwa nach den Erhebungen von Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (102 f., 129 ff.) 
(hauptamtliche) Stiftungsvorstände im arithmetischen Mittel 107.047 € – im Median sogar ledig-
lich 93.000 € – pro Jahr verdienen; vgl. zu signifikanten Unterschieden zwischen Stiftungen des 
öffentlichen und solchen des Privatrechts ebd. S. 107 f. Einen Nebenaspekt der Rechtsform stellt 
auch die etwaige Abhängigkeitsposition der betrachteten Körperschaft innerhalb eines Konzerns 
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In der Tat sind unterschiedliche Gesellschaftsformen nicht einfach ein unerhebliches Faktum, 
sondern unterscheiden sich je nachdem in den durch sie vermittelten Anforderungen erheb-
lich. Zusätzliche Berichtspflichten und Unterschiede in der persönlichen Haftung der Ge-
schäftsführung haben einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Anforderungen, denen 
sich die Organwalter ausgesetzt sehen. Allerdings kann es dabei weniger auf die formelle 
Gesellschaftsform allein ankommen, wenn etwa in der GmbH auch ein fakultatives Auf-
sichtsorgan besteht oder allgemein aufgrund der individuellen Ausgestaltung der Gesell-
schaftsverfassung die rechtliche Wirklichkeit nicht mehr mit dem Grundtyp der vorliegenden 
Gesellschaftsform übereinstimmt, wodurch dieses Merkmal in seiner Belastbarkeit relativiert 
wird, da der bloße Blick ins Register nicht für eine Wertung ausreicht. 
Die Rechtsformwahl ist eher umgekehrt – wenn auch oft aus einer ex-ante-Perspektive erfol-
gend – eine Reaktion auf die (erwarteten, hauptsächlich wirtschaftlichen und/oder rechtli-
chen) Herausforderungen, für deren Beantwortung man sich durch die jeweilige Rechtsform 
gewisse Vorteile verspricht.1445 Diese Herausforderungen lassen sich aber zumindest gleich-
wertig auch durch die anderen hier dargestellten Determinanten skizzieren und bemessen, 
sodass keine Notwendigkeit besteht, sich an der – grundsätzlich jederzeit änderbaren – 
Rechtsform zu orientieren, zumal nicht zwingend gesagt ist, dass die Rechtsformwahl in An-
betracht der Umstände wirklich die passendste war. Ein belastbares Kriterium wäre sie aber 
nur in diesem Fall. Es ist zudem gut denkbar, dass die Größe der Körperschaft ein Kriterium 
ist, welches auch eine rechtsformübergreifende Aussagekraft besitzt. Damit ist die Rechts-
form eher eine – in Teilen willkürliche – Projektion und mithin höchstens mittelbarer Aus-
druck anderer, besser belastbarer Kennzahlen. 
Hinzu kommt, dass die Rechtsform an sich auch aus anderen Blickwinkeln selten eine iso-
lierte Wertung zulässt. Problematisch ist diese Determinante beispielsweise bei Statistiken – 
etwa im Rahmen eines externen Betriebsvergleichs – wenn dort die Rechtsform als Eingren-
zungskriterium genommen wird.1446 Bei den meisten dieser Erhebungen spielt die Frage der 
Gemeinnützigkeit konzeptionell keine Rolle, prägt aber bei einzelnen Rechtsformen als kon-
fundierende Variable erheblich das Ergebnis. Diese Zahlen sind deshalb wenig belastbar, weil 
etwa der „durchschnittliche“ AG-Vorstandsvorsitzende de facto eine kommerzielle Kapital-
gesellschaft lenkt, der „durchschnittliche“ Stiftungsvorstand allerdings eine gemeinnützige 
Stiftung. Daher sind auch überdurchschnittliche Vergütungen in der Stiftung nicht prinzipiell 
schädlich, während das Leitungsorgan einer gAG typischerweise – in Abgrenzung zu den 
anderen ganz überwiegend for-profit tätigen Vorstandsvorsitzenden – zumindest nicht über-
durchschnittlich verdienen sollte.1447 
                                                             
oder zumindest die Mitgliedschaft in einem Dach- oder Spitzenverband dar: Evers/Näser/Grätz, 
Rn. 43 ff.; Helmig/Purtschert, S. 6. 
1445 Siehe hierzu für den Dritten Sektor nur Stock, NZG 2001, 440. 
1446 So auch Küstermann, S&S 6/2017, 33: deren Aussagekraft sei insofern kritisch zu hinterfragen. 
1447 Andererseits wird sich auf die durchschnittliche Vergütung eines hauptamtlichen Stiftungsvor-
stands ebenso auswirken, dass deutlich weniger als 10 % der deutschen Stiftungsvorstände de facto 
überhaupt hauptamtlich tätig werden: vgl. die Zahlen bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 
49–139 (64). 
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d. Art des steuerbegünstigten Zwecks 
Bei gewinnorientierten Unternehmen ist der Wirtschaftszweig oder die konkrete (Unter-) 
Branche, in der die Gesellschaft ihre Tätigkeit entfaltet, ein belastbares Differenzierungskri-
terium, weil etwa in der Banken- und Bauwirtschaft – im Einklang mit anderen Faktoren wie 
beispielsweise den dortigen überdurchschnittlichen Umsatz- und/oder Ertragszahlen – deut-
lich höhere Gehälter gezahlt werden als üblicherweise in der Warenproduktion.1448 
Allerdings ist dieser Maßstab – abgesehen von Branchentarifverträgen, die aber regelmäßig 
nur einfache Arbeitnehmer betreffen – schon in der Wirtschaft kein überaus belastbarer An-
haltspunkt, was sich denklogisch daraus ergibt, dass er ihrerseits bereits mittelbare Einfluss-
faktoren wie die Unternehmensgröße durch eine Branchentypisierung mittelbar abbildet, was 
nur dann einen Wert hat, wenn konkrete Zahlen etwa zur Unternehmensgröße nicht vorliegen. 
Daher wird diesem selbst für einen Fremdvergleich bei for-profit Sachverhalten keine brauch-
bar eigenständige Aussagekraft beigemessen.1449 
Innerhalb steuerbegünstigter Tätigkeitsfelder dürften die Unterschiede in den Gehaltsstruk-
turen noch weniger davon abhängen, in welcher „Branche“ der steuerbegünstigten Zwecke 
sich die Fördertätigkeiten der Körperschaft abspielen.1450 Es lassen sich zwar empirisch be-
stimmte Vergütungsunterschiede in verschiedenen Untersektoren des Dritten Sektors ausma-
chen. Diese erklären sich allerdings größtenteils zufriedenstellend daraus, dass – wenigstens 
insofern besteht ein Spezifikum – hauptsächlich die Anforderungen an den Ausbildungsgrad 
des jeweiligen Personals in bestimmten Teilbereichen fachspezifische Unterschiede aufwei-
sen. Auch die Konkurrenz mit kommerziellen Anbietern um die besten Arbeitskräfte besteht 
in unterschiedlichem Maße.1451 
                                                             
1448 Besonders anschaulich wird diese Bedeutungsbeimessung in den Klassifizierungen der sog. Karls-
ruher Tabelle; aktuelle Fassung: OFD Karlsruhe, Vfg. v. 3.4.2009 (S 274.2/84 – St 221), Beck-
Verw 237510. 
1449 Siehe etwa Evers/Näser/Grätz, Rn. 56; Tänzer, GmbHR 2003, 754 (755): „Einfluß [...] wird durch-
weg überschätzt“; a.A. jedoch – wenngleich empirisch bis apodiktisch – Apel, AuA 2007, 550 
(551). Zur Frage ob die Tatsache, dass eine Anstellung im Dritten Sektor erfolgt, einen eigenstän-
digen – dann regelmäßig mindernden – Einfluss auf die Vergütungshöhe hat, siehe bereits oben. 
1450 Gewisse Abstufungen könnten sich aber deutlicher – aus ideologischen Gründen erklärbar – zwi-
schen den jeweiligen Zwecksträngen der Gemeinnützigkeit i.e.S., Mildtätigkeit und kirchlichen 
Zwecken ergeben, auch wenn für alle gleichermaßen die §§ 55 ff. AO – und damit eine zumindest 
relative Obergrenze – gelten. Dasselbe kann auch für Tätigkeitsfelder Gültigkeit haben, die in der 
Art und Weise ihrer Tätigkeit dem öffentlichen Sektor nahestehen. Zu alledem vgl. Gray/Benson, 
Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 213–227 (215); Oster, Nonprofit Management 
and Leadership 8 (1998), 207–221 (211 f., 215, 219). 
1451 So werden beispielsweise im Bereich der Gesundheitspflege und der Aus- und Weiterbildung 
schlicht deshalb faktisch höhere Durchschnittslöhne gezahlt, weil ein nicht unbedeutender Teil der 
Belegschaft eine universitäre Ausbildung vorweisen muss, um überhaupt für eine Anstellung in 
Frage zu kommen, während es sich beispielsweise bei sozialen und kulturellen Einrichtungen – 
bei denen zudem typischerweise kommerzielle Konkurrenten nur ganz selten auf den Plan treten 
– genau umgekehrt verhält. Empirische Befunde und Erklärungen bei Gemeinhardt/Werner, Non-
profit World 13 (1995), 52–54 (53); Helmig/Purtschert, S. 28; Oster, Nonprofit Management and 
Leadership 8 (1998), 207–221 (212); Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (109 f.); Wer-
ner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (58 f.). 
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Sehr viel bedeutender als der satzungsmäßige Zweck kann sich unter diesen Umständen die 
Art und Weise darstellen, in welcher dieser Zweck konkret verfolgt werden soll. Hier kann 
der Unterschied, ob die Körperschaft selbst operativ oder schlicht fördernd ihre gesetzten 
Zwecke verfolgt einen erheblichen Unterschied allein im Ausmaß der Verwaltung und Über-
wachung bedeuten.1452 Ebenso kann die konkrete Finanzierungsstruktur der Körperschaft eine 
eminente Rolle spielen.1453 
e. Tätigkeitsbereich innerhalb der gemeinnützigen Körperschaft 
Einen erheblichen Einfluss innerhalb der Körperschaft selbst hat dabei schließlich die kon-
krete Tätigkeit und ihre Zuordnung zu einer der vier Sphären. Die ausschließliche Betätigung 
in der ideellen Sphäre wird sich dabei regelmäßig weniger an allgemeinwirtschaftlichen Ver-
gütungsmaßstäben orientieren können als diejenige im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. In 
der Vermögensverwaltung wiederum können tendenziell Vergütungen gewährt werden, die 
vergleichbaren Anstellungen in der Finanzwirtschaft entsprechen. All dies folgt nicht schlicht 
reflexartig aus einem Branchenvergleich, sondern hat einen objektiven Kern, der sich wiede-
rum aus einer (typisierbaren) Konstellation von Verantwortung, Anforderungen und weiteren 
obigen Parametern in den jeweiligen Sphären ergibt. Die Tätigkeit in einer der Sphären hat 
dabei eine gewisse Vermutungswirkung für die Sachgerechtigkeit einer dementsprechenden 
Vergütung, die sich in concreto aber widerlegen lässt, es sind indes auch feinere Einteilungen 
denkbar.1454 Bei einer (sphärenübergreifend) gemischten Tätigkeit1455 kann auch eine pas-
sende Gewichtung in die Betrachtung einbezogen werden. 
V. Variable Vergütung und Angemessenheit 
Variable Vergütungsbestandteile haben bis in die allgemeine Öffentlichkeit hinein im Rah-
men der Vergütung von Organen juristischer Personen in den letzten Jahren eine gesteigerte 
Bedeutung und darüber noch hinausgehende Aufmerksamkeit erfahren, wobei sich letztere 
auch daraus speist, dass die Vergütungskultur wechselnden Moden unterworfen ist.1456 
                                                             
1452 So etwa Feick, ZSt 2007, 152 (152 f.); Geserich, DStR 2001, 604 (606); Mecking, in: Vergütungs-
studie 2014, 17–48 (39 f.); empirisch Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (110 f.). Al-
lerdings dürfte dies ohnehin mit einer erhöhten Mitarbeiterzahl und damit Größe einhergehen. 
1453 Siehe nur (Spendenabhängigkeit drückt Vorstandsvergütung) Oster, Nonprofit Management and 
Leadership 8 (1998), 207–221 (211). Hierbei kann – etwa bei einer fördernd tätigen Kapitalstiftung 
– die Rechtsform mittelbar doch Korrelationen hervorrufen. 
1454 So könnte etwa nach der Art des wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb differenziert werden, wenn eine 
dortige Tätigkeit der Vermögensverwaltung konkret nicht unähnlich ist. Ebenso kann beispiels-
weise eine vordergründige Projekttätigkeit auch eher (vermögens)verwaltenden Charakter haben; 
ähnliches gilt für die Zweckbetriebe, die ohnehin ihrem Wesen nach zwischen ideeller Sphäre und 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb angesiedelt sind. 
1455 Siehe hierzu ausführlich unten D.IV.4, S. 313 ff. 
1456 Nachdem die variable Vergütung bis ins Ende des 20. Jahrhunderts eher eine untergeordnete Rolle 
spielte (selbst bei DAX-Unternehmen im Jahre 1996 durchschnittlich nur 35 % Anteil an der Ge-
samtvergütung) kehrte sich ihre Bedeutung spätestens nach der Jahrtausendwende ins exakte Ge-
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Bei gemeinnützigen Körperschaften und insbesondere Stiftungen findet sich dieses negative 
Bild der erfolgsabhängigen Vergütung seit jeher. Dies liegt auch an Fehlvorstellungen auf-
seiten der Aktiven, die oft aus eher dogmatisch-ideologischen Gründen eine solche Form der 
Vergütung ablehnen, was teils auf zumindest fragwürdigen Vorgaben seitens Verwaltung 
oder Gesetzgebung basiert, zumindest rechtlich indes weitgehend unbegründet ist.1457 Es 
mehren sich jedoch die Stimmen, die eine in Teilen erfolgsabhängige Vergütung auch bei 
NPO befürworten.1458 Der Zusammenhang zwischen variabler Vergütung und Gehaltsexzes-
sen ist kein zwingend kausaler, sondern durch Faktoren beeinflusst, die im Geltungsbereich 
der §§ 51 ff. AO unter Umständen weniger tendenziell sind als bei profitorientierten Unter-
nehmen. 
1. Allgemeine Begriffsbestimmung 
Unter dem Oberbegriff der variablen Vergütung versteht man alle Formen von Vergütungs-
bestandteilen, die nicht im Vorfeld bereits konkret bestimmt, insbesondere in ihrer Höhe be-
ziffert sind, sondern die sich lediglich bestimmbar quantitativ an einem Wert orientieren, der 
eine gewisse Aussagekraft über die Qualität und den Erfolg der Tätigkeit der Vergütungs-
empfänger verspricht.1459 Diese Erfolgsorientierung soll eine besondere Anreizwirkung für 
die Empfänger entfalten, die wiederum dem Unternehmenszweck insgesamt zugutekommt, 
was als Telos bei den folgenden Betrachtungen immer im Hinterkopf behalten werden 
                                                             
genteil (etwa 66 % im Jahre 2004): Kramarsch, ZHR 169 (2005), 112–123 (113); weitere empiri-
sche Befunde bei Hucke, AG 1994, 397 (401); Schüller, S. 28. Neuerdings befinden sich variable 
Vergütungsbestandteile in Teilbereichen der freien Wirtschaft schon wieder auf dem Rückzug 
(wenn auch im Einzelnen lediglich zugunsten einer gleichwertigen Festvergütung). Besonders 
macht sich dies bei den Mitgliedern der Aufsichtsorgane bemerkbar, wo – in steigender Tendenz 
– selbst die Hälfte aller Dax-Konzerne mittlerweile gänzlich auf variable Vergütungsbestandteile 
verzichten: Löhr, FAZ v. 22.4.2015, 22. 
1457 In den USA war bis zu einer Kehrtwende der Finanzbehörden im Jahre 1988 für NPO jedwede 
Form von „incentive compensation“ verboten; siehe die Darstellung bei Sandberg, ZStV 2013, 97 
(100); vgl. auch Sandberg/Mecking, S. 61, 113 f. Vgl. zudem Leisner-Egensperger, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 57 (Lfg. 220 November 2012): Tantieme bergen das Risiko eines 
„eigenwirtschaftlichen Spiralvorgang[s]“. Auch der Wirtschaftsuniversität Wien, Österr. NPO-
Governance Kodex lautet unter 6.3.5: „Auf variable Vergütungsbestandteile soll verzichtet wer-
den.“; zumindest prinzipiell aufgeschlossen aber umgekehrt Diakonie DGK 2.3.2 (S. 9). 
1458 Siehe etwa Gemeinhardt/Werner, Nonprofit World 13 (1995), 52–54 (54); Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 5.68; sehr weitreichend (es böten sich „insbesondere [Vergütungs-] Modelle mit 
einer hohen erfolgsabhängigen Komponente an“) Richter/Werz, S&S 4/2006, 23 (25); Schwed-
helm, in: FS Korth, 181–197 (188 ff.); Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 
27 (1995), 53–60 (54, 59 f.). Nach den empirischen Befunden bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 
2014, 49–139 (102 f.) gewähren ein Fünftel aller dort untersuchten Stiftungen ihren Vorstandsmit-
gliedern variable Vergütungsbestandteile, die allerdings im Mittel nur 10 % der jeweiligen Ge-
samtvergütung ausmachen. 
1459 Allgemein zu variablen Vergütungen siehe Bors, S. 5 ff., 123 ff.; Evers/Näser/Grätz, Rn. 68 ff.; 
Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 129 ff.; Hoffmann-Becking, NZG 1999, 797; 
Leßmann, S. 81 ff.; Schüller, S. 28 ff.; Semler, in: FS Budde, 599–614; Spitaler/Niemann, 
Rn. 86 ff.; Tänzer, GmbHR 2003, 754 (756); ders., BB 2004, 2757 (2759). 
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muss.1460 Je nach Orientierung und Ausrichtung haben sich für Formen variabler Vergütung 
spezifische Termini herausgebildet.1461 
a. Tantiemen 
Tantiemen zeichnen sich dadurch aus, dass sie als Bezugsgröße zur Bemessung der variablen 
Vergütung Kennzahlen wählen, die insbesondere einen (Gesamt-) Unternehmensbezug auf-
weisen.1462 Sie werden regelmäßig, aber nicht notwendigerweise, jährlich ermittelt sowie aus-
gezahlt und sind – insbesondere mit Gewinnbezug – die wohl häufigste Form variabler Ver-
gütung.1463 
Die Auswahl der konkreten Bemessungsgrundlage steht prinzipiell im pflichtgemäßen Er-
messen des für die Vergütung zuständigen Organs, was aber den Vorbehalt einer gewissen 
Zweckmäßigkeit gerade dieser Größe in Bezug auf die konkreten Umstände der Gesellschaft 
und ihres wirtschaftlichen Wohls beinhaltet. Auch eine kombinierte Orientierung an unter-
schiedlichen Bezugsgrößen kann in einzelnen Konstellationen zweckmäßig sein, ebenso wie 
absolute oder relative Obergrenzen.1464 Typische Grundlagen sind der Gewinn in allen denk-
baren Erscheinungsformen, Dividenden, unter Umständen auch der Umsatz oder schlicht der 
Cashflow.1465 
b. Zielvereinbarungen 
Lediglich als Sonderform einer Berechnung der konkreten Höhe von Tantiemen sind soge-
nannte Zielvereinbarungen oder auch „Zielerreichungstantiemen“ anzusehen. Allerdings las-
sen sich im Zuge einer solchen Vereinbarung auch ansonsten eher unübliche und finanziell 
                                                             
1460 Bei richtigerweise strenger Betrachtung keine Form variabler Vergütung sind demnach sog. „Fest- 
oder Fixtantiemen“ bzw. „garantierte Mindesttantiemen“, selbst wenn diese auf etwaige „echte“ 
Tantieme Anrechnung finden. Diese Gestaltung wird oftmals lediglich gewählt, um Beträge aus 
der eigentlichen Festvergütung herauszuhalten, wenn diese – wie im Fall von Pensionsvereinba-
rungen – wiederum eine Bemessungsgrundlage für andere Vergütungsbestandteile darstellt. Vgl. 
hierzu Evers/Näser/Grätz, Rn. 90 ff.; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 131; Schül-
ler, S. 30 f.; Spitaler/Niemann, Rn. 92. 
1461 Neben den hier gewählten Begriffen sind eine Vielzahl anderer, größtenteils zumindest für Teilas-
pekte synonym verwendeter Bezeichnungen gebräuchlich, bspw. Bonus, Erfolgsbeteiligung, Jah-
resabschlusszahlung bzw. -vergütung, Prämien etc. Vgl. etwa Theuvsen, Voluntas: International 
Journal of Voluntary and Nonprofit Organizations 15 (2004), 117 (119 ff.). 
1462 Zu konzernerfolgsabhängigen Tantiemen siehe Bors, S. 25, 126; Fonk, in: Semler/v. Schenck-AR-
Hdb.4, § 10 Rn. 134; Schüller, S. 29 f. 
1463 Allgemein zu Tantiemen siehe etwa Hoffmann-Becking, NZG 1999, 797 (799 ff.); Schüller, 
S. 28 ff. Zur empirischen Verbreitung speziell der Gewinntantieme siehe etwa Hucke, AG 1994, 
397 (401); Schüller, S. 28; Tänzer, BB 2004, 2757 (2759). 
1464 Zu steuerlichen Aspekten von Obergrenzen siehe gleich unter C.V.2, S. 280. 
1465 Zu den Einzelheiten – insbesondere den mannigfaltigen Gestalten des Gewinns – siehe genauer 
Bors, S. 20 ff., 123 ff.; Evers/Näser/Grätz, Rn. 77 ff.; Hoffmann-Becking, NZG 1999, 797 (799); 
Schüller, S. 29 f.; Spitaler/Niemann, Rn. 109 ff. 
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nur schwer oder mittelbar quantifizierbare Zielgrößen festlegen, wie beispielsweise Markt-
anteile, Kundenzufriedenheit, die Einhaltung bestimmter Kosten- oder Terminvorgaben so-
wie die bloße Verringerung von Verlusten.1466 Bei diesen richtet sich die Höhe der variablen 
Vergütung in einer mehrdimensional-erfolgsabhängigen Betrachtung nach der Erreichung ei-
nes im Vorfeld festgelegten Ziels. Wird dieses erreicht, erhält der Empfänger die hierfür im 
Vorfeld festgelegten – unter Umständen ihrerseits wertmäßig an einer Bezugsgröße orientier-
ten – Tantiemen, während ihm bei einem Übertreffen der Zielmarke ein vereinbarter, (nicht 
zwingend linear) höherer Wert zukommt. Auch bei einem Verfehlen des Wertes kann aller-
dings ab einer gewissen Schwelle bereits ein entsprechender Anteil der Zieltantieme erlangt 
werden.1467 
c. Provisionen 
Provisionen knüpfen gegenüber den eher unternehmensbezogenen Bemessungsgrundlagen 
der Tantieme an Erfolge mit einem messbaren Personenbezug an. Voraussetzung hierfür ist 
folglich eine objektive Messbarkeit sowie personelle Zurechenbarkeit, die insbesondere dann 
zu verneinen ist, wenn ein Organmitglied lediglich allgemeine Geschäftsführungstätigkeiten 
ausübt.1468 Namentlich eine Orientierung an bestimmten Umsätzen kann je nach Ressortver-
teilung der Organmitglieder eher den Charakter einer Provision als einer Tantieme anneh-
men.1469 Aufgrund der Gefahr einer falschen Anreizwirkung, die hierbei eher an den Einzelin-
teressen der jeweiligen Geschäftszweige ausgerichtet ist, haben Provisionen bei gewinnori-
entierten Unternehmen grundsätzlich eher eine den Tantiemen nachrangige Bedeutung.1470 
2. Allgemeine steuerliche Behandlung variabler Vergütung 
Besonders im Zusammenhang mit verdeckten Gewinnausschüttungen gem. § 8 Abs. 3 S. 2 
KStG gibt es in Bezug auf variable Vergütungen namentlich der Gesellschafter-Geschäfts-
führer viele – jedenfalls nach der Finanzverwaltung – als verallgemeinerbar anzusehende und 
damit letztlich durch Typisierung die Beweislast umkehrende Entscheidungen des BFH, was 
prinzipielle Obergrenzen betrifft. So sollen auf Empfängerseite variable Vergütungsbestand-
teile maximal 25 % der Gesamtausstattung ausmachen, insgesamt höchstens 50 % des Ge-
sellschaftsgewinns in solche Vergütungsformen fließen dürfen, sowie Vergütungsvereinba-
                                                             
1466 Bors, S. 146; Evers/Näser/Grätz, Rn. 87; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 136; 
Tänzer, GmbHR 2003, 754 (756). Hier kann je nach Grad der Unmittelbarkeit des Bezugs zwi-
schen Zielgröße und individualisierbarer Leistung des Vergütungsempfängers die Grenze zwi-
schen Tantieme und Provision fließend sein. 
1467 Einzelheiten zur Zulässigkeit und den diesbezüglichen Anforderungen – insbesondere Ober- und 
Untergrenzen – bei Evers/Näser/Grätz, Rn. 87; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 
Rn. 136 f.; Grambow, Rn. 310 ff.; Tänzer, BB 2004, 2757 (2759). 
1468 Zu den Einzelheiten siehe Bors, S. 34, 152; Hucke, AG 1994, 397 (401); Schüller, S. 28. 
1469 So wörtlich Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (7); ebenso Schüller, S. 29. 
1470 So etwa Bors, S. 34, 152. 
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rungen, die sich am Umsatz orientieren per se grundsätzlich keinem Fremdvergleich stand-
halten. Diese teils rigide und stark typisierende Betrachtung ist schon für for-profit-Unter-
nehmen in Teilen fragwürdig.1471 
a. Relative Deckelung variabler Vergütungsbestandteile 
auf Empfängerseite (25 %-Grenze) 
Nachdem die Rechtsprechung über viele Jahre lediglich die Nur-Gewinn- oder noch mehr die 
Nur-Umsatz-Tantiemen1472 als mit dem Fremdvergleich ganz prinzipiell – also nicht allein 
bezüglich der Angemessenheit – unvereinbar begriff, gibt es seit Mitte der Neunzigerjahre 
eine an den bloßen Zahlen bemessen noch engere Vorgabe. Seit dem Urteil vom 5.10.19941473 
gibt es vonseiten der Rechtsprechung die Vorgabe, dass lediglich 25 % der Gesamtvergütung 
aus variablen Komponenten bestehen darf, wenn die Angemessenheit insgesamt gewahrt 
bleiben soll.1474 Diese Grenze ist keine rein deutsche Eigenart, sondern scheint auch interna-
tional in bestimmtem Umfang konsensfähig.1475 
Allerdings ist diese Grenze – auch nach dem Verständnis des BFH –lediglich ein grundsätz-
licher und widerlegbarer Anhaltspunkt für eine gesellschaftliche Veranlassung, deren Über-
schreiten nur eine Beweislastumkehr mit sich bringt, sodass es den juristischen Personen 
möglich ist, gegenteilige Gründe für ein Abweichen von dieser Vergütungsstruktur anzufüh-
ren.1476 Die Möglichkeit entsprechender Ausnahmen zeigt sich deutlich auch an entsprechen-
den Erhebungen, nach welchen allein die Durchschnittswerte der relativen Anteile variabler 
Vergütungsbestandteile in den letzten Jahren größtenteils über dieser Grenze von 25 % lagen, 
sodass – solange hierin nicht ein schlichtes Vollzugsdefizit erblickt werden soll – dieses Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis de facto nicht signifikant ausgeprägt ist.1477 
                                                             
1471 Allgemein kritisch etwa Schön, in: FG Flume, 265–299 (294 f.); Spitaler/Niemann, Rn. 234 ff. 
1472 Zu Nur-Tantiemen siehe BFH, Urteil v. 2.12.1992 (I R 54/91) BStBl II 1993, 311–314 
(=BFHE 170, 119); umfangreich Bilsdorfer, S. 106 ff.; sowie überblicksartig Gosch, DStZ 1997, 
1 (4); Spitaler/Niemann, Rn. 127 f. 
1473 BFH, Urteil v. 5.10.1994 (I R 50/94) BStBl II 1995, 549–551 (=BFHE 176, 523). 
1474 Zur Folgerechtsprechung siehe überblicksartig Evers/Näser/Grätz, Rn. 86; Gosch, DStZ 1997, 1 
(4 f.) m.w.N. Zur vielfältigen Kritik an diesem Urteil siehe zusammenfassend Niehues, DStR 
1995, 1576; sowie erschöpfend Spitaler/Niemann, Rn. 120 ff. 
1475 Siehe etwa 6.3.6 des Österreichischen NPO-Governance Kodex. Allerdings ist darauf hinzuwei-
sen, dass man motivationspsychologisch davon ausgeht, dass eine Tantieme erst dann spürbar wird 
und sich auf die Motivation auswirken kann, wenn sie einen gewissen Mindestwert übersteigt, der 
allgemein zwischen 10 und 15 % der Gesamtvergütung verortet wird; vgl. nur Evers/Näser/Grätz, 
Rn. 73, 107 m.w.N. 
1476 Insbesondere ist hier wieder an Gründungs- oder nachfolgende gesonderte Expansionsphasen zu 
denken, ebenso an andere Anhaltspunkte aus dem Instrumentarium des Fremdvergleichs. Vgl. 
dazu BFH, Urteil v. 26.5.2004 (I R 86/03) BFH/NV 2005, 75–77 (76 f.); Gosch, DStZ 1997, 1 (5). 
1477 Entsprechende Zahlen bei: Hucke, AG 1994, 397 (401); Spitaler/Niemann, Rn. 140 f.; Tänzer, 
GmbHR 2003, 754 (756); ders., BB 2004, 2757 (2759). Selbst bei Stiftungsvorständen machen 
diese laut den Erhebungen von Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (142) durchschnittlich 30 % der 
Gesamtvergütung aus, was sich allerdings in der Nachfolgestudie drastisch auf 10 % reduziert hat: 
Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (102 f.). Zur strukturellen Problematik von Statisti-
ken in diesem Kontext erhellend: Niehues, DStR 1995, 1576 (1576 f.). 
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b. Relative Deckelung variabler Vergütungsbestandteile als 
Gewinnverwendung der Körperschaft (50 %-Grenze) 
Nach der Rechtsprechung des BFH ergibt sich auch aus Perspektive der Gesellschaft eine 
relative Begrenzung der insgesamt an alle Geschäftsführer gezahlten variablen Vergütungs-
bestandteile auf die Hälfte des Jahresüberschusses.1478 Die Kritik an dieser faktischen Be-
weislastumkehr in Gestalt eines generischen Anscheinsbeweises zulasten der Steuerpflichti-
gen ähnelt der soeben dargestellten zur Relation der einzelnen Vergütungsbestandteile unter-
einander.1479 
c. Umsatztantieme 
Die Anerkennung umsatzbezogener Tantiemen ist seit Jahrzehnten – insbesondere für Ge-
sellschafter-Geschäftsführer – scharf umkämpft.1480 Diese wird dabei weniger als Problem 
der Angemessenheit, sondern ganz prinzipiell als Phänotyp einer Verdeckungsgestaltung an-
gesehen. Dies gründet insbesondere auf der Überlegung, dass erhöhte Umsätze nicht per se 
auch eine erhöhte Vermögenssubstanz der Gesellschaft mit sich bringen, sodass eine gestei-
gerte Entlohnung von Personal tendenziell einen nicht kompensierten Substanzverlust mit 
sich bringt, was jedenfalls einem hypothetischen Fremdvergleich nicht gerecht wird.1481 
Der Beweis des ersten Anscheins für eine gesellschaftliche Veranlassung dieser Gestaltungs-
art ist auch hier logischerweise widerlegbar, sodass selbst nach Ansicht der Rechtsprechung 
in Ausnahmefällen – insbesondere, wenn Gewinntantieme aufgrund der Umstände keine 
Leistungssteigerung zeitigen können – die Gewährung einer umsatzbezogenen Tantieme 
plausibel und damit zu berücksichtigen sein kann.1482 Daher gibt es vom schlechten Leumund 
                                                             
1478 So erstmals explizit BFH, Urteil v. 5.10.1994 (I R 50/94) BStBl II 1995, 549–551 (550) 
(=BFHE 176, 523). Technisch geht er dort davon aus, dass diese Größe „neben dem betriebsexter-
nen Gehaltsvergleich eine zweite selbständige Angemessenheitsgrenze“ darstellt. 
1479 Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass bei Festvergütungen solche „Gewinnabsaugungen“ 
auch keinen Einschränkungen unterliegen. Vgl. zur Kritik Spitaler/Niemann, Rn. 131 ff. 
1480 Siehe etwa zivilrechtlich eher unkritisch BGH, Urteil v. 4.10.1976 (II ZR 204/74) DB 1977, 85–
86; sowie noch wenig kategorisch BFH, Urteil v. 8.1.1969 (I R 26/67) BStBl II 1969, 268 
(=BFHE 95, 1) gegenüber ders., Urteil v. 28.6.1989 (I R 89/85) BStBl II 1989, 854–857 
(=BFHE 157, 408); ders., Beschluss v. 12.10.2010 (I B 70/10) BFH/NV 2011, 301–302. Siehe 
überblicksartig auch Bilsdorfer, S. 109 ff.; Fleck, WM, Sonderbeilage Nr. 3/1981, 1 (7); Gosch, 
DStZ 1997, 1 (4 f.); Hoffmann-Becking, NZG 1999, 797 (799); Schüller, S. 29, 139 f.; Spita-
ler/Niemann, Rn. 86 ff.; Tänzer, BB 2004, 2757 (2759) jeweils m.w.N. 
1481 Spitaler/Niemann, Rn. 105. Dies führt auch aus praktischen Erwägungen dazu, dass diese Gestal-
tung wenig verbreitet ist: Bilsdorfer, S. 109 m.w.N. 
1482 Auch hier wäre das gängigste Beispiel die Anlaufphase einer Unternehmung oder auch ein ressort-
abhängiger messbarer Leistungsbezug der Tätigkeit einzelner Geschäftsführungsmitglieder bei-
spielsweise im Vertrieb: vgl. BFH, Urteil v. 28.6.1989 (I R 89/85) BStBl II 1989, 854–857 (856) 
(=BFHE 157, 408); ders., Urteil v. 19.5.1993 (I R 83/92) BFH/NV 1994, 124 (125); ders., Urteil 
v. 20.9.1995 (I R 130/94) BFH/NV 1996, 508–509; Bilsdorfer, S. 109 ff.; Spitaler/Niemann, 
Rn. 101 ff. Im Aktienrecht wird seit der Aufhebung des § 86 AktG – der die Orientierung der 
variablen Vergütung am Jahresüberschuss im Stile einer Soll-Vorschrift bestimmte – die Umsatz-
tantieme etwas weniger kritisch gesehen. Zu dieser Norm und ihrem Verständnis siehe etwa noch: 
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der Umsatztantieme in jüngerer Zeit auch im profitorientierten Bereich Ausnahmen, etwa 
Entscheidungen, die insbesondere eine fehlende Üblichkeit nicht zum absoluten Ausschluss-
kriterium hochstilisieren, sondern sachlich begründbare Ausnahmen zulassen.1483 
3. Variable Vergütung in gemeinnützigen Körperschaften 
a. Konzeptionell problematische Ausprägungen variabler Vergütung 
Aus den Vorgaben und Eigenarten des Gemeinnützigkeitsrechts lassen sich zunächst einige 
Schlüsse ziehen, die einzelne Formen variabler Vergütung schon dem Grunde nach als mit 
diesen Anforderungen rechtlich wie praktisch prinzipiell unvereinbar klassifizieren. Auch 
wenn das Gewinnausschüttungsverbot nicht in allen Tätigkeitsbereichen der gemeinnützigen 
Körperschaft dazu führt, dass gar keine – auch nur zwischenzeitlichen – Überschüsse anfal-
len, an denen sich eine Gewinntantieme orientieren könnte, ist diese Form der Bemessung bei 
non-profit orientierten Organisationen prinzipiell keine zweckmäßige Bezugsgröße.1484 
Rechtlich schlechthin unvereinbar ist eine Ermessenstantieme, also eine solche, deren Bewil-
ligung und/oder Höhe im billigen Ermessen eines Aufsichtsorgans oder Dritten liegt, weil 
hierauf im Vorfeld kein Anspruch bestand und diese Form der Mittelverwendung damit schon 
formell insbesondere mit § 55 Abs. 1 AO unvereinbar ist, was materiell dadurch unterstrichen 
wird, dass kein zwingender proportionaler Bezug zu positiven Auswirkungen für den ver-
folgten Zweck bestehen muss.1485 Auch Mitarbeiterbeteiligungen sind prinzipiell problema-
tisch.1486 
                                                             
(auch zur bereits zu Geltungszeiten breiten faktischen Missachtung dieser Vorgabe) Hoffmann-
Becking, NZG 1999, 797 (799 f.); Semler, in: FS Budde, 599–614 (600 f., 603 m.w.N.); zur etwa-
igen Fortwirkung darin enthaltener Wertungen siehe aber Bors, S. 73 f. 
1483 So etwa besagte Entscheidung des BFH, Urteil v. 19.5.1993 (I R 83/92) BFH/NV 1994, 124; sowie 
FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 8.4.2014 (6 K 6216/12) EFG 2014, 1332–1334; dazu verhalten 
optimistisch Kohlhepp, DB 2014, 2910 (2915); ähnlich auch schon Bilsdorfer, S. 109 ff.; Spita-
ler/Niemann, Rn. 88 ff., 107 f. Außerdem zur – argumentativ nicht gänzlich unerheblichen – fak-
tischen Verbreitung: Tänzer, BB 2004, 2757 (2759). 
1484 Siehe Handy/Katz, Journal of Comparative Economics 26 (1998), 246–261 (248); v. Holt, in: Win-
heller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 97. 
1485 Genauer zur allgemein ohnehin eher skeptisch betrachteten Ermessenstantieme Bors, S. 146 f.; 
Evers/Näser/Grätz, Rn. 70 ff.; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 131; Hoffmann-
Becking, NZG 1999, 797 (799); Leßmann, S. 81 f.; Schüller, S. 30; Semler, in: FS Budde, 599–
614 (606). 
1486 Sie können aber schuldrechtlich nachempfunden werden, wenn ein messbarer Nutzen für den ver-
folgten Zweck verbleibt: sehr ausführlich Leuner/Dumser, BB 2006, 1993 (1994 ff.); Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 21. 
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b. Konforme Ausprägungen variabler Vergütung 
Aus diesen Vorzeichen scheint sich landläufig die überwiegende Auffassung verbreitet zu 
haben, dass der – üblicherweise (bzw. als solches wahrgenommen) gewinnbezogene – Cha-
rakter variabler Vergütungen per se und in dogmatischem Maße der Kultur in NPO wesens-
fremd sei und zu sein habe. Dies führt dazu, dass solche Vergütungsgestaltungen regelmäßig 
als Ausweis fehlender Seriosität wahrgenommen werden.1487 Es gibt zudem zahlenmäßig 
nicht unerhebliche Stimmen, die betriebspsychologisch davon ausgehen, dass die typischen 
Angestellten von NPO – im Gegensatz zur Privatwirtschaft1488 – primär die intrinsische Mo-
tivation aufweisen, etwas Gutes mit ihrer Arbeit auszurichten, sodass extrinsische Faktoren 
ohnehin sekundär sind und eine Erhöhung der Motivation durch erfolgsabhängige Vergütung 
ohnehin weitgehend unmöglich, wenn nicht gar insgesamt schädlich ist.1489 
Damit spricht wenig dagegen, dass eine unvoreingenommene Herangehensweise an das 
Thema erfolgsabhängige Vergütung den verfolgten Zwecken potentiell nützt, sofern eine 
sachgerechte Erfolgszuweisung gefunden werden kann.1490 Dabei lässt sich allgemein sagen, 
dass aufgrund der Vorgaben insbesondere der Selbstlosigkeit variable Vergütungsformen 
dann unproblematisch sind, wenn sie dem unmittelbaren und proportionalen Bezug von Leis-
tung des Organwalters für die Verfolgung des satzungsmäßigen Zwecks einerseits und der 
hierfür empfangene Gegenleistung andererseits entsprechen. Dies ist im Allgemeinen umso 
eher gegeben, je mehr die gewählte Bezugsgröße sich an individuellen Effekten orientiert, 
also bei Provisionen oder Zielvereinbarungen mit personellem Einschlag. 
                                                             
1487 Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (371) sehen hierin letztlich die Manifestation einer „Tabuisierung von 
Leistungsunterschieden“ innerhalb einer NPO, die aus einem kulturellen Selbstverständnis des 
Dritten Sektors herrührt. Ähnlich plakativ – bonus als „taboo word“ – Haber, Nonprofit World 13 
(2/1995), 49–53 (49). 
1488 Allerdings ist auch dort Geld zumindest nicht die singuläre Motivation, daneben können beispiels-
weise die Zusammenarbeit in einem bestimmten Arbeitsumfeld oder unternehmerische Gestal-
tungsmöglichkeiten eine erhebliche Rolle spielen: Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.3, § 9 
Rn. 137 
1489 Siehe hierzu etwa Krönes, VM 3/2004, 32 (39 f.); Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (142); sehr 
ausführlich und differenziert Theuvsen, Voluntas: International Journal of Voluntary and Nonpro-
fit Organizations 15 (2004), 117 (123 ff.); sowie aus internationaler Warte Baber/Daniel/Roberts, 
The Accounting Review 77 (2002), 679 (680); Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (368 f.); Handy/Katz, 
Journal of Comparative Economics 26 (1998), 246 (249). Speckbacher, Nonprofit and Voluntary 
Sector Quarterly 42 (2013), 1006 (1018 ff.) entwickelt aufgrund dieser Erkenntnisse eine spezifi-
sche („subtilere“) Anreizkonzeption für NPO. Positiv könnten sich hingegen „Mitarbeiterbeteili-
gungen“ auswirken: Leuner/Dumser, BB 2006, 1993 (1993 f.). 
1490 Siehe allgemein zu erfolgsabhängiger Vergütung in gemeinnützigen Körperschaften Baber/Da-
niel/Roberts, The Accounting Review 77 (2002), 679–693; Grambow, Rn. 310 ff.; Haber, Non-
profit World 13 (2/1995), 49–53; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68; Jäger/Beyes, ZfP 2007, 
62; Krönes, VM 3/2004, 32; Leuner/Dumser, BB 2006, 1993; Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139; 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 21; Speckbacher, Nonprofit and Voluntary Sector 
Quarterly 42 (2013), 1006–1025; Stürner, S. 435 f.; Theuvsen, Voluntas: International Journal of 
Voluntary and Nonprofit Organizations 15 (2004), 117–136; ders., VM 1/2005, 6. 
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aa. Erfolgsmessung 
Die gewählten Bemessungsgrundlagen müssen ganz allgemein so gut wie möglich objektiv 
feststellbar und – insbesondere zur Ermöglichung etwaiger Verhaltens- oder Kurskorrekturen 
– für die Vergütungsempfänger auch im Laufe des maßgeblichen Zeitraums nachprüfbar 
sein.1491 Um sich derweil überhaupt an diesen Werten orientieren zu können, bedarf es regel-
mäßig einer lückenlosen Dokumentation der zugrundeliegenden Geschäftszahlen. Hierfür 
kann es im Einzelfall einer Aufzeichnung bedürfen, die über das – gerade gegenüber gemein-
nützigen Körperschaften – gesetzlich Geforderte merklich hinausgeht. Daher besteht in juris-
tischen Personen, die ihren Organen variable Vergütungsbestandteile gewähren, ein erhöhtes 
Bedürfnis an Controlling, Evaluation oder vergleichbaren Methoden der Effektivitäts- bzw. 
Effizienzkontrolle.1492 
Während bei normaler betriebswirtschaftlicher Unternehmensbetrachtung regelmäßig die Ef-
fizienz eine bedeutendere Rolle spielt und die Effektivität eher im Gewand gesteigerter Um-
sätze wahrgenommen wird, spielt bei gemeinnützigen Organisationen die Effektivität eine 
eigenständige und gewichtige Rolle.1493 Die Effektivität bezeichnet in diesem Kontext die 
(messbaren) bestimmungsgemäßen Auswirkungen der zweckverfolgenden Aktivitäten, also 
etwa die ausgeschütteten Fördersummen oder operativen Fortschritte in der Verfolgung des 
satzungsmäßigen Ziels.1494 
Dies bedeutet jedoch umgekehrt nicht, dass die fehlende Gewinnorientierung von NPO dazu 
führt, dass die Effizienz als vordergründig eigennütziges Konzept der Gemeinnützigkeit we-
sensfremd wäre. Erst im Zusammenspiel von größtmöglicher Effektivität bei gleichzeitiger 
                                                             
1491 Vgl. Tänzer, BB 2004, 2757 (2759); Theuvsen, Voluntas: International Journal of Voluntary and 
Nonprofit Organizations 15 (2004), 117–136 (122); sowie 6.3.7 des Österr. NPO-Governance Ko-
dex. 
1492 Dazu umfassend Jäger/Beyes, ZfP 2007, 62 (66 f.); Sandberg, in: Strachwitz/Mercker, S. 763 ff.; 
Schober/Then, S. 209 f.; Then/Kehl, S&S (Rote Seiten) 3/2016, 1 (5 f.). zusätzlich zur zunehmen-
den Bedeutung von Evaluation auch in Bezug auf corporate bzw. foundation governance: Hopt, 
in: Comp CG of NPO, 531–563 (553 f.); Then, in: NPLY 2006, 123–137 (132 ff.); Veltmann, in: 
Werner/Saenger, Rn. 590; zur Eigenschaft dieser Überwachung – auch auf Empfängerseite – als 
Ausprägung der (gesellschaftsrechtlichen) Sorgfaltspflicht Stürner, S. 250 f.; speziell zur Wir-
kungsmessung in Gestalt der SROI-Analyse Schober/Then, S. 7 ff. Zur abstrakten Schwierigkeit 
der Bemessung siehe jedoch Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 
213–227 (223); insbesondere bei Förderstiftungen: Oster, Nonprofit Management and Leadership 
8 (1998), 207–221 (208, 217 f.); Schober/Then, S. 110 ff. 
1493 Induktiv zu diesen Maßstäben und ihrer jeweiligen Bedeutung Sandberg, in: Strachwitz/Mercker, 
S. 763; Then, S&S 2/2004, 14 (14); Veltmann, in: Werner/Saenger, Rn. 589. Baber/Da-
niel/Roberts, The Accounting Review 77 (2002), 679–693 (687 ff., 691) stellen in ihren empiri-
schen Untersuchungen zumindest eine positive Korrelation zwischen gesteigerter Fördertätigkeit 
(„changes in accounting performance measured as amounts directed toward the charity’s main 
purpose“) und der Höhe der Vorstandsvergütung fest. 
1494 Vgl. Sandberg, in: Strachwitz/Mercker, S. 763: „Welche Wirkung [wurde] durch den Einsatz fi-
nanzieller und personeller Mittel in Bezug auf den Nutzen für die Zielgruppen bzw. das Gemein-
wohl erzielt?“; außerdem Baber/Daniel/Roberts, The Accounting Review 77 (2002), 679–693 
(680); Veltmann, in: Werner/Saenger, Rn. 589. 
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Effizienz des Mitteleinsatzes ist den Vorgaben zur gemeinnützigen Mittelverwendung Ge-
nüge getan.1495 Beide Größen sind dergestalt wechselbezüglich, dass wegen schlechter Effi-
zienz fehlende Mittel zum effektiven Einsatz schlichtweg nicht zur Verfügung stehen und 
sich demnach negativ auf diese auswirken. Letztlich ist damit die Effizienz des Mitteleinsat-
zes nichts anderes als eine Chiffre für die gemeinnützigkeitsrechtliche Selbstlosigkeit bzw. 
Angemessenheit der Mittelverwendung, wie sie auch in Gestalt der Verwaltungskostenquote 
eine hohe Außenwahrnehmung erfährt.1496 
bb. Sachgerechte Bezugsgrößen 
Damit stehen insbesondere – aber längst nicht ausschließlich – mit Effektivität und Effizienz 
(des Mitteleinsatzes) zwei Messinstrumente zur Verfügung, denen ein eigenständiger und all-
gemeiner Wert im Rahmen steuerbegünstigter Zweckverfolgung beigemessen werden 
kann.1497 Die Tatsache, dass den gemeinnützigen Körperschaften in Gestalt des Gewinns die 
für kommerzielle Unternehmen populärste und auch konzeptionell wohl zweckmäßigste Be-
messungsgrundlage abgeht, spricht nicht gegen das Konzept variabler Entlohnung an sich, 
sondern banalerweise lediglich dafür, sich an anderen Zielgrößen zu orientieren. Diese wer-
den – selbst in Gestalt von Effizienz und Effektivität – im Zweifel schwieriger zu bemessen 
sein und damit die Frage nach sich ziehen, ob der Aufwand ihrer Bemessung außer Verhältnis 
zu den erwartbaren positiven Effekten für den verfolgten Zweck stehen.1498 
Es lassen sich jedoch je nach den konkreten Umständen der Art gemeinnütziger Betätigung 
Bezugsgrößen finden, deren potentieller Nutzen eine entsprechende Abwägung zumindest 
erfolgversprechend erscheinen lässt. Wie aber schon ganz allgemein für die Organvergütung, 
                                                             
1495 Sandberg, in: Strachwitz/Mercker, S. 763; Then, S&S 2/2004, 14 (14); Veltmann, in: Werner/Sa-
enger, Rn. 589; zu den Möglichkeiten der unterschiedlichen – aber niemals gänzlich isolierten – 
Überprüfung dieser beiden Maßstäbe (Prozess-, Ergebnis- und Wirkungsevaluation) siehe Sand-
berg, in: Strachwitz/Mercker, S. 769 f. 
1496 Vgl. – auch zur hiermit verbundenen (zivilrechtlichen) Organisationspflicht – Stürner, S. 249; zu 
Recht einschränkend aber ebd. S. 251: niedrige Verwaltungskosten können kaum „letztgültiges 
Kriterium für Effizienz und Erfolg“ sein; ähnlich Hof, in: v. Campenhausen/Richter4, § 9 Rn. 181. 
In diesem Kontext sei noch einmal an die Definition des angemessenen Mitteleinsatzes bei BFH, 
Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) (=BFHE 186, 433) erinnert: ge-
geben, wenn dieser „wirtschaftlich sinnvoll ist und dazu beiträgt, dass ein möglichst hoher Anteil 
der Mittel unmittelbar und effektiv [den verfolgten Zwecken] zugute kommt“. 
1497 Vgl. Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (56, 59 f.); zu-
nehmende Anzahl der Leistungsempfänger als Maßstab für gleichsam Effizienz und Effektivität: 
Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 213–227 (215, 222). Wenig über-
zeugend ist derweil die Auffassung von Brandl u.a., ZfP 2006, 356 (363), dass leistungszentrierte 
Vergütungssysteme evolutiv die letzte Stufe einer langfristig zwingenden Entwicklungsdynamik 
eines durch derartige Anpassungen immer gerechter werdenden Vergütungssystems darstellen. 
1498 Sandberg/Mecking, ZSt 2008, 139 (142) sprechen hier treffend von den Schwierigkeiten, „die mit 
einer leistungsgerechten Bemessung auf der Basis qualitativer statt quantitativer, ökonomischer 
Zielgrößen verbunden sind“; zu den Herausforderungen einer anschließenden Monetarisierung 
(und damit letztendlich doch wieder Quantifizierung) der daraus folgenden Erkenntnisse: Scho-
ber/Then, S. 126 ff. Vgl. abstrakt zu diesen Herausforderungen auch Baber/Daniel/Roberts, The 
Accounting Review 77 (2002), 679–693 (680); Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (64); Scho-
ber/Then, S. 93 ff. 
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müssen die Bemessungsgrundlagen sehr individuell an die Umstände und Ziele der jeweili-
gen Körperschaft angepasst werden, es kann hierbei kein Patentrezept geben.1499 Wichtigste 
Voraussetzung ist, dass die Zielgröße so gewählt ist, dass eine kausale Beziehung zwischen 
der beobachteten Tätigkeit des vergüteten Organwalters und dem gegenständlich betrachteten 
Erfolgsaspekt angemessen wahrscheinlich und damit letztlich sowohl eine Erfolgsmessung 
als auch -zumessung möglich ist.1500 Diese spezifischen Maßstäbe können konkret beispiels-
weise Wachstum in Gestalt erhöhter Mitteleinnahmen, gesteigerter Förderbeträge oder einer 
zunehmenden Anzahl von Leistungsempfängern, die Qualität operativer Fördertätigkeit1501, 
oder schlicht eine Verringerung der Verwaltungskosten sein.1502 
cc. Zusätzliche Anforderungen 
Zudem bedarf es einer – unter Umständen konfliktträchtigen – Berücksichtigung der in zu-
nehmendem Maße strengen (allgemeinen) steuerlichen Anforderungen an variable Vergü-
tungsbestandteile in mancherlei Hinsicht gar nicht, da sie entweder auf die finanzielle Struk-
tur von NPO kaum sachgerecht anwendbar sind, oder ohnehin über die an sich bereits stren-
gen Anforderungen an steuerbegünstigte Körperschaften nicht hinausgehen, weil diese etwa 
ohnedies eine regelmäßig strengere Verwaltungskostenquote beachten müssen. Diese Be-
schränkungen, die der BFH – wie soeben skizziert – im Rahmen der vGA herausgearbeitet 
hat, müssen nämlich im Bereich der Gemeinnützigkeit immer im Lichte des Telos ihrer Ent-
stehung betrachtet werden. Die 50 %-Grenze dient etwa ihrem Ursprung nach der Verhinde-
rung einer Gewinnabsaugung und damit letztlich der Umgehung von Gewinnbesteuerung, 
                                                             
1499 So anschaulich Oster, Nonprofit Management and Leadership 8 (1998), 207–221 (210); Rich-
ter/Werz, S&S 4/2006, 23 (25). 
1500 Theuvsen, VM 1/2005, 6 (8 f.) bezeichnet diese Anforderungen als Zielrelevanz und Operationa-
lität, Schober/Then, S. 42 ff. sprechen – im Kontext der Bestimmung des Social Impacts – von 
letztlich individuellen Wirkungsmodellen sowie einer entsprechenden Wirkungsbetrachtung oder 
-messung; vgl. außerdem v. Holt, in: Winheller/Geibel/Jachmann, § 55 AO Rn. 97; Krönes, VM 
3/2004, 32 (34 f.); sowie prinzipiell sehr skeptisch, ob dies bei NPO überhaupt möglich ist Jä-
ger/Beyes, ZfP 2007, 62 (66 f.). Zu (eher unernsten) Erfolgsmaßstäben bei der Stiftungstätigkeit 
Wenzler, npoR 2014, 309 (311). 
1501 Hierbei kann insbesondere bei dienstleistungsdominierten NPO die Kundenzufriedenheit eine ge-
wichtige Rolle spielen: Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 213–227 
(218); Werner/Gemeinhardt, Compensation and Benefits Review 27 (1995), 53–60 (56, 59 f.). In 
Gestalt des Pflegekompasses werden solche Daten – wenn auch nicht in hinreichender Ausdiffe-
renzierung – beispielsweise bereits zentral und allgemein zugänglich gesammelt. Sachgerechte 
Einschränkungen dieser Kriterien aber bei Stürner, S. 251. 
1502 Diese wirken sich dann nicht auf den Gewinn, sondern auf die Höhe der zur Zweckförderung ver-
fügbaren Mittel aus. In der Tat ist bei Sandberg, in: Vergütungsstudie 2014, 49–139 (113) eine 
diesbezügliche Korrelation festzustellen: Vorstände in Stiftungen mit geringer Verwaltungskos-
tenquote bekommen ein höheres Gehalt. Allerdings ist nicht mit Sicherheit nachzuweisen, ob dies 
an entsprechenden sich hieran orientierenden erfolgsabhängigen Vergütungen, oder schlicht daran 
liegt, dass es in aller Regel einfacher ist, die Verwaltungskosten relativ niedrig zu halten, wenn die 
Körperschaft absolut betrachtet größer ist. Daran zeigt sich jedoch, dass letztlich die beiden Grö-
ßen Effizienz und Effektivität immer übergeordnete Bezugsgrößen bleiben, die jedoch bereichs-
spezifisch an den individuellen Zweck angepasst werden können. 
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wodurch sich diese Wertungen nicht überzeugend auf die steuerbefreite Körperschaft – mit 
Ausnahme der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe – übertragen lassen.1503 
Auch das Hauptargument gegen „echte“ Umsatztantieme in profitorientierten Unternehmen 
überzeugt für NPO nicht. Das Kernproblem der Umsatztantieme ist eine Ausschüttung von 
Geldern, die in der bloßen Erhöhung des Umsatzes – im Gegensatz zum Gewinn – der Kör-
perschaft gar nicht erst zufließen, sodass durch die Leistung an die Organwalter zwangsläufig 
ein Substanzverlust eintreten muss.1504 Zumindest bei in nicht nur unerheblichem Maße auch 
durch externe Zuwendungen finanzierten gemeinnützigen Körperschaften fließen – wenn 
auch nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der Fördertätigkeit selbst – Mittel zu, die in 
den Grenzen der gemeinnützigen Mittelverwendung, insbesondere der Selbstlosigkeit, auch 
für solche Verwaltungsausgaben wie Personalkosten verwendet werden dürfen. Diese sind 
dabei – zumindest wenn sie der zeitnahen Mittelverwendung unterliegen – nie dergestalt der 
Gesellschaft zugeflossen, dass man bei einer Verwendung für die Leistung einer (angemes-
senen) Umsatztantieme von einem nicht kompensierten Substanzverlust sprechen muss, so-
weit sie zu einer gesteigerten Fördertätigkeit eingesetzt wurden. Die Umsatztantieme geht 
damit von Geschäftsmodellen aus, bei denen Gewinne die einzige Form von Vermögenszu-
wächsen darstellen, während von gemeinnützigen Körperschaften regelmäßig auch Formen 
externer Finanzierung praktiziert werden.1505 
Hinzu kommt abmildernd, dass variable Vergütungsformen bereits rein konzeptionell nicht 
wirklich Gefahr laufen, alleiniger Vergütungsbestandteil zu werden, da bei hauptberuflicher 
Tätigkeit eine lediglich jährliche Auszahlung zur Bestreitung des Lebensunterhalts untaug-
lich ist und eine monatliche Orientierung und Bemessung der variablen Vergütung mit derart 
gesteigertem Verwaltungsaufwand einhergehen dürfte, dass sich kaum eine Körperschaft zu 
einer solchen Vereinbarung hinreißen lassen dürfte. 
c. Sphärenspezifische Betrachtung variabler Vergütung 
Auch wenn die konkreten Eigenarten der gemeinnützigen Körperschaft so unterschiedlich 
sein können, dass sich wenig Allgemeines über die steuerlichen Anforderungen an variable 
Vergütungsformen sagen lässt, repräsentieren doch die unterschiedlichen Betätigungssphären 
zumindest in Abgrenzung zueinander unterschiedliche Stoßrichtungen, die einzelne grundle-
genden Ausführungen zulassen.1506 
                                                             
1503 Dabei ist es eher eine Geschmacksfrage, ob man in dogmatischer Hinsicht die Begrenzungen der 
Rechtsprechung deshalb bereits in ihrer Anwendung teleologisch auf profitorientierte Unterneh-
mungen reduziert, oder in Gestalt der steuerbefreiten Zwecksetzung von einer Widerlegung des 
aus der Anwendung der Maßstäbe folgenden Anscheinsbeweises ausgeht. 
1504 So auch Spitaler/Niemann, Rn. 87. 
1505 Daher für die prinzipielle Möglichkeit einer Umsatztantieme (unter Vorbehalt der Angemessenheit 
der Gesamtbezüge der Höhe nach, abgesichert etwa durch Obergrenzen): Schwedhelm, in: 
FS Korth, 181–197 (191 f.). 
1506 Zu entsprechenden Erwägungen im Rahmen der Festvergütung vgl. bereits oben C.IV.3.e, S. 277. 
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aa. In der ideellen Sphäre 
In der ideellen Sphäre inklusive Vermögensverwaltung muss zwischen der bloßen Mittelbe-
schaffung und der – mehr oder minder – unmittelbar zweckverfolgenden Fördertätigkeit dif-
ferenziert werden. 
(1) Mittelbeschaffung 
Eine Beteiligung an Zuflüssen kann es zumindest bei externen Einnahmequellen geben, etwa, 
indem man einem Organwalter einen Anteil der nachweislich durch seine Arbeit eingewor-
benen Spenden oder Mitgliedsbeiträge – etwa als feste Prämie für die Werbung neuer Mit-
glieder bzw. periodischer Spender, oder als anteilige Provision – zugesteht.1507 
Zur Bestimmung deren Höhe liegt eine Orientierung an den erlaubten Provisionen für die 
(externe) Spendeneinwerbung nicht fern.1508 Diese sind allerdings alles andere als eindeutig 
definiert. Der insofern wenig restriktive BFH hat etwa für eine externe Werbeagentur eine 
Provision in Höhe von 42 % der durch sie eingeworbenen Mitgliedsbeträge – jedenfalls für 
die dort gegenständliche Aufbauphase – nicht als gegen die Selbstlosigkeit verstoßend ange-
sehen.1509 Systematischer sind die Darlegungen von Herbert1510, der solange von einer un-
schädlichen Verwendung ausgeht, als nur in der – statistischen oder anderweitig ex ante er-
wartbaren – Gesamtzeit der eingeworbenen Mitgliedschaft abzüglich der hierzu erfolgten 
(notwendigen) Aufwendungen ein Gesamtüberschuss in vier- bis fünffacher Höhe der Wer-
beprämien verbleibt. Damit wären auch bei einer nur einjährigen Mitgliedschaft Provisionen 
von bis zu 25 % für den Werber möglich, allerdings – im gewichtigen Unterschied zu einem 
externen Werber – nur soweit wie in seiner Person, insbesondere falls seine Anstellung gerade 
                                                             
1507 Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 24; Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 
Rn. 106 (Lfg. 220 November 2012); Richter/Werz, S&S 4/2006, 23 (25); großzügig Stürner, 
S. 328; ähnlich auch (obschon etwas mittelbarer, weil nur im Rahmen von Zielvereinbarungen): 
Grambow, Rn. 311 ff. Das Fundraising bezeichnet daher auch der ansonsten weitgehend skepti-
sche Theuvsen, VM 1/2005, 6 (14) als potentiell tauglichen Anwendungsbereich motivationsstei-
gernder variabler Vergütung; kritischer Stürner, S. 436. 
1508 Hierfür in gewissen Grenzen – mit umfangreichen Nachweisen – R. Wallenhorst, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, C. Rn. 93 f. Dass Provisionen zur Spendeneinwerbung an Externe mittlerweile 
eine übliche und damit objektiv erwartbare Handhabe gemeinnütziger Organisationen sind, ist 
auch bei Betrugskonstellationen des Strafrechts mittlerweile anerkannt: BGH, Urteil v. 10.11.1994 
(4 StR 331/94) NJW 1995, 539–540; Rudolphi, in: FS Klug, 315–328 (325 ff.); Überblick bei 
Schauhoff, DStR 2002, 1694 (1696 f.). 
1509 BFH, Urteil v. 18.12.2002 (I R 60/01) BFH/NV 2003, 1025–1027 (1026). Auch bei ders., Be-
schluss v. 23.2.1999 (XI B 128/98) BFH/NV 1999, 1055–1056 (1056) konnte er einen Kostenan-
teil von 25–35 % der Einnahmen eines Veranlagungszeitraums für die (Gesamtkosten der) Mit-
gliederwerbung „zumindest bei summarischer Beurteilung“ im Rahmen eines AdV-Verfahrens 
„nicht von vornherein als unangemessen und wirtschaftlich sinnlos“ einschätzen. 
1510 Herbert, BB 1991, 178 (183). 
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(auch) zur Mitgliedereinwerbung erfolgt ist, für die Körperschaft nicht ohnehin ein finanzi-
eller Aufwand entstanden ist.1511 
Sehr viel strenger ist dem gegenüber in der Regel die Finanzverwaltung, die teilweise die 
Kosten der Mitgliederwerbung insgesamt – wenn überhaupt – nur im Ausnahmefall oberhalb 
von 10 % der zeitgleich vereinnahmten Mitgliedsbeiträge zu erlauben gewillt war.1512 Aller-
dings erstrecken sich diese Ausführungen nicht auf die Spendenwerbung und sind als Reak-
tion auf anhaltende Kritik an dieser unsachgemäßen Ungleichbehandlung – im Gegensatz zu 
allen anderen in diesem Abschnitt des Schreibens übernommenen Ausführungen – nicht 
(mehr) in AEAO Nr. 19 ff. zu § 55 enthalten, sodass ein heutiges Festhalten hieran weitge-
hend unwahrscheinlich ist, es sei denn in der Funktion als Nichtbeanstandungsgrenze.1513 
Damit sind Provisionen auch für die mit der Einwerbung von Spenden und Mitgliedschaften 
betrauten Organwalter prinzipiell möglich, sofern sie wirtschaftlich sinnvoll sind, weil sie 
etwa die durch ihre Anreizwirkung erhöhten Einnahmen nicht in voller Höhe schmälern. Dies 
dürfte regelmäßig dann der Fall sein, wenn sie – inklusive anderer im Zusammenhang mit der 
Einwerbung entstandener Kosten – 50 % der (erwartbar) eingeworbenen Gelder nicht über-
steigen. Allerdings sind diese Provisionen als Teil der Verwaltungskosten zugleich der allge-
meinen Vorgabe unterworfen, dass sie in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten der 
unmittelbaren Fördertätigkeiten stehen und diese damit typischerweise zumindest nicht über-
wiegen dürfen. Diese 50 % Grenze würde selbst einer – übermäßig kühnen und damit soweit 
sichtbar auch bis dato nie ernstlich vertretenen – Ausweitung der Rechtsprechung zur Ge-
winnabschmelzung durch Gesellschafter-Geschäftsführer im Zuge der vGA auf die Einnah-
men einer steuerbegünstigten Körperschaft entsprechen.1514 
Etwas komplexer ist die Situation bei der Vermögensverwaltung. Nicht nur bei Stiftungen 
wird – dort sogar zusätzlich stiftungszivilrechtlich in Gestalt des Kapitalerhaltungsgebots – 
                                                             
1511 Noch großzügiger Schauhoff, DStR 2002, 1694 (1698); S. Unger, DStZ 2010, 141 (145 f.); ähnlich 
wohl Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 129, die – bei externer Einwerbung – so weit gehen, je-
den noch so geringen (erwartbaren) Überschuss über die Provision als Rechtfertigung für eben-
diese zu sehen; vgl. in diesem Kontext zum (technischen) Verrechnungsverbot i.S.d. § 246 HGB 
IDW, FN-IDW 2010, 201 (207) (Tz. 35). Vgl. ähnliche Wertungsaspekte bei Stürner, S. 326 f. mit 
Hinweis auf die Sammlungsgesetze der Länder Saarland und Thüringen mit der jeweiligen Erlaub-
nisvorgabe in § 2 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Nr. 3, dass „die Unkosten der Sammlung [nicht] in einem 
offensichtlichen Missverhältnis zu dem Reinertrag der Sammlung stehen“ dürfen. 
1512 Siehe etwa BMF-Schreiben v. 15.5.2000 (IV C 6–S 0170–35/00), BStBl I 2000, 814 (815). Diese 
Grenze war zuvor in Teilen der Rechtsprechung aufgekommen, so etwa FG Köln, Beschluss 
v. 28.1.1998 (6 V 6194/97) EFG 1998, 755–756 (755) mit Bezug auch auf FG Baden-Württem-
berg, Urteil v. 6.12.1990 (X K 236/86) n.v. Explizit dagegen jedoch BFH, Beschluss v. 23.2.1999 
(XI B 128/98) BFH/NV 1999, 1055–1056 (1056). 
1513 Vgl. M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (214); überblicksartig zu allen Auffassungen auch Ge-
serich, DStR 2001, 604 (606 f.); kritisch der Verwaltungsauffassung gegenüber: Schauhoff, DStR 
2002, 1694 (1696, 1698); Schleder, Rn. 486 f.; M. Orth, S&S (Rote Seiten) 5/1999, 1 (9 f.); ders., 
DStJG 26 (2003), 177–228 (213 f.) m.w.N. 
1514 Siehe zu dieser Rechtsprechung oben C.V.2, S. 280 ff. Eine entsprechende Anwendung kommt 
schon allein deswegen nicht in Betracht, weil Mitgliedsbeiträge und Spenden keine steuerbaren 
Einkünfte darstellen und die Argumentation so nah an den Eigenarten des Unternehmensgewinns 
erfolgt, dass mangels Gewinnbezugs bei NPO beispielsweise die Mittelverwendungsrechnung 
kein gleichbedeutender Betrachtungsgegenstand ist. 
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von der Vermögensverwaltung als integralem Ausfluss der Betätigung ohnehin eine rentier-
liche Anlage erwartet. Auch wenn dies nicht bedeutet, dass eine Mindestkapitalverzinsung 
unterstellt würde und ein entsprechendes dahinter Zurückbleiben negative Auswirkungen für 
die juristische Person und das unter Umständen haftbar zu machende Organ hat, wird man 
schwer vertreten können, das vermögensverwaltende Organmitglied direkt an jedweden 
Überschüssen zu beteiligen. Denkbar wäre aber beispielsweise eine anteilige Partizipation an 
merklich überdurchschnittlichen Zuwächsen – vorausgesetzt, diese lassen erkennen, dass sie 
der Vermögensstruktur nicht zum längerfristigen Nachteil gereichen. Hier ließen sich etwa 
Werte von 5–10 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz als Schwelle vereinbaren, ab deren 
Überschreiten die zusätzlichen Vermögenszuwächse entsprechend anteilig als Provision ge-
währt werden. Auch hierbei wäre allerdings an eine gewisse Begrenzung nach oben zu den-
ken, also bei absolut außergewöhnlichen und in keinem nachvollziehbaren Leistungsbezug 
stehenden Überschüssen, wie auch in Hinsicht auf eine absolute Obergrenze der Gesamtver-
gütung des Empfängers.1515 
(2) Unmittelbare Zweckverfolgung 
In der unmittelbar zweckbezogenen Fördertätigkeit inklusive der Zweckbetriebe kann es an-
ders als bei den Mittelbeschaffungsaktivitäten nicht auf die Überschüsse ankommen, sondern 
allein auf bestimmte Parameter der erfolgten (oder sogar erfolgreichen) Förderung. Auch 
wenn dies begrifflich – wie bereits dargestellt1516 – nicht unproblematisch ist, ließe sich in 
diesen Fällen durchaus von einer Umsatztantieme sprechen.1517 
Möchte man sich dieses Wagnis ersparen, muss die Anknüpfung spezifischer an die jeweili-
gen Fördertätigkeiten der Körperschaft erfolgen, was dann in Gestalt konkreter Zielvereinba-
rung Jahr für Jahr an wechselnde Ausrichtungen anpassbar ist. Bei dienstleistungsbezogenen 
                                                             
1515 Der ertragsbezogenen Vergütung in der Stiftung steht auch nicht AEAO Nr. 8 (Satz 4) zu § 58 
Nr. 6 entgegen, der „Leistungen mit Ausschüttungscharakter, z.B. in Höhe eines Prozentsatzes der 
Erträge“ an den Stifter und seine Familie unabhängig von der konkreten Höhe absolut und unwi-
derlegbar als unzulässig qualifiziert. Abgesehen vom ohnehin absoluten Ausnahmecharakter des 
per se sehr großzügigen § 58 Nr. 6 AO besteht kein Leistungsbezug zwischen Stiftungserträgen 
und der – unter Umständen gänzlich non-existenten – Tätigkeit des Stifters. Die Stifterrente hat 
einen reinen Unterhalts- und Versorgungszweck, eine Orientierung an Stiftungskennziffern ist da-
mit aus sich heraus widersinnig. Wird ein Stifter allerdings selber als Organ tätig, kann ihm für 
diese Tätigkeit durchaus eine variable Vergütung gewährt werden, ohne dass davon der § 58 Nr. 6 
AO berührt wäre. 
1516 Siehe oben C.V.2, S. 280 ff. 
1517 So zum Beispiel Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68. Es kann vielleicht zur Anerkennung 
auch hilfreich sein, aufgrund des merklich individuellen Leistungsbezugs in diesem Kontext sach-
gerecht von einer Förder- oder Umsatzprovision zu sprechen; vgl. ähnlich BGH, Urteil 
v. 4.10.1976 (II ZR 204/74) DB 1977, 85–86; Schüller, S. 29; auch diesem Begriff gegenüber – 
zumindest im profitorientierten Kontext – kritisch BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I B 70/10) 
BFH/NV 2011, 301–302. A.A. aber ganz prinzipiell für die „ureigenen und nicht abspaltbaren 
Aufgaben eines Geschäftsführers“: FG Saarland, Urteil v. 2.10.1996 (1 K 85/95) EFG 1997, 38 
(38). Ebenfalls semantisch dogmatischer („nach ständiger Rechtsprechung des erkennenden Se-
nats [sind] Umsatzbeteiligungen für einen Gesellschafter-Geschäftsführer grundsätzlich als vGA 
zu beurteilen“): BFH, Beschluss v. 20.8.1997 (I B 128/96) BFH/NV 1998, 353–354 (353). 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
292 
Formen der Zweckverfolgung lässt sich beispielsweise gut die Anzahl der geförderten Perso-
nen als Messlatte heranziehen.1518 Allerdings müssen dem in Bezug auf die Zweckmäßigkeit 
der Maßnahmen gewisse Einschränkungen auferlegt werden. Es kann nicht im Interesse der 
Zweckverfolgung einer Tafel sein, in einem Einzugsgebiet von 100.000 Einwohnern täglich 
300.000 Mahlzeiten auszugeben. Hier sollte eine an den Satzungszwecken gemessene Ober-
grenze Teil der Vereinbarung sein.1519 Diese Möglichkeiten haben reine Förderkörperschaften 
umgekehrt nicht, die damit argumentative Probleme bekommen dürften, wenn eine bloße 
Steigerung der Fördertätigkeit nicht mit entsprechend gestiegenen Einnahmen einhergeht. 
Es sind selbst Konstellationen denkbar, in denen eine erfolgsbasierte Vergütung den Vorga-
ben insbesondere der Selbstlosigkeit sogar besser entspricht als eine feste Vergütung, weil 
hierdurch das Risiko einer frustrierten und damit den verfolgten Zweck gerade nicht fördern-
den Aufwendung auf den Provisionsempfänger abgewälzt wird, sofern die Bezugsgröße für 
die Vergütung entsprechend gewählt wurde.1520 Bedingung ist hierfür in ganz besonderem 
Maße eine passende Dokumentation der relevanten Bezugsgrößen.1521 
bb. Im Rahmen wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe sollen in der gemeinnützigen Körperschaft ganz vorrangig 
der Mittelbeschaffung dienen. Sie treten hierbei in Wettbewerb mit anderen – nicht steuerbe-
günstigten – Unternehmen, weshalb NPO für diesen Teilbereich partiell ihre steuerlichen Pri-
vilegien abgesprochen bekommen. Das Ziel dieser Tätigkeit ist das Gerieren von Überschüs-
sen, die schließlich der gemeinnützigen Körperschaft zufließen, weswegen alle Argumente, 
die auf der fehlenden Gewinnorientierung basieren, für die wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebe keine Geltung entfalten. Dort können daher folgerichtig – im Rahmen der sonstigen 
Vorgaben der AO, insbesondere der Angemessenheit1522 – prinzipiell gewöhnliche wirt-
schaftliche Maßstäbe angesetzt werden und entsprechende anteilige Überschuss-Tantieme 
bzw. -Provisionen gewährt werden.1523 Dabei müssen die allgemeinen Vorgaben der Recht-
sprechung zur begrenzten Anerkennung variabler Vergütungen im Rahmen verdeckter Ge-
winnausschüttungen beachtet werden. 
                                                             
1518 So auch Gray/Benson, Nonprofit Management and Leadership 13 (2003), 213–227 (215). Je nach 
den Umständen kann dies wertmäßig einen eklatanten Unterschied etwa zur Anzahl der Förderak-
tionen darstellen, wenn wiederkehrende Behandlungen derselben Person – wie etwa im Gesund-
heitssektor – speziell der Ausweis einer mangelhaften Fördertätigkeit sein können. 
1519 Zum damit verbundenen Aspekt der Doppelförderungen siehe Stürner, S. 250 f. Vgl. auch ebd. 
S. 251: „Folgerungen, die sich aus dem Verhältnis der eingesetzten Mittel zu der Zahl der Desti-
natäre oder der Zahl der aktiven Mitglieder ergeben, sind nur unter Einbeziehung weiterer Daten 
und Parameter aussagekräftig“. 
1520 So überzeugend auch Schauhoff, DStR 2002, 1694 (1698). 
1521 Siehe hierzu bereits oben C.V.3.b.aa, S. 285. 
1522 Siehe zur Erstreckung dieser Vorgaben auch auf die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe A.VII.2.c, 
S. 211. 
1523 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.68; Oster, Nonprofit Management and Leadership 8 (1998), 
207–221 (218); überhaupt nur im Rahmen wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe: Grambow, Rn. 310. 
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4. Zusammenfassung 
Damit bestehen – zumindest in rechtlicher Hinsicht – keine grundsätzlichen Bedenken ge-
genüber erfolgsabhängigen Vergütungsformen für Organe gemeinnütziger Körperschaften. 
Lassen sich im Einzelnen passende Parameter der Leistungs- und Erfolgsbeurteilung finden 
sowie praktikabel handhaben, können NPO ihren Organwaltern in angemessenem Rahmen 
variable Vergütungskomponenten gewähren, insbesondere, wenn die individuelle Tätigkeit 
einen messbaren Nutzen für den satzungsmäßigen Zweck entfaltet. Das gilt in besonderem 
Maße für die Beteiligung an Überschüssen aus der Mitteleinwerbung, jedenfalls soweit diese 
messbar aus der Tätigkeit des jeweiligen Organwalters resultieren. 
VI. Abfindung und Angemessenheit 
1. Allgemein 
In der Öffentlichkeit haben Abfindungen generell einen eher schlechten Ruf. Dies liegt einer-
seits an der Diskretion, mit der üblicherweise derlei Abreden getroffen werden, weil sie zeit- 
und kostenaufwendige sowie oftmals mit negativer Außendarstellung verbundene Gerichts-
verfahren mit scheidenden Mitgliedern der Geschäftsführung vermeiden sollen. Dies führt 
dazu, dass Abfindungen überhaupt nur in die Wahrnehmung der leicht erregbaren Öffentlich-
keit geraten, wenn sie ein dergestalt exzessives Maß erreichen, dass sich rückwirkend beim 
– unweigerlichen – Bekanntwerden die Zivil- oder gar Strafgerichte damit auseinandersetzen. 
Es kommt erschwerend hinzu, dass aufgrund der regelmäßig (nur in Teilen notwendiger-
weise) verkürzten Darstellungen in der Presse Abfindungen als eine Zahlung ohne messbare 
Gegenleistung wahrgenommen werden, was sich insbesondere für die ausschließlich gemein-
nützige Mittelverwendung als schädlich erweisen würde. Es wirkt auf den ersten Blick kaum 
mit diesen Vorgaben vereinbar, wenn ein seinen Pflichten entbundener Organwalter weiter-
hin seine Bezüge erhält, ohne einen messbaren Nutzen für den verfolgten Zweck darzustellen. 
Dieser Eindruck erhärtet sich weiter, wenn parallel dazu bereits ein Nachfolger diese Funk-
tion übernimmt und dafür selbstredend eine vergleichbare Vergütung erhält, sodass die Leis-
tungen an das ehemalige Organmitglied keinerlei Bezug mehr zur laufenden Verfolgung des 
privilegierten Zwecks aufweist. 
a. Begriffsdefinition 
Ähnlich wie bereits im Rahmen der „Aufwandsentschädigung“1524, ist auch die Abfindung 
ein schillernder Begriff und rechtlich nicht eindeutig belegt. Vielfach werden allerlei mehr 
oder weniger verwandte Begriffe synonym verwendet und selbst eine explizite Bezeichnung 
als „Abfindung“ ist noch kein verlässliches Zeichen dafür, dass es sich dabei aus rechtlicher 
                                                             
1524 Siehe oben Erster Teil A.II.1.a, S. 17 ff. 
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Sicht wirklich um eine solche handelt.1525 Der Begriff der Abfindung findet sowohl im Zivil-
recht als auch im öffentlichen Recht an unterschiedlichster Stelle Verwendung.1526 Daher ist 
es prinzipiell unumgänglich, die einzelnen sich konkret hinter diesem oder ähnlichen Begrif-
fen verbergenden Leistungen auf ihre rechtliche Gestalt, Wirkung und Beziehung untereinan-
der zu untersuchen und isoliert zu bewerten.1527 Dies kann mitunter faktisch schwerfallen, da 
die Abfindung typischerweise gewollt pauschalen Charakter aufweist und als Pauschalbetrag 
ohne Aufschlüsselung ihrer Bestandteile ausgestaltet wird.1528 
Allgemein lässt sich sagen, dass Abfindungen grundsätzlich einmalige Leistungen sind, 
„durch die ein vermögensrechtlicher Anspruch aus unübersichtlichen und dauernden Rechts-
beziehungen unter Ausschluss weiterer Forderungen endgültig beseitigt wird“.1529 Im Kontext 
von entgeltlicher Tätigkeit lässt sich dies dahingehend konkretisieren, dass Abfindungen 
Geld und/oder Sachleistungen in zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang mit dem Aus-
scheiden einer Person aus dem Verhältnis mit einer Gesellschaft sind. Grundsätzlich können 
diese Leistungen sowohl den Zeitraum der verbleibenden Vertragsdauer, als auch die Zeit 
nach Beendigung betreffen.1530 Wurzel und gleichsam Maßstab dieser finanziellen Kompen-
sation ist der Ausgleich zwischen dem Bestandsinteresse an dem (Dauer-) Schuldverhältnis 
einerseits und dem Auflösungsinteresse andererseits.1531 Hinzu kommt, dass der Abfindung 
aufgrund der damit kompensierten unbedingten Beendigung oftmals unübersichtlich langer 
oder weitreichender Rechtsverhältnisse eine Befriedungsfunktion beigemessen wird.1532 
Begrifflich abzugrenzen sind Abfindungen insbesondere von Anerkennungsprämien (auch 
appreciation awards oder „nachträgliche Sonderzahlungen“), die mitunter im Zusammen-
hang mit dem Ausscheiden von Organmitgliedern vorkommen und in der breiten Öffentlich-
keit oft gleichsam als Abfindung wahrgenommen werden.1533 Hierbei handelt es sich prinzi-
piell weniger um Abfindungen, als vielmehr um rückwirkend begründete Anpassungen der 
                                                             
1525 Vgl. Kreßel, NZA 1997, 1138 (1140); Offerhaus, in: FS Budde, 465–482 (466 f.); Vogt, BB 1975, 
1581 (1581 f.). 
1526 Vgl. nur §§ 305, 327a–c AktG; §§ 843 Abs. 3, 1491, 1501 BGB; § 29 ff. UmwG; §§ 59 f. BauGB. 
Zum Aufkommen und Verständnis des Begriffs der Abfindung in diesen und weiteren Gesetzen 
siehe ausführlich mit weiteren Nachweisen Leßmann, S. 46 ff.; Vogt, BB 1975, 1581 (1581 ff.). 
1527 Leßmann, S. 46 nennt – nicht abschließend – als potentielle Elemente „Zahlungen für enttäuschte 
Gehaltserwartungen, Zahlungen für vorzeitig abgebrochene Bonusprogramme, Pensions- oder 
Übergangsgelder, Aufwandsentschädigungen, ‚Anerkennungsprämien‘, Karenzentschädigungen 
für nachvertraglich vereinbarte Wettbewerbsverbote, aber auch Sachleistungen [...]“; zu den da-
hinter stehenden Funktionen der Abfindung siehe systematisch ders., S. 57 ff. 
1528 Dies wird insbesondere in Hinblick auf die Befriedungsfunktion der Abfindung (s.u.) allgemein 
gebilligt: BVerfG, Beschluss v. 12.5.1976 (1 BvL 31/73) BVerfGE 42, 176–191 (190); Leßmann, 
S. 56 f., 58; Vogt, BB 1975, 1581 (1586). Ganz anders als bei Arbeitnehmern sieht dies jedoch 
zumindest in der Praxis der Abfindung von Organmitgliedern aus, wo insbesondere bei Kapital-
gesellschaften das mannigfaltige Geflecht der Bezügekomponenten eine differenzierte Regelung 
notwendig macht; so empirisch Leßmann, S. 63, 67 ff. 
1529 So wörtlich ders., S. 57; vgl. weiterhin Gieseler, in: KSchR5, § 10 KSchG Rn. 4 f. 
1530 Leßmann, S. 46. 
1531 Begriffe originär bei BAG, Urteil v. 7.5.1987 (2 AZR 271/86) NJW 1988, 159–160 (160); vgl. 
außerdem Hromadka/Maschmann, § 10 Rn. 133 ff.; Leßmann, S. 50, 57 f. 
1532 Ehrich, in: Hdb. aAV5, Teil 1 Rn. 4; Leßmann, S. 51. 
1533 Siehe hierzu insbesondere das Mannesmann-Urteil des BGH, Urteil v. 21.12.2005 (3 StR 470/04) 
BGHSt 50, 331–346 (=NJW 2006, 522) – Mannesmann –; sowie Fleischer, DB 2006, 542 (543 f.); 
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Vergütung selbst, in damit tendenziell variabler Form, die eher im Zusammenhang mit der – 
zumindest dem Grunde nach im Vorhinein vereinbarten – Ermessenstantieme zu sehen sind. 
b. Gesetzliche Abfindungsansprüche 
Weit weniger problematisch wäre es aus Sicht des Gemeinnützigkeitsrechts, wenn der Emp-
fänger auf die Abfindung einen belastbaren – vorzugsweise gesetzlichen – Anspruch hätte. 
Die Erfüllung dieser Verbindlichkeit ist dann regelmäßig auch mit den rigiden Vorgaben der 
AO vereinbar. 
In arbeitsrechtlichen Gesetzen finden sich vereinzelt solche Ansprüche, allen voran im Kün-
digungsschutzgesetz. Nach § 9 Abs. 1 KSchG kann das Arbeitsgericht nach Feststellung, dass 
die verfahrensgegenständliche Kündigung sozial ungerechtfertigt war, auf Antrag einer Partei 
bei Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses selbiges auflösen und den Ar-
beitgeber im Gegenzug zur Zahlung einer angemessenen Abfindung verurteilen.1534 Als Maß-
stab der Angemessenheit legt § 10 Abs. 1 KSchG einen Betrag von bis zu zwölf Monatsver-
diensten fest, in der Regel wird pro Beschäftigungsjahr ein Monatsverdienst zugespro-
chen.1535 
Einen Anspruch auf Abfindung in geringerer Höhe bei betriebsbedingten Kündigungen bietet 
außerdem § 1a KSchG.1536 Auch im Rahmen von Kündigungen, die gegen einen Interessen-
ausgleich über eine Betriebsänderung verstoßen, gibt es in §§ 112, 113 BetrVG einen gesetz-
lichen Anspruch auf Abfindung.1537 
c. Abfindungen von Organmitgliedern 
Für die gegenständlichen Organmitglieder als gesetzliche Vertreter der jeweiligen juristi-
schen Person folgt jedoch die Nicht-Anwendbarkeit dieser arbeitsrechtlichen Ansprüche aus 
ihrer Arbeitgeberstellung, wie sich explizit aus § 14 Abs. 1 Nr. 1 KSchG ergibt.1538 Daher 
                                                             
Hoffmann-Becking, NZG 2006, 127 (127 f.); Koch, in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 6 f.; Kort, NJW 
2005, 333 (334). Auch im Strafprozess gegen Thomas Middelhoff war diese Unterscheidung 
– wenn auch nicht i.R.d. allgemeinen Berichterstattung – erheblich, weil die eigentlichen Abfin-
dungszahlungen als rechtmäßig bewertet wurden: Fleischer/Bauer, ZIP 2015, 1901 (1902 ff.). 
1534 Zu den Einzelheiten siehe Dütz/Thüsing, Rn. 443 ff.; Löwisch/Caspers/Klumpp, Rn. 776 ff. 
1535 Dütz/Thüsing, Rn. 449; Gieseler, in: KSchR5, § 10 KSchG Rn. 6 ff., 19 ff.; Linck, in: Hueck-
KSchG15, § 10 Rn. 17 ff.; Löwisch/Caspers/Klumpp, Rn. 781. 
1536 Die Eigenschaft als gesetzlicher Anspruch ist aufgrund des zumindest rechtsgeschäftsähnlichen 
Zustandekommens umstritten; vgl. dies., Rn. 795 ff. 
1537 Auch hier findet gem. § 113 Abs. 1 Hs. 2 BetrVG der Angemessenheitsmaßstab des § 10 KSchG 
(entsprechende) Anwendung. 
1538 Siehe hierzu genauer J.-H. Bauer, BB 1994, 855 (856 f.); v. Hoyningen-Huene, in: Hueck-
KSchG15, § 14 Rn. 5 ff.; Löwisch/Caspers/Klumpp, Rn. 790 ff.; Pfeiffer, in: KSchR5, § 14 KSchG 
Rn. 3 ff. sowie bereits oben in spezifischem Kontext Erster Teil A.II.3.e.aa(2), S. 72. 
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können Abfindungen für Organmitglieder lediglich vertraglich begründet werden, in erster 
Linie im Rahmen von individuellen Aufhebungsverträgen.1539 
Dabei muss eine gewisse eigenständige Bewertung – speziell der angebrachten Höhe – erfol-
gen, wozu die Regelungen des § 10 KSchG nur begrenzt herangezogen werden können. Ins-
besondere fällt bei Organpersonen ein ansonsten regelmäßig gewichtiger Faktor in der peku-
niären Bemessung einer Abfindung weg. Ein Kündigungsschutz besteht für Organvertreter 
juristischer Personen gem. § 14 KSchG regelmäßig nicht, sodass das damit eigentlich zusam-
menhängende Bestandsinteresse nicht in gleichem Maße unterstellt werden kann.1540 Abge-
sehen von diesen normierten Typisierungen ist jedoch nicht prinzipiell ausgeschlossen, dass 
– insbesondere in der Situation eines unfreiwilligen Ausscheidens eines hauptamtlichen Ge-
schäftsführers oder Vorstands aus einer Gesellschaft – die Interessenlage des (ehemaligen) 
Organmitglieds mit der eines gekündigten Arbeitnehmers vergleichbar ist.1541 
2. Abfindungen und Gemeinnützigkeitsrecht 
Abfindungen können gegen das Selbstlosigkeitsverbot verstoßen, insbesondere gegen § 55 
Abs. 1 Nr. 1–3 AO. Dennoch sind sie für gemeinnützige Körperschaften nicht prinzipiell aus-
geschlossen, wie sich en passant an der oft selbstverständlichen Behandlung in Literatur und 
Rechtsprechung zeigt.1542 Auch wenn sie nicht kategorisch auszuschließen sind, dürfte insbe-
sondere die notwendige Rechtfertigung durch einen Nutzen für den Satzungszweck und damit 
mittelbar – aber nachvollziehbar – für die Allgemeinheit bei Abfindungen oftmals schwerlich 
darzulegen sein.1543 
                                                             
1539 J.-H. Bauer, DB 1992, 1413 (1415 f.); Burmester, in: Hdb. aAV5, Teil 5 Rn. 279 ff.; Leßmann, 
S. 59; Offerhaus, in: FS Budde, 465–482 (466 ff.). Zu den Anforderungen an deren Ausgestaltung 
siehe Burmester, in: Hdb. aAV5, Teil 5 Rn. 128 ff.; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 
Rn. 360 ff.; Hromadka/Maschmann, § 10 Rn. 6 ff.; Löwisch/Caspers/Klumpp, Rn. 661 ff. Auch 
eine Regelung in Gesellschaftsvertrag bzw. Satzung ist prinzipiell möglich. Siehe hierzu Zippel, 
in: FS Brönner, 485–495. 
1540 So auch FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 79; vgl. zum Telos des 
KSchG Hromadka/Maschmann, § 10 Rn. 133 ff. Allerdings hat § 10 KSchG bisweilen auch eine 
– zumindest praktische – Bedeutung als allgemeiner Maßstab für eine angemessene Abfindung; 
selbst im Rahmen von (außergerichtlichen) Aufhebungsvereinbarungen zwischen Arbeitgeber 
und -nehmer wird mitunter darauf rekurriert: Leßmann, S. 56. 
1541 So explizit ders., S. 54, 59 ff.; vgl. auch BGH, Urteil v. 25.11.1996 (II ZR 118/95) NJW-RR 1997, 
348–349 (348): „die Versorgung [ist] aber für ihren Empfänger von lebenswichtiger Bedeutung, 
insbesondere für Mitglieder von Gesellschaftsorganen, die meist nicht ausreichend sozialversi-
chert sind“ (bzgl. der „existentielle[n] Bedeutung einer Versorgungszusage“). 
1542 Siehe beispielsweise die (teilweise) Anerkennung in FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 
K,G,F) juris; ertragsteuerliche Behandlung einer empfangenen Abfindungszahlung nach Auflö-
sung einer gemeinnützigen Stiftung: FG Baden-Württemberg, Urteil v. 17.3.2005 (14 K 225/98) 
EFG 2005, 935–937; vgl. außerdem zur (allerdings zivilrechtlichen) Pflichtwidrigkeit einer „un-
angemessen hohen Abfindung“ bei Stiftungen: Burgard, S. 407; in engen Grenzen möglich: Gram-
bow, Rn. 566. 
1543 Zu einer der wenigen – und auch nur in Teilen eine Abfindung zubilligenden – Entscheidungen 
siehe BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (=BFHE 231, 28); detaillierter 
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Aufgrund des wenig trennscharfen Begriffs der Abfindung bzw. anderer synonym verwende-
ter Ausdrücke ist es – insbesondere in Bezug auf die Notwendigkeit einer präzisen funktio-
nalen Analyse der einzelnen Leistungsbestandteile für die Belange der gemeinnützigkeits-
rechtlichen Prüfung – hilfreich, auf die von der Literatur entwickelte Unterscheidung zwi-
schen ablösenden und zusätzlichen Abfindungen zurückzugreifen.1544 Demnach sind nur sol-
che Abfindungen (oder deren Bestandteile) ablösend, die einen Anspruch wertmäßig abbil-
den, der bei geregeltem Ablauf der Vergütungsvereinbarung sicher entstanden wäre, also ins-
besondere Ansprüche auf feste und variable Vergütung1545 bis zum ordnungsgemäßen Ver-
tragsende – also regelmäßig bis zum Zeitablauf eines befristeten Vertrags oder zur Wirkung 
einer ordentlichen Kündigung1546 – oder Anwartschaften auf eine betriebliche Altersversor-
gung.1547 Alle darüber hinausgehenden Abfindungen sind als zusätzlich zu qualifizieren, na-
mentlich solche, die sich funktional auf primär immaterielle Einbußen wie den Verlust des 
sozialen Besitzstands beziehen, oder persönliche finanzielle Belange über das Vertragsver-
hältnis hinaus betreffen, beispielsweise Übergangs- oder Vorruhestandsgelder.1548 
Dem liegt die Unterscheidung zugrunde, ob damit lediglich Ansprüche abgegolten werden, 
die ohnehin entstanden wären, wogegen – deren gemeinnützigkeitskonforme ursprüngliche 
Ausgestaltung vorausgesetzt – auch vor dem Hintergrund der Vorgaben an die Mittelverwen-
dung keine Bedenken bestehen, oder ob hier Mittel allein zum persönlichen Vorteil des Emp-
fängers aufgewendet werden, was regelmäßig einen Verstoß gegen das Selbstlosigkeitsgebot 
darstellt, weil diese Mittel für die Förderung des privilegierten Zwecks unwiederbringlich 
verloren gehen. Pointiert bedeutet dies folglich, dass alle Abfindungen, die qualitativ wie 
quantitativ (höchstens) ablösenden Charakter haben, prinzipiell mit § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
AO – und seinen weiteren Ausprägungen – vereinbar sind, alle zusätzlichen Abfindungen 
grundsätzlich nicht.1549 
                                                             
die Vorinstanz: FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 75 ff. Dies unter-
scheidet sich im Kern nicht vom Maßstab bei for-profit Gesellschaften, wo insbesondere bei (hier 
vorliegenden) Ermessensentscheidungen eine Ausrichtung am Unternehmensinteresse der Maß-
stab ist: vgl. nur LG Düsseldorf, Urteil v. 22.7.2004 (XIV 5/03) NJW 2004, 3275–3287 (3276 f.); 
Dreher, AG 2002, 214 (216); Leßmann, S. 74. 
1544 Begriffe geprägt von Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 348 ff.; siehe außerdem 
Fleischer/Bauer, ZIP 2015, 1901 (1906); Leßmann, S. 64 f., 71 ff. 
1545 Zu den teils komplizierten Einzelheiten einer diesbezüglichen Berechnung siehe Burmester, in: 
Hdb. aAV5, Teil 5 Rn. 164 ff.; Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 131 ff., 352; Leß-
mann, S. 81 f.; Schüller, S. 28. 
1546 Hier zeigt sich ein Nachteil befristeter Verträge, wenn damit tatsächlich mehrere Jahre in die Zu-
kunft – regelmäßig ohne Gegenleistung – abgefunden werden muss: Leßmann, S. 64. 
1547 Bei letzteren muss allerdings noch einmal zwischen verfallenden und unverfallbaren Pensionsan-
wartschaften differenziert werden: J.-H. Bauer, DB 1992, 1413 (1419); Leßmann, S. 86 f.; siehe 
außerdem § 3 BetrAVG. 
1548 Detaillierte Aufbereitung bei: Leßmann, S. 88 ff. 
1549 Nichts anderes meint das FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 79, wenn 
es von der Schädlichkeit „freiwillig[er]“ Abfindungen spricht. Eine ähnliche Unterscheidung in 
ertragsteuerlichem Kontext nimmt die wohl herrschende Auffassung in Hinsicht auf die Frage vor, 
unter welchen Voraussetzungen Abfindungen i.S.d. §§ 24, 34 EStG begünstigt besteuert werden 
können: vgl. FG Baden-Württemberg, Urteil v. 17.3.2005 (14 K 225/98) EFG 2005, 935–937 
(936 f.); J.-H. Bauer, DB 1992, 1413 (1420); Gieseler, in: KSchR 5, § 10 KSchG Rn. 38 ff.; Of-
ferhaus, in: FS Budde, 465–482 (469 ff.). Zusätzliche Abfindungen sind aber selbst bei for-profit 
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Demnach sind solche Abfindungen prinzipiell unschädlich für die Gemeinnützigkeit, in de-
nen (künftig) vertraglich geschuldete Vergütungen für die Beschäftigungszeiträume bis zur 
wirksamen Auflösung des anspruchsbegründenden Rechtsverhältnisses enthalten sind oder 
solche – nicht über Wert – in anderer Weise abgegolten werden, wie beispielsweise Urlaubs-
ansprüche.1550 Andere – insbesondere gesellschaftsrechtliche – Maßstäbe zur Absicherung 
der Angemessenheit einer Abfindung haben für das insofern strengere Recht der Steuerprivi-
legierungen (§§ 51 ff. AO) regelmäßig keine eigenständige Bedeutung.1551 
Allerdings sind in Ausnahmefällen durchaus Konstellationen denkbar, in denen als zusätzlich 
zu qualifizierende Abfindungen eine Wirkung zeitigen, die der gemeinnützigen Mittelver-
wendung entspricht. Wenn beispielsweise die rechtliche Auseinandersetzung mit einem 
scheidenden Organwalter einen absehbar langwierigen und kostenintensiven Gerichtsprozess 
und dadurch eine derartige Beeinträchtigung der NPO bedingt, dass die sonstigen Tätigkeiten 
und weitere Ressourcen in Mitleidenschaft gezogen werden und eine über die eigentliche 
Streitigkeit hinausgehende Schädigung bewirken, kann es dem verfolgten Zweck – aus der 
maßgeblichen ex-ante-Perspektive – im Einzelfall mehr dienen, dieses Verfahren schnellst-
möglich (gegen entsprechend angemessenen finanziellen Ausgleich) zu beenden. 
Dies deckt sich insofern auch mit dem dreistufigen Ansatz des BGH aus der Mannesmann-
Entscheidung1552 zu nachträglichen Sonderzahlungen. Die – wenn auch in jenem Kontext 
dogmatisch fragwürdige1553 – Anknüpfung an das Unternehmensinteresse dieser nur auf den 
ersten Blick kompensationslosen Zahlung muss als Maßstab nur entsprechend durch das Ge-
meinwohlinteresse in Form des geförderten Zwecks ersetzt werden. Gegen diese nur einge-
schränkte Möglichkeit spricht auch nicht die weitreichende Kritik der ganz überwiegenden 
Literatur an dieser Rechtsprechung.1554 Diese bezieht sich insbesondere darauf, dass die ak-
tienrechtlichen Vorgaben einer rückwirkenden Gewährung solcher Zahlungen nicht im Wege 
stehen und die Rechtsprechung des Strafsenats somit eine unbegründete Rechtsfortbildung 
contra legem sei. 
Das überzeugt in Bezug auf den vor allem zugrundeliegenden Maßstab des § 87 AktG, nicht 
aber in Bezug auf die hier zugrundeliegenden Maßstäbe der AO, allen voran § 55 Abs. 1 AO. 
Sofern sich die Kritik darauf richtet, dass § 87 Abs. 1 AktG (in a.F. noch ohne das Kriterium 
der „Leistung“) einer retrospektiven Vergütungsfestlegung nicht entgegenstehe, gilt dies für 
                                                             
Aktiengesellschaften prinzipiell nicht unumstritten: vgl. die Übersicht über den Meinungsstand bei 
Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 Rn. 358. Ablösende Abfindungen können hingegen 
sogar genuine Vorteile für gemeinnützige Körperschaften bieten, etwa wenn durch die zeitlich 
konzentrierte Ablösung von künftigen Personalkosten ein Verwendungsüberhang – zu diesem ge-
nauer sogleich D.II.3, S. 304 – entsteht. 
1550 So im Ergebnis auch FG Münster, Urteil v. 3.3.2009 (9 K 5195/04 K,G,F) juris, Rz. 77 ff.; insofern 
bestätigt durch BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (=BFHE 231, 28); 
ebenso Grambow, Rn. 566. 
1551 Vgl. zu diesen die Übersicht bei Vogt, BB 1975, 1581 (1584 ff.); außerdem zu § 87 Abs. 1 AktG 
bzw. § 30 f. GmbHG Leßmann, S. 117 ff. bzw. 189 ff. 
1552 BGH, Urteil v. 21.12.2005 (3 StR 470/04) BGHSt 50, 331–346 (=NJW 2006, 522) –  Mannes-
mann  –; dazu kritisch Fleischer, DB 2006, 542 (543). 
1553 Vgl. nur Fleischer, DStR 2005, 1318 (1320); Kort, NJW 2005, 333 (334). 
1554 Siehe nur Fleischer, DB 2006, 542; Hoffmann-Becking, NZG 2006, 127; Koch, in: Hüffer/Koch12, 
§ 87 Rn. 7; Kort, NJW 2005, 333; etwas weniger kritisch aus heutiger Perspektive Fleischer/Bauer, 
ZIP 2015, 1901 (1904 f.). 
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die Vorgabe der Selbstlosigkeit und den dahinterstehenden Grundsätzen der verdeckten Ge-
winnausschüttung umgekehrt nicht. Vergütungen, die erst im Nachhinein bemessen werden, 
halten einem Fremdvergleich auch unabhängig von der Angemessenheit regelmäßig nicht 
stand. Auch der Hinweis auf einen notwendigen Gleichlauf mit Ermessenstantiemen und frei-
willigen Gratifikationen an Angestellte unterer Hierarchieebenen1555 überzeugt im Kontext 
der Gemeinnützigkeit nicht, weil auch bei diesen solche Zahlungen potentiell gegen die 
Selbstlosigkeit verstoßen.1556 Auch die nachträgliche Anpassung einer sich retrospektiv als 
zu gering herausstellenden Vorstandsvergütung ist im Rahmen der AO anders zu bewerten 
als im AktG, wo entsprechende Anpassungen deutlich eher gewollt sind, eine Anpassung 
nach unten sogar in § 87 Abs. 2 AktG ihre gesetzliche Regelung gefunden hat. § 55 Abs. 1 
Nr. 3 verbietet lediglich unverhältnismäßig hohe Vergütungen, die Organwalter haben gerade 
keinen Anspruch auf die Anpassung unverhältnismäßig niedriger Gehälter. Die rechtferti-
gende Anreizwirkung einer entsprechenden rückwirkenden Belohnung für die Tätigkeit künf-
tiger Organmitglieder dürfte außerdem regelmäßig zu diffus sein, als dass aus ihr ein recht-
fertigender Vorteil für die gemeinnützige Zweckverfolgung zu ziehen wäre.1557 Zumindest 
dürften die Voraussetzungen an einen entsprechenden Nachweis denkbar hoch sein. 
Kategorisch problematisch sind Abfindungen demnach vor allem dort, wo aufgrund der je-
weiligen Körperschaftsverfassung eine kurzfristige Entbindung des Organwalters von seinen 
Rechten und Pflichten ohne Weiteres möglich ist, zum Beispiel weil für eine Kündigung ein 
besonderer Grund vorliegt, oder die Notwendigkeit eines solchen zur Beendigung von An- 
und Bestellung von vornherein ausgeschlossen war.1558 Einmal mehr ist hier folglich die ge-
naue Klärung der – vor allem zeitlichen – Reichweite der zivilrechtlichen Ansprüche aus Be- 
oder Anstellung zwingende Voraussetzung für die steuerrechtliche Bewertung. 
Für die Abfindung von Selbstorganwaltern kommt – allerdings ohne weitergehende Rechts-
folgen – hinzu, dass eine Zahlung an diese in inhaltlicher Verbindung mit der Rückleistung 
oder Veräußerung ihrer Kapitalanteile stehen und damit einen Verstoß gegen § 55 Abs. 1 
Nr. 2 AO darstellen kann, nachdem hierfür nur der Nominalwert zurückgewährt werden 
darf.1559
                                                             
1555 Siehe dazu Fleischer, DStR 2005, 1318 (1320); Hoffmann-Becking, NZG 2006, 127 (129); Koch, 
in: Hüffer/Koch12, § 87 Rn. 7. 
1556 Zu den Ermessenstantiemen siehe insofern genauer bereits C.V.3.a, S. 283. 
1557 Zumal die überwiegende Auffassung – aus nachvollziehbaren Gründen – noch nicht mal eine kon-
krete Kenntnis der potentiell hierdurch motivierten Akteure von dieser nachträglichen Belohnung 
fordert: Fleischer, DB 2006, 542 (544); Hoffmann-Becking, NZG 2006, 127 (129). Sofern Flei-
scher (ebd. S. 543) das „höchstrichterliche Junktim von nachträglicher Anerkennungsprämie und 
zukunftsbezogenem Nutzen“ für die Gesellschaft im Kontext der Angemessenheit nach AktG kri-
tisiert, ist dies im Kontext von Ausschließlichkeit und Selbstlosigkeit und dem Nutzen für das 
Gemeinwohl gerade sachgerecht. 
1558 Gleiches gilt auch insoweit, als die (eigentlich fortgesetzten) Ansprüche des Organmitglieds aus 
anderen Gründen – zumindest teilweise – beschränkt werden, etwa im Rahmen des § 615 S. 2 
BGB. 
1559 So ebenfalls bei BFH, Beschluss v. 12.10.2010 (I R 59/09) BStBl II 2012, 226 (228) (=BFHE 231, 
28). Hierbei sei an die dieser Entscheidung entsprungene Rechtsprechung erinnert, die die drako-
nische Sanktion der Nachversteuerung gem. §§ 61 Abs. 3, 63 Abs. 2 AO auch – contra legem (ge-
nauer zur berechtigten Kritik daran oben A.VII.3, S. 213) – auf besonders schwerwiegende Ver-
fehlungen gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1–3 AO erstreckt. 
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D. Zeitnahe Mittelverwendung (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO) 
I. Begründung im Gebot der Gegenwartsnähe 
Die Vorgabe der zeitnahen Mittelverwendung ist Ausprägung des Gebots der Gegenwarts-
nähe, einem ungeschriebenen Grundprinzip der Gemeinnützigkeit.1560 Dieses tritt ergänzend 
zu den Prinzipien der unmittelbaren und ausschließlichen Zweckverfolgung, da gerade letz-
tere in der ihr eigenen Pfadabhängigkeit zwar unausweichlich auf das steuerbegünstigte Ziel 
ausgerichtet ist – und erstere zudem bestimmte Umwege untersagt –, jedoch beim Fehlen 
jedweder zeitlichen Vorgabe die Rechtfertigung der finanziellen Vorteile schwerfällt. Die 
Steuerbegünstigung basiert auf einem (typisiert unterstellten) Vorteil für die Allgemeinheit. 
Fällt dieser – bzw. das hinreichend ernstliche Bemühen um seine Erreichung – einzig und 
allein in die ferne oder gar unbestimmte Zukunft, so ist wenig plausibel, warum eine Entlas-
tung frühzeitig und für einen längeren Zeitraum greifen soll, wenn die dem gegenüberstehen-
den (potentiellen) Vorteile nur für einen kurzen Augenblick ihre Wirkung entfalten.1561 Dies 
gilt umso mehr, wenn man bedenkt, dass mit jeder Verlagerung in die Zukunft die Gefahr 
eines (endgültigen) Ausbleibens einer Förderung der Allgemeinheit wächst. Hinzu kommt, 
dass bereits erfolgte Steuerbegünstigungen rückwirkend nur unter engen Voraussetzungen 
– und in zeitlichen Grenzen – zurückgenommen werden können.1562 Je weiter die geplante 
Zweckverwirklichung in der Zukunft liegt, desto mehr nähert sich außerdem zumindest die 
Unterhaltung einer diesbezüglichen Infrastruktur eines Selbstzwecks an.1563 
                                                             
1560 Droege, S. 192 ff.; P. Fischer, FR 2004, 147 (148); Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (63 ff.); 
ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 4.110 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 28; Thiel, DB 1992, 
1900 (1901). Zum damit zusammenhängenden Begriffsverständnis insbesondere der Worte „zeit-
nah“ und „gegenwartsnah“ siehe Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 23 ff., 83 f., 191; au-
ßerdem P. Fischer, FR 2004, 147 (147). 
1561 BFH, Urteil v. 11.12.1974 (I R 104/73) BStBl II 1975, 458–459 (459) (=BFHE 114, 495); ders., 
Urteil v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 2003, 930–933 (932) (=BFHE 203, 251); P. Fischer, FR 
2004, 147 (147); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 4.110. Semantisch wird diese Form der Ge-
genwartsnähe oftmals auch als zeitlicher Nebenaspekt des „Gerichtetseins“ auf den gemeinnützi-
gen Zweck im Sinne der Ausschließlichkeit verstanden: siehe nur BFH, Urteil v. 11.12.1974 
(I R 104/73) BStBl II 1975, 458–459 (459) (=BFHE 114, 495). Zur ergänzenden Funktion gegen-
über strukturellen Kontrolldefiziten bei der Mittelverwendung gemeinnütziger Körperschaften so-
wie zum Wertungsvergleich mit der zeitlichen Komponente des Spendenabzugs siehe Droege, 
S. 193; Hüttemann, DStJG 26 (2003), 49–75 (63 f.); ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 4.112. 
1562 Nicht zufällig ist deshalb auch die Obergrenze der vertretenen Meinungen zu den Fristen i.R.d. 
§ 63 Abs. 4 S. 1 AO merklich unterhalb der zehnjährigen Nachversteuerungsfrist in § 61 Abs. 3 
S. 2 i.V.m. § 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO angesiedelt. Siehe hierzu oben A.VII.3, S. 213. 
1563 Dies wurde früher und auch heute noch in Teilen fälschlicherweise im Rahmen der Eigenwirt-
schaftlichkeit der Körperschaft als Ausschlussgrund der Selbstlosigkeit angesiedelt. Vgl. BFH, 
Urteil v. 13.9.1989 (I R 19/85) BStBl II 1990, 28–30 (29) (=BFHE 158, 333) sowie oben A.V.2.c, 
S. 199. 
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II. Allgemein 
Das in § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO manifestierte Gebot der zeitnahen Mittelverwendung ist die 
wichtigste Ausprägung des allgemeinen Gebots der Gegenwartsnähe.1564 Die Körperschaft 
muss alle Mittel, die ihr unabhängig von deren Provenienz zufließen, innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums den jeweiligen satzungsmäßigen Zwecken zuwenden. 
1. Betroffene Vermögensteile 
Der zugrundeliegende Begriff der „Mittel“ entspricht grundsätzlich dem i.R.d. § 55 Abs. 1 
Nr. 1 AO festgelegten Verständnis und umfasst damit Einnahmen des ideellen Bereichs in-
klusive der Zweckbetriebe ebenso wie Überschüsse aus der Vermögensverwaltung und (ver-
steuerte) Gewinne der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe.1565 Anders als im Rahmen des § 55 
Abs. 1 Nr. 1–4 AO, wo aufgrund der jeweiligen Schutzfunktion ein breites Verständnis der 
Mittel (bzw. des Vermögens) zugrunde gelegt werden muss, sollen nach Sinn und Zweck der 
zeitnahen Mittelverwendung diese Vermögenswerte jedoch nicht allesamt verausgabt wer-
den, sondern nur solche, die nicht in anderer Form bereits der Zweckverwirklichung dienen. 
Damit steht die Definition der effektiv einer zeitnahen Verwendungspflicht unterliegenden 
Vermögenswerte unter einem gewissen teleologischen Vorbehalt, der nur wirklich liquide 
Mittel umfasst, nicht aber solche, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen als gebun-
den anzusehen sind und damit in schützenswerter Weise (einstweilen) nicht zur Verfügung 
stehen.1566 Zum rechtlich gebundenen Vermögen gehört insbesondere das Ausstattungskapi-
tal einer steuerbegünstigten Körperschaft,1567 hinter den tatsächlichen Gründen verbergen 
                                                             
1564 Allgemein zum Gebot der zeitnahen Mittelverwendung siehe ders., Urteil v. 13.9.1989 (I R 19/85) 
BStBl II 1990, 28–30 (=BFHE 158, 333); P. Fischer, FR 2004, 147 (147 f.); Hüttemann, Wirt-
schaftliche Betätigung, S. 78 ff.; ders., in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 (202 ff.); ders., DStJG 26 
(2003), 49–75 (65 ff.); ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.74 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 
Rn. 28 f.; Rösch u.a., DB 2007, 1434; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 12, § 9 
Rn. 70 ff.; F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1238 f.); Thiel, DB 1992, 1900; Thiel/Eversberg, DB 
2007, 191. Zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit der Kritik an diesem Grundsatz siehe nur 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.76 ff. 
1565 BFH, Urteil v. 23.10.1991 (I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); ders., Urteil 
v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (163) (=BFHE 186, 546); Buchna/Leichin-
ger/Seeger/Brox, S. 125 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.16 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, 
§ 55 Rn. 15; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 70; Thiel, DB 1992, 1900 (1900 f.); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 81. Siehe auch AEAO Nr. 3 f. zu § 55 Abs. 1 
Nr. 1. Zu beachten ist dabei die Beschränkung der Mittel auf reine Vermögenswerte, also Geld 
und Wirtschaftsgüter, nicht aber Nutzungen oder Leistungen: BFH, Urteil v. 23.10.1991 
(I R 19/91) BStBl II 1992, 62–65 (64) (=BFHE 165, 484); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.22. 
1566 BFH, Urteil v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (163 f.) (=BFHE 186, 546); 
Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 29; Thiel, DB 1992, 1900 (1901). 
1567 Bspw. das Grundstockvermögen einer Stiftung oder Stammkapital einer GmbH: ders., DB 1992, 
1900 (1902); F. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, B. Rn. 174. 
Zweiter Teil: Gemeinnützigkeitsrechtliche Vorgaben 
302 
sich typischerweise betriebswirtschaftlich gebotene Entscheidungen, wie etwa die einer lang-
fristigen Mittelbeschaffung dienende Thesaurierung von Gewinnen des wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs.1568 
Zur eigenen Vergegenwärtigung gleichsam wie als Nachweis der Erfüllung der Pflicht zur 
zeitnahen Mittelverwendung gegenüber der Finanzverwaltung sind die Körperschaften ver-
pflichtet, eine Gegenüberstellung von dergestalt eingebundenen, theoretisch in bestimmten 
Zeiträumen zu verwendenden, sowie tatsächlich bereits entsprechend verwendeten Mitteln 
aufzustellen und stets aktuell zu halten: die Mittelverwendungsrechnung.1569 Die sich hieraus 
ergebenden, noch als zeitnah zu verwenden klassifizierten Mittel lassen sich in Abgrenzung 
zum nutzungsgebundenen oder in Rücklagen eingestellten Vermögen solange als sog. Mittel-
vortrag ausweisen, bis sie – innerhalb der zeitlichen Grenzen – verwendet werden.1570 
2. Verwendung 
Die Verwendung als Einsatz dieser Mittel unterscheidet sich – schon semantisch – prinzipiell 
nicht von der allgemeinen Vorgabe in § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO, wird allerdings durch die Zeit-
komponente auch in sachlicher Hinsicht eingeschränkt. Der geforderten Verwendung ent-
spricht es hierbei am anschaulichsten, wenn die Vermögenswerte satzungs- und damit zweck-
konform verbraucht werden. Dieses Verbrauchen muss dabei den allgemeinen Vorgaben der 
Mittelverwendung entsprechen, insbesondere ausschließlich und unmittelbar erfolgen, was 
prinzipiell der Fall ist, wenn die Mittel im ideellen Bereich eingesetzt werden, wozu im wei-
teren Sinne auch die Zweckbetriebe gehören.1571 
a. Nutzungsgebundenes Vermögen 
Eine Ausprägung des weit verstandenen Erfordernisses der Unmittelbarkeit findet sich in § 55 
Abs. 1 Nr. 5 S. 2 AO, nach dem Verwendung auch „die Anschaffung oder Herstellung von 
Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen“ ist.1572 Diese auch als Bil-
dung von „nutzungsgebundenem Vermögen“ bezeichnete Verwendungsart im Wege eines 
Aktivtauschs führt dazu, dass die dergestalt eingebundenen Mittel solange als in Verwendung 
befindlich bewertet werden, bis die konkrete Nutzung entfällt. Ist dies (rein faktisch) der Fall, 
leben die darin enthaltenen Mittel – als quasi innerer Zufluss – wieder auf und unterliegen 
                                                             
1568 Insofern ähneln die Wertungen den Erwägungen i.R.d. ausschließlichen Mittelverwendung. 
1569 Zu den damit einhergehenden Anforderungen siehe AEAO Nr. 28 f. zu § 55 Abs. 1 Nr. 5 sowie 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 165 ff.; Kronawitter, ZKF 2016, 145 (150 ff.); F. Schröder, 
DStR 2005, 1238 (1240 ff.); Stahl, ZögU 2014, 169; Thiel, DB 1992, 1900 (1905 ff.); F. Wallen-
horst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, B. Rn. 141 ff. 
1570 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.19, 5.94 f.; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 
Rn. 77. 
1571 Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 30; zu teils schwierigen Abgrenzungen zwischen Zweckbetrie-
ben und Teilbereichen der Vermögensverwaltung in diesem Kontext siehe Thiel/Eversberg, DB 
2007, 191; sowie dagegen Rösch u.a., DB 2007, 1434. 
1572 Vgl. die konkreten Beispiele bei AEAO Nr. 27 zu § 55 Abs. 1 Nr. 5. 
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erneut einer zeitnahen Verwendungspflicht, woraus sich unter Umständen auch eine Pflicht 
zur Veräußerung ergeben kann.1573 
b. Verwendung im Rahmen der Mittelbeschaffung 
Umstritten ist es hingegen, ob die Mittel auch dafür eingesetzt werden dürfen, die reine Mit-
telbeschaffung etwa in Form wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe zu unterstützen. Ein dauer-
hafter Einsatz von bereits zur zeitnahen Verwendung bestimmten Mitteln im Rahmen der 
reinen Mittelbeschaffung entspricht aufgrund seiner fehlenden direkten Beziehung zur ei-
gentlichen Zweckverfolgung prinzipiell nicht den gesetzlichen Vorgaben.1574 
Weitgehend unbestritten dürfen jedoch auch zeitnah zu verwendende Mittel bis zum Zeit-
punkt ihrer Verwendung – in ihre Eigenschaft als liquide Mittel nicht verändernder Weise – 
rentierlich angelegt werden, um zusätzliche Erträge zu generieren. Möglich ist dies neben der 
Vermögensverwaltung auch in eigenen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, sofern eine ex-
ante-Betrachtung die ungeschmälerte Verfügbarkeit im Rahmen der Verwendungsfrist erwar-
ten lässt.1575 Dies entbindet die Körperschaft indes nicht von der hiervon gänzlich unbeein-
flussten Pflicht zur „richtigen“ zeitnahen Verwendung. 
Dem gegenüber wird jedoch in Teilen – unabhängig von einschlägigen Ausnahmen1576 – an-
erkannt, dass die Thesaurierung von Gewinnen zur längerfristigen Absicherung der erfolgrei-
chen Mittelbeschaffung in Gestalt wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe zulässig ist, sofern dies 
einer kaufmännisch vernünftigen Prognose entspricht, deren Darlegung der Körperschaft ob-
liegt. 1577 Dabei dürfen die Mittel zur besagten Absicherung in Form einer Rücklage allerdings 
nur aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb selbst stammen und nicht etwa aus den der 
steuerfreien Sphäre entspringenden Einnahmen umgelenkt werden.1578 
                                                             
1573 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.87; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 30; Schauhoff, in: 
Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 74, 83 f. Dabei ist zu beachten, dass das Wiederaufleben nur in 
Höhe des Verkehrswerts erfolgen kann. Vgl. auch die korrespondierende Regelung für die Auflö-
sung von Rücklagen gem. § 62 Abs. 2 S. 2 AO. 
1574 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.35; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 14 (Lfg. 144 April 2016). 
Anders wäre es in Abgrenzung hierzu wiederum zu bewerten, wenn Mittel dergestalt eingesetzt 
werden, dass sie nutzungsgebundenes Vermögen darstellen. Beachte überdies die Ausnahme für 
neugegründete Stiftungen in § 62 Abs. 4 sowie (externe) Zuwendungen im ideellen Bereich, die 
speziell zur langfristigen Vermögensvermehrung bestimmt sind, gem. § 62 Abs. 3 AO; genauer 
dazu unten D.III.4, S. 310. 
1575 Herbert, BB 1991, 178 (186); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.21; Koenig, in: Koenig-AO3, 
§ 55 Rn. 16; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 82; speziell zu wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben: Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 144; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.21, 6.35; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 115. 
1576 Siehe dazu genauer sogleich D.III, S. 305 ff. 
1577 Dabei ist die dogmatische Anknüpfung jedoch umstritten. Teilweise wurde bei solchen Vorgängen 
bereits die Qualität als Mittel verneint: Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 81 f. Die nach-
folgend dargestellte vorherrschende Auffassung in Rspr. und Literatur geht mittlerweile davon 
aus, dass insofern eher das Erfordernis der (zeitnahen) Verwendungspflicht einzuschränken ist. 
1578 BFH, Urteil v. 13.11.1996 (I R 152/93) BStBl II 1998, 711–715 (713 f.) (=BFHE 181, 396); ders., 
Urteil v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (163 f.) (=BFHE 186, 546); ders., Be-
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3. Zeitnah i.S.v. S. 3 
Satz 3 konkretisiert den Zeitraum, innerhalb dessen eine Verwendung noch als zeitnah ein-
zustufen ist. Dieser beträgt mittlerweile zwei Jahre nach Abschluss des Zuflussjahres, mithin 
eine individuell unterschiedliche Spanne zwischen zwei und drei Jahren.1579 Die Eigenheiten 
des Zufluss- und Abflussprinzips (§ 11 EStG) sind in der Bestimmung des Zuflusszeitpunkts 
bei dieser Berechnung erheblich, der Zeitpunkt des tatsächlichen Abflusses demgegenüber 
jedenfalls zuungunsten der Körperschaft regelmäßig nicht.1580 Bei einer überobligatorischen 
Erfüllung der zeitnahen Mittelverwendung kann sich nach herrschender Auffassung ein sog. 
Verwendungsüberhang entsprechend auf den nächsten Verwendungszeitraum auswirken.1581 
Bei bilanzierenden Körperschaften besteht nach mittlerweile herrschender Auffassung die 
Möglichkeit, statt dem insofern lediglich einen „gemeinnützigkeitsrechtlich gebotenen Min-
deststandard“ darstellenden Zuflussprinzip nach bilanziellen Grundsätzen zu verfahren.1582 
Dies bringt unter anderem den Vorteil mit sich, dass – mit entsprechend erfüllender Auswir-
kung auf die zeitnahe Verwendung – auch weitergehende Rücklagen sowie Rückstellungen 
                                                             
schluss v. 1.7.2009 (I R 6/08) BFH/NV 2009, 1837–1838 (1837 f.); Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 181; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.18, 6.53; Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 
Rn. 29; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 170 (Lfg. 236 Januar 2016); Schauhoff, 
in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 88; Thiel, DB 1992, 1900 (1901 f.); R. Wallenhorst, in: 
Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 144b f.; vgl. außerdem AEAO Nr. 3 ff. und Nr. 27 zu § 55 
Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 5. Angelehnt ist diese Voraussetzung an den Maßstab des § 14 Abs. 1 Nr. 4 
KStG. Zu vergleichbaren Reinvestitionen im Bereich der Vermögensverwaltung siehe 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 179; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.90, 6.43 ff.; Schau-
hoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 88 f.; Thiel, DB 1992, 1900 (1906); weniger kritisch 
(zumindest für den Verlustausgleich) wohl R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. 
Rn. 99 ff. Solche endgültigen Vermögenszuwächse sollen – zuvorderst aus Gründen der Miss-
brauchsvermeidung – extern gründenden Zuflüssen vorbehalten sein: Hüttemann, Gemeinnützig-
keit, Rn. 6.45; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 85a ff.; vgl. außerdem die 
Regelungen zu Mittelzuführungen in § 62 Abs. 3 AO (genauer unten D.III.4., S. 310). 
1579 Dies ist erst im Rahmen des ESG um ein Jahr verlängert worden: vgl. – auch zu Übergangsrege-
lungen – AEAO Nr. 28, 30 zu § 55 Abs. 1 Nr. 5 sowie Hüttemann, DB 2014, 442 (443 f.); Koenig, 
in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 31; Seer, in: Tipke/Kruse, § 55 Rn. 25 (Lfg. 144 April 2016). 
1580 „Mittelverwendung ist nicht gleichbedeutend mit Mittelabfluß, sondern meint jede zulässige Dis-
position.“: Thiel, DB 1992, 1900 (1901); siehe außerdem Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.24; 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 73; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, 
C. Rn. 83 ff.; kritischer wohl Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 168 f.; Musil, in: Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, § 55 Rn. 238 (Lfg. 236 Januar 2016). Dies ergibt sich nicht zuletzt auch 
dadurch, dass in Fällen der Begründung einer (Außen-) Verpflichtung – wenn nicht ohnehin bi-
lanziert wird und folglich die Verbindlichkeit bereits als solche passiviert werden kann – auch 
regelmäßig eine Rücklage gem. § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO gebildet werden kann: Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 5.25 (Fn. 3). A.A. aber Hofmeister, DStJG 26 (2003), 159–176 (169 f.) (sowie in 
der ebd. nachfolgenden Diskussion S. 236 f.). 
1581 Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 169; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.96; Schauhoff, in: 
Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 77; Thiel, DB 1992, 1900 (1902). 
1582 Zitat bei Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.25; siehe außerdem Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 165; M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (216 f.); F. Wallenhorst, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, B. Rn. 143. 
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nach allgemeinen Grundsätzen gebildet, oder Verbindlichkeiten direkt ausgewiesen werden 
können, ohne sich des Hilfsgriffs in § 62 Abs. 1 AO bedienen zu müssen.1583 
III. Ausnahmen 
1. Übersicht 
Der Grundsatz der zeitnahen Mittelverwendung hat nicht den Sinn, die Körperschaft dazu 
anzuhalten die vereinnahmten Mittel – einer tickenden Zeitbombe gleich – schnellstmöglich 
und aktionistisch weiterzureichen, oder anderenfalls ihrer Gemeinnützigkeit verlustig zu wer-
den.1584 Auch mittel- und längerfristiges Wirtschaften soll möglich sein, aber immer eine be-
gründungsbedürftige Ausnahme bleiben, wie sich bereits aus der eher unüblichen Verwen-
dung des Begriffs „grundsätzlich [zeitnah]“ im Gesetzestext des § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 1 AO 
ergibt, der die Ausnahmen bereits als systemimmanent impliziert. Begründungshilfen finden 
sich dabei vornehmlich in spezifischen Ausnahmetatbeständen der AO selbst. Neben ein-
schlägigen steuerlich unschädlichen Betätigungen im Sinne des insgesamt für die Mittelver-
wendung geltenden § 58 AO, sind dies insbesondere die Festlegungen zur Rücklagen- und 
Vermögensbildung in § 62 AO.1585 
In einer Vorstufe werden aber bereits solche Mittel von der Verwendungspflicht ausgenom-
men, die aus anderen Gründen ohnehin dem satzungsmäßigen Zweck dienen oder anderweitig 
als – rechtlich schützenswert – nicht liquide einzustufen sind.1586 
2. Steuerlich unschädliche Betätigungen (§ 58 AO) 
Auch wenn die Mehrzahl der in § 58 AO – selbst in der neuen Fassung eher unsystematisch 
– akkumulierten Ausnahmetatbestände ihren Regelungsgehalt darauf beschränkt, bestimmte 
Mittelverwendungen, die prinzipiell der Vorgabe des § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 AO nicht ent-
sprechen würden, dennoch aus teleologischen Erwägungen als unschädliche Betätigungen zu 
kategorisieren, so weisen sie vereinzelt einen eigenständigen Bezug zur zeitnahen Mittelver-
wendung gem. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO auf. 
                                                             
1583 Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.25, 5.85. Zur (i.E. abzulehnenden) Auswirkung einer pau-
schalierten Gewinnermittlung gem. § 64 Abs. 5 und 6 AO auf die Ermittlung der zeitnah zu ver-
wendenden Mittel siehe ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.101 ff. 
1584 Ähnlich auch Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 29; Musil, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 55 
Rn. 238 (Lfg. 236 Januar 2016). 
1585 Siehe überblicksartig Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 175 ff.; Herbert, BB 1991, 178 (187 ff.); 
Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 62 Rn. 5 f. (Lfg. 235 Oktober 2015). 
1586 Beispiele hierfür wurden bereits soeben im Rahmen der Begriffsbestimmungen gegeben. Plaka-
tiverweise wäre hier nur nutzungsgebundenes Vermögen gem. § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 2 AO oder das 
Stamm- bzw. Grundkapital der Kapitalgesellschaften in Erinnerung zu rufen. 
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Die innerhalb eines Veranlagungszeitraumes zugeflossenen Mittel, die nach den soeben dar-
gestellten Maßstäben einer Pflicht zur zeitnahen Verwendung unterliegen, haben insbeson-
dere Bedeutung im Rahmen des § 58 Nr. 3 AO.1587 Diese Norm ermöglicht die Weitergabe 
von Mitteln an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft oder juristische Person des öffent-
lichen Rechts zu deren Vermögensausstattung. Dabei wird zunächst eine sich nach dem § 58 
Nr. 1 oder 2 AO richtende Ausnahme vom Gebot der Unmittelbarkeit gemacht, indem die – 
hier notwendigerweise zumindest partiell deckungsgleichen1588 – steuerbegünstigten Zwecke 
nicht nur nicht in eigener Person gefördert werden, sondern – in Abgrenzung zu § 58 Nr. 1 
und Nr. 2 AO1589 – auch durch die empfangende Körperschaft nicht direkt, sondern erst mit-
telbar durch die aus dieser finanziellen Ausstattung erwachsenden Erträge. Dies darf auch 
durch zeitnah zu verwendende Mittel der Geberkörperschaft erfolgen, allerdings bei Mitteln, 
die im ideellen Tätigkeitsbereich zugeflossen sind, lediglich in Höhe von 15 %. 
Wenn man die Rücklagen gem. § 62 Abs. 1 AO trotz ihres Ausnahmecharakters als Eigenart 
der zeitnahen Mittelverwendung betrachtet, weist auch § 58 Nr. 10 AO einen Bezug hierzu 
auf, indem eine derartige Verwendung bereits ohne vorherige Rücklage nach § 62 Abs. 1 
Nr. 4 – sozusagen unterjährig – ermöglicht wird und darüber hinaus nach Satz 2 die Möglich-
keiten der Zuführung von Mitteln in eine freie Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO entspre-
chend mindert.1590 
3. Bildung von Rücklagen (§ 62 Abs. 1 und 2 AO) 
a. Übersicht 
Die Rücklage ist ein „Instrument der periodenübergreifenden Finanzierung“1591, bzw. spezi-
fisch im gemeinnützigkeitsrechtlichen Kontext eine „vorübergehende Vermögensansamm-
lung für gegenwartsnah angestrebte zweckerfüllende Tätigkeiten“1592. Im Regelungsbereich 
der Mittelverwendung gibt es in § 62 Abs. 1 AO eine Ansammlung spezifisch gemeinnützig-
keitsrechtlicher Rücklagenregelungen.1593 
                                                             
1587 Diese Norm wurde erst im Rahmen des ESG in das Gesetz aufgenommen und stellt eine (maß-
volle) Lockerung des jahrelang gültigen sog. Endowment-Verbots dar. Siehe hierzu spezieller Hüt-
temann, DB 2013, 774 (774 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 58 Rn. 5 (Lfg. 144 April 2016). 
1588 Siehe hierzu AEAO Nr. 3 zu § 58 Nr. 3 sowie Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.172; Seer, in: 
Tipke/Kruse, § 58 Rn. 6 (Lfg. 144 April 2016). 
1589 Zur Erstreckung des § 55 Abs. 1 Nr. 5 auch auf diese Arten der Mittelverwendung siehe nur Hüt-
temann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.170. 
1590 Rechtstechnisch läuft dies aufgrund des Charakters des § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO als Rücklage für eine 
zukünftige Verwendung i.S.d. § 58 Nr. 10 auch mit deren Verhältnis (Hs. 2 bzw. S. 2) zu den 
freien Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO gleich. Siehe („Wechselwirkung“) Gersch, in: Klein-
AO13, § 58 Rn. 19; Hüttemann, DB 2014, 442 (445); Seer, in: Tipke/Kruse, § 58 Rn. 19 f. 
(Lfg. 144 April 2016) sowie zu letzterem unten. 
1591 P. Fischer, FR 2004, 147 (148). 
1592 Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 92. 
1593 Allgemein dazu (teils in Bezug auf § 58 AO a.F.) siehe BFH, Urteil v. 13.9.1989 (I R 19/85) 
BStBl II 1990, 28–30 (29 f.) (=BFHE 158, 333); ders., Urteil v. 23.7.2003 (I R 29/02) BStBl II 
2003, 930–933 (932) (=BFHE 203, 251); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 247 ff.; Gersch, in: 
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Werden zeitnah zu verwendende Mittel einer derartigen Rücklage zugeführt, so gelten sie – 
vorbehaltlich der spezifischen Anforderungen an die jeweilige Rücklage – in dieser Höhe als 
verwendet.1594 Bestätigung findet dies im Umkehrschluss aus § 62 Abs. 2 S. 1 AO, der fest-
legt, dass eine Rücklage innerhalb der Frist der zeitnahen Mittelverwendung zu erfolgen 
hat.1595 Dessen Kehrseite wiederum ist die Pflicht zur Auflösung aller Rücklagen mit Aus-
nahme der freien, sobald deren Inhalt nicht mehr einer derartigen Zweckverwirklichung ent-
spricht, wie im Anschluss S. 2 klarstellt.1596 
Ohne größere Relevanz für die Vergütung von Organen sind die Rücklagen nach § 62 Abs. 1 
Nr. 2 und Nr. 4, die sich mit der Wiederbeschaffung von Bestandteilen des nutzungsgebun-
denen Vermögens bzw. dem Erwerb von Gesellschaftsrechten im Rahmen einer Kapitalerhö-
hung befassen. Anders sieht dies für die Projektrücklage nach Nr. 1 und die freie Rücklage 
nach Nr. 3 aus.1597 
                                                             
Klein-AO13, § 62 Rn. 1 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.104 ff.; W. Jost, DB 1986, 1593; 
Kronawitter, ZKF 2016, 145 (148 ff.); Ley, BB 1999, 626; Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 1 f. 
(Lfg. 144 April 2016); Thermann, BB 1986, 2166; zu den funktionalen Unterschieden zu handels-
rechtlichen Rücklagen nach §§ 270, 272 HGB siehe Kronawitter, ZKF 2016, 145 (148); 
F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1238); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 134. 
1594 Dies bedeutet jedoch im Umkehrschluss nicht, dass es in Tätigkeitsbereichen außerhalb der ideel-
len Sphäre – also Vermögensverwaltung und wirtschaftliche Geschäftsbetriebe – nicht auch an-
derweitige Rücklagen geben kann, die einer Steuervergünstigung nicht im Wege stehen. Aller-
dings betreffen diese in ihrer Funktionsweise weniger die zeitnahe Mittelverwendung als vielmehr 
die vorgelagerte Ebene der Ermittlung dort entstandener Überschüsse, also der Mittelerzielung. 
Ihre rechtliche Grundlage findet sich weniger im Gesetz als viel mehr in – teilweise in den AEAO 
implementiertem – Gewohnheitsrecht der Rechtsprechung und Finanzverwaltung. Siehe hierzu 
AEAO Nr. 3 und Nr. 27 zu § 55 Abs. 1 (Nr. 1 bzw. Nr. 5) und AEAO Nr. 1 zu § 62 sowie BFH, 
Urteil v. 15.7.1998 (I R 156/94) BStBl II 2002, 162–164 (164) (=BFHE 186, 546); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 251 f.; Gersch, in: Klein-AO13, § 62 Rn. 2; Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 5.132 ff.; ders., DB 2014, 442 (446); Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 Rn. 4; 
Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 1 f., 12 f. (Lfg. 144 April 2016); R. Wallenhorst, in: Wallen-
horst/Halaczinsky7, C. Rn. 144b f. 
1595 Zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung sowie den damit einhergehenden Dokumentationspflichten 
etwa im Rahmen der Mittelverwendungsrechnung siehe genauer: AEAO Nr. 14 zu § 62 Abs. 2 
sowie Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.105 ff.; Kronawitter, ZKF 2016, 145 (150 ff.); Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 2 (Lfg. 144 April 2016). 
1596 Hierfür gelten wieder die allgemeinen Vorgaben, sodass auch die Bildung einer neuen Rücklage 
entsprechend möglich ist: AEAO Nr. 14 zu § 62 Abs. 2 sowie Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 5.109; ders., DB 2014, 442 (447); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 137. 
1597 Zumindest die letztgenannten Rücklagen stehen zueinander nicht in einem Verhältnis der Alterna-
tivität, sondern können nebeneinander gebildet werden: AEAO Nr. 5 zu § 62 Abs. 1 Nr. 1 sowie 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.125; ebenso schon zu den Vorgängernormen in § 58 a.F. W. 
Jost, DB 1986, 1593 (1595). Anderes gilt jedoch hiernach für eine Rücklage nach Nr. 4, die auf 
Nr. 3 auch periodenübergreifend Anrechnung findet: AEAO Nr. 13 zu § 62 Abs. 1 Nr. 4. Eine 
Subsidiarität der Nr. 1 gegenüber den anderen Ausprägungen sieht – weitgehend unbegründet – 
Gersch, in: Klein-AO13, § 62 Rn. 3. Vgl. überdies auch § 58 Nr. 10 AO. 
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b. (Zweck-) Gebundene Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 AO) 
Die Bildung einer Rücklage gem. Nr. 1 ist der Körperschaft nach dem Wortlaut möglich, 
„soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten, satzungsgemäßen Zwecke nachhal-
tig zu erfüllen“. Daraus ergibt sich, dass diese für solche (zukünftigen) Tätigkeiten möglich 
ist, die der rechtmäßigen (Mittel-) Verwendung i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 AO entspre-
chen.1598 
Als Ausnahme vom Grundsatz der zeitnahen Mittelverwendung bedarf diese Regelung einer 
sachlichen Rechtfertigung, welche sich darin begründet findet, dass manche – im wörtlichen 
Sinne zweckmäßigen – Tätigkeiten einer Vorfinanzierung bedürfen, die zeitlich weiter rei-
chen muss als die gewöhnliche Verwendungsfrist erlaubt. Damit wird die Mittelansammlung 
zwar zeitlich ausgeweitet, allerdings nicht unbegrenzt, sondern immer an eine konkrete Maß-
nahme als Ausprägung der Zweckverwirklichung sowie deren begründeten zeitlichen Hori-
zont angebunden.1599 
Neben dieser typischen Spielart als Projektrücklage mit unmittelbarem Zweckverfolgungs-
bezug ist im Rahmen der Norm auch die Bildung einer sog. Betriebsmittelrücklage als weni-
ger unmittelbare Ausprägung nach allgemeiner Auffassung möglich.1600 Diese dient der 
gleichbleibenden Liquidität zur Bedienung periodischer Verwaltungsaufwendungen, falls 
schwankende Einnahmen diese Zahlungen ansonsten unnötig erschwerten. 
                                                             
1598 Gleichsam ergibt sich daraus, dass eine Bildung solcher Rücklagen in Vermögensverwaltung und 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nicht möglich ist, da diese allein der Mittelerzielung dienen 
und – anders als ein Zweckbetrieb – kein (unmittelbares) Element der Zweckerfüllung darstellen: 
Gersch, in: Klein-AO13, § 62 Rn. 5; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.133 f.; Thermann, BB 
1986, 2166 (2166 f.). 
1599 Maßstab hierfür ist in sachlicher, quantitativer sowie zeitlicher Hinsicht die Erforderlichkeit nach 
„objektiven Kriterien des konkreten Falls“: BFH, Urteil v. 13.9.1989 (I R 19/85) BStBl II 1990, 
28–30 (30) (=BFHE 158, 333); außerdem P. Fischer, FR 2004, 147 (148); Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 5.112; Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 Rn. 6; Thermann, BB 1986, 2166 (2166); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 138 ff., der treffend von „Maßnahmerückla-
gen“ spricht, um diese Verknüpfung hervorzuheben. Genauer zum zeitlichen Horizont siehe 
AEAO Nr. 2 und Nr. 4 zu § 62 Abs. 1 (Nr. 1) sowie Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.113: 
„Ein Zeitraum von bis zu zehn Jahren wird im Einzelfall unter Berücksichtigung der Art des Vor-
habens noch angemessen sein“; vergleichbar P. Fischer, FR 2004, 147 (148); Ley, BB 1999, 626 
(630); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 90; strenger Rundvfg. der OFD Frankfurt 
a.M. vom 17.2.2014 (S 0181 A-2-St 53), juris (II. Tz. 2.1): „Grundsätzlich sollte ein Zeitraum von 
6 Jahren nicht überschritten werden“; sowie darauf bezugnehmend Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 248. 
1600 Beachte insbesondere den Wortlaut des AEAO Nr. 4 zu § 62 Abs. 1 Nr. 1 sowie zu den konkreten 
Anforderungen Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.117; Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 Rn. 8; 
F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1239); Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 4 (Lfg. 144 April 2016); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 144e. Teilweise wird die Betriebsmittel-
rücklage auch als sonstige ungeschriebene Rücklage außerhalb der Nr. 1 gesehen, was an der 
Handhabe aber nichts ändert: Leisner-Egensperger, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 62 Rn. 6 
(Lfg. 235 Oktober 2015). Herbert, BB 1991, 178 (187) stuft diese als „Betriebsmittelreserve“ noch 
nicht einmal technisch als Rücklage ein. 
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c. Freie Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) 
Auch für die sog. freie Rücklage gelten bei der Auflösung prinzipiell die Regeln der gemein-
nützigen Mittelverwendung. Allerdings steht es der Körperschaft – namensgebend – frei, die 
daraus zurückfließenden Mittel zeitnah zweckgebunden zu verwenden, oder stattdessen dem 
Vermögen dergestalt zuzuführen, dass dieses dauerhaft gemehrt wird.1601 
Unterschiede ergeben sich innerhalb der Voraussetzung zur Bildung einer freien Rücklage je 
nachdem, aus welcher Quelle die hierdurch einzubindenden Mittel stammen.1602 Überschüsse 
aus der Vermögensverwaltung (Alt. 1) können bis zu einem Drittel einer solchen Rücklage 
zugeführt werden. Damit wird insbesondere eine intrinsische Mehrung des Vermögens der 
Körperschaft bzw. jedenfalls eine reale Kapitalerhaltung auch in Zeiten hoher Inflation er-
möglicht, was speziell den stiftungsrechtlichen Anforderungen Rechnung trägt.1603 Die sons-
tigen zeitnah zu verwendenden Mittel (Alt. 2) – also selbst solche, die der ideellen Sphäre 
entstammen – können darüber hinaus ebenfalls in Teilen einer freien Rücklage zugeführt 
werden, allerdings nur in Höhe von 10 %.1604 
Verstärkt wird der Effekt des Ausgleichs von Schwankungen in der Finanzierung durch die 
in § 62 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 AO enthaltene Möglichkeit, bei aufgrund anderweitiger Verwendung 
ungenutzt gebliebenen Rücklagekapazitäten, diese in den darauffolgenden zwei Jahren nut-
zen zu können.1605 
                                                             
1601 Siehe AEAO Nr. 11 zu § 62 Abs. 1 Nr. 3 sowie Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.107, 5.119, 
5.126; W. Jost, DB 1986, 1593 (1595); Schad/Eversberg, DB 1986, 2149 (2152); F. Schröder, 
DStR 2005, 1238 (1239 f.); Thiel, DB 1992, 1900 (1902). 
1602 Siehe zu den historischen Gründen dieser Differenzierung die Unterschiede in den Ertragsstruktu-
ren insbesondere gemeinnütziger Stiftungen gegenüber Kapitalgesellschaften mit großen Zweck-
betrieben: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.121, 5.127; W. Jost, DB 1986, 1593 (1593 f.); 
Thermann, BB 1986, 2166 (2167 f.) jeweils m.w.N. 
1603 Zu Einzelheiten der Berechnung dieser Überschüsse, insbesondere in Bezug auf die Berücksichti-
gung von Ausgaben siehe AEAO Nr. 9 zu § 62 Abs. 1 Nr. 3 sowie Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 253 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.122 ff.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 
Rn. 12; zum früheren Begriff der „Unkosten“: Schad/Eversberg, DB 1986, 2149 (2150 ff.); 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 145d; zu den stiftungsrechtlichen Hinter-
gründen Hüttemann, in: Dt. Stiftungswesen, 191–213 (211 f.); W. Jost, DB 1986, 1593 (1596). 
1604 Die Einzelheiten deren Bemessung sind umstritten. Vgl. dazu genauer Buchna/Leichinger/See-
ger/Brox, S. 255 f.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.128 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 
Rn. 13; F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1239 f.); Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 8 (Lfg. 144 April 
2016); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. Rn. 145e ff. sowie unerwartet differen-
ziert und im Einzelnen großzügig AEAO Nr. 10 zu § 62 Abs. 1 Nr. 3. 
1605 Siehe dazu auch AEAO Nr. 11 zu § 62 Abs. 1 Nr. 3. Dies erstreckt sich indes nicht auf in diesen 
Jahren entstandene Verluste bzw. Unterdeckungen, sodass diese nicht mit den Einkünften der 
Folgejahre verrechnet werden müssen: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.123; Koenig, in: Ko-
enig-AO3, § 62 Rn. 14; insofern a.A. Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 7, 9 (Lfg. 144 April 2016); 
in beiderlei Hinsicht (entsprechend AEAO Nr. 15 zu § 58 a.F.) noch anderer Ansicht: F. Schröder, 
DStR 2005, 1238 (1240). Darüber hinaus ist jedoch zu beachten, dass die Höhe der zulässigen 
freien Rücklage entsprechend gemindert wird, wenn eine Mittelverwendung zur Erhaltung einer 
prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften gem. § 58 Nr. 10 AO erfolgt (s.o.). 
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4. Vermögensbildung (insbesondere § 62 Abs. 3 und 4 AO) 
Auch wenn Rücklagen in Teilen ebenfalls der Vermögensbildung dienen können, existieren 
spezielle Vorschriften, deren ausschließlicher Regelungsgehalt die Vermögensbildung ist. 
Sinn und Zweck einer solchen Regelung ist die Unterstützung nachhaltigen Wirtschaftens, 
indem als teleologische Einschränkung der zeitnahen Mittelverwendung die Admassierung 
von Vermögen in Grenzen ermöglicht wird, um mit gesteigertem Vermögensvolumen mittel-
fristig eine effektivere Zweckverfolgung zu erreichen. Dies erfolgt in erster Linie durch ge-
steigerte Erträge aus der Verwaltung des angewachsenen Ausstattungskapitals.1606 
§ 62 Abs. 3 beinhaltet Regelungen, die es (externen) Zuwendenden ermöglichen, Mittel di-
rekt dem Vermögen der Körperschaft zuzuführen. Bei Zuwendungen von Todes wegen 
spricht insofern sogar eine gesetzliche Vermutung (Nr. 1) dafür, ansonsten bedarf es einer 
entsprechenden ausdrücklichen Erklärung des Zuwendenden (Nr. 2) oder einer – dann zu-
mindest konkludenten – Reaktion auf einen entsprechenden Aufruf der Körperschaft 
(Nr. 3).1607 § 62 Abs. 4 ermöglicht es ausschließlich Stiftungen, in den ersten vier Kalender-
jahren ihres Bestehens sämtliche Erträge außerhalb der rein ideellen Sphäre – in diesem Fall 
also auch solche aus Zweckbetrieben – zum Vermögensaufbau zu verwenden.1608 Daneben 
werden prinzipiell unbestrittenermaßen auch Umschichtungsgewinne ohne weiteres als Sur-
rogate des Ausstattungsvermögens ebendiesem hinzugerechnet.1609 
IV. Vergütung im Lichte zeitnaher Mittelverwendung 
1. Allgemein 
Ein Einsatz zur (anspruchskonformen) Entlohnung von Organwaltern ist ein Verbrauch der 
Mittel für die satzungsmäßigen Zwecke.1610 Die dem inhärente Mittelbarkeit der Verwendung 
für Personal, das die eigentliche ideelle Tätigkeit sodann erst ausführt oder gar selber nur 
administriert, ist von der teleologisch modifiziert zu verstehenden Reichweite der Unmittel-
barkeit (§ 57 AO) i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 AO gedeckt.1611 
                                                             
1606 Zur Rolle der Inflation in Bezug auf die Notwendigkeit einer solchen Lockerung: Hüttemann, Ge-
meinnützigkeit, Rn. 5.7 f. Abs. 3 wird dabei nach der Herkunft der Mittel als Maßnahme der Au-
ßen-, Abs. 4 wird – wie schon die Rücklagen in Abs. 1 Nr. 3 und 4 – als solche der Innenfinanzie-
rung betrachtet: ders., Gemeinnützigkeit, Rn. 5.8 f. 
1607 Einzelheiten bei Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 261 f.; Gersch, in: Klein-AO13, § 62 
Rn. 14 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.146 ff.; Seer, in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 16 f. 
(Lfg. 144 April 2016). 
1608 Einzelheiten bei Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 262 f.; Gersch, in: Klein-AO13, § 62 Rn. 19; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.154 f.; Koenig, in: Koenig-AO3, § 62 Rn. 18. 
1609 Siehe hierzu AEAO Nr. 29 zu § 55 Abs. 1 Nr. 5 sowie Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 179; 
Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.141, 5.156 ff.; F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1239); Seer, 
in: Tipke/Kruse, § 62 Rn. 19 (Lfg. 144 April 2016); Thiel, DB 1992, 1900 (1903); a.A. aber 
Koenig, in: Koenig-AO3, § 55 Rn. 16. 
1610 So explizit Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 164; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.4, 5.74; 
F. Schröder, DStR 2005, 1238 (1238 f.). 
1611 Siehe hierzu genauer oben A.IV.2, S. 195 sowie zu den Verwaltungskosten B.I.3.c, S. 222. 
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Aufgrund der für den Zeithorizont von Vergütungsangelegenheiten grundsätzlich – im Ge-
gensatz zu größeren Förderprojekten – recht großzügigen Frist von bis zu drei Jahren stehen 
den Körperschaften für die Finanzierung der Organvergütung theoretisch relativ weitrei-
chende Spielräume offen. Es besteht insbesondere kein zwingend notwendiger Zusammen-
hang zwischen der Tätigkeit der Organe und den zeitlich koinzidierenden Zuflüssen. Die Ver-
gütungsforderungen können ohne Weiteres auch mit Mitteln erfüllt werden, die schon vor 
mehreren Monaten bis Jahren zugeflossen sind. Die mitunter hohen Fixkosten für das Perso-
nal bieten insofern unter Umständen sogar die Gelegenheit, noch ungenutzte Mittel kurz vor 
Fristende gesetzeskonform für diese Zwecke zu verwenden.1612 Jedoch kann im Einzelnen 
aufgrund einer unsteten Finanzierungsstruktur der Körperschaft – beispielsweise bei schwan-
kenden Zuflüssen primär (einzel-) spendenfinanzierter Organisationen – oder aufgrund der 
längerfristigen Orientierung bestimmter Vergütungs- oder Versorgungsleistungen das Be-
dürfnis bestehen, entsprechende Ansprüche der Organmitglieder nicht fortwährend ad hoc 
aus den aktuell vorhandenen liquiden Mitteln zu bedienen, sondern längerfristig zu planen. 
Dabei ergibt sich das Problem, wann darin eine fristwahrende Verwendung zu erblicken ist. 
2. Feste Vergütung 
Wenig problematisch stellt sich insofern eine feste Vergütung dar, da der Anspruch auf eben-
diese üblicherweise monatlich entsteht und zeitnah erfüllt wird. So entstehen jeden Monat 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber den Organen, die prompt mit entsprechenden Zuflüssen 
bedient werden können, wodurch für diese Mittel die zeitnahe Verwendung keinerlei Prob-
leme aufweist. Aber auch für zeitlich weniger intensiv eingebundene Organe wie Aufsichts- 
oder Verwaltungsräte erfolgt die Auszahlung der hiermit verbundenen Entlohnung regelmä-
ßig zumindest jährlich und folglich im Rahmen der nunmehr die denkbare Untergrenze dar-
stellenden Zweijahresfrist.1613 
Selbst bei (absehbaren) finanziellen Engpässen stehen in Form der Betriebsmittelrücklage als 
Unterfall des § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO, in Situationen kurzfristiger Überbrückungen auch in Ge-
stalt von Verwendungsüberhängen aus überobligatorischen Mittelverwendungen in vorher-
                                                             
1612 Auch wenn dieses aufgrund der gesetzlichen Regelung in § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 3 AO immer kon-
zentriert am Jahresende liegt. 
1613 Hinzu kommt, dass gem. § 11 Abs. 2 S. 2 (i.V.m. Abs. 1 S. 2) EStG Zahlungen, die innerhalb von 
zehn Tagen nach Jahresbeginn für wiederkehrende Leistungen erfolgen, noch als im abgelaufenen 
Jahr abgeflossen gelten, sodass der Zeitraum der zeitnahen Verwendung jedenfalls für Vergü-
tungsleistungen noch ein wenig weiter ausgedehnt wird, sofern man überhaupt auf den Abfluss 
abstellen möchte. Vgl. BFH, Urteil v. 9.5.1974 (VI R 161/72) BStBl II 1974, 547 (=BFHE 112, 
373); ders., Urteil v. 11.11.2014 (VIII R 34/12) BStBl II 2015, 285 (=BFHE 247, 432); Glenk, in: 
Blümich139, § 11 EStG Rn. 89 ff. (Lfg. 132 Mai 2016). Dies gilt prinzipiell auch für sonstige Be-
züge, beispielsweise Tantieme oder Zukunftssicherungsleistungen: Glenk, in: Blümich139, § 11 
EStG Rn. 69 ff. (Lfg. 132 Mai 2016) m.w.N. Rein faktisch sind solche jahresanfänglichen Zahlun-
gen auch in Anbetracht des typischerweise vermehrten Spendenaufkommens und des ebenfalls 
koinzidierenden Fristablaufs des § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 3 AO zum Jahresende nicht unpassend. 
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gehenden Verwendungszeiträumen, sowie erst recht durch die freie Rücklage nach Nr. 3 pro-
bate Hilfsmittel gleichsam zur zeitgerechten Bedienung von Organvergütungsansprüchen wie 
zur damit erfolgenden fristgerechten zeitnahen Mittelverwendung zur Verfügung.1614 
3. Variable Vergütungsbestandteile 
Für variable Vergütungen stellt sich demgegenüber jedoch die Frage nach dem zugrundelie-
genden Betrachtungszeitraum, der als Maßstab für die konkrete Höhe fungiert. Hier kann sich 
das Problem ergeben, dass größere Zuflüsse als Bemessungsgrundlage für entsprechend hö-
here Vergütungsansprüche dienen, die in einem Zeitpunkt erfüllt werden müssten, an dem 
keine entsprechenden Mittel mehr zur Verfügung stehen. Beträgt dieser Zeitraum ein Jahr, 
dürfte die zeitnahe Mittelverwendung – unabhängig vom Zeitpunkt der konkret rechtlichen 
Begründung dieses Anspruchs – regelmäßig gegeben sein. Jedenfalls seit der Ausdehnung 
der Verwendungsfrist auf zwei Jahre nach Ende des Zuflussjahres dürfte genügend Zeit zur 
Verfügung stehen, entsprechende Mittel sogar aus dem betrachteten Zeitraum selbst entstam-
menden Zuflüssen vorzuhalten und sodann zur Bedienung variabler Vergütungsansprüche 
zeitnah im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 3 AO heranzuziehen. 
Ferner dürfte praktisch oft nur geringer Bedarf bestehen, diese erst später in ihrer konkreten 
Höhe zu beziffernde Forderung überhaupt mit Mitteln aus ihrem Entstehungsjahr zu bedie-
nen, da hierzu – in Anbetracht ihres rechtmäßigerweise nur kleinen Umfangs im Gesamtge-
füge der Vergütungsbestandteile1615 – zu einem späteren Zeitpunkt regelmäßig weitere frisch 
zugeflossene Mittel in ausreichender Höhe zur Verfügung stehen dürften. Selbst bei mehr-
jährigen Bemessungszeiträumen ergeben sich insofern keine weitergehenden Probleme. Al-
lein wenn die variable Vergütung sich tatsächlich unvermittelt prozentual aus bestimmten 
Zuflüssen ergibt, kann es entscheidend werden, ob diese entsprechend lange vorgehalten wer-
den dürfen, bis die konkrete Bezifferung erfolgen kann.1616 
Hinzu kommt, dass die in der Wirtschaft zuletzt vermehrt zu beobachtenden Mechanismen1617 
zur Eindämmung kurzfristigen Gewinnstrebens durch Betrachtung langjähriger Zeiträume im 
Dritten Sektor seltener weil weniger notwendig sein dürften, da ebensolches Gewinnstreben 
bereits aus grundsätzlicheren Vorgaben eingedämmt ist. Hierzu zählt auch die Vorhaltung 
einer berechneten Summe auf einem erst nach Ablauf einer die Beobachtung der weiteren 
wirtschaftlichen Entwicklung bezweckenden Kontrollfrist zugänglichen Konto – was sich im 
gemeinnützigen Kontext kaum als Verwendung, höchstens als Betriebsmittelrücklage gem. 
§ 62 Abs. 1 Nr. 1 AO qualifizieren ließe. 
                                                             
1614 Siehe nur AEAO Nr. 4 zu § 62 Abs. 1 Nr. 1, der explizit von „Rücklagen für periodisch wieder-
kehrende Ausgaben (Löhne, Gehälter, Mieten)“ spricht, sofern die Rücklage (aufgrund der Finan-
zierungsstruktur) notwendig ist und auf eine angemessene Zeit beschränkt bleibt; genauer zu dies-
bezüglichen Voraussetzungen und Grenzen Kronawitter, ZKF 2016, 145 (149). 
1615 Siehe hierzu genauer bereits C.V, S. 277 ff. 
1616 Zu den diesbezüglichen Möglichkeiten siehe insbesondere § 62 Abs. 1 AO sowie schon im Rah-
men der Angemessenheit: C.V, S. 277 ff. 
1617 Siehe nur Evers/Näser/Grätz, Rn. 88, sowie wörtlich Fonk, in: Semler/v. Schenck-ARHdb.4, § 10 
Rn. 138 ff.: „Zu den modernen Erkenntnissen gehört, dass variable Vergütungskomponenten auch 
solche mit langfristiger Anreizwirkung und Risikocharakter haben müssen.“ 
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4. Problem der sphärenübergreifenden Organtätigkeit 
Problematisch kann insofern jedoch die Vergütung einer Organperson sein, die ihren Dienst 
teils im ideellen Tätigkeitsbereich der Körperschaft – inklusive der Zweckbetriebe – und teils 
in der Vermögensverwaltung und/oder im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb verrichtet.1618 
Die damit gemischt veranlasste Entlohnung kann mit der Vorgabe kollidieren, zeitnah zu ver-
wendende Mittel ausschließlich in der unmittelbaren Zweckverfolgung einzusetzen. Zudem 
kann diese Aufteilung Bedeutung für die Betriebsausgaben und damit die Steuerlast des (ein-
heitlichen) wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs haben und für die Frage der Verwaltungskos-
ten relevant sein.1619 
Es kommt hierbei abermals entscheidend auf die Ausprägungen des konkreten Einzelfalls an. 
In Gänze unerheblich ist bereits nach den Grundzügen der gemischten Veranlassung eine 
Tätigkeit in einer zweiten Sphäre, die in Zeitanteilen weit überwiegend hinter der schwer-
punktmäßigen Beschäftigung zurücktritt. Dies ist etwa der Fall, wenn die ergänzenden Akti-
vitäten sich auf – im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs – vereinzelte Veran-
staltungen im Jahr bei ansonsten vollzeitiger Tätigkeit im ideellen Tätigkeitsbereich be-
schränken.1620 Gleiches gilt, wenn das Personal im Kern für den ideellen Bereich angestellt 
wurde und nur im Wege der Ausnutzung ansonsten ungenutzt verfallender (Arbeits-) Kapa-
zitäten im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb aushilft.1621 
                                                             
1618 Dies gilt umso mehr, als die Grenzen zwischen den Sphären mitunter – gerade im Tätigkeitsfeld 
des Fundraising – für die Involvierten unmerklich verlaufen, etwa weil die Begründung wirtschaft-
licher Geschäftsbetriebe keiner wahrnehmbaren Verselbständigung bedarf. Zu denken wäre u.a. 
an die entgeltliche Personalüberlassung i.S.d. § 58 Nr. 4 AO, wobei – aus Sicht der Organperson 
– die (u.U. gleiche) ideelle Tätigkeit für eine andere Körperschaft aus Sicht der entsendenden Kör-
perschaft rechtlich als Tätigkeit im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb anzusehen sein kann. 
1619 Allgemein zu gemischt veranlassten Aufwendungen in gemeinnützigen Körperschaften: BFH, Ur-
teil v. 27.3.1991 (I R 31/89) BStBl II 1992, 103–105 (=BFHE 164, 508); ders., Urteil v. 15.1.2015 
(I R 48/13) BStBl II 2015, 713–716 (=BFHE 248, 535); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 7.50 ff.; Lang/Seer, FR 1994, 521; (zu Integrated Social Enterprises) Momberger, S. 181 f.; 
Schmidt/Engelsing, NWB 2015, 2783 (2784 ff.); unter dem Begriff der „Mischkosten“ behandelnd 
Stürner, S. 325 f.; Thiel, DB 1993, 1208; Walz, in: NPLY 2001, 197–221 (211 ff.) sowie AEAO 
Nr. 5 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 f. zu § 64 Abs. 1. 
1620 Dies gilt nach überwiegender Auffassung als Grundsatz im Rahmen der Veranlassungsprüfung 
selbst für gänzlich satzungsfremde Betätigungsfelder. Vgl. allgemein BMF-Schreiben v. 6.7.2010 
(IV C 3–S 2227/07/10003:002), BStBl I 2010, 614 (Rz. 8 ff.); dies aus der Theorie der wesentli-
chen Bedingung begründend Lang/Seer, FR 1994, 521 (523 f.); Schmidt/Engelsing, NWB 2015, 
2783 (2785); speziell zur Frage der Unschädlichkeit für eine Zweckbetriebseigenschaft: BFH, Ur-
teil v. 18.1.1995 (V R 139–142/92) BStBl II 1995, 446–449 (448 f.) (=BFHE 177, 147); Hütte-
mann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.183; Momberger, S. 182; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Ha-
laczinsky7, G. Rn. 41. Quantitativ wird diese erhebliche Unterordnung in der Regel bis zu einem 
Umfang von 10 % angenommen: siehe ebd. A.A. aber FG Köln, Urteil v. 18.4.2012 (13 K 
1075/08) EFG 2012, 1693–1696 (1695); Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 84; 
R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, G. Rn. 41 für Fälle eindeutiger Abgrenzbarkeit, ins-
besondere bei unterscheidbaren Tätigkeiten (obige BFH-Entscheidung betraf Fälle einzelner un-
privilegierter Empfänger einer an sich gleichartigen Leistung, namentlich die Unterbringung Er-
wachsener in einer Jugendherberge). 
1621 Hierzu – allerdings im Kontext der Unerheblichkeit von Verlusten im wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb für die Gemeinnützigkeit – explizit AEAO Nr. 5 zu § 55 Abs. 1 Nr. 1. Diese geht hierbei 
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a. Vergleich mit Verwaltungskosten 
Im Rahmen der (individuellen) Bezifferung einer mit der Selbstlosigkeit konformen Verwal-
tungskostenquote1622 stellt die Vergütung der (Haupt-) Geschäftsführung nach überwiegender 
Ansicht grundsätzlich einen Posten der allgemeinen Verwaltungskosten dar, solange sich 
nicht Zeitanteile eindeutig spezifischen Maßnahmen der unmittelbaren Zweckverfolgung zu-
ordnen lassen.1623 Ob hierbei eine Tätigkeit in anderen Bereichen in Kauf genommen wird, 
dies also als Vermeidung von Opportunitätskosten angesehen wird, oder ob sich diese ver-
einfachend pauschale Wertung auch auf andere Bereiche – konkret also die Wirkung im Kon-
text der zeitnahen Mittelverwendung – übertragen lässt, ist unklar.1624 
Es stellt sich demnach die Frage, ob die Aufwendungen für die Organvergütung insgesamt 
als zwar mittelbarer, aber der zeitnahen Verwendung entsprechender Mitteleinsatz anzusehen 
sind, oder ob diese gemäß den – sofern vorhanden – nachvollziehbaren zeitlichen Anteilen 
für die jeweiligen Sphären lediglich partiell – nämlich in Höhe der Tätigkeit in ideeller 
Sphäre und Zweckbetrieben – diese Pflicht erfüllen. Schließlich könnte insofern sogar ein 
Wahlrecht der anstellenden Körperschaft bestehen, dies einheitlich oder differenziert berück-
sichtigen zu lassen. Gegen die Zweckmäßigkeit einer entsprechenden Heranziehung dieser 
Vermutung spricht bereits, dass die Differenzierung zwischen Verwaltungskosten und Pro-
jekttätigkeit eine Abgrenzung darstellt, die im Rahmen des § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO an sich 
keine Rolle spielt, weil sowohl Verwaltungskosten, als auch konkrete Förderprojekte prinzi-
piell eine dieser Vorgabe entsprechende Mittelverwendung darstellen. 
b. Vergleich mit Betriebsausgaben im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
Überraschend ergiebig sind in diesem Zusammenhang die Ausführungen der Finanzverwal-
tung sowie die allgemeine Diskussion zur Anerkennung von Teilen der gemischt veranlassten 
                                                             
von der Möglichkeit einer Aufteilung der Personalkosten nach Zeitanteilen aus, ohne sich jedoch 
damit auseinanderzusetzen, ob dies auch eine zwangsläufig parallele Bewertung im Bereich der 
zeitnahen Mittelverwendung mit sich bringt. Zum Einsatz von ansonsten brachliegenden Perso-
nalkapazitäten in wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben und korrespondierenden Skaleneffekten 
siehe Walz, in: NPLY 2001, 197–221 (212). 
1622 Siehe hierzu ausführlich B.I.3.c, S. 222 f. 
1623 So explizit AEAO Nr. 21 zu § 55 Abs. 1. Vgl. außerdem Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, 
S. 128 f.; Geserich, DStR 2001, 604 (605); IDW RS HFA 21 (IDW, FN-IDW 2010, 201 [204] Tz. 
55); M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 (213); im Kontext der Abgrenzung der Kosten zur Spen-
denwerbung: BFH, Beschluss v. 23.9.1998 (I B 82/98) BStBl II 2000, 320–325 (324) 
(=BFHE 186, 433). Der Begriff „Allgemeine Verwaltungskosten“ dürfte an § 275 Abs. 3 Nr. 5 
HGB – dort in Abgrenzung zu Herstellungs- und Vertriebskosten – angelehnt sein: M. Orth, S&S 
(Rote Seiten) 5/1999, 1 (7 f.); vgl. IDW RS HFA 21 (IDW, FN-IDW 2010, 201 (204) Tz. 15). 
1624 Teile der Literatur weiten diese Bewertung jedenfalls auf die (Nicht-) Berücksichtigung bei der 
Berechnung der Überschüsse aus der Vermögensverwaltung i.R.d. § 62 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 Alt. 1 
AO aus: Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.124; Schad/Eversberg, DB 1986, 2149 (2151). 
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Kosten als Betriebsausgaben im Rahmen der Ermittlung von Überschüssen in wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben.1625 Dort heißt es: „[D]ie Personal- und Sachkosten für die allge-
meine Verwaltung können grundsätzlich im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb abgezogen 
werden, soweit sie bei einer Aufteilung nach objektiven Maßstäben teilweise darauf entfal-
len“.1626 Sofern die Personalkosten dergestalt als Betriebsausgaben geltend gemacht werden, 
ergibt sich nach Sinn und Zweck der Vorgabe der zeitnahen Mittelverwendung folgerichtig 
ein Gleichlauf dahingehend, dass die derart verorteten Mittel dann nicht als dieser Vorgabe 
gemäß (zeitnah) verwendet angesehen werden können, weil der Unterhalt eines wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs kein steuerbegünstigter Zweck sein kann. Dabei indiziert die Formu-
lierung „können“ – zumal dies der Wettbewerbsgleichheit zuträglich ist1627 – ein Wahlrecht 
der Körperschaft, auch bei feststehender gemischter Veranlassung keine Betriebsausgaben 
geltend zu machen, was konsequenterweise dazu führt, dass die diesbezüglichen Personal-
kosten als zweckbezogen verwendet i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO anzusehen sind.1628 
c. Zwischenergebnis 
In der Gesamtschau fällt auf, dass die Regelungen der Finanzverwaltung von einer grundsätz-
lichen Abstraktheit der Personalkosten ausgehen, Differenzierungen aber dort eröffnet sind, 
wo dies den Körperschaften zum Vorteil gereichen kann. Ein Abzug als Betriebsausgabe 
schmälert die steuerpflichtigen Gewinne eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, sodass der 
Körperschaft mehr Zuflüsse zur Zweckverfolgung verbleiben, während eine (anteilige) Zu-
ordnung zu konkreten Förderprojekten die ansonsten potentiell gemeinnützigkeitsschädliche 
Quote der Verwaltungskosten senkt. 
Damit steht es den Körperschaften prinzipiell offen, die Ausgaben für die Geschäftsführung 
als allgemeine Verwaltungskosten insgesamt dem steuerbefreiten Bereich zuzuschlagen, mit 
der Folge, dass diese in voller Höhe als zeitnah verwendet angesehen werden.1629 Entscheidet 
                                                             
1625 AEAO Nr. 5 f. zu § 64 Abs. 1; vgl. auch BFH, Urteil v. 17.12.1997 (I R 58/97) BStBl II 1998, 
357–359 (358 f.) (=BFHE 185, 220); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.50 ff.; Lang/Seer, FR 
1994, 521; Schmidt/Engelsing, NWB 2015, 2783; Thiel, DB 1993, 1208; Walz, in: NPLY 2001, 
197–221 (211 ff.). 
1626 So jetzt wörtlich AEAO Nr. 6 (S. 6) zu § 64 Abs. 1. Dies entspricht der neueren Rechtsprechung: 
BFH, Urteil v. 15.1.2015 (I R 48/13) BStBl II 2015, 713–716 (715 f.) (=BFHE 248, 535); restrik-
tiver (sog. „Aufteilungsverbot“) noch ders., Urteil v. 27.3.1991 (I R 31/89) BStBl II 1992, 103–
105 (104 f.) (=BFHE 164, 508); dazu kritisch bereits Lang/Seer, FR 1994, 521 (526 ff.); Thiel, DB 
1993, 1208 (1209 ff.). BFH, Urteil v. 17. 12. 1997 (I R 58/97) BStBl II 1998, 357–359 (358) 
(=BFHE 185, 220) betraf nur den umgekehrten Fall, dass ideell motivierte Teile von Personalauf-
wendungen keine Betriebsausgaben des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sein können; dazu 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 116. Aus der Literatur so schon länger: Bott, in: 
Hdb Gemeinnützigkeit3, § 8 Rn. 270 ff.; Droege, S. 231; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, 
Rn. 7.50 ff.; Lang/Seer, FR 1994, 521 (526 ff.); Momberger, S. 182; zusätzlich auch für eine ent-
sprechende Berücksichtigung etwaiger Anteile im Dienste der Vermögensverwaltung Mecking, 
in: Vergütungsstudie 2014, 17–48 (38). 
1627 Zu diesem Aspekt siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 7.53; Walz, in: NPLY 2001, 197–221 
(211 f.). 
1628 Für ein Aufteilungsgebot aber aus Gründen der objektiven Leistungsfähigkeit Lang/Seer, FR 1994, 
521 (523 f., 530 f.); ähnlich wohl Geserich, DStR 2001, 604 (605). 
1629 So auch Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.74. 
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sich die Körperschaft hingegen, eine sphärenbezogene Differenzierung nach objektiven An-
teilen vorzunehmen, muss sie die entsprechenden Konsequenzen ebenso in beide Richtungen 
abbilden, was bei der Verwaltungskostenquote für die zeitnahe Mittelverwendung prinzipiell 
keinen Unterschied macht, bei den Betriebsausgaben im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
insofern aber schon. 
Bei einer (teilweisen) Tätigkeit im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb liegt bei einer differen-
zierten Betrachtung sodann schlimmstenfalls (noch) keine zeitnahe Verwendung, allerdings 
bei betriebswirtschaftlich nachvollziehbarem Personalaufwand zur Mittelbeschaffung auch 
keine Mittelfehlverwendung vor.1630 Dies hat zur Folge, dass in dieser Höhe Mittel noch nicht 
den Vorgaben entsprechend verwendet wurden und dies innerhalb der gegebenen Frist noch 
erfolgen muss. 
d. Sonderproblem: Gemischte Veranlassung bei Ausgliederung 
Ein weiteres Problem kann sich bei der Ausgliederung1631 wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
auf rechtlich selbständige Gesellschaften ergeben, wenn eine – unter Umständen bereits zuvor 
bestehende – personelle Verknüpfung fortbesteht, also beispielsweise ein Vorstandsmitglied 
auch die Geschäftsführerposition in einer ausgegliederten GmbH übernimmt, obwohl er sein 
Gehalt in Gänze von der beteiligten (Mutter-) Körperschaft bezieht.1632 
aa. Zuordnung der Beteiligung zu einer Sphäre 
Je nach den konkreten Umständen werden das Halten von Beteiligungen und die damit ver-
bundenen Zuflüsse bei der beteiligten Körperschaft unterschiedlichen Sphären zugeordnet, 
sodass für die hier gegenständliche Frage relevant ist, wann darin überhaupt ein wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb zu erblicken ist. 
(1) Vermögensverwaltung 
Jedenfalls das Halten einer Kapitalgesellschaftsbeteiligung wird von der herrschenden Mei-
nung grundsätzlich der Vermögensverwaltung zugeordnet, sodass Dividenden, sonstige Aus-
schüttungen oder Veräußerungsgewinne für gemeinnützige Körperschaften grundsätzlich 
                                                             
1630 Es ließe sich auch banaler fragen, ob eine Aufwendung für die Vergütung von in die Mittelbe-
schaffung eingebundenen Organpersonen überhaupt eine Frage der Mittelverwendung darstellen 
kann. Sofern diese aus zumindest kostendeckenden Entgelten des einheitlichen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs bestritten werden, ist dies nicht der (unzureichend zweckmäßige) Verbrauch von 
zeitnah zu verwendenden Mitteln, sondern es handelt sich um deren Erzielung vorgeschaltete Aus-
gaben, welche die sodann zufließenden – zeitnah zu verwendenden – Mittel notwendigerweise erst 
bedingen. 
1631 Zur rechtlichen Ausgestaltung der Ausgliederung siehe nur Rothemann, S. 39 ff. 
1632 Zur Frage, inwiefern Vergütungsleistungen von anderen Konzerngesellschaften im Rahmen der 
Angemessenheit auf die individuelle Gesamtvergütung eines Organmitglieds angerechnet werden 
müssen siehe Semler, in: FS Budde, 599–614 (607 ff.) m.w.N. 
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steuerfrei sind.1633 Das gilt hiernach nicht nur für geringwertige Beteiligungen, sondern selbst 
dann, wenn es sich um eine hundertprozentige Tochter der steuerbefreiten Körperschaft han-
delt, unabhängig davon, ob diese selbst gegründet oder erworben wurde, sowie unabhängig 
von dem eigenen steuerlichen Status dieser Körperschaft.1634 
(2) Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
Die Frage, wann die bloße Vermögensverwaltung überschritten wird und damit ein wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegt, wird verbreitet – wertungsmäßig – an der Abgrenzung 
zwischen den Einkunftsarten Vermietung und Verpachtung bzw. Kapitalvermögen einerseits 
(§§ 20 f. EStG) und andererseits solchen aus Gewerbebetrieb (§§ 15 ff. EStG) orientiert be-
antwortet.1635 Näher an der teleologischen Stoßrichtung der partiellen Steuerpflicht, nämlich 
einer wettbewerbsneutralen Besteuerung, orientiert sich demgegenüber eine neuere Auffas-
sung aus dem Schrifttum, die eine im Raum stehende steuerliche Begünstigung typisierend 
immer an möglichen negativen Auswirkungen für kommerzielle Wettbewerber misst.1636 Ei-
nen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb nimmt die überwiegende Auffassung demgegenüber 
an, wenn die Körperschaft einen planvollen oder zumindest faktisch entscheidenden Einfluss 
auf die Geschäftsführung ausübt oder in Fällen einer Betriebsaufspaltung.1637 
                                                             
1633 BFH, Urteil v. 30.6.1971 (I R 57/70) BStBl II 1971, 753–754 (754) (=BFHE 103, 56); ders., Urteil 
v. 25.8.2010 (I R 97/09) BFH/NV 2011, 312–315 (313 f.); Augsten, ZStV 2012, 21 (21); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 286 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.130; Knoop, 
DStR 2006, 1263 (1263); Seer, in: Tipke/Kruse, § 64 Rn. 8 (Lfg. 144 April 2016); Theuffel-Wer-
hahn, ZStV 2017, 1 (4 f.); vgl. auch AEAO Nr. 3 (Satz 4) zu § 64. 
1634 A.A. (Mehrheitsbeteiligung ausschlaggebend) aber Arnold, DStR 2005, 581 (583). 
1635 Siehe etwa BFH, Urteil v. 26.2.1992 (I R 149/90) BStBl II 1992, 693–695 (694) (=BFHE 167, 
147): „[D]er Bereich der Vermögensverwaltung [wird] überschritten, wenn nach dem Gesamtbild 
der Verhältnisse und unter Berücksichtigung der Verkehrsauffassung die Ausnutzung substantiel-
ler Vermögenswerte durch Umschichtung gegenüber der Nutzung von vorhandenem Vermögen 
i.S. einer Fruchtziehung aus den zu erhaltenden Substanzwerten in den Vordergrund tritt.“ Vgl. 
auch überblicksartig Momberger, S. 182 f.; Rothemann, S. 80 ff.; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 7 Rn. 61; R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, F. Rn. 29 ff. jeweils m.w.N. 
1636 Diese sind insbesondere dann zu befürchten, wenn eine Weitergabe der Steuervorteile an die Ab-
nehmer am Markt naheliegt: Hüttemann, Wirtschaftliche Betätigung, S. 148 ff.; ders., Gemeinnüt-
zigkeit, Rn. 6.119 ff.; Momberger, S. 182 ff. 
1637 BFH, Urteil v. 30.6.1971 (I R 57/70) BStBl II 1971, 753–754 (754) (=BFHE 103, 56); ders., Urteil 
v. 25.8.2010 (I R 97/09) BFH/NV 2011, 312–315 (314 f.). Vgl. auch Augsten, ZStV 2012, 21 
(22 f.); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 288 ff.; Gotthardt, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 21 
Rn. 42; Knoop, DStR 2006, 1263 (1263); Momberger, S. 184 f.; Schießl, DStZ 2007, 494 (499 ff.); 
Theuffel-Werhahn, ZStV 2017, 1 (5 ff.); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, F. 
Rn. 46 ff.; siehe ebenso AEAO Nr. 3 (Satz 5) zu § 64. Eine Rückausnahme gilt aber bei einer rein 
vermögensverwaltenden oder selbst für sich genommen gemeinnützigen Kapitalgesellschaft: 
AEAO Nr. 3 (Satz 6) zu § 64 sowie Augsten, ZStV 2012, 21 (23); Gotthardt, in: Hdb Gemeinnüt-
zigkeit3, § 21 Rn. 45; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.130; sehr differenziert Knoop, DStR 
2006, 1263 (1263 f.). 
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Wann genau ein solcher Einfluss anzunehmen ist, wird in den Einzelheiten unterschiedlich 
bewertet.1638 Von der überwiegenden Auffassung wird der entscheidende Einfluss als Typus-
begriff mit unterschiedlichen – weitgehend kasuistischen – Anhaltspunkten behandelt, so 
dass ein starkes (wenn auch richtigerweise widerlegbares) Indiz für das Vorliegen eines wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs beispielsweise dann vorliegt, wenn ein „aktives Eingrei-
fen“1639 aus der Position einer Personenidentität zwischen den Geschäftsführungsebenen er-
folgt oder etwa eine Organschaft besteht.1640 
Die Grundsätze der Betriebsaufspaltung gelten nach allgemeiner Auffassung ebenfalls für 
steuerbegünstigte Körperschaften.1641 Damit entsteht auch für eigentlich der Vermögensver-
waltung zuzurechnende Beteiligungen bei entsprechender personeller und sachlicher Ver-
flechtung – also nicht notwendigerweise Personenidentität1642 – für die Besitzkörperschaft 
unter dieser Voraussetzung ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb mit der Beteiligung als not-
wendigem Betriebsvermögen.1643 
(3) Zwischenergebnis 
Bei Vorliegen der dargestellten Voraussetzungen wird die Beteiligung folglich als wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb – oder unter weiteren Voraussetzungen wie ein Zweckbetrieb1644 – 
behandelt. Damit liegt zumindest für die Ausgliederung eines wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs in eine Kapitalgesellschaft ein Fall vor, in dem es zu rechtssubjektsübergreifender ge-
mischter Veranlassung von Personalkosten kommen kann. 
                                                             
1638 Prinzipiell unzweifelhaft ist dies jedoch gegeben, wenn es sich um die (mitunternehmerische) Be-
teiligung an einer (gewerblich geprägten) Personengesellschaft handelt: vgl. BFH, Urteil 
v. 27.7.1988 (I R 113/84) BStBl II 1989, 134–135 (134) (=BFHE 146, 500); ders., Urteil v. 
27.3.2001 (I R 87/99) BStBl II 2001, 449–451 (450) (=BFHE 195, 239); Augsten, ZStV 2012, 21 
(23 f.); anders aber bei verkappter Vermögensverwaltung gem. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG: BFH, Ur-
teil vom 18.2.2016 (V R 60/13) BStBl II 2017, 251 (=BFHE 253, 228); ders., Urteil v. 25.5.2011 
(I R 60/10) BStBl II 2011, 858–860 (859 f.) (=BFHE 234, 59); M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–
228 (196); Seer, in: Tipke/Kruse, § 64 Rn. 8 (Lfg. 144 April 2016); vgl. zudem AEAO Nr. 3 zu 
§ 64 Abs. 1 sowie BMF-Schreiben v. 2.2.2016 (IV C 2–S 2706-a/14/10001), BStBl I 2016, 200 
(Rz. 11). 
1639 So BFH, Urteil v. 25.8.2010 (I R 97/09) BFH/NV 2011, 312–315 (314); Augsten, ZStV 2012, 21 
(22); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, F. Rn. 47 spricht plakativ von einem „Hinein-
regieren“; dabei muss sich dieses Eingreifen gerade auf die laufende Geschäftsführung auswirken: 
Gotthardt, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 21 Rn. 44. 
1640 Augsten, ZStV 2012, 21 (22 f.); Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 289 f.; Gotthardt, in: Hdb Ge-
meinnützigkeit3, § 21 Rn. 44 ff.; Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.130; Theuffel-Werhahn, 
ZStV 2017, 1 (7 ff.); R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, F. Rn. 46 ff.; sehr differenziert 
aufbereitet: Momberger, 184 f. m.w.N. 
1641 Siehe nur Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.135 m.w.N. 
1642 BFH, Urteil v. 25.8.2010 (I R 97/09) BFH/NV 2011, 312–315 (314 f.); Momberger, S. 186; 
Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 7 Rn. 137. 
1643 BFH, Urteil v. 25.8.2010 (I R 97/09) BFH/NV 2011, 312–315 (314 f.); Augsten, ZStV 2012, 21 
(22 f.); Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 6.135 f.; Momberger, S. 186. 
1644 Dem Charakter als Rückausnahme entsprechend wird diese Beteiligung teils entweder als Bestand-
teil der Vermögensverwaltung oder gar der ideellen Sphäre betrachtet: Knoop, DStR 2006, 1263 
(1264); Unger, in: Beermann/Gosch, § 55 AO Rn. 136 (Lfg. 136 Februar 2016) jeweils m.w.N. 
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bb. Rechtliche Bewertung der übergreifenden Tätigkeit 
Wird nun Personal der steuerbegünstigten Körperschaft im Tätigkeitsbereich dieser (normal 
steuerpflichtigen) Kapitalgesellschaft tätig, so liegt darin grundsätzlich aufgrund des fehlen-
den Gegenwerts für die satzungsmäßigen Zwecke eine Mittelfehlverwendung gem. § 55 
Abs. 1 Nr. 3 AO ähnlich einer verdeckten Einlage1645 in die steuerpflichtige Körperschaft. 
Fraglich ist, ob hierfür eine Rechtfertigung gefunden werden kann. 
(1) Eigene Steuerbegünstigung der Tochtergesellschaft 
Ist die ausgegliederte Gesellschaft für sich genommen selbst steuerbegünstigt, kann die un-
terbleibende Inrechnungstellung der Personalkosten unter Umständen unter die Ausnahmen 
der § 58 Nr. 1 und 2 AO fallen, sofern hierfür die sonstigen Voraussetzungen gegeben 
sind.1646 Diese Ausnahmen sind aber unter der gegenständlichen Problemstellung – Ausglie-
derung eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs – nur dann gegeben, wenn substantiellen Tei-
len des Tätigkeitsinhalts der (denkbare) Wandel von einem Gewerbebetrieb hin zu einem mit 
den Zwecken der Mutterkörperschaft deckungsgleichen Zweckbetrieb gelingt.1647 Dies dürfte 
rein faktisch in den seltensten Fällen vorliegen. 
(2) Personalüberlassung i.S.d. § 58 Nr. 4 AO 
Die im Rahmen des § 58 AO näherliegende Norm ermöglicht eine (un- oder teilentgeltliche) 
Überlassung von Personal nicht nur an selbst steuerbegünstigte Körperschaften, sondern an 
jedwede „Personen, Unternehmen, Einrichtungen“ oder juristische Person des öffentlichen 
Rechts, also neben Personengesellschaften sogar Einzelpersonen. Die Zuwendung des – die-
ser weitreichenden Ausnahme innewohnenden – Vermögensvorteils wird aber dadurch ge-
rechtfertigt, dass dies final und ausschließlich „für steuerbegünstigte Zwecke“ (bei der emp-
fangenden Instanz) erfolgen darf.1648 Diese Voraussetzung wäre allerdings bei einem ehemals 
unselbständigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb schwer zu erfüllen, da die hieraus entstan-
dene (Kapital-) Gesellschaft als Gesellschaftszweck typischerweise die Erzielung möglichst 
hoher Gewinne hat. Dies kann für sich genommen niemals einen steuerbegünstigten Zweck 
im Sinne der Vorschrift darstellen. Dass diese regelmäßig – nach entsprechender Versteue-
rung – in voller Höhe an die (gemeinnützige) Muttergesellschaft zurückfließen,1649 um dort 
zeitnah für deren Zwecke eingesetzt zu werden, ändert diese Bewertung nicht, da dies eine 
                                                             
1645 Allerdings handelt es sich bei der Arbeitsleistung des Geschäftsführers nicht um ein Wirtschafts-
gut. Vgl. Hey, in: Tipke/Lang22, § 11 Rn. 93 f. Zur Einlage als Phänomen gemischter Veranlassung 
im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb siehe auch Lang/Seer, FR 1994, 521 (534). 
1646 Siehe zu diesen nur Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 3.182 ff., 4.61 ff. 
1647 Siehe dazu anschaulich Manteuffel, S&S 4/2017, 54 (54) unter Bezugnahme auf OFD Nordrhein-
Westfalen v. 18.1.2017 – S 0174–2016/0006-St 15 (I.). Zur Bedeutung des § 58 Nr. 2 AO allein 
für die Unmittelbarkeit, nicht jedoch für die Ausschließlichkeit siehe nur Hüttemann, DB 2016, 
429 (434). 
1648 Allgemein zu dieser Anforderung Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 213; Hüttemann, Gemein-
nützigkeit, Rn. 4.64; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 61. 
1649 Zur Frage, in welcher Form und Höhe dies erfolgen muss, um nicht die Steuerbegünstigung der 
Muttergesellschaft zu gefährden siehe Rothemann, S. 146 ff. 
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nicht ausreichende – wenn auch letztlich zirkuläre – Mittelbarkeit darstellt, die vom Telos der 
Norm nicht mehr gedeckt sein dürfte.1650 
(3) Relevanz etwaiger Rückflüsse 
Besagte Rückflüsse könnten aber auch für sich genommen in die Betrachtung einfließen.1651 
Schlicht faktisch erfolgende Gewinnausschüttungen als Folge der unentgeltlichen Tätigkeit 
der gestellten Organperson ändern – selbst bei einem unterstellten Überschuss über die Per-
sonalkosten bei der entsendenden Körperschaft – die steuerrechtliche Bewertung nicht aus 
sich heraus. Wie schon bei der Frage der Mittelfehlverwendung in rechtlich unselbständigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben – jedenfalls seit Aufgabe der Geprägetheorie –, kommt 
es auch hier auf die ex-ante erwartbaren Rückflüsse und die Frage an, ob diese die Zuwen-
dung der Arbeitskraft des Geschäftsführers mindestens kompensieren werden. 
Allerdings lassen sich zur Verstärkung oder Absicherung dieser Erwartbarkeit im Vorfeld 
abgeschlossene Verträge solchen Inhalts denken, dass bei nicht mindestens die marktüblichen 
Entgelte deckenden Ausschüttungen eine entsprechende Pflicht zur Vergütung (aufschiebend 
bedingt) auflebt, sodass der gemeinnützigen Muttergesellschaft das – auch ex-ante mitunter 
existentielle – Risiko genommen wird, Personalkosten zur Mittelgewinnung fehlzuverwen-
den, weil diesen kein Gegenwert für die satzungsmäßigen Zwecke gegenübersteht.1652 Dies 
setzt allerdings voraus, dass wirklich alle Kosten aus Sicht der anstellenden Körperschaft ab-
gedeckt werden, inklusive sozialversicherungsrechtlicher oder sonstiger Nebenkosten der Be-
schäftigung.1653 
(4) Ergebnis 
Damit lassen sich nur vereinzelte Hilfskonstruktionen erdenken, in denen diese tendenziell 
die steuerlichen Privilegien bedrohende Ausgestaltung von Personalüberlassung im Konzern 
gangbar ist. Vorzugswürdig wäre von Anfang an die der gesellschaftsrechtlichen Trennung 
entsprechende Trennung der Anstellungsverhältnisse. 
                                                             
1650 Vgl. Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 213, die die Norm bei einem Einsatz der entsendeten Per-
son als Geschäftsführer oder anderweitig in der allgemeinen Verwaltung schon grundsätzlich nicht 
für anwendbar halten. 
1651 Zur Gewinnausschüttung an steuerbegünstigte Muttergesellschaften siehe allgemein Döring/Fi-
scher, DB 2007, 1831 (1832 ff.); Knoop, DStR 2006, 1263 (1263 ff.). 
1652 Zur Funktionabilität solcher kautelarjuristischen oder statuarischen Gestaltungen siehe nur (im 
Kontext der Verhinderung eines entscheidenden Einflusses auf Tochterkapitalgesellschaften) 
Schießl, DStZ 2007, 494 (500 f.). 
1653 Dabei ist zum einen zu berücksichtigen, dass die entgeltliche Personalgestellung bei der (gemein-
nützigen) Entsendekörperschaft üblicherweise einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb begründet: 
vgl. BFH, Urteil v. 30.11.1995 (V R 29/91) BStBl II 1997, 189–192 (=BFHE 179, 447); 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 214; Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 61. Au-
ßerdem berührt die Marktüblichkeit dieses Entgelts auch das Thema Verrechnungspreise und da-
mit die Frage notwendiger Gewinnaufschläge: Schauhoff, in: Hdb Gemeinnützigkeit3, § 9 Rn. 22 
mit Verweis auf BMF-Schreiben v. 23.2.1983 (IV C 5–S 1341–4/83), BStBl I 1983, 218. Zur um-
satzsteuerlichen Dimension entgeltlicher Personalgestellung vgl. jüngst BFH, Urteil v. 14.1.2016 
(V R 56/14) BFH/NV 2016, 792–794. 
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5. Pensionen als Problem der zeitnahen Mittelverwendung 
Neben der Frage, inwiefern Versorgungszusagen mit einer angemessenen Vergütung in Ein-
klang zu bringen sind, kann ebenso problematisch sein, ob die oftmals erst Jahre später aus-
gezahlten Beträge im Rahmen der zeitnahen Mittelverwendung gem. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO 
in gleichem Maße als Teil der Verwaltungskosten anerkannt werden wie die monatliche Ver-
gütung des Führungspersonals. Letztere entspricht nämlich (wie dargestellt) trotz ihres eher 
mittelbaren Charakters nicht nur den Vorgaben der ausschließlichen und unmittelbaren Mit-
telverwendung, sondern kann regelmäßig als zeitnah verwendet berücksichtigt werden. 
a. Die Pensionszusage 
Neben der gesetzlichen Rentenversicherung, in welcher auch Organe gemeinnütziger Kör-
perschaften regelmäßig versicherungspflichtig sind, wird eine zusätzliche betriebliche Alters-
versorgung als Unterfall typischer Nebenleistungen hauptsächlich im Betriebsrentengesetz 
(BetrAVG) geregelt.1654 Nach dessen § 17 Abs. 1 Satz 2 befinden sich auch Personen, die 
keine Arbeitnehmer sind, im Geltungsbereich der Vorschriften, wenn ihnen definitionsgemäß 
„Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlaß ihrer Tä-
tigkeit für ein Unternehmen zugesagt worden sind“. Nach überwiegender Auffassung fallen 
hierunter regelmäßig auch die Organmitglieder juristischer Personen.1655 Da das Gesetz je-
doch keinen Anspruch auf Gewährung einer zusätzlichen Versorgung beinhaltet, muss ein 
solcher in der Regel durch eine vorherige Abrede begründet werden.1656 
aa. Begriffsbestimmung 
§ 1 Abs. 1 (i.V.m. § 17 Abs. 1 Satz 2) BetrAVG definiert die „betriebliche Altersversorgung“ 
im weiteren Sinne als Oberbegriff für von der juristischen Person zugesagte „Leistungen der 
Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlaß [der] Tätigkeit für ein Un-
ternehmen“.1657 Alle drei Spielarten der betrieblichen Altersversorgung weisen demnach die 
                                                             
1654 Zur Sozialversicherungspflicht von Vereins- und Stiftungsvorständen siehe §§ 2 Abs. 2 Nr. 1, 7, 
14 SGB IV sowie en detail Grambow, Rn. 236 ff., 796; Reichert, Rn. 2127. Zur Altersversorgung 
außerhalb des Regelungsbereichs des BetrAVG siehe Schüller, S. 36. 
1655 Vgl. Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 17 Rn. 79; Schuster, in: HK-ArbR4, § 17 
BetrAVG Rn. 2, 4; zu Aufsichtsräten vgl. Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 17 Rn. 80. 
Anders wird dies aufgrund ihrer unternehmerartigen Stellung nur für (beherrschende) AG-Vor-
stände und Gesellschafter-Geschäftsführer von GmbHs gesehen: BGH, Urteil v. 28.4.1980 
(II ZR 254/78) BGHZ 77, 94–106 (96 ff.) (=NJW 1980, 2254); Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-
BetrAVG6, § 17 Rn. 81 ff.; Schüller, S. 32 f.; Steinmeyer, in: ErfK18, § 17 BetrAVG Rn. 9 ff.; 
Weber/Hoß/Burmester, Teil 9 Rn. 10 ff. 
1656 Allgaier, in: HK-ArbR4, § 1 BetrAVG Rn. 8, 16 ff.; Grambow, Rn. 339; Steinmeyer, in: ErfK18, 
§ 1 BetrAVG Rn. 10 f. Anders allerdings für die Entgeltumwandlung § 1a Abs. 1 S. 1 BetrAVG. 
Allgemein zur betrieblichen Altersversorgung für Organmitglieder gemeinnütziger Körperschaf-
ten: Grambow, Rn. 338 ff. 
1657 Genauer zu diesen Ausprägungen biometrischer Risiken siehe Allgaier, in: HK-ArbR4, § 1 
BetrAVG Rn. 39 ff.; Grambow, Rn. 342 ff.; Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 1 
Rn. 12 ff.; Steinmeyer, in: ErfK18, § 1 BetrAVG Rn. 10 ff. 
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Gemeinsamkeit auf, keinerlei unmittelbaren Bezug zur konkreten Zweckverfolgung der je-
weiligen steuerbegünstigten Körperschaft zu haben, sondern allein der späteren Versorgung 
des Organwalters zu dienen. Sie stärken damit höchstens eine langzeitige Bindung an die 
juristische Person, was positive Auswirkungen auf die eigentliche Tätigkeit haben kann, aber 
nicht muss.1658 
Neben den drei genannten Versorgungszwecken ist dem Begriff nicht belastbar zu entnehmen 
– und mithin in der Vereinbarung festzulegen – in welcher Form die Finanzierung dieser 
künftigen Ansprüche erfolgen soll. Hier ergibt sich zunächst die Unterscheidung, ob die Mit-
tel zusätzlich neben den sonstigen Bezügen von der juristischen Person aufgebracht werden 
sollen, oder ob lediglich eine Umwandlung von dem Organwalter ohnehin aus der entgeltli-
chen Leistungsbeziehung zustehenden Beträgen gem. § 1a BetrAVG erfolgt.1659 Zusätzlich 
besteht ein Unterschied darin, ob die Körperschaft die Versorgung als Direktzusage1660 un-
mittelbar selbst verwaltet und durchführt, oder ob sie sich hierfür externer Versorgungsträger 
bedient, denen sie lediglich zugunsten des künftigen Empfängers die entsprechenden Beträge 
zuwendet.1661 
Im Steuerrecht findet sich in § 6a Abs. 1 EStG das Tatbestandsmerkmal der „Pensionsver-
pflichtung“. Der dem innewohnende Begriff der Pension beinhaltet nach allgemeiner Auffas-
sung zumindest den der betrieblichen Altersversorgung nach dem Betriebsrentengesetz, wie 
auch die entsprechenden Verweise in Abs. 2 und 3 belegen.1662 Daneben ist auch weitgehend 
synonym die Bezeichnung als „Ruhegeld“ gebräuchlich, selbst wenn die dem innewohnenden 
Ansprüche Invalidität und/oder Hinterbliebenenversorgung betreffen.1663 
bb. Rechtliche Qualität und Wirkung 
(1) Zusage und Anwartschaft 
Mit Begründung der – üblicherweise vertraglichen – Abrede auf eine betriebliche Altersver-
sorgung spricht das BetrAVG tatbestandlich von einer Zusage und einer hieraus erwachsen-
den Anwartschaft.1664 Diese Begriffe dienen insbesondere der qualitativen Abgrenzung von 
                                                             
1658 Darin lässt sich jedoch eine Funktion der „aufgeschobene[n] Vergütung“ erblicken: Allgaier, in: 
HK-ArbR4, § 1 BetrAVG Rn. 3; ähnlich Evers/Näser/Grätz, Rn. 116. 
1659 Letztere sind für die Frage der gemeinnützigen Mittelverwendung weniger virulent, da sich ihre 
Bewertung nicht von derjenigen der hierfür umgewandelten Vergütung unterscheidet. 
1660 Hierzu genauer Evers/Näser/Grätz, Rn. 123 ff.; Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 1 
Rn. 202 ff.; Schüller, S. 33; Weber/Hoß/Burmester, Teil 9 Rn. 19 f. 
1661 Hierzu kommen Unterstützungs- oder Pensionskassen, Pensionsfonds oder eine Direktversiche-
rung in Betracht; vgl. § 1 Abs. 1 S. 2 i.V.m. § 1b Abs. 2–4 BetrAVG sowie Allgaier, in: HK-
ArbR4, § 1 BetrAVG Rn. 35 ff.; Grambow, Rn. 352 f.; Schüller, S. 34 f.; Steinmeyer, in: ErfK18, 
§ 1 BetrAVG Rn. 13 f.; Weber/Hoß/Burmester, Teil 9 Rn. 21 ff. Diese unterscheiden sich in ihren 
Auswirkungen für die Körperschaft mitunter deutlich. 
1662 Heger, in: Blümich139, § 6a EStG Rn. 38 ff. (Lfg. 132 Mai 2016); Veit/Hainz, DStZ 2014, 600 
(602); Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 7 f.; kritischer aber Otto, in: Blo-
meyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. Rn. 322a ff. 
1663 So etwa Schüller, S. 31. 
1664 Allgaier, in: HK-ArbR4, § 1 BetrAVG Rn. 5 ff.; Rolfs, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 1b 
Rn. 11 ff.; Steinmeyer, in: ErfK18, § 1b BetrAVG Rn. 5 f. 
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einem Anspruch, da dieser üblicherweise zumindest aufschiebend bedingt ist und erst nach 
einer entsprechenden Erdienung mit Eintritt des Versorgungsfalls aus der bloßen Anwart-
schaft erstarkt. Diese gestalterische Eigenart zulasten des potentiellen Leistungsempfängers 
wird allerdings nach der Konzeption des BetrAVG dahingehend kompensiert, dass die An-
wartschaft (pro rata) den Status der Unverfallbarkeit erreichen kann, sobald ein Mindestmaß 
an betrieblicher Verbundenheit erreicht wurde, welches in § 1b Abs. 1 BetrAVG dem Grunde 
und in § 2 der Höhe nach näher bestimmt wird.1665 Danach kann auch ein zwischenzeitliches 
Ausscheiden des Anwartschaftinhabers das Erstarken ebendieser zum Anspruch nicht mehr 
verhindern. 
Die in den dargestellten Normen enthaltenen zeitlichen und quantitativen Grenzen dürfen 
prinzipiell zugunsten des Leistungsempfängers vertraglich modifiziert werden, was aller-
dings bei gemeinnützigen Körperschaften regelmäßig gegen die Selbstlosigkeit im weiteren 
Sinne gem. § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 AO verstoßen dürfte und auch sonst im Rahmen der vGA 
eine empfindliche Materie darstellt.1666 
(2) Anspruch 
Die Anspruchsqualität bleibt der Pensionszusage so lange verwehrt wie noch Ungewissheiten 
bestehen, ob überhaupt und in welcher Höhe diese erfolgen wird.1667 Typischerweise mit Ein-
tritt des Versorgungsfalls – dieses Ereignis richtet sich prinzipiell nach der Eigenart der Ver-
sorgungsleistung sowie den konkreten Abreden1668 – erstarkt die Anwartschaft dann zum An-
spruch, dessen Fälligkeit sich hernach ebenso nach den konkreten Umständen richtet. Je nach 
                                                             
1665 Zu den Einzelheiten siehe Fraedrich, in: HK-ArbR4, § 1b BetrAVG Rn. 7 ff.; Rolfs, in: Blo-
meyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 1b Rn. 17 ff., § 2 Rn. 47 ff.; Steinmeyer, in: ErfK18, § 1b Be-
trAVG Rn. 7 ff., § 2 BetrAVG Rn. 10 ff.; Weber/Hoß/Burmester, Teil 9 Rn. 61 ff. Nach dem 
Grundfall darf das zugrundeliegende Rechtsverhältnis erst nach Vollendung des 25. Lebensjahres 
des Begünstigten beendet worden sein – was bei Organmitgliedern selten problematisch werden 
dürfte – und die Zusage muss fünf Jahre bestanden haben. Nach dem engeren zivilrechtlichen 
Verständnis eines Anwartschaftsrechts wäre dieser Zustand ohnehin definitorisch; so auch für ar-
beitnehmerfinanzierte Altersversorgung: Grambow, Rn. 355. Dieses schwächere Verständnis der 
Anwartschaft rührt daher von der Anerkennung des finanziellen Mehraufwands der be- und an-
stellenden Körperschaft. 
1666 So Grambow, Rn. 355. Zur allgemeinen Virulenz im Rahmen der vGA vergleiche nur BFH, Urteil 
v. 17.5.1995 (I R 147/93) BStBl II 1996, 204–206 (=BFHE 178, 203) – Nur-Pension –; ders., Ur-
teil v. 5.3.2008 (I R 12/07) BFH/NV 2008, 1273–1276 (=BFHE 220, 454); ders., Urteil 
v. 11.9.2013 (I R 28/13) BStBl II 2014, 726–732 (=BFHE 244, 262); ders., Urteil v. 23.10.2013 
(I R 60/12) BStBl II 2015, 413–416 (=BFHE 244, 256); Höfer, BB 1996, 41; Kohlhepp, DB 2014, 
2910 (2910 ff.); Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 17 ff. Nach dieser Rechtsprechung 
sollen die Pensionszusagen nicht über 75 % des letzten (angemessenen) Grundgehalts liegen. Kri-
tik hieran aber beispielsweise bei Höfer, BB 1996, 41 (42 ff.); Spitaler/Niemann, Rn. 147 f. Zudem 
liegen diese empirisch nach den Zahlen bei Evers/Näser/Grätz, Rn. 132 im Durchschnitt sogar eher 
bei 50 %. 
1667 Heger, in: Blümich139, § 6a EStG Rn. 88 f. (Lfg. 130 Oktober 2015); Rolfs, in: Blo-
meyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, § 2 Rn. 36 ff.; Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 7 f. 
1668 Steinmeyer, in: ErfK18, § 2 BetrAVG Rn. 3 ff.; Weber/Hoß/Burmester, Teil 9 Rn. 38. Im Einzel-
nen können dies also das Erreichen eines bestimmten Alters, das Erleiden von Invalidität oder der 
Tod des Beschäftigten sein. 
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Ausgestaltung bedarf es etwa zusätzlich des Ablaufs einer Wartezeit, um den Anspruch ent-
stehen lassen.1669 Besagter Anspruch richtet sich je nach Ausgestaltung der Finanzierung ge-
gen die Körperschaft selbst oder gegen den von ihr gewählten Versorgungsträger.1670 
b. Pensionen in gemeinnützigen Körperschaften 
Die besonderen rechtlichen Eigenarten bei der Entstehung von Ansprüchen auf eine betrieb-
liche Altersversorgung – insbesondere der späte und in seinem Eintreten bedingte oder an-
derweitig von gewissen Voraussetzungen abhängig gemachte und damit unsichere Anspruch 
zugunsten des (ehemaligen) Organwalters – führen dazu, dass insbesondere die zeitnahe Mit-
telverwendung nur umständlich mit einer Versorgungszusage vereinbar sein kann. Dies hat 
allerdings nicht zur Folge, dass die betriebliche Altersversorgung in NPOs die absolute Aus-
nahme bleibt. Ab einer gewissen Größe der Körperschaft und der damit zusammenhängenden 
Vollzeitbeschäftigung zumindest einzelner Mitglieder ihrer Geschäftsführungsorgane ist eine 
Altersversorgung de facto nicht unüblich.1671 
Weitgehend unproblematisch ist insofern die auf  externe Versorgungsträger übertragene Al-
tersversorgung. Die in der Regel monatlich abfließenden Beiträge stehen mit Blick auf die 
zeitnahe Mittelverwendung durch die leistende Körperschaft der normalen Festvergütung 
prinzipiell gleich. Wenn die unmittelbaren finanziellen Vorteile für den Empfänger regelmä-
ßig erst in der Zukunft realisiert werden, liegt dies notwendigerweise in der Natur der Sache 
dieser – im Übrigen generell marktüblichen – zusätzlichen Leistung im Rahmen des entgelt-
lichen Rechtsverhältnisses zwischen Körperschaft und Empfänger.1672 Die Erlangung einer 
Anwartschaft durch das Organmitglied unterstreicht diesen stets zugrundeliegenden Gegen-
wartsbezug zusätzlich.  
Sollte der Versorgungsfall nicht eintreten oder die Anwartschaft anderweitig verfallen und 
sollten somit je nach vertraglicher Ausgestaltung die Mittel zurückfließen, widerspricht dies 
nicht der Behandlung der Beiträge als zeitnah verwendet. Der Rückfluss lässt sich dann näm-
lich – ähnlich dem Erlös aus dem Verkauf nutzungsgebundenen Vermögens – als Zufluss 
neuer Mittel behandeln, die wiederum unter Auslösung einer neuen Frist zeitnah verwendet 
werden müssen. Auch die im Gesetz verankerte Einstandspflicht des Arbeitgebers bzw. der 
                                                             
1669 Fraedrich, in: HK-ArbR4, § 1b BetrAVG Rn. 16 f.; Grambow, Rn. 356; Schüller, S. 35 f. 
1670 Im Einzelnen sind auch Konstellationen denkbar, in denen aufgrund des konkreten Inhalts der 
Abrede auch nach Eintritt des Versorgungsfalls (noch) kein Anspruch gegenüber dem Versor-
gungsträger besteht, etwa bei Unterstützungskassen (siehe § 1b Abs. 4 BetrAVG). 
1671 Vgl. hierzu etwa die Sachverhalte bei BAG, Beschluss v. 22.2.2005 (3 AZR 499/03 (A)) BAGE 
114, 1–12 (Zweckbetriebs-gGmbH) bzw. dass., Urteil v. 30.9.2014 (3 AZR 613/12) juris (gemein-
nützige Stiftung); sowie Grambow, Rn. 353; Otto, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. 
Rn. 539. Nach BFH, Urteil v. 6.6.2013 (I R 39/12) BStBl II 2014, 174–179 (177) steht selbst eine 
unentgeltliche Tätigkeit einer Versorgungszusage jedenfalls nicht prinzipiell im Wege. Bei for-
profit Kapitalgesellschaften sind Vergütungsabreden mit Geschäftsführungsorganen ohne betrieb-
liche Altersversorgung sogar die ganz deutliche Ausnahme: Schüller, S. 31 m.w.N. 
1672 Beachte jedoch im Gegensatz zur monatlichen Vergütung den hier zusätzlich vorliegenden Ver-
sorgungscharakter der Pensionszusage: dies., S. 33; Schuster, in: HK-ArbR4, BetrAVG Vor 
§§ 1 ff Rn. 2. 
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Körperschaft bei Ausfallen des externen Versorgungsträgers (§ 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG1673) 
steht dieser Bewertung nicht entgegen. Die Zahlung dieser aus Sicht der Körperschaft zusätz-
lichen und ohne messbaren Zugewinn aufseiten des Leistungsempfängers daherkommenden 
Beträge muss eigenständig bewertet werden.1674 Aufgrund der fehlenden Gegenleistung dürf-
ten diese Ausfallzahlungen – sofern sie überhaupt nötig werden – keine der Zeitnähe taugli-
che Mittelverwendung darstellen, was aber am Charakter der ursprünglichen (nunmehr frus-
trierten) Beiträge – erst recht rückwirkend – nichts ändern kann. 
Problematisch sind damit primär Direktzusagen, weil bei diesen die Mittel mangels Abfluss 
oder Begründung eines – insbesondere unbedingten und konkret bezifferten – Anspruchs im 
Zeitpunkt der Zusage noch nicht als verwendet angesehen werden können und im Zeitpunkt 
der später tatsächlich erfolgenden Verwendung regelmäßig – vgl. nur die zeitliche Dimension 
der Fünfjahresfrist in § 1b Abs. 1 S. 1 BetrAVG – zumindest in Teilen nicht mehr als fristge-
recht zeitnah verwendet eingestuft werden können. 
aa. Handhabe bei bilanzierenden Körperschaften 
Für aus gesetzlicher Verpflichtung oder freiwillig buchführende Körperschaften beinhaltet 
§ 6a EStG (i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG) für Direktzusagen Regelungen zur Pensionsrückstellung 
im Rahmen der Steuerbilanz.1675 Eine generelle Rückstellungsmöglichkeit ergibt sich für Pen-
sionsverbindlichkeiten schon aus den allgemeinen (handelsbilanziellen) Vorgaben aus ihrer 
Anlage als zunächst ungewisse Verbindlichkeit i.S.d. § 249 Abs. 1 S. 1 HGB, dieser Gehalt 
der Norm ist insofern deklaratorisch.1676 Steuerbilanziell beinhaltet § 6a EStG über die grund-
sätzlichen Anforderungen tendenziell hinausgehende Voraussetzungen an die Rückstellungs-
bildung, die sich ihrerseits aus den bereits skizzierten Eigenarten der Pensionsanwartschaften 
                                                             
1673 Zu den Einzelheiten siehe nur Allgaier, in: HK-ArbR4, § 1 BetrAVG Rn. 43. 
1674 Das zeigt sich in etwas anderem Kontext auch am Passivierungsverbot einer derartigen „mittel-
bare[n] Verpflichtung aus einer Zusage“: Zitat bei BFH, Urteil v. 16.12.2002 (VIII R 14/01) 
BStBl II 2003, 347–350 (348) (=BFHE 201, 201); vgl. auch ders., Urteil v. 5.4.2006 (I R 46/04) 
BStBl II 2006, 688–691 (690) (=BFHE 213, 326); Otto, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. 
A. Rn. 396; Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 5. 
1675 Allgemein zu dieser Vorschrift Heger, in: Blümich139, § 6a EStG Rn. 1 ff. (Lfg. 132 Mai 2016); 
Otto, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. Rn. 320 ff.; Schwinger/Stöckler, DStR 2013, 
2306; Veit, BB 2013, 747; Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 1 ff.; im gemeinnützigen 
Kontext siehe Hüttemann, Gemeinnützigkeit, Rn. 5.116; Otto, in: Blomeyer/Rolfs/Otto-Be-
trAVG6, IV. A. Rn. 539. § 6a Abs. 5 EStG geht dabei von der Möglichkeit aus, dass prinzipiell 
ebenso natürliche Personen, die in keinem Dienstverhältnis zur zusagenden Körperschaft stehen, 
in den Genuss einer betrieblichen Altersversorgung kommen können; vgl. Heger, in: Blümich139, 
§ 6a EStG Rn. 200 ff., 447 ff. (Lfg. 130 Oktober 2015); Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a 
Rn. 16, 75. 
1676 Zur Eigenart als ungewisse Verbindlichkeit siehe nur Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a 
Rn. 7 f. Der Ausdruck der Rückstellungsmöglichkeit ist in vielen Fällen – insbesondere bei seit 
1987 begründeten Neuzusagen – unscharf, da sowohl in handels- als auch steuerbilanzieller Hin-
sicht hierfür Passivierungspflichten bestehen: vgl. schon § 249 Abs. 1 S. 1 HGB und Otto, in: Blo-
meyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. Rn. 334 f., sowie spezifisch zu § 6a EStG BFH, Urteil 
v. 13.2.2008 (I R 44/07) BStBl II 2008, 673–676 (674 f.) (=BFHE 220, 429); Otto, in: Blo-
meyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. Rn. 392 ff.; Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 2 f. 
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und -ansprüche ergeben.1677 Dies sind etwa die zwingende und inhaltlich weitreichend be-
stimmte Schriftform (Abs. 1 Nr. 3) oder Vorgaben über den Zeitpunkt der Bildung (Abs. 2) 
sowie die Höhe (Abs. 3–5) der Rückstellung, die sich an den Vorgaben zur Anspruchsentste-
hung und Unverfallbarkeit der Anwartschaften i.S.d. Betriebsrentengesetzes orientieren.1678 
Es ergeben sich demnach zwar im Detail weitere Feinheiten und Fragen, insbesondere in Be-
zug auf die konkrete Bewertung der Pensionsverpflichtung, grundsätzlich steht bilanzieren-
den Körperschaften allerdings hiernach für die Behandlung von Pensionszusagen in Gestalt 
der Rückstellung ein zweckdienliches Mittel zur Verfügung, sodass umgekehrt selbst für (bi-
lanzierende) gemeinnützige Organisationen die Direktzusage zumindest keine unvorteilhafte 
Form der betrieblichen Altersversorgung darstellt.1679 Mit Bildung der Rückstellung gelten 
die entsprechenden Mittel als gem. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO verwendet. 
bb. Handhabe mit den Standardwerkzeugen des Gemeinnützigkeitsrechts 
(1) Problemstellung: Verwendung und Abflussprinzip 
Eine schlichte Verwendung der konkret zur Verfügung stehenden Mittel zum Zeitpunkt des 
konkreten Entstehens bzw. der Fälligkeit der monatlichen Teilverbindlichkeit ist zwar mög-
lich, je nach Umfang der Pensionsverbindlichkeiten in Gänze allerdings wenig seriös, da eine 
entsprechende Deckung nicht verlässlich vorhersehbar und daher eine finanzielle Absiche-
rung sachgerecht ist, um nicht durch hierbei entstehende Liquiditätsengpässe die unmittelbare 
Fördertätigkeit zu vernachlässigen.1680 Daher bedarf es der frühzeitigen Vorhaltung entspre-
chender Mittel, was sich als Problem der zeitnahen Mittelverwendung darstellen kann. 
Die schlichte Begründung einer Verbindlichkeit kann zwar grundsätzlich nach überwiegen-
der Ansicht1681 bereits vor dem letztendlichen Abfluss eine Verwendung darstellen. Bei Pen-
sionsverbindlichkeiten ist das aber aufgrund der typischerweise langen Zeit zwischen grund-
sätzlicher Begründung der Anwartschaft und konkreter Bezifferung des Anspruchs nicht 
gangbar, denn die bloße Pensionszusage stellt nach allgemeiner Auffassung noch nicht die 
                                                             
1677 Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 1. 
1678 Hierzu genauer auch Heger, in: Blümich139, § 6a EStG Rn. 185 ff. (Lfg. 130 Oktober 2015); Otto, 
in: Blomeyer/Rolfs/Otto-BetrAVG6, IV. A. Rn. 427 ff.; Schwinger/Stöckler, DStR 2013, 2306 
(2309 f.); Veit/Hainz, DStZ 2014, 600 (603 ff.); Weber-Grellet, in: Schmidt-EStG36, § 6a Rn. 15, 
42 ff.; zu den mathematischen Grundlagen schon G. Richter, BB 1986, 2162. 
1679 Eine Anwendung des § 6a EStG auf die Altersversorgung der Mitglieder von (gemeinnützigen) 
Ordensgemeinschaften scheidet aber aufgrund des zugrundeliegenden familienähnlichen Verhält-
nisses aus: Scheffer, ZStV 2014, 154 (156). 
1680 Selbst wenn die vorhandenen Mittel zur Bestreitung der Personalkosten ausreichen sollten, wäre 
die damit verbundene Gewichtung der Verwaltungskosten gegenüber der zweckmäßigen Förder-
tätigkeit in Bezug auf die Selbstlosigkeit i.e.S. problematisch. Daher ist es auch zumindest in die-
sem Kontext falsch, mit F. Schröder, S&S (Rote Seiten) 6/2007, 1 (19) die zeitnahe Mittelverwen-
dung als praxisirrelevantes „Scheinproblem“ zu betrachten. 
1681 Siehe hierzu bereits oben D.II.3, S. 304. 
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Begründung einer (konkreten) Verbindlichkeit, geschweige denn den Abfluss entsprechender 
Mittel dar.1682 
(2) Entsprechende Anwendung der Rückstellungsvorschriften 
Einige Stimmen sehen es allerdings als möglich an, auch für nicht bilanzierende Körperschaf-
ten jedenfalls solche Rückstellungen, denen ungewisse Verbindlichkeiten zugrunde liegen 
(entsprechend § 249 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 HGB bzw. in concreto § 6a EStG), als Teil der Mittel-
verwendungsrechnung anzuerkennen, indem sie etwa unter diesen zusätzlichen Anforderun-
gen – einer echten Verbindlichkeit gleich – als faktisch gebunden im Sinne der Mittelverwen-
dung angesehen werden.1683 Die Richtigkeit des zugrundeliegenden Bedürfnisses ist hier 
schwer von der Hand zu weisen, da gemeinnützige Körperschaften profitorientierten Unter-
nehmen gegenüber sonst deutlich benachteiligt würden. Allerdings ist dies ein Folgeproblem 
der stark vereinfachten Anforderungen an Buchführung und Transparenz, von denen die Ge-
sellschaften umgekehrt profitieren. Hinzu kommt, dass vor einer analogen Anwendung ins-
besondere des § 6a EStG überprüft werden müsste, ob wirklich eine planwidrige Regelungs-
lücke vorliegt, was jedenfalls dann zu verneinen ist, wenn auch mit den „Bordmitteln“ des 
Gemeinnützigkeitsrechts – vielleicht sogar ohne die Folgeprobleme der Rückstellungsvor-
schriften – eine Abbildung bewerkstelligt werden kann. 
(3) Bindung in Rücklagen 
Naheliegend erscheinen hierbei mangels Alternativen lediglich – auch wenn allgemein Rück-
stellungen technisch passender wären – Rücklagen im Sinne des § 62 Abs. 1 AO. Die – vom 
Umfang her uneingeschränkt mögliche – Bildung einer solchen hat zur Folge, dass die darin 
dargestellten Mittel fortan als (zeitnah) verwendet gelten, bis die Rücklage aufgelöst wird. In 
der Literatur finden sich einige Stimmen, die – wenn auch in Teilen auf das zwingende Be-
dürfnis einer passenden Ausnahme schielend größtenteils unbegründet und apodiktisch – in 
Nr. 1 die passende Spielart zur Behandlung von Versorgungszusagen erblicken.1684 
                                                             
1682 Glenk, in: Blümich139, § 11 EStG Rn. 73 (Lfg. 132 Mai 2016); unter Berufung auf BFH, Beschluss 
v. 23.7.1999 (VI B 116/99) BStBl II 1999, 684–686 (685) (=BFHE 189, 403) bzgl. der Einräu-
mung von Aktienoptionen. 
1683 So etwa in durchaus gelungener Mitberücksichtigung der Eigenarten des § 62 Abs. 1 AO: 
Buchna/Leichinger/Seeger/Brox, S. 168, 249; außerdem M. Orth, DStJG 26 (2003), 177–228 
(200); F. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, B. Rn. 170; a.A. explizit Thiel, DB 1992, 
1900 (1902). Uneindeutig insofern IDW RS HFA 5 (IDW, FN-IDW 2014, 61 (66) Tz. 33). 
1684 So explizit (im Kontext der Altersversorgung in Ordensgemeinschaften) Scheffer, ZStV 2014, 154 
(155 f.). Thiel, DB 1992, 1900 (1902) und R. Wallenhorst, in: Wallenhorst/Halaczinsky7, C. 
Rn. 138 sehen diese (bzw. den weitestgehend inhaltsgleichen § 58 Nr. 6 a.F.) ganz allgemein als 
geeignetes Mittel, um in der Einnahmen-Ausgabenrechnung solche Posten – etwa ungewisse Ver-
bindlichkeiten – abzubilden, die ansonsten in Rückstellungen jedweder Art dargestellt werden. 
Allerdings setzen sie sich nicht mit der notwendigen zeitlichen Begrenzung dieser gebundenen 
Rücklage auseinander, die nach überwiegender Auffassung nur in Ausnahmefällen über zehn Jahre 
bestehen bleiben kann. Uneinigkeit herrscht auch dahingehend, ob die Nr. 1 in Gestalt der Maß-
nahmen- oder der Betriebsmittelrücklage Anwendung finden soll, auch wenn diese Frage eher se-
mantischer Natur ist, sofern man letztere funktional auch § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO zurechnet. 
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cc. Zusammenfassung 
Einigkeit herrscht im Ergebnis darüber, dass es ein schützenswertes Bedürfnis auf Seiten ver-
sorgungszusagender Körperschaften gibt, entsprechende Aufwendungen oder Akte der In-
nenfinanzierung im Rahmen der zeitnahen Mittelverwendung berücksichtigt zu finden. Dog-
matisch vermag jedoch keiner der derzeit aufgewiesenen Lösungswege vollends zu überzeu-
gen, es obliegt somit den Körperschaften, sich für das geringere Übel – pragmatischerweise 
in notgedrungener Abstimmung mit der Finanzverwaltung – zu entscheiden. Insbesondere 
kleinere Körperschaften können die daraus entstehenden Unwägbarkeiten ebenso wie die da-
mit zusammenhängenden Verwaltungsanforderungen allerdings durch den Abschluss einer 
Direktversicherung weitgehend verringern. 
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Zusammenfassung 
1. Die Begründung eines Vergütungsanspruchs für Organe juristischer Personen rich-
tet sich nach den jeweiligen rechtlichen Gegebenheiten, insbesondere nach der 
Rechtsform der gemeinnützigen Organisation und der Art des Organs. 
2. Im eingetragenen Verein sind dies primär die Vorstandsmitglieder, aber auch andere 
Organe – speziell Besondere Vertreter (§ 30 BGB) – können relevante Vergütungs-
empfänger sein. Ansprüche können sich für diese grundsätzlich aus der Vereinsver-
fassung, also der Satzung oder aus gesetzlichen Vorgaben, wie auch auf Grundlage 
eines Vertrags ergeben. 
3. Ein gesetzlicher Anspruch besteht für Vorstände in aller Regel nur auf Aufwen-
dungsersatz gem. § 670 (i.V.m. § 27 Abs. 3 S. 1) BGB. Dieser umfasst keinen Er-
satz von aufgewendeter Arbeitskraft und -zeit. Dabei ist die konkrete Bezeichnung 
einer Zahlung als „Aufwendungsersatz“ (oder auch „Aufwandsentschädigung“) 
rechtlich irrelevant, es kommt allein auf den individuellen Inhalt und Gegenstand 
an. Ein Anspruch auf Vergütung kann sich jedoch aus dem rein korporationsrecht-
lichen Verhältnis zwischen Organwalter und juristischer Person ergeben, welches 
durch die Bestellung begründet wird. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass in 
der Satzung oder auf einer dieser untergeordneten (Ordnungs-) Ebene Regelungen 
enthalten sind, welche die konkrete Höhe der Vergütung bestimmen oder zumindest 
entsprechend bestimmbar ausgestalten. 
4. Daneben lässt sich ein solcher Anspruch flexibler und an der individuellen Leistung 
des Organwalters orientiert im Rahmen der die Bestellung ergänzenden bzw. über-
lagernden Anstellung regeln, etwa in Form eines (entgeltlichen) Geschäftsbesor-
gungs- oder Dienstleistungsvertrags gem. §§ 611 ff. (i.V.m. § 675) BGB. Spätes-
tens seit Einführung des § 27 Abs. 3 S. 2 BGB muss die Möglichkeit einer solchen 
vertraglichen Vergütung allerdings durch explizite Regelung in der Satzung eröffnet 
werden. 
5. Zuständiges Organ für den Abschluss eines solchen Vertrags ist – im Gleichlauf mit 
der Kompetenz zur Bestellung – prinzipiell die Mitgliederversammlung, auch wenn 
es ihr offensteht, die konkrete Ausgestaltung auf ein anderes Organ oder einzelne 
Personen zu delegieren. Zur Begründung eines Vergütungsanspruchs und Bestim-
mung dessen konkreter Höhe kann bei fehlender Regelung auf § 612 Abs. 1 bzw. 
Abs. 2 BGB zurückgegriffen werden. Dabei ist allerdings einerseits die starke – 
wenn auch nicht unwiderlegbare – Vermutungswirkung des § 27 Abs. 3 S. 2 BGB 
und anderseits die Vereinbarkeit einer üblichen Vergütung mit den Vorgaben der 
Gemeinnützigkeit zu beachten. 
6. Bei der Festlegung einer „ehrenamtlichen“ Tätigkeit kommt es auf die konkreten 
Umstände an, ob hierin eine dem gesetzlichen Regeltyp entsprechend streng unent-
geltliche oder aber (gering-) vergütete Tätigkeit zu erblicken ist. 
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7. Die Kompetenz zur Beendigung des Vertrags und der damit verbundenen Ansprü-
che liegt aufseiten der Körperschaft (ebenso wie für dessen Abschluss) grundsätz-
lich bei der Mitgliederversammlung und richtet sich inhaltlich prinzipiell nach den 
entsprechenden gesetzlichen Vorgaben, bei Annahme eines Dienstvertrags folglich 
nach den §§ 620 ff. BGB. Eine – regelmäßig weniger voraussetzungsreiche – Abbe-
rufung des Organmitglieds ändert am Fortbestand der vertraglichen Ansprüche gem. 
§ 27 Abs. 2 S. 1 (Hs. 2) BGB grundsätzlich nichts. Dies lässt sich jedoch auch ab-
weichend ausgestalten und damit in seinem rechtlichen Schicksal verknüpfen. 
8. Bei der rechtsfähigen Stiftung bürgerlichen Rechts sind relevante Vergütungsemp-
fänger insbesondere Mitglieder des Vorstands und der unter diesem angesiedelten 
Geschäftsführung. Die Tätigkeit in etwaigen daneben bestehenden Aufsichtsorga-
nen oder Kuratorien lässt sich ebenso entgeltlich ausgestalten, erfolgt aber regelmä-
ßig unentgeltlich. Aufgrund des Verweises in § 86 BGB gelten die Ausführungen 
zum Vereinsrecht im Wesentlichen auch für die Stiftung. 
9. Auch bei der Stiftung besteht ein entsprechender gesetzlicher Anspruch auf Aufwen-
dungsersatz gem. § 670 BGB. Zudem lässt sich auch für die Stiftung ein Anspruch 
auf Vergütung unmittelbar auf das rein organschaftliche Verhältnis stützen, wenn 
die Satzung dementsprechend ausgestaltet ist. 
10. Daneben lässt sich ein solcher Anspruch ebenso auf einen Anstellungsvertrag stüt-
zen, wozu seit Einführung des § 27 Abs. 3 S. 2 BGB gleichermaßen eine Öffnungs-
klausel in der Satzung notwendig ist. Sollte diese nicht originär in der Stiftungssat-
zung enthalten sein, ist eine spätere Änderung bzw. Ergänzung nur unter besonderen 
Voraussetzungen möglich, aber – insbesondere in Anbetracht der Einführung des 
§ 27 Abs. 3 S. 2 BGB – nicht prinzipiell ausgeschlossen. Das zuständige Be- und 
Anstellungsorgan muss aufgrund des Charakters der Stiftung als mitgliedslose ju-
ristische Person in der Stiftungssatzung geregelt werden, sodass die entsprechende 
Kompetenz zur Begründung und Beendigung entweder beim Vorstand selbst oder 
einem fakultativen (Kreations-) Organ liegt. 
11. Bei der GmbH kann sich die Vergütung der Geschäftsführer je nach den Umständen 
bereits aus dem reinen Organverhältnis ergeben, ein zumindest zusätzlicher Anstel-
lungsvertrag ist aber der Regelfall. Zuständig für die Begründung eines Vergütungs-
anspruchs durch Be- sowie Anstellung und deren entsprechende Beendigung ist bei 
der GmbH die Gesellschafterversammlung. 
12. In der Aktiengesellschaft kommen als Vergütungsempfänger sowohl der Vorstand 
als auch der Aufsichtsrat in Betracht. Nach überwiegender Auffassung stellt für den 
Vorstand – trotz im Gesetz verankerter Trennung von Be- und Anstellung – allein 
ein Anstellungsvertrag eine taugliche Anspruchsgrundlage dar, für dessen Ab-
schluss und Beendigung der Aufsichtsrat zuständig ist. Dabei muss dieser Anspruch 
gem. § 87 Abs. 1 AktG selbst bei gewinnorientierten Gesellschaften in Bezug auf 
die Tätigkeit des Organwalters der Höhe nach angemessen sein. Auch beim AG-
Vorstand ist das Schicksal der Anstellung prinzipiell unabhängig vom Schicksal der 




13. Grundlegend anders verhält es sich mit der Rechtsbeziehung der Mitglieder des AG-
Aufsichtsrats zur Körperschaft, weil diese nach den Festlegungen des Gesetzes ge-
nuin organschaftlich ausgestaltet ist, sodass ein (zusätzlicher) Anspruch aus einem 
Anstellungsvertrag nach überwiegender Auffassung nicht möglich sein soll. Für die 
damit notwendige Bestellung ist prinzipiell die Hauptversammlung zuständig. Zur 
Begründung eines Anspruchs ist die konkrete Festsetzung in der Satzung oder Be-
willigung durch die Hauptversammlung erforderlich (§ 113 Abs. 1 S. 2 AktG). 
Auch hierfür gibt es in Satz 3 bereits eine zivilrechtliche Vorgabe zur Angemessen-
heit. Die Beendigung des Organverhältnisses erfolgt regelmäßig durch Ablauf der 
gesetzlich festgelegten Befristung (§ 102 Abs. 1 AktG), ist aber durch einen Rechts-
akt der Hauptversammlung auch vorzeitig realisierbar. 
14. Einer Öffnungsklausel in der Satzung bedarf es bei den Kapitalgesellschaften insge-
samt – in Abgrenzung zu Verein und Stiftung – aufgrund der dem gesetzlichen Re-
geltyp zugrundeliegenden fehlenden ideellen Zwecksetzung prinzipiell nicht. Aller-
dings kann dies zur Begründung eines Vergütungsanspruchs notwendig sein, wenn 
bei Nichtregelung auch § 612 BGB keinen Anspruch begründet, etwa in Gestalt von 
Gesellschafter-Geschäftsführern in der GmbH. 
15. Auch wenn unentgeltliche und im weiteren Sinne ehrenamtliche Tätigkeit ein ge-
wichtiger Bestandteil gemeinnützigen Wirkens ist, ist kein einziger der gem. §§ 52–
54 AO steuerbegünstigten – also gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen – 
Zwecke ersichtlich, dessen Verfolgung einer Vergütung der jeweiligen Organtätig-
keit prinzipiell entgegenstehen würde. 
16. Den weiteren Vorgaben der §§ 51 ff. AO muss die NPO zur Erlangung und Auf-
rechterhaltung des gemeinnützigen Status nicht nur in Bezug auf ihre Satzung, son-
dern auch ausnahmslos durch ihre tatsächliche Geschäftsführung (§ 63 AO) genü-
gen. Auch qualitativ geringe und/oder lediglich vereinzelte Verfehlungen können 
dabei grundsätzlich die Versagung der Gemeinnützigkeit insgesamt für einen voll-
ständigen (Veranlagungs-) Zeitraum zur Folge haben. Zur satzungsmäßigen Ge-
meinnützigkeit (§§ 59 ff. AO) gehört insbesondere die entsprechende Übernahme 
der Vorgaben der Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60). Deren zivilrechtliche Wirkung 
begründet die Stellung der steuerlichen Vorgaben in der AO als allgemeingültiges 
Organisationsrecht des Dritten Sektors. 
17. Ebenso wenig stehen die Vorgaben der Ausschließlichkeit und der Unmittelbarkeit 
(§§ 56, 57 AO) einer Entlohnung dem Grunde nach entgegen. Die Realisation ge-
meinnütziger Zweckverfolgung erfolgt überhaupt erst durch ein Handeln natürlicher 
Personen, die je nach Wert ihrer Tätigkeit dafür adäquat entlohnt werden können, 
ohne dass diese Gelder damit zweckfremd verwendet und folglich der Ausschließ-
lichkeit nicht entsprechen würden. Die Unmittelbarkeit steht dem nach allgemeiner 
Auffassung selbst dann nicht entgegen, wenn Personen für die bloße Administration 
der – dadurch strenggenommen nur indirekt unterstützten – Zweckverfolgung ver-
gütet werden. Auch die Selbstlosigkeit i.e.S. (§ 55 Abs. 1 S. 1 AO) steht dem nicht 
entgegen, solange nicht die Beschäftigung bei der Körperschaft an sich einen derar-
tigen Schwerpunkt einnimmt, dass sie den eigentlichen Beweggrund der Betätigung 
darstellt, also einen Selbstzweck, für den die Verfolgung eines steuerbegünstigten 
Zwecks nur einen privilegierten Vorwand bietet. 
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18. Den Vorgaben an die gemeinnützige Mittelverwendung – insbesondere § 55 Abs. 1 
Nr. 1–5 AO – genügt die Organvergütung nur unter deren jeweiligen Voraussetzun-
gen. Hierzu ist insbesondere die Angemessenheit der Vergütung und die zeitnahe 
Verwendung der entsprechenden Mittel sicherzustellen. 
19. Das Zuwendungsverbot in § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 AO soll verhindern, dass Selbstor-
ganen der Körperschaft – also Mitgliedern oder Gesellschaftern – spezifisch in die-
ser Funktion Mittel zugewendet werden. Dies ist insbesondere regelmäßig gegeben, 
wenn in der betrachteten Zahlung eine vGA zu erblicken ist, obschon es sogar un-
terhalb dieser Schwelle vorliegen kann. Insbesondere ist bei Vergütungsleistungen 
entscheidend, ob diese als in Anbetracht der Gegenleistung angemessen bewertet 
werden können, wozu primär ein Fremdvergleich belastbaren Anhalt bieten kann. 
Hierbei spielt – zumindest inzident – die Frage nach dem Bestehen eines zivilrecht-
lichen Anspruchs mit allen im ersten Teil der Arbeit dargestellten spezifischen An-
forderungen eine gewichtige Rolle. 
20. Das Verbot zweckfremder (Dritt-) Begünstigung in § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO bezieht – 
in Bezug auf „unverhältnismäßig hohe Vergütungen“ sogar explizit – selbst außen-
stehende Empfänger wie Fremdorgane in diese Vorgaben ein. Der Maßstab ent-
spricht prinzipiell dem bei mitgliedschaftlichen Vergütungsempfängern herangezo-
genen, sodass unverhältnismäßig hohe Vergütungen nichts anderes bedeutet als un-
angemessen. 
21. Maßgebliches Kriterium der Konformität einer Vergütung ist damit die Angemes-
senheit, wobei diese nach überwiegender Auffassung – unabhängig von ihrem kon-
kreten rechtlichen Kontext – niemals ein punktueller Wert ist, sondern stets in Ge-
stalt einer Bandbreite daherkommt. Erst bei spürbarem Überschreiten dieser Grenze 
ist damit eine Unangemessenheit zu identifizieren. 
22. Diese manifestiert sich – jeweils letztgültig weil unkompensierbar – auf unter-
schiedlichen Ebenen. Es kann bereits ein einzelner Vergütungsbestandteil der Art 
oder der Höhe nach unangemessen sein. Ebenso können die Gesamtbezüge eines 
einzelnen Organmitglieds oder der Gesamtheit aller Organe in der Summe nicht 
mehr als angemessen zu qualifizieren sein. Auch die Relation zwischen Verwal-
tungskosten und den Ausgaben direkter Zweckförderung sind ausschlaggebend. 
23. Kodifizierte Maßstäbe der Angemessenheit in Zivil- und Steuerrecht können im 
Einzelnen hilfreiche Anhaltspunkte für das Verständnis auch im gemeinnützigkeits-
rechtlichen Sinne bieten, wobei jedoch immer die divergierenden teleologischen 
Stoßrichtungen und die jeweils angeordnete Rechtsfolge in die Wertung mit einzu-
beziehen sind. Insbesondere bei konkreter Nachvollziehbarkeit der auf ihrer Grund-
lage ergangenen gerichtlichen Entscheidungen stellen sie bei im Einzelfall ver-
gleichbarer Interessenlage ein starkes Argument bezüglich der Angemessenheit 
auch im Sinne der Abgabenordnung dar. 
24. Der brauchbarste, aber dabei in seiner Handhabung nicht unaufwendige, Maßstab 
zur Überprüfung der Angemessenheit einer Vergütung ist der (unter anderem) dem 
Bereich der vGA entstammende Fremdvergleich. Auch wenn dieser damit kein ori-
ginär gemeinnütziger Maßstab ist, sind die aus seiner Durchführung folgenden Wer-
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tungen aufgrund ihrer strukturellen Kontextsensitivität bei entsprechender Anwen-
dung ihrem Kern nach spezifisch gemeinnützig. Notwendige Voraussetzung hierfür 
ist allerdings eine – bis dato (insbesondere mangels entsprechender Transparenz-
vorgaben) eher dürftige – verlässliche und aktuelle (empirische) Datenlage. 
25. Auch Tarifverträge und andere Besoldungssysteme des öffentlichen Sektors sind 
eine prinzipiell belastbare Grundlage dafür, dass sich in diesem Rahmen bewegende 
Gesamtbezüge – bei vergleichbarem Tätigkeitsumfang – angemessen sind. Der Um-
kehrschluss, dass alle diese überschreitenden Bezüge im gemeinnützigen Kontext 
als unangemessen zu bewerten sind, ist demgegenüber aber nicht zulässig. 
26. Sowohl im Rahmen des Fremdvergleichs als auch bei ansonsten notwendigen abs-
trakten Erwägungen zum Wert der Organtätigkeit spielen zudem wertbildende Fak-
toren eine erhebliche Rolle. Hierbei fließen in die Betrachtung sowohl die konkreten 
Umstände der Organperson und ihrer persönlichen Qualifikation ein, als auch 
Schwierigkeit und Umfang der Tätigkeit an sich und die sich durch die Ausgestal-
tung der Körperschaft ergebenden weiteren Anforderungen. 
27. Neben der Höhe nach festen Bezügen sind auch variable Vergütungsbestandteile 
zumindest als nachgeordneter Teil der Gesamtbezüge eine valide Gestaltungsoption 
der Entlohnung von Organmitgliedern. Dabei ist es indes gleichsam wichtig wie 
anspruchsvoll, der gemeinnützigen Zweckverfolgung entsprechende Bemessungs-
grundlagen und Bezugsgrößen zu finden, um die (gemeinnützige) Zweckmäßigkeit 
der dieser Vergütungsform inhärenten Anreizfunktion zu begründen, weil insbeson-
dere der Gewinn keine verfügbare Grundlage darstellt. Dies kann vorzugsweise in 
Form von Provisionen im Rahmen der Mittelbeschaffung erfolgen. 
28. Die Abfindung von scheidenden Organwaltern ist jedenfalls dann unproblematisch 
mit den gemeinnützigen Vorgaben vereinbar, wenn auf sie selbst ein – immer un-
terstellt angemessener – Anspruch bestand oder damit lediglich solche Ansprüche 
abgelöst werden, die bereits entstanden sind, oder bei regelmäßigem Gang der 
Dinge entstanden wären. Aber auch (darüber hinausgehende) zusätzliche Zahlungen 
können im Einzelfall eine zweckmäßige Mittelverwendung darstellen, wenn hier-
durch in – aus der ex-ante-Perspektive – hinreichend wahrscheinlichem Maße ein 
damit verglichen größerer Schaden von der gemeinnützigen Körperschaft abgewen-
det werden kann. 
29. Eine zeitnahe Mittelverwendung gem. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO ist keine eigenständige 
Vorgabe an die Vergütungszahlung selbst. Umgekehrt stellen Vergütungszahlungen 
an Organmitglieder jedoch eine den Vorgaben dieser Vorschrift entsprechende zeit-
nahe Verwendung für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körper-
schaft dar. Ausnahmen hiervon können freilich gelten, soweit die Tätigkeit der Ver-
gütungsempfänger im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs stattfindet. 
30. Die Vereinbarung von Komponenten der betrieblichen Altersversorgung als Vergü-
tungsbestandteil steht auch Organwaltern von NPOs grundsätzlich offen. Neben 
kleineren Problemen in Bezug auf die zeitnahe Mittelverwendung sind diese – nicht 
nur im Kontext verdeckter Gewinnausschüttungen – indes ein klassischer Problem-
fall der Angemessenheit. Sowohl in Bezug auf die Ausgestaltung der notwendigen 
Erdienung, als auch in Bezug auf die Höhe angemessener Gesamtbezüge stellen 
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diese oftmals erst im Nachhinein bestimmbaren Beträge für die gewährende Kör-
perschaft eine Herausforderung dar. Die buchhalterische Darstellung der entspre-
chend aufgewendeten oder aufzuwendenden Mittel kann zusätzlich für nach dem 
gesetzlichen Regelfall nicht bilanzierende Vereine und Stiftungen technische 




a.A. andere(r) Ansicht 
a.a.O. an angegebenem Ort 
a.E. am Ende 
a.F. alte(r) Fassung 
Abs. Absatz 
Abschn. Abschnitt 
AcP Archiv für die civilistische Praxis (Zeitschrift) 
AEAO Anwendungserlass zur Abgabenordnung 
AG Amtsgericht / Aktiengesellschaft / 
Die Aktiengesellschaft (Zeitschrift) 
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 











ASRP Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie 
(Zeitschrift) 
AStG Außensteuergesetz 





BAGE Sammlung der Entscheidungen des BAG 
BauGB Baugesetzbuch 
BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht 
BayStiftG Bayerisches Stiftungsgesetz 
BB Der Betriebs-Berater (Zeitschrift) 
BBesG Bundesbesoldungsgesetz 














BFH/NV Sammlung der amtlich nicht veröffentlichten 
Entscheidungen des BFH (Zeitschrift) 
BFH/PR BFH-Richter kommentieren für die Praxis 
(Zeitschrift) 
BgA Betrieb gewerblicher Art 
BGB Bürgerliches Gesetzbuch 
BGBl. Bundesgesetzblatt 
BGH Bundesgerichtshof 
BGHSt Sammlung der Entscheidungen des Bundes- 
gerichtshofs in Strafsachen 
BGHZ Sammlung der Entscheidungen des Bundes- 
gerichtshofs in Zivilsachen 
BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
BMF Bundesministerium der Finanzen 
BPUVZ Zeitschrift für betriebliche Prävention und Un-
fallversicherung 
BR-Drs. Bundesrats-Drucksache 
BremStiftG Bremisches Stiftungsgesetz 



















d.h. das heißt 
D&O Directors and Officers (-Versicherung) 
dass. dasselbe 
DB Der Betrieb (Zeitschrift) 
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DBW Die Betriebswirtschaft (Zeitschrift) 
DCGK Deutscher Corporate Governance Kodex 






DM Deutsche Mark 
DNotZ Deutsche Notar-Zeitschrift 
DrittelbG Drittelbeteiligungsgesetz 
DStJG Veröffentlichungen der Deutschen Steuer- 
juristischen Gesellschaft (Tagungsbände) 
DStR Deutsches Steuerrecht (Zeitschrift) 
DStRE Deutsches Steuerrecht Entscheidungsdienst 
DStZ Deutsche Steuer-Zeitung 
dt. deutsch 
DVBl Deutsches Verwaltungsblatt 
eG eingetragene Genossenschaft 
e.V. eingetragener Verein 
ebd. ebenda 
ECLR European Competition Law Review 
EFG Entscheidungen der Finanzgerichte (Zeitschrift) 
EGAO Einführungsgesetz zur Abgabenordnung 
EGBGB Einführungsgesetz zum BGB 
EL Ergänzungslieferung (Loseblatt) 
EntgO Entgeltordnung 
ErbStG Erbschaftsteuergesetz 
ESG Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts 
EStG Einkommensteuergesetz 
EU Europäische Union 
EuG Gericht der Europäischen Union 
EuGH Europäischer Gerichtshof 
EUR Euro (Währung) 
EWR Europäischer Wirtschaftsraum 
f. folgende (Randnummer/Seite o. ä.) 
FA Finanzamt 
FAS Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung 
FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung 
ff. folgende (Randnummern/Seiten o. ä.) 
FG Finanzgericht / Festgabe 
FGO Finanzgerichtsordnung 
FMStG Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
FN-IDW IDW-Fachnachrichten (Zeitschrift) 
Fn. Fußnote 




FWW Die Freie Wohnungswirtschaft (Zeitschrift) 
G Gesetz 
gAG Gemeinnützige Aktiengesellschaft 








(g)GmbH (gemeinnützige) Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung 
GmbH-StB Der GmbH-Steuerberater (Zeitschrift) 
GmbHG GmbH-Gesetz 
GmbHR GmbH-Rundschau (Zeitschrift) 
GNotKG Gerichts- und Notarkostengesetz 
GoA Geschäftsführung ohne Auftrag 
grdl. grundlegend 
grds. grundsätzlich 
GrS Großer Senat 
GrStG Grundsteuergesetz 
GS Gedächtnisschrift 
h.L. herrschende Lehre 








i.B.a. in Bezug auf 
i.d.F. in der Fassung 
i.d.R. in der Regel 
i.d.S. in diesem Sinne 
i.E. im Ergebnis 
i.e. id est (das ist) 
i.e.S. im engeren Sinne 
i.R.d. im Rahmen des/r 
i.R.e. im Rahmen eines/r 
i.S. im Sinne 
i.S.d. im Sinne des/r 
i.S.e. im Sinne eines/r 
i.S.v. im Sinne von 
i.Ü. im Übrigen 
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i.V.m. in Verbindung mit 
i.w.S. im weiteren Sinne 
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer 
insb. insbesondere 
jurisPR Juris PraxisReport 
JuS Juristische Schulung (Zeitschrift) 
JVEG Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz 
JZ Juristenzeitung 
KG Kommanditgesellschaft / 
Kammergericht (Berlin) 













m.E. meines Erachtens 
m.w.N. mit weiteren Nachweisen 
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht 
MitbestG Mitbestimmungsgesetz 
MoMiG Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts 
und zur Bekämpfung von Missbräuchen 
Mrd. Milliarde(n) 
n.F. neue(r) Fassung 
n.v. nicht veröffentlicht 
NdsRPfl Niedersächsische Rechtspflege (Zeitschrift) 
NdsStiftG Niedersächsisches Stiftungsgesetz 
NJW Neue Juristische Wochenschrift 
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift 
Rechtsprechungs-Report 
NPLY Non Profit Law Yearbook 
NPO Non-Profit Organisation 








NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 
o.ä. / o.Ä. oder ähnlich / Ähnliches 
o.g. oben genannte(s) 
OFD Oberfinanzdirektion 
öffentl. öffentlich 
OHG offene Handelsgesellschaft 
OLG Oberlandesgericht 
OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in 
Zivilsachen einschließlich der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 
p.a. per annum 
ProstG Prostitutionsgesetz 
RabelsZ Zeitschrift für ausländisches und internationales 
Privatrecht, begründet von Rabel 
RFH Reichsfinanzhof 
RFHE Sammlung der Entscheidungen des 
Reichsfinanzhofs 
RG Reichsgericht 
RGZ Sammlung der Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilsachen 
rkr. rechtskräftig 
Rn. Randnummer 







s.o. siehe oben 
s.u. siehe unten 
S&S Stiftung & Sponsoring (Zeitschrift) 
SaarlStiftG Saarländisches Stiftungsgesetz 
SB Stiftungsbrief (Zeitschrift) 
SchlHolstStiftG Gesetz über rechtsfähige Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts (Schleswig Holstein) 
SGB IV Sozialgesetzbuch Viertes Buch – Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung 
SGB VI Sozialgesetzbuch Sechstes Buch – Gesetzliche 
Rentenversicherung 
SGB VII Sozialgesetzbuch Siebtes Buch – Gesetzliche 
Unfallversicherung 
sog. so genannt(e) 




SteuerStud Steuer und Studium (Zeitschrift) 
StiftG (Landes-) Stiftungsgesetz 
str. streitig 
StuW Steuer und Wirtschaft (Zeitschrift) 
SZ Süddeutsche Zeitung 
TV Tarifvertrag 
TVöD (/-L) Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (Länder) 
Tz. Textzahl 
u.a. unter anderem / und andere 
u.Ä. und Ähnliches 












usw. und so weiter 
v. von / vom 




vGA verdeckte Gewinnausschüttung 
vgl. vergleiche 
VM Verbands-Management – Fachzeitschrift für 
Verbands- und Nonprofit-Management 
(Schweiz) 
VMI Verbandsmanagement Institut (Schweiz) 
VO Verordnung 
Vorbem(.) Vorbemerkung 
VorstAG Gesetz zur Angemessenheit der 
Vorstandsvergütung 
vs. versus 
VVaG Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
VZ Veranlagungszeitraum 




WGG Gesetz über die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen 
WM Wertpapiermitteilungen (Zeitschrift) 
WuB Entscheidungsanmerkungen zum Wirtschafts- 
und Bankrecht (Zeitschrift) 
z.B. zum Beispiel 
z.T. zum Teil 
ZfbF Schmalenbachs Zeitschrift für betriebs- 
wirtschaftliche Forschung 
ZfP Zeitschrift für Personalforschung 
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und 
Gesellschaftsrecht 
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und 
Wirtschaftsrecht 
Ziff. Ziffer 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und 
Insolvenzpraxis 
ZKF Zeitschrift für Kommunalfinanzen 
ZögU Zeitschrift für öffentliche und gemein- 
wirtschaftliche Unternehmen 
ZSt Zeitschrift zum Stiftungswesen 
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 Tarifverträge  254–57, 276 
 Umsatzsteuer  253 
 Vergütungsordnungen  206, 254, 256 
 Verrechnungspreise  264–66 
 vGA  234 
 zweckspezifisch  276–77 
Sachregister 
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Anspruchsgrundlage  Siehe 
Vergütungsanspruch 
Anstellung  Siehe An- und Bestellung 
Anstellungsvertrag 
 § 612 BGB  34–38, 139, 176–81 
 Ausgestaltung  33–34, 104–6, 138, 167 
 Kündigung  Siehe Vergütungsanspruch 
Beendigung 
Arbeitnehmerüberlassung  Siehe 
Personalüberlassung 
Arbeitsmarkt  262, 267 
Aufwendungsersatz 
 Auftrag  17, 103, 154 
 GoA  18 
 Pauschalen  21–23 
Ausbildung  268 
Ausgliederung  316–20 
Auskunftspflicht  26, 76, 95 
Ausschließlichkeit(sgebot)  191–93, 195, 217, 
244 
Begünstigungsverbot (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO)  
239–41 
 Abgrenzung  239 
 Begünstigung  241 
beherrschende Gesellschafter  170, 234–35, 
238, 321 
beherrschender Einfluss  212, 317–18 
Beirat  Siehe [jeweilige Rechtsform] weitere 
Organe 
Berufserfahrung  63, 268, 269–70 
Besoldung  Siehe Angemessenheit öffentlicher 
Dienst 
Bestellung  Siehe An- und Bestellung 
Betriebe gewerblicher Art (BgA)  189, 202, 
211, 226, 264 
Betriebsausgaben  228, 313, 315, Siehe auch 
Veranlassung 
Beweislast  145, 246 
 Umkehr  198, 258, 280–82 
Bezüge  Siehe Vergütung 
bürgerschaftliches Engagement  2, 13, 53, 57, 
190 
Bürgerstiftung  84, 121, Siehe auch Stiftung 
Erscheinungsformen 
Darlegungslast  Siehe Beweislast 
Drittbegünstigung(sverbot)  Siehe 
Begünstigungsverbot 
Drittvergleich  Siehe Fremdvergleich 
Ehrenamt 
 Begriff  56, 66 
 Haftung  9, 50, 59, 76, 119 
 Unentgeltlichkeit  57–69 
Ehrenamtsstärkungsgesetz  38, 40, 53–55, 86, 
107 
eingetragener Verein  13–17 
 korporatives Verhältnis  25–28 
 Mitgliederversammlung  14 
 Satzung  23–25 
 Vorstand  14 
 weitere Organe  15 
Einheit der Rechtsordnung  65 
Entgelt  Siehe Vergütung 
Ermessen  214, 263, 279, 283 
 Ermessenstantieme  Siehe variable 
Vergütung Ermessenstantieme 
Familienstiftung  83, Siehe auch Stiftung 
Erscheinungsformen 
Fremdvergleich 
 § 55 Abs. 1 AO  257–59 




 for-profit  255, 259–63, 275–76, 281, 297 
 interner Betriebsvergleich  259–60, 271, 
272 
 Vergütungsstudien  246, 260–64, 274 
 vGA  232, 237–38 
Fundraising  143, 180, 289, 313 
gAG  Siehe Aktiengesellschaft 
Gegenwartsnähe (Gebot der)  185–86, 192, 
300–1 
Gehalt  Siehe Vergütung 
Gehaltsstrukturuntersuchungen  Siehe 
Fremdvergleich Vergütungsstudien 
Gemeinnützigkeit 
 Aberkennung  207, 213–16 
 allgemein  184–86 
 Feststellung (§ 60a AO)  205–6 
 satzungsmäßige  186, 201–7, Siehe auch 
Mustersatzung 
 tatsächliche Geschäftsführung  186, 208–
15 
 Zweck  Siehe privilegierte Zwecke 
Genossenschaft  3, 13–15, 120, 208, 274 
Geschäftsführer  Siehe [jeweilige Rechtsform] 
weitere Organe bzw. GmbH Geschäftsführer 
Geschäftsführung  Siehe Gemeinnützigkeit 
tatsächliche Geschäftsführung 
Gesellschaftsbeteiligungen  212, 316–18 
gesonderte Feststellung  Siehe 
Gemeinnützigkeit Feststellung (§ 60a AO) 
Gewinnaufschlag  264 
gGmbH  Siehe GmbH gemeinnützig 
GmbH 
 gemeinnützig  117, 122–24, 126–27 
 Geschäftsführer  125, 181 
 Gesellschafterversammlung  125 
 Gründung  124 
 im Dritten Sektor  118–19 
 korporatives Verhältnis  161–63, 175 
 Unternehmergesellschaft (UG)  125, 132 
 weitere Organe  126, 127–29, 174–76 
Haftung  75, 96, 140 
 Rückforderung  77 
 Schadensersatz  76, 140, 141 
Hauptamtlichkeit  108, 200, 225, 269, 272 
Hierarchie  15, 271, 299 
Hilfsperson  195 
ideelle Sphäre  210, 225, 277, 289, 313 
iustum pretium  145, 266 
Karlsruher Tabelle  261, 276 
KiTa-Rechtsprechung  Siehe Verein 
Abgrenzung 
Konzession  7, 82 
Kopplungsklausel  70–71, 74, 150 
Kündigung  Siehe An- und Bestellung sowie 
Vergütungsanspruch Beendigung 
Kündigungsschutz  72–73, 296 
Kuratorium  Siehe Stiftung weitere Organe 
Liebhaberei  222 
Lohn  Siehe Vergütung 
Mittel  Siehe Mittelverwendung 
Mittelbeschaffung  210–12, 220, 289–91, 303 
Mittelverwendung  217–25 
 Ausnahmen  224 
 Fehlverwendung  215–16, 221, 316, 319–
20 
 Mittel (Begriff)  217–18 
 Vergütung  225 
 Verlustausgleich  218, 221–22, 304 




 Verwendung (Grundsätze)  219–20 
 Verwendungsrechnung  290, 302, 307, 
327 
 zeitnah  Siehe zeitnahe Mittelverwendung 
Mittelverwendungsrechnung  Siehe 
Mittelverwendung Verwendungsrechnung 
Mustersatzung  63, 78–79, 124, 170, 203–4, 
208, 244 
nahestehende Personen  198, 199, 232, 240 
Nebenzweckprivileg  10–12, 193 
nutzungsgebundenes Vermögen  302–3, 305, 
307 
Öffnungsklausel  75, 156, 181, 208 
Organisationsrecht  78, 118, 142, 157, 168 
Organstellung  Siehe An- und Bestellung 
Organvergütung  Siehe Vergütung 
Pension  Siehe Altersversorgung 
Personalgestellung  Siehe Personalüberlassung 
Personalüberlassung  195, 224, 265, 319–20 
Personengesellschaft  185, 212, 318, 319 
Principal-agent theory (Agenturtheorie)  95 
privilegierte Zwecke  186–90 
 gemeinnützige (i.e.S.)  187–88 
 kirchliche  189 
 mildtätige  188, 194, 227, 269 
Professionalisierung  2, 119, 178, 179 
Provision  Siehe variable Vergütung Provision 
Qualifikation  Siehe Ausbildung sowie 
Berufserfahrung 
Relativität der Rechtsbegriffe  65 
Rücklage  306–9, 327 
 AG  132 
 Betriebsmittelrücklage  308, 311, 312, 
327 
 wG  303 
Rückstellung  304, 325, 327 
Satzungsänderung  28, 97, 156, 164, 176 
 Gemeinnützigkeit  204, 207 
 Stiftung  109–16 
Satzungserfordernis 
 AG und GmbH  181–82 
 Gemeinnützigkeit  Siehe 
Gemeinnützigkeit satzungsmäßige 
 Öffnungsklausel  Siehe Öffnungsklausel 
 Stiftung  107–8 
 Verein  53–54 
say on pay  140 
Schätzung  246, 261, 266–67, 272 
Selbstlosigkeit 
 allgemein  196–201 
 Eigenwirtschaftlichkeit  198–99 
Selbstorganschaft  177–80, 238, 259, 299 
Selbstzweckhaftigkeit  85, 193, 201, 222, 225 
Sicherheitszuschlag  241 
social impact  Siehe variable Vergütung 
Erfolgsmessung 
Spendeneinwerbung  92, 219, 270, 290 
Sphärentheorie  210–12, 313 
Steuervergünstigung  184–85, 201 
Stifterwille  85, 98, 109, 113 
Stiftung 
 Anerkennung  88–90 
 Aufsicht  89–90, 95–96, 98, 104 
 Destinatär  87, 90, 101 
 Erscheinungsformen  82–84 
 Geschichte  80–84 
 im Dritten Sektor  90–93 




 Stiftungsvermögen  86 
 Stiftungszweck  85, 98, 101, 105, 113 
 Vorstand  94–98 
 weitere Organe  98–100 
Stiftungsersatzform  92, 119, 121 
Stiftungskapital  Siehe  Stiftung 
Stiftungsvermögen 
Subvention  Siehe Steuervergünstigung 
Tantieme  Siehe variable Vergütung Tantieme 
Tochtergesellschaften  120, 196, 213, 317, 319 
Trennungstheorie  Siehe An- und Bestellung 
Üblichkeit  45, 105, 135, 258, 283 
 § 612 BGB  37–38, 179 
 § 87 AktG  142–43, 181, 251 
 vGA  233, 258, 260 
Unentgeltlich  Siehe Ehrenamt 
Unmittelbarkeit  194–96, 306, 310 
unverhältnismäßige Höhe  Siehe 
Angemessenheit 
variable Vergütung  277–93, 312 
 Aktiengesellschaft  139, 143, 156 
 Begriffe  278–80 
 Erfolgsmessung  285–86 
 Ermessenstantieme  283, 295, 299 
 Gemeinnützigkeit  283–93 
 GmbH  167 
 Provision  280, 284, 289–90 
 sphärenspezifisch  288–92 
 Tantieme  279–82 
 Umsatztantieme  282, 288, 291 
 vGA  280–83 
 Zielvereinbarung  279 
 
Veranlassung 
 gemischt  277, 313, 315, 316–20 
 grundsätzlich  219, 228–29 
 vGA  Siehe verdeckte 
Gewinnausschüttung Veranlassung 
Verbrauchsstiftung  86–87 
verdeckte Gewinnausschüttung 
 beherrschende Gesellschafter  Siehe 
beherrschende Gesellschafter 
 Ernstlichkeit  233, 257 
 Grundsätze  228–36 
 ordentlicher und gewissenhafter 
Geschäftsleiter  233, 263, 265 
 Rechtsfolge  235 
 variable Vergütung  Siehe variable 
Vergütung vGA 
 Veranlassung  228–29, 231–34, 281 
 Vermögensminderung  230 
Verein 
 Abgrenzung  10–13 
 Geschichte  6–12 
 Idealverein  Siehe eingetragener Verein 
 im Dritten Sektor  8–9 
 nicht eingetragener Verein  6 
 wirtschaftlicher Verein  6–7, 10–12 
Vergütung 
 Anspruch  Siehe Vergütungsanspruch 
 Definition  21 
 erfolgsabhängig  Siehe variable 
Vergütung 
Vergütungsanspruch 
 § 612 BGB  34–38, 164, 176–81 
 Auftrag  21, 103 
Sachregister 
400 
 Beendigung  69–75, 106, 147–52, 159–
60, 171–74, Siehe auch An- und 
Bestellung 
 Begrenzung  Siehe Angemessenheit 
 Dienstvertrag  Siehe Anstellungsvertrag 
 GoA  19–20 
 Landesstiftungsrecht  103–4 
 Satzung  25–28, 101–2, 156, 164 
 Unwirksamkeit  Siehe Haftung 
 vGA  236 
Vergütungsstudien  Siehe Fremdvergleich 
Vergütungsstudien 
Verlustausgleich  Siehe Mittelverwendung 
Verlustausgleich 
Vermögensbindung (satzungsmäßige)  203, 
207, 214, 220 
Vermögensverwaltung  210, 277, 316 
Verwaltungskosten  222–24 
 Personalkosten  216, 249, 315, 320 
 Quote  221, 223, 249–50, 286, 314–16 
Verwaltungsrat  Siehe [jeweilige Rechtsform] 
weitere Organe 
Vorstand  Siehe [jeweilige Rechtsform] 
Vorstand 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb  211, 277, 
292, 317 
 Verlustausgleich  Siehe 
Mittelverwendung Verlustausgleich 
zeitnahe Mittelverwendung (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 
AO) 
 Ausnahmen  305–10 
 Grundsätze  300–305, Siehe auch 
Gegenwartsnähe (Gebot der) 
 Mittelvortrag  302 
 Rücklage  Siehe Rücklage 
 Vergütung  310–12 
 Vermögensbildung  310 
 Verwendung  302, Siehe auch 
Mittelverwendung Verwendung 
(Grundsätze) sowie nutzungsgebundenes 
Vermögen 
 Verwendungsüberhang  298, 304 
 zeitnah (S. 3)  304 
Zielvereinbarung  Siehe variable Vergütung 
Zielvereinbarung 
Zuwendungsverbot (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 
AO)  225–28, 238–39 
 Fremdvergleich  237–38 
 Mitglieder (Begriff)  226 
 Veranlassung  Siehe verdeckte 
Gewinnausschüttung Veranlassung 
 Zuwendung (Begriff)  226–28 
Zweckbetrieb  212, 291, 318 
Zweckerreichung  88, 193, 195 
Zweck-Mittel-Relation  11, 224, 245 
 
